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EDITORIAL/157: Nebelpoeme (SB)





Wochendruckausgabe 157 der Elektronischen Zeitung Schattenblick zum
16.11.2019
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Nebelpoeme

Grautrüb hängt der naßkalte Vorhang im Dazwischen und Davor über
feuchten Wiesen, Feldern und Äckern unter einem sonnenlichtgefluteten
Himmel seinen novemberspäten Gedanken nach, die, der feuchten Erde
entrungen, sich doch träge weigern, zu schnell im hellen Blau des
Himmels in ihre Bestandteile zu zerstieben, um sich dort verteilt am
Ende nicht mehr wiederzufinden.

Der graue Dunst oder Nebel auch gerade am Ende des Jahres bedarf
keiner dezidierten Beschreibung, denn er ist das finale feuchte Tuch,
dem schlußendlich nicht nur die von den Wipfeln gesprungenen Blätter
des Waldes schnellstens erliegen, bis die Erde sie verschlingt,
sondern auch die Pfütze, welcher er fortwährend entsteigt und die dem
unbedachten Schritt des Menschen nicht selten zur triefenden
Überraschung wird.

Vom Boden- und Hochnebel ist die Rede, der, bald in den späten
Morgenstunden in die höheren Regionen der Luft gestiegen, dann doch
seinen Anschluß an die anderen Wolken sucht und mit Gewißheit zu
irgendeinem Zeitpunkt seiner weiteren Reise mit den Regentropfen aller
übrigen Luftgewässer wieder zur Erde zurückkehren wird.

Ihre Schattenblick-Redaktion


15. November 2019
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RUNDSCHREIBEN/002: Liebe Leserin, lieber Leser (SB)


Ankündigung der Wochendruckausgabe 158 der Online-Tageszeitung Schattenblick



Stelle-Wittenwurth, den 14. März 2020


Liebe Leserin, lieber Leser,

die Fortsetzung der regelmäßigen Erscheinung unserer
Wochendruckausgabe der Online-Tageszeitung Schattenblick
wird aus technischen Gründen leider erst ab Samstag,
den 6. Juni 2020 möglich sein.

Bis dahin wünschen wir Ihnen ergiebige Information und viel Spaß
beim Lesen und Stöbern in unserer Online-Tageszeitung Schattenblick
und ihren Archiven unter www.schattenblick.de.


Mit den besten Grüßen in Vertretung Ihrer Schattenblick-Redaktion,

Helmut Barthel

14. März 2020
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INFOPOOL / POLITIK / BRENNPUNKT





SYRIEN/114: Dominostein Damaskus - Sanktionen gegen das Volk ... (german-foreign-policy.com)


Informationen zur Deutschen Außenpolitik - 16. Juni 2020

german-foreign-policy.com

Hoffen auf die Hungerrevolte

EU und USA verlängern und verschärfen ihre Syrien-Sanktionen und setzen auf
Sturz der Regierung durch Elendsunruhen.



BERLIN/WASHINGTON/DAMASKUS - Nach der Verlängerung der
EU-Sanktionen gegen Syrien und vor dem Inkrafttreten weiterer
US-Zwangsmaßnahmen spekulieren westliche Außenpolitiker auf Hungerrevolten
gegen die Regierung in Damaskus. Die aktuelle Verschärfung der
Wirtschaftskrise, ausgelöst durch Furcht vor der morgen startenden neuen
US-Sanktionsrunde ("Caesar Act"), könne "die Herrschaft von Baschar 
al-Assad ernsthaft bedrohen", heißt es hoffnungsfroh in deutschen Leitmedien.
Tatsächlich verschlimmern die Sanktionen, die Brüssel und Washington
verhängt haben, die Lage der syrischen Bevölkerung bereits seit Jahren.
Schon 2015 urteilten Experten, sie hätten "die Brutalität" des Syrienkriegs
"vielfach verschärft". Der European Council on Foreign Relations stufte die
transatlantischen Zwangsmaßnahmen vergangenes Jahr als "Politik der
verbrannten Erde" ein. Die EU hat ihre Sanktionen zuletzt Ende Mai
verlängert, obwohl mehrere UN-Stellen mit Blick auf die Covid-19-Pandemie
forderten, sie aufzuheben oder zumindest abzuschwächen, um eine humanitäre
Katastrophe zu verhindern.

Im zehnten Jahr

Die EU-Sanktionen gegen Syrien gehen mittlerweile in ihr zehntes Jahr.
Erstmals verhängt im Frühjahr 2011, wurden sie bereits im Jahr darauf von
Experten als sehr weitreichend beschrieben.[1] Sie umfassten von Beginn an
nicht nur ein Waffenembargo sowie Visasperren und das Einfrieren des
Vermögens zahlreicher Einzelpersonen sowie Unternehmen, sondern auch
Schritte gegen syrische Banken. Hinzu kam ein Ölimbargo inklusive des
Verbots, Syriens Ölbranche mit Ausrüstung und mit Ersatzteilen zu versorgen
sowie syrische Öllieferungen in Drittstaaten zu versichern. Bereits 2012
wiesen Spezialisten zudem darauf hin, die Sanktionen schüfen ein Klima der
Unsicherheit; sie seien geeignet, auch den noch legalen Handel von
Unternehmen aus der EU mit Syrien zu schädigen, da niemand wisse, ob
und wann das Brüsseler Sanktionsregime ausgeweitet werde. Die
EU-Sanktionsliste ist immer wieder ausgedehnt worden und umfasst nun 295
Personen sowie 78 Unternehmen und Institutionen. Schwer wiegt aktuell
insbesondere, dass jegliche Finanzierung von Infrastrukturprojekten, die
auf irgendeine Art und Weise dem syrischen Staat zugute kommen, verboten
ist. Damit stehen die Sanktionen dem dringend erforderlichen Wiederaufbau
des kriegszerstörten Landes unmittelbar im Weg.[2]

"Politik der verbrannten Erde"

Aufgrund seiner Folgen ist das Sanktionsregime, das seit 2011 nicht nur von
der EU, sondern auch von den USA aufrechterhalten wird, immer wieder scharf
kritisiert worden. Bereits im Sommer 2012 wies die renommierte medizinische
Fachzeitschrift The Lancet darauf hin, das Embargo - laut einer im Auftrag
der UN erstellten Studie "eines der kompliziertesten und am weitesten
reichenden Sanktionsregimes überhaupt" [3] - bringe "verheerende"
Konsequenzen mit sich: Es trage dazu bei, dass die syrische Währung
kollabiere und Importe unerschwinglich mache; auch hätten sich
beispielsweise die Preise für Grundnahrungsmittel wie Reis, Milch und Eier
verdoppelt, die Kosten für Heizöl verdreifacht.[4] "Sanktionen zählen zu
den Hauptursachen für das Leid der Bevölkerung in Syrien und sind eine
bedeutende Ursache für die Verstetigung des Konflikts", urteilte
The Lancet im Sommer 2015; sie hätten "die Brutalität dieses Konflikts
vielfach verschärft".[5] Die EU- und US-Sanktionen gegen Syrien hätten seit
2011 "verheerende Auswirkungen auf die gesamte Wirtschaft und das tägliche
Leben der einfachen Menschen gehabt", stellte im Mai 2018 der
UN-Sonderberichterstatter zu den negativen Auswirkungen einseitiger
Zwangsmaßnahmen, Idriss Jazairy, fest.[6] Der European Council on Foreign
Relations stufte sie vergangenes Jahr als "Politik der verbrannten Erde"
ein, "die unterschiedslos und willkürlich gewöhnliche Syrer bestraft und
legitime Geschäfte bedroht".[7]

Die Antwort der EU

Von den Sanktionen betroffen ist insbesondere auch die medizinische
Versorgung der Bevölkerung. Laut einer Recherche, die kürzlich an der
London School of Economics veröffentlicht wurde, konnte 2010, unmittelbar
vor Kriegsbeginn, ein Großteil von Syriens Bedarf an Medikamenten aus
einheimischer Produktion gedeckt werden. Wurde der jährliche Umsatz auf dem
syrischen Markt für pharmazeutische Produkte damals auf rund 400 Millionen
US-Dollar geschätzt, so stellten syrische Firmen einen Anteil von 350
Millionen US-Dollar, während Medikamente im Wert von 40 bis 50 Millionen 
US-Dollar - insbesondere Mittel gegen Krebs sowie Impfstoffe - aus dem Ausland
importiert wurden.[8] Die Sanktionen haben dazu geführt, dass die Einfuhr
pharmazeutischer Grundstoffe verkompliziert und massiv verteuert wurde.
Darüber hinaus haben westliche Firmen Lizenzen zurückgezogen; zudem ist der
Import von Ausrüstung zur Herstellung von Pharmazeutika ebenso
eingeschränkt wie der Import medizinischen Geräts. Die wiederholte
Behauptung der EU, die

Sanktionen behinderten die medizinische Versorgung der Bevölkerung nicht,
entspricht der syrischen Lebensrealität nicht. Bereits im März riefen 
UN-Menschenrechtskommissarin Michelle Bachelet und die 
UN-Sonderberichterstatterin für das Recht auf Nahrung, Hilal Elver, dazu auf,
die Sanktionen unter anderem gegen Syrien im Kampf gegen die 
Covid-19-Pandemie einzustellen oder zumindest abzuschwächen, um eine humanitäre
Katastrophe wegen mangelhafter medizinischer Versorgung zu verhindern.[9]
In Antwort darauf hat die EU die Sanktionen am 28. Mai ohne jegliche
Einschränkung verlängert.

"Instabilität verstärken"

Darüber hinaus weiten die Vereinigten Staaten ihre Sanktionen gegen Syrien
massiv aus. Am morgigen Mittwoch wird die erste Stufe des Caesar Syrian
Civilian Protection Act in Kraft treten, eines im Dezember 2019
verabschiedeten US-Gesetzes, das die extraterritoriale Anwendung
ökonomischer Zwangsmaßnahmen gegen Syrien vorsieht. Demnach haben Staaten,
Unternehmen oder Personen, die die syrische Regierung militärisch,
wirtschaftlich oder finanziell unterstützen, mit empfindlichen Strafen in
den Vereinigten Staaten zu rechnen. Bereits im Dezember hat 
US-Außenminister Mike Pompeo erklärt, der Caesar Act sende "ein klares
Signal", "kein auswärtiger Akteur" solle mit der syrischen Regierung
"Geschäfte machen".[10] Über das Ziel der Maßnahme, die geeignet ist,
Syrien noch umfassender ökonomisch zu isolieren, hieß es im Februar in der
US-Fachzeitschrift Foreign Affairs, "zumindest" könne sie die Regierung in
Damaskus noch weiter schwächen und "die Instabilität in
regierungskontrollierten Gebieten verstärken".[11]

"Armut und Not machen mutig"

Faktisch läuft dies auf das Aushungern der Bevölkerung zwecks Entfachen
einer Hungerrevolte hinaus. Schon heute leben laut Schätzungen von Experten
mehr als 80 Prozent der 18 Millionen im Land verbliebenen Syrer unterhalb
der Armutsgrenze. Elf Millionen von ihnen sind auf humanitäre Hilfe
angewiesen.[12] Tatsächlich hat bereits die Aussicht, dass in Kürze
Washingtons Caesar Act in Kraft treten wird, die Wirtschaftskrise in Syrien
dramatisch zugespitzt; mittlerweile kommt es zu ersten Protesten, über die
auch in deutschen Medien aufmerksam berichtet wird. Dort heißt es etwa
hoffnungsfroh: "Armut und Not machen Syrer mutig".[13] Andere urteilen, die
Krise könne "die Herrschaft von Baschar al-Assad ernsthaft bedrohen".[14]

"Ein Verbrechen"

Das anhaltende Spekulieren der westlichen Mächte auf Elendsunruhen
kontrastiert stark mit den Warnungen, die schon seit Jahren über Strukturen
der katholischen Kirche aus Syrien nach Europa gelangen. Die Sanktionen
seien "inhuman, weil sie die ganze Bevölkerung bestrafen", protestiert etwa
der Apostolische Vikar von Aleppo, Bischof Georges Abou Khazen: "Bei uns
verhungern die Leute. Es gibt keine Medikamente. Es gibt keine Arbeit".[15]
"Für uns sind die Sanktionen ein Verbrechen", wird der Bischof zitiert:
"Wir sind sehr enttäuscht von der Europäischen Union. Wer weiß, was nach
dem Inkrafttreten des neuen 'Caesar"-Akts geschieht."
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KOHLEALARM/731: Klimakampf und Kohlefront - Wasser muß natürlich fließen ... (Umweltgruppe Cottbus)


Umweltgruppe Cottbus e.V. - Pressemitteilung vom 14.06.2020

Schneller Kohleausstieg schont die Wasserressourcen der Lausitz

Schaffung großflächiger Tagebauseen nicht länger verantwortbar



Berlin/Cottbus - Ein schneller Kohleausstieg ist aus Sicht der GRÜNEN LIGA
dringend nötig, um die Wasserressourcen in der Bergbauregion Lausitz zu
schonen. Die Schaffung weiterer großflächiger Tagebauseen durch den
Kohlekonzern LEAG ist aufgrund ihrer hohen Verdunstungsverluste nicht mehr
verantwortbar.

"Mit jedem Tag weiterem Kohleabbau wird das Grundwasserdefizit in der
Lausitz größer", betont René Schuster von der Bundeskontaktstelle
Braunkohle der GRÜNEN LIGA, der beim Fachgespräch am Montag im
Umweltausschuss des Deutschen Bundestages als Sachverständiger auftreten
wird.

Weitere großflächige Tagebauseen sieht Schuster angesichts des Klimawandels
als nicht mehr verantwortbar an: "Die Lausitzer Tagebauseen verdunsten im
Sommer schon jetzt mehr Wasser, als die Spree nach dem Spreewald überhaupt
noch Wasser führt. Weitere Verdunstungsflächen können wir uns im
Spreegebiet nicht leisten. Dennoch plant die LEAG aus ihren Tagebauen
weitere 7400 Hektar offene Wasserflächen. Diese Seen treiben die
Verdunstung genau dann in die Höhe, wenn auch in der Spree zu wenig Wasser
ist. Einmal hergestellte Tagebauseen belasten die Abflussbilanz des
Spreegebiets für Jahrhunderte."

Die Braunkohlenpläne für die Tagebaue Welzow und Nochten stehen konkret zur
Überarbeitung an. Diese Verfahren müssen dazu beitragen, die Wasserprobleme
wirksam zu verringern.


Hintergrund:

In der Lausitz existieren bereits 12.500 Hektar Bergbaufolgeseen, die nach
Daten des Deutschen Wetterdienstes im Juli 6,4 Kubikmeter Wasser pro
Sekunde verdunsten. Der Durchfluss der Spree nach dem Spreewald (Pegel
Leibsch) lag vor diesem Wochenende unter 2 Kubikmeter pro Sekunde. Der
tschechische LEAG-Konzern, der die aktiven Tagebaue in der Lausitz
betreibt, plant bisher Seen von 2000 Hektar nach dem Tagebau Nochten, 1490
ha nach dem Tagebau Reichwalde, 1900 Hektar Tagebau Cottbus-Nord, 1573 ha
Tagebau Welzow-Süd und mehr als 500 Hektar beim Tagebau Jänschwalde -
zusammen das 10fache des Müggelsees, der mit 743 ha der größte Berliner See
ist. Für einen Tagebaubetreiber ist die Anlage großer Wasserflächen
offensichtlich die billigste Form der Rekultivierung - solange er für die
Langzeitfolgen nicht zur Verantwortung gezogen wird.

Die am Freitag dem Umweltausschuss des Bundestages übermittelte
Stellungnahme beschäftigt sich neben der Wasserthematik auch mit der 
völlig intransparenten Zahlung von 1,75 Milliarden Euro an die LEAG, 
die der Gesetzentwurf des Kohleausstiegsgesetzes bisher vorsieht.


Mehr Informationen zur Anhörung im Deutschen Bundestag: "Ökologische
Aspekte des Kohleausstiegs":

https://www.bundestag.de/resource/blob/698906/b177741bc3bf44df34783320319e09e3/to_074-Sitzung_15-06-20_Kohleausstieg-data.pdf

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 14.06.2020
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KOHLEALARM/730: Klimakampf und Kohlefront - Hambi stirbt ... (Michael Zobel)


14. Juni 2020, 74 Monate Wald statt Kohle, 74 Monate Sonntagsspaziergang


von Michael Zobel, 11. Juni 2020



Liebe Wald- und Naturschützer*innen, Pressevertreter*innen, Mitmenschen...

Sonntag, 14. Juni 2020, Wald statt Kohle, 74 Monate Sonntagsspaziergang im
und am Hambacher Wald - natürlich corona-kompatibel

11:30 Uhr Treffpunkt an der Zufahrt zum Kieswerk Collas zwischen
Morschenich und Buir, 12:00 Uhr Start mehrerer Kleingruppen auf diversen
Routen, auch einer Fahrradtour, und

11:30 Uhr Treffpunkt an der Forsthausstraße in Manheim, ebenfalls Beginn
12:00 Uhr, Start einer etwas kürzeren Führung in den östlichen Teil des
Hambacher Waldes und die alte A4

je nach Teilnehmer*innenzahl werden wir in kleineren corona-konformen
Gruppen unterwegs sein, auch eine Fahrradgruppe auf einer etwas längeren
Route... bitte anmelden, auch vermerken, wer in Manheim starten möchte,
wer ein Fahrrad dabei haben wird...

Sollte es bis Sonntag noch neue Informationen geben, bitte nachschauen auf
www.naturfuehrung.com

Corona geht irgendwann vorbei, die Zerstörung unserer Lebensgrundlagen, die
Vertreibung von Menschen, das Ausradieren von Heimat, der dramatische
Klimawandel und die Lügen der Konzerne und vieler Entscheider gehen
unvermindert weiter.

Deshalb gilt: Wir machen weiter, es ist nötiger denn je. Lange haben wir
überlegt, wo der Spaziergang stattfinden soll. Wir müssten an so vielen
Orten sein, am Wald, in den Dörfern, in Datteln... jetzt ist es der
Hambacher Wald geworden, am 5. Juli sind wir in den Dörfern am Tagebau
Garzweiler.

Die Bagger stehen vor den Bäumen, es wird um den Wald herum gebaggert, auf
die BUND-Wiese zu, sie stehen 200 Meter vor Keyenberg, vernichten gerade
aktuell Lützrath, es werden weiterhin unumkehrbare Tatsachen geschaffen.

Es war so viel los in den letzten Tagen, Aktionen in Datteln, Gottesdienst
an der Kante in Keyenberg, Beethoven auf dem Winzen-Hof, Beethoven im
Hambi, Wachszins oder besser Wachsdank für Arnold am Pfingstdienstag...

Das alles ist aber nur ein Vorgeschmack auf viele kleine und große Aktionen
zum Thema Kohle und Atom in diesem Sommer.

Wir nehmen den Kohleausstieg selbst in die Hand. Die Politik versagt
komplett, wir werden nach wie vor belogen. Vom Ministerpräsidenten und vom
Konzernchef. Der Wald stirbt einen langsamen Tod, gegen alle gegenteiligen
Beteuerungen. Das ist gewollt und die Verantwortlichen schauen zu. Alles
läuft wie gewohnt in NRWE, ein einziger großer Konzern bestimmt und die
Politik nickt alles ab. Das muss ein sofortiges Ende haben.

Deshalb machen wir weiter, im Wald, in den Dörfern, auf den Straßen, bis
der letzte Kohlebagger steht.

In diesem Sinne,

bis Sonntag,

Eva Töller, Michael Zobel, Antje Grothus, Todde Kemmerich und viele
Unterstützer*innen



P.S.: Zum Schluss noch etwas zur Erbauung, am Pfingstmontag fand auf dem
Winzen-Hof in Keyenberg ein grandioses Konzert statt, knapp sechzig
Musiker*innen, Beethovens 6. Symphonie... nehmen Sie sich/nehmt Euch eine
Stunde Zeit, Taschentücher nicht vergessen, viel Spaß...

https://www.alle-doerfer-bleiben.de/beethoven-livestream/

 * 

Quelle:

Michael Zobel, 11. Juni 2020

Naturführer und Waldpädagoge

E-Mail: info@zobel-natur.de

Internet: www.naturfuehrung.com
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MELDUNG/345: Corona-Tracing-Apps - Amnesty findet gravierende Verstöße bei Anwendungen in Nahost, Nordafrika und Europa


Amnesty International - Pressemitteilung vom 15. Juni 2020

Corona-Tracing-Apps: 

Amnesty findet gravierende Verstöße bei Anwendungen in Nahost, Nordafrika
und Europa



Eine Untersuchung von Apps zur Kontaktverfolgung durch Amnesty
International zeigt große Risiken für die Menschenrechte. Die Anwendungen
aus Bahrain, Kuwait und Norwegen fallen beim Menschenrechtsschutz durch.
Die deutsche App verspricht hingegen besseren Schutz.

BERLIN - Experten des Security Labs von Amnesty International haben
Tracing-Apps in elf Ländern im Nahen Osten, in Nordafrika und Europa
analysiert. Das Ergebnis: Einige Apps führen zu gravierenden Verstößen
gegen Menschenrechte. Bahrain, Kuwait and Norwegen nutzen die invasivsten
Anwendungen, die die Privatsphäre, den Datenschutz und die Sicherheit von
Hunderttausenden Menschen gefährden. Norwegen hat inzwischen auf Kritik
reagiert und seine App "Smittestopp" gestoppt. Das deutsche Modell, das an
diesem Dienstag vorgestellt werden soll, könnte die Privatsphäre deutlich
besser schützen als dieser und andere Vorgänger.

"Wir sehen in vielen Ländern, wie wichtig es ist, dass bei Programmierung
und Einsatz von Tracing-Apps wichtige Grundsätze eingehalten werden - sonst
sind dem Missbrauch durch Behörden, aber auch durch Hacker, Tür und Tor
geöffnet", sagt Markus N. Beeko, Generalsekretär von Amnesty International
in Deutschland. "Es ist gut, dass nach einer offenen Diskussion die
deutsche App eine dezentrale Datenspeicherung, Freiwilligkeit und
Transparenz vorsieht. Das ist einem demokratischen Rechtstaat angemessen
und ist Grundlage für das notwendige Vertrauen in die Nutzung der
Technologie", so Beeko.

Nach Ansicht von Amnesty International könnte eine entsprechende noch zu
verabschiedende Gesetzesgrundlage verhindern helfen, dass die Funktionen
der App in Zukunft schleichend ausgeweitet werden oder die Freiwilligkeit -
auch durch private Akteure wie etwa Arbeitgeber - eingeschränkt wird. "Mit
einer dezentralen, Bluetooth-basierten App und einer die Menschenrechte
schützenden gesetzlichen Grundlage könnte Deutschland weltweit mit gutem
Vorbild vorangehen", erklärt Beeko.

Elf Apps zur Kontaktverfolgung erwiesen sich als problematisch bis
gefährlich

Das Security Lab von Amnesty International hat in den vergangenen Wochen
Apps zur Kontaktverfolgung aus Algerien, Bahrain, Frankreich, Island,
Israel, Katar, Kuwait, dem Libanon, Norwegen, Tunesien und den Vereinigten
Arabischen Emiraten einer detaillierten technischen Analyse unterzogen. Die
Apps erwiesen sich als menschenrechtlich problematisch bis gefährlich in
Bezug auf willkürliche Überwachung und Verletzungen von Privatsphäre sowie
Datenschutz. Die Apps "BeAware Bahrain" aus Bahrain, "Shlonik" aus Kuwait
und "Smittestopp" aus Norwegen offenbarten sich gar auf alarmierende Weise
als potentielle Massenüberwachungsinstrumente.

"Die norwegische App war im höchsten Maße invasiv und die Entscheidung,
zurück an das Reißbrett zu gehen, die richtige. Wir fordern die Regierungen
von Bahrain und Kuwait dazu auf, ebenfalls ihre aktuell übergriffigen Apps
zu stoppen. Sie übermitteln die Standorte der Nutzer in Echtzeit an eine
zentrale staatliche Datenbank - ein Vorgehen, das im Rahmen von Maßnahmen
des öffentlichen Gesundheitswesens kaum notwendig oder gar angemessen sein
dürfte", sagt Claudio Guarnieri, Leiter des Security Lab von Amnesty
International.

"Technologie kann äußerst hilfreich sein, um Kontakte zwischen Personen zur
Eindämmung von COVID-19 abzubilden, aber die Privatsphäre darf nicht dem
Bemühen der Regierungen zum Opfer fallen, möglichst schnell eine App
einzuführen", so Guarnieri.

Corona-Apps in Bahrain, Kuwait und Norwegen beruhen auf einem aggressiven
zentralisierten Ansatz und stellen eine große Gefahr für die Privatsphäre
dar. Diese Systeme erfassen Standortdaten per GPS und laden diese in eine
zentrale Datenbank hoch. Damit werden die Bewegungsprofile der Nutzer in
Echtzeit erfasst. Die App "EHTERAZ" von Katar kann optional die Standorte
aller oder auch nur bestimmter Nutzer in Echtzeit orten. (Zum Zeitpunkt der
Untersuchung war diese Funktion deaktiviert).

Die Behörden all dieser Länder können diese vertraulichen persönlichen
Daten leicht einer Person zuordnen, da sich die Nutzer in Katar, Bahrain
und Kuwait mit einer nationalen ID-Nummer registrieren lassen müssen,
während in Norwegen eine Registrierung mit einer gültigen Telefonnummer
erforderlich war - das Norwegische Institut für öffentliche Gesundheit
(NIPH) kündigte am Montag an, seine Tracing-App zu stoppen und alle bislang
gesammelten Daten zu löschen.

Sicherheitslücke in Katars App

Katars "EHTERAZ" erfasst neben den GPS-Koordinaten Bluetooth-Kontakte
zwischen den Geräten der Nutzer und lädt diese hoch. In dieser App hatte
das Security Lab eine große Sicherheitslücke gefunden. Angreifer hätten auf
die vertraulichen persönlichen Informationen von mehr als einer Million
Menschen Zugriff erlangen können. Dies gab vor allem deswegen Anlass zur
Sorge, weil die Nutzung der App ab dem 22. Mai verpflichtend wurde. Die
Sicherheitslücke wurde behoben, nachdem Amnesty die Behörden Ende Mai über
die Entdeckung in Kenntnis gesetzt hatte.

Corona-Apps aus Ländern wie Frankreich, Island und den Vereinigten
Arabischen Emiraten verwenden ein zentralisiertes Modell, wobei
Informationen über Kontakte zwischen den Geräten nur dann hochgeladen
werden, wenn Nutzer freiwillig oder auf Anfrage der Gesundheitsbehörden
melden, dass sie unter Symptomen leiden. Solche freiwilligen und
einvernehmlichen Uploads verringern zumindest das Risiko einer
Massenüberwachung, da die Daten nicht automatisch hochgeladen werden. Das
zentralisierte Modell der französischen App zur Kontaktverfolgung wirft in
Verbindung mit der mangelnden Transparenz darüber, wie die Daten
gespeichert werden, allerdings die Frage auf, ob es möglich wäre, die
Anonymisierung der Nutzerdaten im Nachhinein aufzuheben.

"Regierungen weltweit müssen bei der Einführung fehlerhafter oder in die
Privatsphäre eindringender Apps zur Erfassung von Personenkontakten auf die
Pause-Taste drücken. Wenn Apps zur Rückverfolgung von Kontakten eine
wirksame Rolle bei der Bekämpfung von COVID-19 spielen sollen, müssen die
Menschen darauf vertrauen können, dass ihre Privatsphäre geschützt ist", so
Claudio Guarnieri.

Berücksichtigung von Privatsphäre und Menschenrechten bei der
App-Entwicklung

Die Erfassung von Personenkontakten ist ein wichtiger Teil einer wirksamen
Pandemiebekämpfung und Apps zur Ermittlung von Kontaktpersonen können
helfen, dieses Ziel zu erreichen. Damit sie menschenrechtskonform sind,
müssen bei Apps zur Erfassung von Personenkontakten unter anderem
Privatsphäre und Datenschutz schon bei ihrer Entwicklung Berücksichtigung
finden, das heißt die gesammelten Daten müssen auf das notwendige Minimum
begrenzt und sicher gespeichert werden. Jegliche Datenerhebung muss auf die
Eindämmung von COVID-19 beschränkt sein und sollte nicht für andere Zwecke -
 wie Strafverfolgung, nationale Sicherheit oder Einwanderungskontrolle -
verwendet werden. Auch dürfen Daten nicht an Dritte weitergegeben oder für
kommerzielle Zwecke genutzt werden.

Die Entscheidung, eine App zur Ermittlung von Personenkontakten
herunterzuladen und zu verwenden, muss individuell und absolut freiwillig
erfolgen. Alle erfassten Daten müssen anonym bleiben, auch dann, wenn sie
mit anderen Datensätzen kombiniert werden.

"Regierungen, die zentralisierte Apps zur Ermittlung von Personenkontakten
mit Echtzeit-Ortung einführen, müssen mit der Entwicklung noch einmal von
vorn beginnen. Es gibt bessere Optionen, die es ermöglichen, die
Ausbreitung der Krankheit zu verfolgen, ohne auf die sensiblen persönlichen
Daten von Millionen Menschen zuzugreifen", so Claudio Guarnieri.

Amnesty International hat in erster Linie Apps aus Europa, dem Nahen Osten
und Nordafrika untersucht. Wie Untersuchungen anderer NGOs und Medien
zeigen, gibt es weitere Apps und digitale Plattformen in anderen Regionen,
die erhebliche Gefahren für die Menschenrechte darstellen, unter anderem in
China, Äthiopien und Guatemala.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 15. Juni 2020
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MELDUNG/1075: Black Lives Matter - Zehntausende gegen Rassismus und Polizeigewalt (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Black Lives Matter - Zehntausende gegen Rassismus und Polizeigewalt


Von Peter Vlatten, Arbeitskreis Internationalismus IG Metall Berlin
[1], 13. Juni 2020
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Zehntausende protestieren am Samstag 6. Juni in Berlin gegen Rassismus
und Polizeigewalt. Fast alle Demonstranten waren ernsthaft und als
Zeichen ihrer Trauer und ihrer Empörung durchgehend in Schwarz
gekleidet. Schwarz auch als Zeichen gegen jede Art Ideologie "der
Vorherrschaft weißer Männer".

Es sind alle Altersgruppen, alle Geschlechter, alle Hautfarben
vertreten, aber es sind ganz überwiegend junge Menschen, die hier mit
Ernst protestieren, ein Zeichen setzen wollen gegen strukturellen
Rassismus und Gewalt in Gesellschaft und vor allem auch im
Staatsapparat. Und es ist nicht nur ein Problem in der USA, sondern
weltweit, in Europa und bei uns.


Großdemonstration und Pandemie-Schutzmasssnahmen

Der unerwartet starke Ansturm hat zu Problemen beim Abstandhalten
geführt. Immerhin trägt der weit überwiegende Teil der Demonstranten
Masken. Die Absperrungen der Polizei werden mit großer Disziplin
respektiert, führen aber auch zu problematischen Rückstaus, da immer
neue Leute von hinten ankommen. Viele verlassen deshalb auch wieder
vorzeitig und diszipliniert den Platz. So ziemlich alle Seitenstraßen
sind inzwischen ebenfalls gefüllt, aber eben weitgehend unter
Einhaltung der Regeln.
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I can't breathe

Überall sieht man die Parole "I can't breathe", dass das Opfer der
Polizeigewalt kurz vor seinem Tod immer wieder ausrief. Aber vielen
Teilnehmern ist voll bewusst, dass dies auch allzu oft auf die Opfer
von Covid-19, die auf der Intensivstation landen, zutrifft und
Vorsichtsmaßnahmen, wie zum Beispiel Masken tragen sind eine
Selbstverständlichkeit.


Demonstration gegen die Covid19-Maßnahmen

Parallel fanden nicht weit entfernt vom Alexanderplatz Veranstaltungen
gegen Covid19-Maßnahmen und ein rechter Aufmarsch statt. Statt Schutz,
Respekt und Solidarität wird die Ausgrenzung von anderen Menschen zum
Lösungskonzept erklärt. Doch der Spuk der letzten Wochen löst sich
angesichts der hartnäckigen fantasiereichen Gegenproteste auf. Ein
kleiner Haufen ist übriggeblieben. Ein Teil der Hardcore Rechten
(durch ihre Westen eine Beleidigung der echten Gelbwesten in
Frankreich) hat wohl die eigene Kundgebung vorzeitig verlassen.
Irgendwie haben sie diesen Samstag Berlin als eine "extrem
unfreundliche Stadt" erleben müssen.


Neues Antidiskriminierungsgesetz in Berlin

Berlins neues Antidiskriminierungsgesetz ist bundesweit einmalig.
Polizei-Verbände und Unions-Politiker fordern, keine Polizisten mehr
nach Berlin zu schicken. "Unionspolitiker und Polizei laufen Sturm
gegen das neue Berliner Antidiskriminierungsgesetz. Bayern droht sogar
die Verweigerung der Amtshilfe an. Der Aufschrei deutet darauf hin,
dass das Gesetz überfällig war. Hätte die Polizei kein Problem mit
Rassismus, wie jetzt im Brustton der Überzeugung behauptet wird,
könnte ihr ja ein Diskriminierungsverbot keine Probleme bereiten."
(via Renate Angstmann)

Nur Polizisten, die gegen das Gesetz verstoßen, haben doch etwas zu
befürchten. Wer dagegen Verstöße bei der Polizei unter den Teppich
kehren will, bereitet amerikanischen Verhältnissen den Boden. Die
Berliner Demonstranten haben heute auch diesen Unionspolitikern
deutlich gemacht, was sie von deren Drohungen halten. Wer bei der
Polizei keine Transparenz will, macht sich mit schuldig.


Anmerkung:

[1] http://www.arbeitskreis-internationalismus.de/black-lives-matter-zehntausende-gegen-rassismus-und-polizeigewalt/


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
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STANDPUNKT/484: Solidarität mit der Seebrücke (Flüchtlingsrat Hamburg)


Flüchtlingsrat Hamburg - Pressemitteilung vom 15. Juni 2020

Solidarität mit der Seebrücke

Darstellung der Organisation "Seebrücke" im Verfassungsschutzbericht der
FHH



Mit großer Empörung haben wir, der Flüchtlingsrat Hamburg e.V., zur
Kenntnis genommen, dass eine Organisation mit der wir seit Beginn ihres
Bestehens zusammenarbeiten, die SEEBRÜCKE HAMBURG, im jüngst vorgestellten
Verfassungsschutzbericht 2019 des Innensenators Andy Grote als eine
angeblich linksextremistisch beeinflusste Gruppierung erwähnt wurde. Wir
protestieren schärfstens gegen diese ungerechtfertigte Diffamierung unserer
Freundinnen und Freunde.

Gemeinsam mit der SEEBRÜCKE HAMBURG verlangen wir von Innensenator Andy
Grote eine persönliche Entschuldigung für diese Entgleisung.

Der Vorwurf im Verfassungsschutzbericht 2019, die Organisation verfolge
"antidemokratische Ziele" ist völlig absurd angesichts dessen, dass sich
gerade die SEEBRÜCKE HAMBURG seit ihrem Bestehen mit demokratischen Mitteln
sehr konsequent und nachdrücklich für die Rechte von Menschen auf der
Flucht, für Seenotrettung und die Aufnahme Geflüchteter von den 
EU-Außengrenzen sowie für soziale Gleichstellung und menschenwürdige Unterbringung
aller in Hamburg lebenden Geflüchteten einsetzt.

Flüchtlingsrat Hamburg e.V.

 * 

Hier die PM der SEEBRÜCKE HAMBURG vom 5.6.2020, die wir nachdrücklich
unterstützen:

Hamburg. Im heute (5.6.2020) vorgestellten Hamburger
Verfassungsschutzbericht wird an verschiedenen Stellen auch die SEEBRÜCKE
HAMBURG als eine angeblich linksextremistisch beeinflusste Gruppierung
erwähnt. Im von Innensenator Andy Grote persönlich unterzeichneten Vorwort
werden der SEEBRÜCKE ohne jeden Beleg "antidemokratische Ziele"
unterstellt. (Original siehe unten)

"Die SEEBRÜCKE engagiert sich gegen das Sterben im Mittelmeer und für
sichere Fluchtwege. Sie leisten damit mit Sicherheit mehr für die
Demokratie als ein Inlandsgeheimdienst, der das Engagement gegen Rassismus
und für Menschenrechte als antidemokratisch diffamiert. Diese Beleidigung
richtet sich gegen alle Menschen, die bei der Seebrücke aktiv sind und
gegen die Tausenden, die an unseren Aktionen teilgenommen haben. Wir wissen
nicht, ob Gedankenlosigkeit oder Bosheit hinter dieser Entgleisung des
Innensenators stehen. In jedem Fall erwarten wir eine persönliche
Entschuldigung," sagt dazu Christoph Kleine von der SEEBRÜCKE HAMBURG.

Einzige Begründung für die Erwähnung der SEEBRÜCKE ist die Behauptung,
diese werde u.a. von der "Interventionistischen Linken" beeinflusst,
wohinter eine Strategie der "Entgrenzung" stehe.

Hierzu erklärt Christoph Kleine von der SEEBRÜCKE HAMBURG:

"Der Inlandsgeheimdienst mit seiner berufsbedingten Paranoia wittert
überall Beeinflussung und Manipulation. Aber es gibt kein Geheimnis und
keine Verschwörung: Die Aktiven in der Seebrücke, wo auch immer sie
ansonsten organsiert sind, eint die gleiche Empörung und das gleiche Ziel:
Das Sterben im Mittelmeer muss aufhören und der Hamburger Senat soll der
Erklärung zum Sicheren Hafen endlich Taten folgen lassen."

Und abschließend:

"Die Seebrücke wird sich ihre Aktionen und ihre Bündnispolitik auch in
Zukunft nicht von einer Behörde vorschreiben lassen, die zuerst ihre
eigenen Verstrickungen in den rechten Terror aufklären müsste."

Originalzitat VS-Bericht:

"Ein weiterer Beleg dafür, wie wichtig die breite Information der
Öffentlichkeit über die antidemokratischen Ziele solcher und anderer
Linksextremisten und von ihr beeinflusster Gruppierungen wie "Ende Gelände"
oder "Seebrücke" ist." (Verfassungsschutzbericht 2019, Vorwort von
Innensenator Andy Grote, Seite 5)

https://www.hamburg.de/contentblob/13946590/3aa59b176810c300ae90538b1bd9bf9e/data/vsb-2019-buch.pdf

 * 

Quelle:

Flüchtlingsrat Hamburg e.V.

Nernstweg 32-34, 22765 Hamburg

Telefon: (040) 43 15 87, Fax: (040) 430 44 90

E-Mail: info@fluechtlingsrat-hamburg.de

Internet: www.fluechtlingsrat-hamburg.de
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STANDPUNKT/483: Corona-App kann als Eintrittskarte missbraucht werden (FifF)


FIfF - Forum InformatikerInnen für Frieden und gesellschaftliche
Verantwortung e.V.

Gemeinsame Pressemitteilung vom 15. Juni 2020

Corona-App kann als Eintrittskarte missbraucht werden



Das Robert Koch-Institut veröffentlicht am Dienstag, 16. Juni 2020, die
Corona-Warn-App zur Kontaktnachverfolgung (Contact Tracing).
ArbeitgeberInnen, HändlerInnen oder auch VeranstalterInnen könnten die App
zur Zugangs- oder Teilnahmebedingung machen, warnen die Digitale
Gesellschaft (DigiGes) und das Forum InformatikerInnen für Frieden und
gesellschaftliche Verantwortung (FIfF). Damit drohen Personen erhebliche
Nachteile, wenn sie die App nicht nutzen können oder wollen - oder wenn
ihnen nach dem Vorzeigen der App durch einen "hohen Risikostatus" der
Zugang zu Orten oder Leistungen verwehrt wird.

Auf das Risiko hatten die DigiGes und das FIfF bereits zu Beginn der
Debatte über Corona-Apps hingewiesen. "Die Bundesregierung hatte bei der
Corona-App dazugelernt. So speichert die App Begegnungen von Personen auf
den Geräten und nicht auf einem zentralen Server, wie ursprünglich geplant.
Doch die reale Gefahr der Freiheitsbeschränkungen bei Nicht-Nutzung der App
bleibt auch beim dezentralen Ansatz - und dies nimmt die Bundesregierung
sehenden Auges in Kauf", sagt Elke Steven, Geschäftsführerin der DigiGes.

Inwiefern Dritte die Corona-Warn-App rechtmäßig als Zugangsbarriere
einsetzen könnten, ist derzeit noch nicht abschließend geklärt. Jedoch
hilft Personen, denen der Zugang verwehrt wird, auch eine spätere Klärung
der Rechtslage zu ihren Gunsten nicht. Im Moment der Zugangsverweigerung
sind sie bereits benachteiligt. In einigen Fällen, wie beim Arbeitgeber,
sind die Personen zudem besonders abhängig und würden auch unrechtmäßige
App-Kontrollen in Kauf nehmen. "Gerade gegenüber KollegInnen möchte niemand
als unsolidarisch gelten. Schon aus diesem Grund ist der Druck hoch,
mitzumachen und eigene Bedenken hinten an zu stellen. Und die
Machtverhältnisse gegenüber dem Arbeitgeber sind auch eindeutig: Wer will
in der derzeitigen Rezession dem Arbeitgeber schon widersprechen und damit
den eigenen Arbeitsplatz riskieren?", so M'to R. Ost vom FIfF.

Nur ein Begleitgesetz zur Corona-Warn-App kann das Risiko wirksam
reduzieren, dass Dritte die App zur Zugangsbedingung zum gesellschaftlichen
Leben, zu Gütern - auch denen des täglichen Bedarfs - und Leistungen
machen. "Gerade ältere Menschen, die häufiger kein Smartphone haben,
könnten hier systematisch benachteiligt werden. Um solche und andere
Diskriminierungen gar nicht erst entstehen zu lassen, braucht es eine
gesetzliche Regelung", sagt Benjamin Bergemann, Vorstandsmitglied der
Digitalen Gesellschaft.

Mit diesem hohen Risiko für die Grundrechte kann die Corona-Warn-App
solange nicht DSGVO-konform eingesetzt werden, wie es kein entsprechendes
Begleitgesetz gibt, das die Nutzung abschließend regelt. Das für die App
verantwortliche Robert Koch-Institut kann das Risiko nicht selbst
abstellen. Nur die Gesetzgeberin kann die Rahmenbedingungen festlegen, die
das Risiko für die Betroffenen abfedern. "Wenn die Gesetzgeberin nicht
dafür sorgt, dass die App diskriminierungsfrei genutzt werden kann, dann
werden die NutzerInnen Umgehungsmöglichkeiten finden. Sie können ihr
Smartphone einfach in allen riskanten Situationen in eine Schutzhülle
stecken, und die App wird einfach nie eine Infektion aufzeichnen können.
Dann erfüllt die App ihren Zweck nicht, und der ganze Bohei war sinnlos",
wird Jörg Pohle vom FIfF deutlich.

Vorschläge für Gesetzentwürfe, die Freiheitsbeschränkungen bei der Nutzung
ebenso wie bei der Nicht-Nutzung der App verhindern würden, liegen bereits
auf dem Tisch: aus der Zivilgesellschaft, mit Ergänzungen des FIfF, und aus
den Parteien. "Die Zivilgesellschaft hat alle dicken Bretter doch schon
gebohrt und dem Gesetzgeber die Lösungen auf dem Silbertablett präsentiert.
Wenn er Interesse am Erfolg der App hat, muss der Gesetzgeber eigentlich
nur noch zugreifen", schließt Kirsten Bock vom FIfF.


Das Forum InformatikerInnen für Frieden und gesellschaftliche
Verantwortung (FIfF) e. V.

Das Forum InformatikerInnen für Frieden und gesellschaftliche Verantwortung
(FIfF) e. V. ist ein deutschlandweiter Zusammenschluss
von gut 700 Menschen, die sich kritisch mit Auswirkungen des Einsatzes der
Informatik und Informationstechnik auf die
Gesellschaft auseinandersetzen. Unsere Mitglieder arbeiten überwiegend in
informatiknahen Berufen, vom IT-Systemelektroniker
bis hin zur Professorin für Theoretische Informatik. Das FIfF wirkt seit
1984 in vielen technischen und nichttechnischen Bereichen der
Gesellschaft auf einen gesellschaftlich reflektierten Einsatz von
informationstechnischen Systemen zum Wohle der Gesellschaft hin. Zu
unseren Aufgaben zählen wir Öffentlichkeitsarbeit, sowie Beratung und das
Erarbeiten fachlicher Studien. Zudem gibt das FIfF
vierteljährlich die "FIfF-Kommunikation - Zeitschrift für Informatik und
Gesellschaft" heraus und arbeitet mit anderen Friedens- sowie
Bürgerrechtsorganisationen zusammen.

www.fiff.de

 * 

Quelle:

FIfF - Forum InformatikerInnen für Frieden und gesellschaftliche

Verantwortung e.V.

Goetheplatz 4, 28203 Bremen

Telefon +49 421 33659255, Fax +49 421 33659256
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STANDPUNKT/482: SIPRI Jahresbericht 2020 - Abrüstungsorganisationen warnen vor weltweiter nuklearer Aufrüstung (ICAN)


ICAN-Pressemitteilung vom 15. Juni 2020

Internationalen Kampagne zur Abschaffung von Atomwaffen

SIPRI Jahresbericht 2020

Abrüstungsorganisationen warnen vor weltweiter nuklearer Aufrüstung



Die Abrüstungsorganisationen IPPNW und ICAN warnen angesichts des aktuellen
Berichts des International Peace Research Institut (SIPRI) vor einer
Spirale der weltweiten nuklearen Aufrüstung.

"Zwar ist die Zahl der Atomwaffen laut dem SIPRI-Bericht weiter leicht
zurückgegangen, doch die Atomwaffenstaaten investieren massiv in die
Modernisierung ihrer Arsenale. Wichtige Abrüstungsverträge wie der
INF-Vertrag wurden gekündigt, andere Verträge wie der New Start Vertrag
laufen aus und eine ambitionierte Verlängerung ist nicht in Sicht", erklärt
Xanthe Hall, Vorstandsmitglied von ICAN und IPPNW-Abrüstungsexpertin.

Gerade die zunehmende Entwicklung von neuen "Mini-Nukes", also Atomwaffen
mit relativ geringer Sprengkraft, ist zutiefst besorgniserregend. So werden
auch die in Deutschland stationierten amerikanischen Atomwaffen weiter
modernisiert und zusätzlich mit einem modernen Lenksystem ausgestattet.
"Durch die verbesserte Präzision und geringere Sprengkraft sinkt die
Hemmschwelle, eine Atomwaffe einzusetzen", sagt Florian Eblenkamp,
Vorstandsmitglied von ICAN Deutschland. "Selbst der Einsatz einer
vermeintlich kleinen Atomwaffe könnte einen Gegenschlag und die ungebremste
Eskalation zur Folge haben und in einem Atomkrieg enden", so Eblenkamp
weiter. "Das zeigt: Solange Atomwaffen existieren, besteht das Risiko einer
nuklearen Eskalation und wirkungsvolle Abrüstung kann nur durch ein
weltweites Verbot, wie im UN-Atomwaffenverbotsvertrag, geschehen".

Die aktuellen SIPRI-Zahlen zeigen: Alle Staaten mit Atomwaffen
modernisieren ihre Arsenale und entwickeln neue Waffen. Derzeit besitzen
neun Staaten Atomwaffen: USA, Russland, Großbritannien, Frankreich, China,
Indien, Pakistan, Israel und Nordkorea. Insgesamt existieren in diesen
Staaten 13.400 nukleare Sprengköpfe, das sind 465 weniger als Anfang 2019.
Der leichte Rückgang ist auf den New Start Vertrag zurückzuführen, eine
bilaterale Übereinkunft zwischen Russland und den USA, der aber im Februar
nächsten Jahres ausläuft.

Das geplante Treffen zwischen den USA und Russland in diesem Monat ist eine
letzte Chance, um den New Start-Vertrag zu retten und verloren gegangenes
Vertrauen wiederaufzubauen. Insofern begrüßen beide Organisationen, dass es
Gespräche geben soll, bleiben aber sehr skeptisch ob diese zu einer
ambitionierten Verlängerung des Abkommens führen.

ICAN und IPPNW haben sich maßgeblich für den Vertrag zum Verbot von
Atomwaffen [1] eingesetzt, der voraussichtlich in diesem Jahr in Kraft
treten wird. Das Abkommen verbietet unter anderem Besitz, Stationierung,
Einsatz und Herstellung von Atomwaffen. Sobald 50 Staaten ratifiziert
haben, tritt es in Kraft. Es fehlen noch 12 Ratifizierungen. Die
Abrüstungsorganisationen fordern von der deutschen Bundesregierung den
Beitritt zum UN-Vertrag für ein Verbot von Atomwaffen.


Anmerkung:

[1] https://nuclearban.de/der-vertrag/

 * 

Quelle:

ICAN Deutschland e.V.

Puschkinallee 5, 12435 Berlin
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Internet: http://www.icanw.de
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AKTION/218: Online-Aktionstage der Stopp Air Base Ramstein Kampagne, 8.-11.7.2020 


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Nachricht vom 15. Juni 2020

Frieden geht immer - Online-Aktionstage der Stopp Air Base 
Ramstein Kampagne



Vom 08. - 11. Juli 2020 finden die Online-Aktionstage der Stopp
Air Base Ramstein Kampagne statt. Die Teilnehmer dürfen spannende
Live-Vorträge und interaktive Diskussionsrunden zu kontroversen Themen
des deutschen Drohnenkriegs und anderen gesellschaftlichen
Brennpunkten erwarten. Den Abschluss der Online-Aktionstage bildet das
große Stopp Air Base Ramstein Online-Konzert.

Mit einem dreitägigem Virtuellen Friedenscamp, einer
Online-Aktionskonferenz und einem großen Online-Konzert sammelt die
Bewegung Kraft für die nächsten Aktionen gegen den illegalen
Drohnenkrieg.

Die diesjährige Stopp Air Base Ramstein Aktionswoche wurden durch die
aufgrund der Corona-Krise erlassenen strengen Auflagen praktisch
unmöglich gemacht. Doch auch wenn der Protest vor Ort in
Kaiserslautern deshalb dieses Jahr ausfällt, lässt sich die Bewegung
auch in diesem Sommer nicht mundtot machen. Denn gerade in Zeiten, in
denen der US-amerikanische Drohnenkrieg nicht mehr nur geduldet wird,
sondern Deutschland auch noch seine eigenen Drohnen bewaffnen möchte,
müssen wir aktiv sein! Deshalb finden unter dem Motto "Frieden geht
immer" in diesem Sommer die Online-Aktionstage statt, die zur
Aufklärung beitragen sollen.

Von Mittwoch, dem 08. Juli bis Samstag, dem 11. Juli 2020 finden ein
virtuelles Friedenscamp und ein Stopp Air Base Ramstein Online-Konzert
statt.

Im virtuellen Friedenscamp gibt es Live-Vorträge und
Diskussionsrunden, die die Möglichkeit bieten, Informationen zum Thema
"bewaffneten Drohnen" zu bekommen oder sich mit Repressionen der
Zivilgesellschaft durch biologische Bedrohungen auseinanderzusetzen.
Weitere Themen sind die Debatte zum Militär und sozial-ökologischer
Konversion sowie die Frage nach dem unpolitischen Frieden. Und last
but not least werden die Militärbasen und Drohnen in der militärischen
Globalstrategie besonders der USA und der NATO beleuchtet.

Zwischen den Vorträgen und Diskussionen gibt es Rückblicke auf die
letzten fünf Jahre Ramstein Protest. Und nach dem Tagesprogramm können
sich die Besucher*innen in virtuellen Räumen treffen und austauschen.
Am Samstag können sich die TeilnehmerInnen beim Online-Konzert mit den
verschiedenen sehr engagierten KünstlerInnen solidarisch zeigen und
eine Spende für jene hinterlassen, während sie sich ein wenig
zurücklehnen und Energie tanken. Mit den gesammelten Spenden werden
die KünstlerInnen als auch die Aktionsküche Fläming Kitchen in diesen
schweren Zeiten unterstützt.

Die Online-Aktionstage sollen Aufklären, Austausch ermöglichen, unsere
Solidarität in der Gemeinschaft stärken, vernetzen und Kraft geben,
damit der Protest gegen die Air Base Ramstein im September in Berlin
wieder lautstark auf die Straße getragen werden kann.

Wer teilnehmen möchte, bekommt alle Informationen zu der Veranstaltung
auf der Homepage der Kampagne [1] und auf allen dazugehörigen Social
Media Kanälen.


Anmerkung:

[1] https://www.ramstein-kampagne.eu/virtuelles-friedenscamp-frieden-geht-immer-online-aktionstage-der-kampagne-stopp-air-base-ramstein/


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
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AUSSICHTEN/9017: Und morgen, den 17. Juni 2020 (SB)


+++ Vorhersage für den 17.06.2020 bis zum 18.06.2020 +++






[image: Jean-Luc 9017 Wetterfrosch - © 2020 by Schattenblick]
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MELDUNG/135: Europäische Bürgerinitiative auch für Jugendliche (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Europäische Bürgerinitiative auch für Jugendliche!

Von Demokratie e.V., 15. Juni 2020



Mehr Demokratie e.V. fordert in einer Petition den Bundesinnenminister
auf, seine Blockadehaltung aufzugeben und die Europäische
Bürgerinitiative auch für 16- und 17-Jährige zu öffnen. Die
Europäische Bürgerinitiative (EBI) ist das einzige
Beteiligungsinstrument auf europäischer Ebene und muss auch für
Jugendliche zugängig sein.

Die EU will, dass auch 16-Jährige eine solche Bürgerinitiative
unterzeichnen können. Herr Seehofer will das nicht. Er beharrt weiter
auf einem Beteiligungsalter von 18 Jahren. Das ist uns unverständlich:
Gerade der Jugend liegt Europa nachweislich am Herzen.

Sehr geehrter Herr Bundesinnenminister,



die Europäische Bürgerinitiative ist das einzige
 Beteiligungsinstrument auf europäischer Ebene. Mit einer Million
 Unterschriften können der EU-Kommission Vorschläge und Forderungen
 unterbreitet werden. Die EU will, dass auch 16-Jährige eine solche
 Bürgerinitiative unterzeichnen können. Sie, sehr geehrter Herr
 Seehofer, beharren weiter auf einem Beteiligungsalter von 18
 Jahren. Das ist uns unverständlich: Gerade der Jugend liegt Europa
 nachweislich am Herzen. In dieser Zeit, in der die
 Zivilgesellschaft danach sucht, Europa - gegen alle
 rechtspopulistischen Angriffe - zu stärken, sollten Jugendliche
 sich einbringen können. Wir fordern Sie auf, Ihre Blockadehaltung
 aufzugeben und die Europäische Bürgerinitiative auch für 16- und
 17-Jährige zu öffnen.




Link zur Petition:
https://www.mehr-demokratie.de/aktionen/aufruf-europaeische-buergerinitiative-auch-fuer-jugendliche/



Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
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ITALIEN/344: COVID-19 in Italien - Überraschung, Schreck, Verlauf ... 15.6.2020 (SB)




Wie andere italienische Medien auch hält sich heute die
Nachrichtenagentur ANSA mit Berichten über die Tagung der sogenannten
Generalstände, auf der über die von Ministerpräsident Conte
vorgesehene Inanspruchnahme der EU-Kredite beraten wird, zurück. Conte
selbst habe versichert, so hieß es, daß "wir im Gegensatz zu anderen
Regierungen keine Arbeiter auf der Straße liegen lassen und nicht
zulassen, daß sie entlassen werden". Der Premier habe versprochen, daß
die Regierung die sozialen Sicherheitsnetze und die Regelung für
Entlassungen reformieren werde, wobei auch die Wiedereinführung einer
Lohnausgleichskasse (Cassa Integrazione) angedacht wurde.

Beobachter bewerten dies dahingehend, daß Conte im Parlament mit einer
Ablehnung seines Wiederaufbaudekrets durch die Opposition rechnet, was
zum Sturz seiner Regierung führen könnte. Darauf deutet auch hin, daß
er mit Blick auf bevorstehende neue Umfragen erklärte, er habe "einen
Beruf" (Jurist) und sage "allen, die sich zur Person Conte in den
Umfragen" äußern, er werde zufrieden sein, wenn er morgen zu seinem
Job zurückkehren würde. Er richtete deutliche Worte an die Opposition (Lega,
FI und FdI, die eine Teilnahme an den Generalständen abgelehnt hatten)
und erklärte: Wenn sie "die Einladung nicht annehmen" und
"ihren Platz wählen wollen", werden "wir in der Lage sein, mit einer
Vielfalt von Positionen und Ideen" den Neustart zu bewältigen. 
Wenn "irgendetwas bewertet" werden müsse, werden "wir es mit dem 
Parlament tun", so Conte.

Zum Stand der Corona-Pandemie gibt es nach Angaben der
Notfall-Kommission die niedrigste Zahl von Todesfällen seit dem
28. Februar, die innerhalb von 24 Stunden nur noch 26 betragen habe.
Laut ANSA habe es noch 303 neue Infizierungen gegeben, in acht
Regionen gar keine. Bei Ausbruch der Pandemie seien zeitweise pro Tag
bis zu 800 Menschen gestorben. Auch wenn mittlerweile viele Maßnahmen
aufgehoben wurden, müsse, wie die Kommission betonte, eine sorgfältige
Überwachung gesichert bleiben.

16. Juni 2020
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PARTEIEN/405: Brexit - London steuert zusehends ein Vereinbarungscheitern an ... (SB)


Brexit - London steuert zusehends ein Vereinbarungscheitern an ...



Keine Regierung hat die Corona-Pandemie so schlecht bewältigt wie die
des Vereinigten Königreichs. Premierminister Boris Johnson und sein
Kabinett aus marktradikalen Tories haben eine Inkompetenz an den Tag
gelegt, die nur durch die Arroganz und Selbstüberschätzung der
britischen Oberschicht zu erklären ist. Offiziell verzeichnet man
inzwischen in Großbritannien mehr als 40.000 Covid-19-Tote. Die
tägliche Infektionsrate liegt immer noch im vierstelligen Bereich, und
trotzdem hat Number 10 Downing Street Anfang Juni den Lockdown für
weitgehend beendet erklärt. Wie wenig Vertrauen die britischen Bürger
in die eigene Regierung setzen, zeigt der Umstand, daß sich Millionen
von Eltern weigern, ihre Kinder zurück zur Schule zu schicken, weil
ihnen die behördlichen Anti-Corona-Maßnahmen vollkommen ungenügend und
nicht durchdacht erscheinen.

Die britische Wirtschaft droht von allen Industriestaaten die
schwersten Einbußen infolge der Corona-Krise zu erleiden. Laut
Schätzungen der Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und
Entwicklung (OECD) wird das Bruttoinlandsprodukt Großbritanniens 2020
im Vergleich zum Vorjahr um 11,5 Prozent zurückgehen. Damit liegt das
Vereinigte Königreich im negativen Sinne vor Frankreich (11,4%),
Italien (11,3%), Spanien (11,1%), Rußland (8,0%), Brasilien (7,4%) den
USA (7,3%), Deutschland (6,6%) und China (2,6%). Vor diesem
Hintergrund mehren sich die Stimmen in Großbritannien, die sich für
eine Verlängerung der Übergangsphase aussprechen, in der das Land noch
an die EU-Regeln gebunden ist. Doch für derlei vernünftige Vorschläge
zeigt sich die Johnson-Regierung taub.

Als vor einigen Tagen Carolyn Fairbairn, Vorsitzende der Confederation
of British Industries (CBI), vergleichbar dem Bundesverband der
Deutschen Industrie (BDI), gewarnt hat, die britischen Firmen seien
unter anderem wegen der Corona-Krise auf die brexit-bedingten
Umstellungen des Handels mit der EU ganz schlecht vorbereitet, weshalb
London mit Brüssel eine Verlängerung der Übergangsphase, die am 31.
Dezember ausläuft, vereinbaren sollte, stieß sie damit im
Regierungsviertel Whitehall auf Unverständnis. Lediglich wegen der
chaotischen Zustände bei den Behörden und der Notwendigkeit, 50.000
neue Zollbeamte einzustellen und entsprechend auszubilden, hat die
Johnson-Regierung die Einführung der neuen Personen- und
Warenkontrollen für sechs Monate bis Anfang Juli 2020 verschoben.
Diese Regelung gilt jedoch nur für den Personen- und Warenverkehr
zwischen Großbritannien und der EU. Die neuen Zollkontrollen zwischen
Nordirland und dem Vereinigten Königreich, die verhindern sollen, daß
zwischen Nordirland und der Republik Irland neue Grenzbefestigungen
errichtet werden müßten, treten wie geplant am 1. Januar 2021 in
Kraft.

Am 12. Juni haben Nicola Sturgeon, Premierministerin der
Autonomieregierung Schottlands, und ihr walisischer Amtskollege Mark
Drakeford in einem offenen Brief an Johnson auf die "schweren
wirtschaftlichen Schäden" im Vereinigten Königreich infolge der
Corona-Krise sowie auf die bislang fehlende Einigung zwischen Brüssel
und London bei den Verhandlungen über die künftigen Beziehungen
verwiesen und deshalb für eine Verlängerung der Übergangsphase,
vielleicht um ein oder zwei Jahre über den 31. Dezember hinaus,
plädiert. Dies nicht zu tun bringe die Gefahr eines ungeordneten oder
No-Deal-Brexits mit katastrophalen Folgen für die britische Wirtschaft
mit sich und wäre deshalb "außerordentlich leichtsinnig", so Sturgeon
und Drakeford. Kaum war der aufsehenerregende Brief aus Edinburgh und
Cardiff veröffentlicht worden, als der britische Vizepremierminister
Michael Gove auch schon vor das Unterhaus in London trat, um zu
verkünden, daß die Johnson-Regierung gedenkt, die Frist, innerhalb
derer die Bitte um eine solche Verlängerung der Übergangsphase
rechtlich möglich wäre - das heißt bis Ende Juni - ungenutzt
verstreichen zu lassen.

Am 15. Juni kam es zu den ersten Konsultationen auf Spitzenebene
zwischen London und Brüssel seit dem Austritt des Vereinigten
Königreichs aus der EU am 31. Januar dieses Jahres. Per Videokonferenz
versuchten Johnson und EU-Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen,
die Verhandlungen aus der Sackgasse zu führen, in die sich zuletzt der
britische Chefunterhändler David Frost und der EU-Brexit-Beauftragte
Michel Barnier hineinmanövriert hatten. Bei dem Gespräch ist nichts
als heiße Luft herausgekommen. Großspurig wie eh und je meinte
Johnson, er sehe keinen Grund, warum die Verhandlungen nicht bis Ende
August abgeschlossen werden könnten. Auf britischer Seite habe niemand
Lust, sie bis in den Herbst hinein zu verschleppen.

In Brüssel ließ man diesen Affront mit Haltung über sich ergehen. Aus
Sicht der EU herrscht bei den Verhandlungen mit Großbritannien nur
deshalb Stillstand, weil sich London plötzlich nicht mehr an das
Austrittsabkommen gebunden fühlt, das Johnson Ende letzten Jahres mit
Brüssel vereinbart hat. Im Withdrawal Agreement verpflichtete sich
Großbritannien damals zur weitgehenden Einhaltung der Regeln des
EU-Binnenmarkts. Doch nun behaupten Johnson, Gove et al, die
Einhaltung einer solchen Verpflichtung würde Großbritannien daran
hindern, seine Brexit-Ambitionen - die Wiedererlangung voller
Souveränität, den Abschluß von Freihandelsvereinbarungen nach eigenem
Gusto mit den Ländern Nord- und Südamerikas, Afrikas und Asiens - zu
erfüllen und sei deshalb inakzeptabel. Bei den EU-27 wächst die
Einsicht, London drohe aus ideologischen und innenpolitischen Gründen
mit einem No-Deal-Brexit. Brüssel glaubt, im Besitz der besseren
Karten zu sein, und läßt sich - notgedrungen - auf das Pokerspiel ein.
Die kommenden Monate werden zeigen, wie weit Johnsons Konservative mit
ihrem großen Bluff gehen werden und ob sie tatsächlich den
ungeordneten EU-Austritt über sich ergehen lassen wollen.
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GEGENWIND/879: Opfern geholfen, Verfolgte versteckt


Gegenwind Nr. 381 - Juni 2020

Politik und Kultur in Schleswig-Holstein & Hamburg

GESCHICHTE

Opfern geholfen, Verfolgte versteckt

"Schleswig-Holstein stellt fest, dass es in Deutschland nie einen
Nationalsozialismus gegeben hat"

von Günter Stamer



75 Jahre nach Kriegsende und der Befreiung Deutschlands vom
Hitler-Faschismus hat die Wochenzeitung die "ZEIT" in ihrer Ausgabe
vom 28.4.20 eine Umfrage zur deutschen Erinnerungskultur
veröffentlicht: Danach glaubt nur ein verschwindend geringer Teil der
Deutschen, dass ihre Großeltern in dem System des
"Nationalsozialismus" verstrickt waren. So gaben im repräsentativen
"Erinnerungsmonitor" rund 29 Prozent der Befragten an, ihre Vorfahren
hätten während des Faschismus potentiellen Opfern geholfen. Zehn
Prozent glauben sogar, ihre Familien hätten Verfolgte bei sich
aufgenommen und versteckt. Wenn man diese Angaben grob hochrechnet,
hätten die Deutschen etwa acht Millionen Menschen vor der
Naziverfolgung geschützt, nur ein paar Millionen hätten Hitler
gedient.


Die Hälfte der Befragten in der "ZEIT"-Umfrage meinen, man müsse
einen Schlussstrich unter der Nazi-Vergangenheit ziehen: "Die
Deutschen" hätten sich schließlich mit ihrer Geschichte
auseinandergesetzt und diese in einer umfangreichen
"Erinnerungskultur" (Gedenkstätten, jährliche Gedenkveranstaltungen,
Stolpersteine) "aufgearbeitet".

Es ist natürlich wichtig und richtig, dass in Deutschland gemeinsam
den Opfern des Faschismus gedacht wird - aber das darf nicht die
Beschäftigung mit Tätern und Nutznießern ersetzen und noch viel
weniger die gesellschaftlichen Strukturen ausblenden, die das
faschistische System ermöglichten und zwölf Jahre am Leben hielten.

Nachfolgend einige Anmerkungen zu den Tätern und dem gesellschaftlichen
Umgang mit ihnen.

"Todesurteile von Helgoland. Die verschwiegene Wahrheit"

Am 22.4.20 berichteten die "Kieler Nachrichten" unter der Überschrift
"Todesurteile von Helgoland. Die verschwiegene Wahrheit" über die
vergeblichen Bemühungen des Militärhistoriker Dieter Hartwig, die
Büste des NS-Täters Rolf Johannesson aus der Marineschule
Flensburg-Mürwik zu entfernen.

Vor 75 Jahren ließ Johannesson, Korvettenkapitän der Kriegsmarine,
fünf Männer hinrichten, die Helgoland friedlich an die Engländer
übergeben wollten. Durch Verrat platzte das Vorhaben der
Widerstandskämpfer und am 18. April wurden etwa 20 Personen verhaftet,
nach Cuxhaven gebracht und in einem Schnellverfahren verurteilt. Fünf
"Rädelsführer" wurden hingerichtet: Dachdeckermeister Kurt Arthur
Georg Eduard Braun, Fähnrich Karl Fnouka, Obersignalmaat Erich Paul
Jansen Friedrichs, Obergefreiter Kurt Arthur Pester und Fähnrich
Martin Otto Wachtel. Der Kommandant der Seeverteidigung Elbe-Weser,
der diese Todesurteile bestätigt hatte, war Johannesson. "Für die
Entscheidung über eine Bestätigung der Todesurteile war der
Gesichtspunkt ausschlaggebend, dass eine Nichtbestätigung ein Anreiz
für Teile der Festungsbesatzung sein würde, sich in weitere
Verschwörungen einzulassen," begründete der nunmehr in Diensten der
Bundesmarine stehende noch 1953 diese Urteile.

Astrid Friedrichs, eine gebürtige Helgoländerin, hatte 2015 ein Buch
über die Widerstandsgruppe auf der Hochseeinsel geschrieben und damit
die Rolle des Konteradmirals einer größeren Öffentlichkeit bekannt
gemacht. Zwei Jahre später hatte die damalige Verteidigungsministerin
Frau von der Leyen im Mai 2017 einen umfassenden Überarbeitungsprozess
des "Traditionserlasses der Bundeswehr" initiiert, der bisherige
Namensgebungen von Kasernen und die Ausgestaltung von
"Ehrenkabinetten" in Bundeswehreinrichtungen einer kritischen
Würdigung unterziehen sollte. In diesem Zusammenhang war seinerzeit
auch über die "Johannesson Büste" in der Marine Schule Mürwik
diskutiert werden (Gegenwind 345 Juni 2017) und die
Öffentlichkeit war davon ausgegangen, dass diese endlich entfernt
werden würde. Doch weit gefehlt.

Selbst nach einem 2019 veröffentlichten offenen Brief - unterzeichnet
u.a. von Hannes Heer (Ex-Kurator der Wehrmachtsausstellung), Uwe
Danker (Direktor am Seminar für Geschichte und Geschichtsdidaktik der
Uni Flensburg), Fregattenkapitän a.D. Dieter Hartwig, Astrid
Friederichs und Helgolands Museumsdirektor Jörg Andres - tat sich
nichts.

Stattdessen weist die Marine bis zum heutigen Tag die fundamentale
Kritik an dem Korvettenkapitän vehement zurück. "Es gehe weniger um
ein Vorbild, die Büste diene der politisch-historischen Bildung.
Angesichts seiner Leistungen für die demokratische Bundesmarine gebe
es keinen Grund, sich zu distanzieren" (KN 22.4.20), so ein Sprecher
der Marineschule Mürwik.

Eine deutsche Militärkarriere

Rolf Johannesson wurde im Juli 1918 Seekadett und erlebte wenige
Monate darauf die Revolution in Kiel. Als am 30. November 1918 alle
Seekadetten durch den Arbeiter- und Soldatenrat entlassen wurden,
meldete Johannesson sich als Freiwilliger bei einem Regiment, das die
deutschsprachige Bevölkerung im Baltikum verteidigen sollte. In den
zwanziger Jahren war er dann Kommandant auf Kreuzern und lernte von
1934 bis 1937 die Abwehrabteilung des Reichswehrministeriums kennen.
Dort war er mit Aufgaben des Geheimschutzes einschließlich der Tarnung
geheimer U-Boot-Projekte im Reichswehrministerium betraut. Im Sommer
1937 wurde er Leiter der Sabotage- und Spionageabwehr der Legion
Condor in Spanien. Nach Deutschland zurückgekehrt, wurde er
Korvettenkapitän der Zerstörerflottille der Kriegsmarine. Am liebsten
wäre er Hitlers Marineadjutant geworden, doch diese Aufgabe übertrug
man dann Dönitz.

Nach der Kapitulation der Wehrmacht ließ die britische Besatzungsmacht
Johannessons Dienststelle zunächst weiter bestehen, um die Auflösung
der in diesem Bereich liegenden Wehrmachtsteile abzuwickeln. Erst im
Januar 1946 wurde Johannesson in Kriegsgefangenschaft genommen, die er
in einem britischen Generals- und Admiralslager in Belgien verbrachte.
Im November 1946 wurde er entlassen.

1955 bewarb sich Johannesson um die Einstellung in die in Planung
befindliche Bundesmarine. Am 1. Januar 1957 wurde er dort als
Flottillenadmiral in den Dienst übernommen. Während seiner Zeit als
Befehlshaber bemühte sich Johannesson vor allem darum, die Einbindung
der Deutschen Marine in die NATO-Kommandostruktur zu verbessern.

Schleswig-Holstein 1951: "Gesetz zur Beendigung der Entnazifizierung"

Das regierungsoffizielle Schleswig-Holstein tat sich lange Jahrzehnte
sehr schwer mit der Auseinandersetzung ihrer braunen Vergangenheit.
"Wir haben es hier mit einem subtilen Netzwerk aus Vertuschung,
Verschleierung und Verdrängung zu tun, das es jahrelang vermochte, die
Entnazifizierungspeinlichkeiten zu deckeln" sagte der SPD-Politiker
Holger Börner 1986 in einer Landtagsdebatte.

Der offizielle "Renazifizierungsprozess" beginnt schon fünf Jahre nach
der Befreiung vom Nazi-Regime. Die Debatte um die Beendigung der
Entnazifizierung bildet den Mittelpunkt des schleswig-holsteinischen
Landtagswahlkampf von 1950. Alle angetretenen Parteien bezogen dazu
Stellung und alle (außer der KPD) sprachen sich für eine Beendigung
der Entnazifierungsprozeduren aus, denn es sei jetzt an der Zeit,
einen "Schlussstrich" zu ziehen.

Die aus den Wahlen hervorgegangene Landesregierung wird aus einer
"bürgerlichen" Koalition aus CDU, FDP, Deutscher Partei und BHE
gestellt. In der Regierung Bartram stellt die CDU zwar den
Ministerpräsidenten, den politischen Takt gibt aber vor allem der
Koalitionspartner vom Bund der Heimatvertriebenen und Entrechteten
(BHE) vor. Der BHE war Anfang 1950 in Schleswig-Holstein durch das
ehemalige NSDAP-Mitglied Waldemar Kraft gegründet werden; bei der
Landtagswahl im Juli 1950 erreicht die Partei 23,4 Prozent der
Stimmen. Weil in dieser Regierung Bertram - außer einem - alle
Kabinettsmitglieder in der NSDAP oder einer ihrer Gliederungen aktiv
gewesen waren, prägte der damalige CDU-Innenminister Paul Pagel (der
dieser eine war) deshalb für die Zeit ab den 50ern in seinen später
veröffentlichten Erinnerungen den Begriff der "Renazifizierung".

Bereits in seiner Regierungserklärung kündigte Bartram an, "einem
dringenden Gebot des Einvernehmens innerhalb der Bevölkerung dieses
Landes, aber auch einem Gebot der Gerechtigkeit zu entsprechen, wenn
wir durch Gesetz den Schlussstrich unter die Entnazifizierung
ziehen.(1) Anfang Januar 1951 legt die Landesregierung dem Landtag den
Entwurf eines "Gesetzes zur Beendigung der Entnazifizierung" vor.

In der Aussprache zu diesem Gesetz sieht sich der SPD-Abgeordnete
Käber zu der sarkastischen Bemerkung veranlasst: "Schleswig-Holstein
stellt fest, dass es in Deutschland nie einen Nationalsozialismus
gegeben hat. Die von 1933 bis 1945 begangenen Untaten gegen Leben und
Freiheit von Millionen von Menschen sind eine böswillige Erfindung."
Das kann aber letztlich die im Grunde vorhandene Einhelligkeit des
Landtages nicht verdecken. Denn im selben Atemzug erklären auch die
SPD-Abgeordneten, dass "sie für eine Beendigung der Entnazifizierung"
eintreten. Und die BHE-Abgeordnete Weiß erklärt: "Über allen steht der
Mensch! Ich halte es als deutsche Frau für eine Schande, deutsche
Menschen in Gruppen einzustufen!"(2)

Am 17. März 1951 tritt das schleswig-holsteinische "Gesetz zur
Beendigung der Entnazifizierung" in Kraft. Danach durften keine neuen
Verfahren mit Kategorisierungen mehr eingeleitet werden. Die bis dato
in die Kategorien III und IV eingestuften Personen wurden pauschal mit
denen der Kategorie V (entlastet) gleichgestellt. Durch diese Regelung
erhielten - mit unerheblichen Ausnahmeregelungen - alle aufgrund der
vormaligen Einstufung aus dem öffentlichen Dienst Entfernten das Recht
auf Wiedereinstellung und Beseitigung aller Gehalts- und
Ruhegehaltskürzungen. (...). Mit dem Inkrafttreten des Gesetzes wurde
zugleich jegliche Nutzung der Entnazifizierungsakten untersagt. Erst
durch das neue Landesarchivgesetz vom 11. August 1992 wurden die Akten
für die historische Forschung zugänglich gemacht"(3)

Ergebnisse der "Renazifizierung" in Schleswig-Holstein

Namen, die beispielhaft für diese "Renazifizierung" in
Schleswig-Holstein stehen, sind Helmut Lemke und Heinz Reinefarth.

Lemke war von 1955 bis 1963 Innenminister und von 1963 bis 1971
Ministerpräsident von Schleswig-Holstein In der Zeit des
Hitler-Faschismus bekleidete er u.a. das Amt des Bürgermeisters von
Eckernförde. In dieser Funktion hatte er es nicht an eindeutigen
Bekenntnissen fehlen lassen, wenn er z.B. betonte: "Wir
Nationalsozialisten stehen auf dem Boden des Führerprinzips. Wir alle,
jeder an seiner statt, sind dazu aufgerufen, die Hammerschläge des
Dritten Reiches auszuführen." Diesen "Hammerschlägen" fielen unzählige
Eckernförder Antifaschisten zum Opfer.

Heinz Reinefarth war nach dem Krieg jahrzehntelang Bürgermeister auf
Sylt und ab 1958 Abgeordneter (BHE) des Landtages. Bei der
Niederschlagung des Warschauer Aufstandes 1944 wurde der SS-Mann zum
"Henker von Warschau", wie er in Polen genannt wird. Allein am 5.
August 1944 fanden auf Reinefarths Kommando hin im Stadtteil Wola
10.000 Menschen den Tod. Reinefarths Nachkriegskarriere ist in der
Bundesrepublik ohne Beispiel: Er war der einzige ehemalige SS-Führer
im Generalsrang, der nach dem Krieg in ein Länderparlament einzog. Die
Vorwürfe gegen Reinefarth, so z.B. von der Vereinigung der Verfolgten
des Naziregimes (VVN) vorgebracht, wurden als Kalte-Kriegs-Propaganda
aus dem Osten abgetan.

Weitere herausragende Beispiele der "Renazifizierung": In der
"Mitläufer" Kategorie wurden z.B. aufgeführt der frühere Innen- und
Finanzminister Schlegelberger, der Justizminister Gaul - beides
ehemalige NS-Marinerichter sowie der ehemalige Sozialminister Asbach,
der an Erschießungen in den Ostgebieten beteiligt war.

2016 haben der Historiker Uwe Danker und sein Team von der Uni
Flensburg die Biografien von 400 Nachkriegspolitikern in
Schleswig-Holstein auf eine mögliche NS-Vergangenheit hin untersucht.
Ihr Fazit: von 1950 bis 1971 - also volle zwei Jahrzehnte - waren im
schleswig-holsteinischen Landtag fast die Hälfte, teilweise über die
Hälfte aller Abgeordneten ehemalige Mitglieder der NSDAP. In der 4.
Legislaturperiode (1958-1962), in der die CDU mit Kai Uwe von Hassel
(dem späteren Verteidigungsminister und Bundestagspräsidenten) in
einer Koalition mit der FDP den Ministerpräsidenten stellte, waren
73,5 Prozent der CDU-Abgeordneten, 75 Prozent der FDP-MdL und 83
Prozent der BHE-Vertreter Alt-Nazis.

Die Exekutive war von 1950 bis 1971/82 noch bedeutend stärker formal
nazi-belastet als die Legislative. Das zeigt eine Übersicht der
Mitglieder der Kabinette von Steltzer bis Stoltenberg. Danach waren
zwei Drittel bis drei Viertel der Minister ehemalige NSDAP-Mitglieder,
bei den Staatssekretären betrug der Anteil zeitweilig 85 Prozent.(4)

Der Schoß war fruchtbar nach...

Anmerkungen zur Vorgeschichte

Bereits bei den Reichstagswahlen vom 31. Juli 1932 - ein halbes Jahr
vor der Machtübertragung an die Nazis - entschieden sich mehr als die
Hälfte aller schleswig-holsteinischen Wähler für die NSDAP, während es
im Reichsdurchschnitt deutlich unter 40 Prozent waren. Und: Die
Schleswig-Holsteiner wussten genau, was sie mit dem
"Nationalsozialismus" erwartete. "Mitten in ihrem Land, in dem zu
Oldenburg gehörenden 'Landesteil Lübeck' mit dem 'Regierungssitz'
Eutin, konnten sie schon seit Mai 1932 miterleben, was
nationalsozialistische Machtübernahme konkret bedeutete. Sie konnten
mit eigenen Augen sehen, wie aus prügelnden SA-Männern urplötzlich
offiziell prügelnde Hilfspolizisten wurden, die sich sofort an die
Verfolgung von Sozialisten und Kommunisten, aber auch an die
Entmachtung konservativer Honoratioren machten. Sie wünschten ihn sich
offenbar genau so, wie er sich ihnen darstellte. Diese Vermutung wird
durch die hohe Zahl nationalsozialistischer Parteimitglieder
bestätigt: In keiner anderen Region Deutschlands war die
Mitgliederdichte im Jahre 1935 so hoch wie in Schleswig-Holstein"(5)

1945 wurde der Norden als letzter Teil des Reiches von den Alliierten
befreit. Im äußersten Norden, in Flensburg, führte der
Hitler-Nachfolger Dönitz samt seinem Stab ungerührt die
Regierungsgeschäfte weiter - bis über den letzten Tag hinaus, nämlich
bis zum 23. Mai. In seinem Tross befand sich die geschäftsführende
Reichsregierung mit allen Hilfskräften, dazu das Oberkommando der
Wehrmacht, insgesamt weit mehr als 1500 Personen.

Hier bildete sich daher relativ schnell und wirkungsvoll ein neues
altes Nazi-Netzwerk (die sog. "Rattenlinie Nord"). "Dieses umfasste,
um nur einen Teil zu nennen, das Landessozialministerium, die Spitze
der Landespolizei, wesentliche Teile der Landesjustiz und sogar den
Chef der schleswig-holsteinischen Staatskanzlei, der für
Personalfragen zuständig war. Ergebnis: Im Oktober 1947 waren in der
britischen Zone bereits 70 bis 80 Prozent der Richterstellen mit
ehemaligen NSDAP-Mitgliedern besetzt."(6)

Ausblick

In der offiziellen Landespolitik datiert der Beginn der Aufarbeitung
des Systems der Vertuschung, Verschleierung und Verdrängung der
Nazi-Vergangenheit auf 1986, mit einer Großen Anfrage der SPD-Fraktion
unter Federführung des Kulturpolitikers Kurt Hamer. Aber es sollte
noch dreißig Jahre dauern, bis 2016 das Flensburger Institut für Zeit-
und Regionalgeschichte unter Federführung von Uwe Danker mit einer
wissenschaftlichen Untersuchung das Ausmaß des "braunen Biotops"
schleswig-holsteinischer Politik aufzeigte.

Die Studie endet mit dem Satz: "Welche generellen Folgen für die
politische Kultur des Landes damit einhergingen, wäre noch zu
untersuchen". Mitte 2018 hat der schleswig-holsteinische Landtag
beschlossen, dass das Danker-Team die Studie unter diesem
Gesichtspunkt fortführen soll.

Es ist zu wünschen, dass die in diesem Jahr gestartete Initiative, den
8. Mai in Schleswig-Holstein als offiziellen Gedenktag zu etablieren,
Erfolg haben wird, damit unabhängig von runden Jahrestagen die
Erinnerung an die Zeit des Hitler-Faschismus wach bleibt - und
Schlussfolgerungen für Gegenwart und Zukunft debattiert werden. Zum
Beispiel wie vorhandene Orte der Erinnerung in Kiel/Schleswig-Holstein
konzeptionell und finanziell weiter aufgewertet und welche neuen
Angebote geschaffen werden können.


Anmerkungen:

(1) Ulf B. Christen: Die Entnazifizierung im Schleswig-Holsteinischen
Landtag 1946-1951. In: Demokratische Geschichte 6, Kiel 1991, S.
203/204

(2) Wortprotokolle des Schleswig-Holsteinischen Landtags. 2.
Wahlperiode (1950-1954), 7. Sitzung am 29.-31.1.1951, S. 274/283. Zit.
nach Uwe Danker, Der Landtag und die Vergangenheit. Das Thema
"Vergangenheitsbewältigung" im Schleswig-Holsteinischen Landtag
1947-1992. In: Demokratische Geschichte 17, Malente 2006, S. 193

(3) Ebenda, S. 184/185

(4) Danker, Lehmann-Himmel, Glienke: Geschichtswissenschaftliche
Aufarbeitung der personellen und strukturellen Kontinuität nach 1945
in der schleswig-holsteinischen Legislative und Exekutive
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(6) Ebenda S. 213

 * 

Quelle:

Gegenwind Nr. 381 - Juni 2020, Seite 23 - 27

Herausgeber: Gesellschaft für politische Bildung e.V.

Schweffelstr. 6, 24118 Kiel

Redaktion: Tel.: 0431/56 58 99, Fax: 0431/570 98 82

E-Mail: redaktion@gegenwind.info

Internet: www.gegenwind.info

 

Der "Gegenwind" erscheint zwölfmal jährlich.

Einzelheft: 3,00 Euro, Jahres-Abo: 33,00 Euro.

Solidaritätsabonnement: 46,20 Euro



veröffentlicht im Schattenblick zum 17. Juni 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / ALTERNATIV-PRESSE





GRASWURZELREVOLUTION/1958: "Radical ResiIience" - Ein Film zu Burnout in den sozialen Bewegungen


graswurzelrevolution Nr. 448, April 2020

für eine gewaltfreie, herrschaftslose gesellschaft

"Radical ResiIience"

Ein Film zu Burnout in den sozialen Bewegungen

von Ilka Anger



Frustration über Vergeblichkeit eigener Bemühungen, traumatische
Erfahrungen mit Gewalt und Repressionen, Überforderung und
Selbstüberforderung, viele Wege führen in sozialen Bewegungen in den
Burnout. So manche verlassen die sozialen Bewegungen, um sich auf den
langen Weg der Suche nach Hilfe und des Ausheilens zu machen. Viel von
ihrem Wissen und ihren Erfahrungen geht darüber den sozialen
Bewegungen verloren.

"Radical Resilience" ist ein Film von Aktivist*innen für
Aktivist*innen, der Bewusstsein für die Auswirkungen von Burnout auf
unsere Bewegungen schaffen möchte. Von den Filmemacher*innen
interviewte Aktivist*innen aus unterschiedlichen Kontexten und Ländern
sprechen über ihren Weg in den Burnout, ihre Erfahrungen mit Burnout,
was neben den individuellen Anteilen noch dazu geführt hat, und was
wir tun können, um Burnout zu heilen oder vorzubeugen.

Ausschließlich über Originalaussagen der Betroffenen werden die Fragen
und der Bedarf nach Lösungen für dieses Problem angesprochen, das noch
immer in weiten Kreisen der sozialen Bewegungen einfach in Kauf
genommen bis tabuisiert wird.

Wie können wir besser mit den Schwierigkeiten und schmerzhaften
Erfahrungen, die wir machen, umgehen und uns gegenseitig bei der
Verarbeitung unterstützen?

Welche unbewussten Denkmuster, Einstellungen und Ansprüche an uns,
andere und die Gruppe fördern Burnout? Wo kopieren wir unbewusst das,
was wir an der Gesellschaft kritisieren, gegen dessen Folgen wir
kämpfen, wie z.B. offene und/oder informelle hierarchische Strukturen,
Privilegien, Unterdrückungsmechanismen,
Selbstunterdrückungsmechanismen, und deren Kommunikationsformen?

Wie gehen wir mit unseren Gefühlen um und denen der anderen? Sowohl
was das Erleben innerhalb des Widerstandes angeht als auch bei
"privaten Problemen"?

Wie gehen wir mit eigenen Schwächen und denen anderer Menschen um?

Wie umgehen mit der Begrenztheit des eigenen Möglichen in einer Welt,
in der so viel getan werden müsste?

Wie sich darin gegenseitig unterstützen, sich besser um sich selbst
und umeinander zu kümmern?

Wie also den Widerstand von innen stark und auch dagegen
widerständiger machen?

Im Film werden einige Tools und Strategien vorgestellt, um unseren
Widerstand resilienter und inklusiver zu gestalten. Wie dem Effekt
entgegenwirken, wenn das gesellschaftlich vorhandene "Haben" zwar
abgelehnt wird, aber durch ein "Machen" ersetzt wird, während alte
Denk-, Bewertungs- und Verhaltensmuster unbewusst weiter angewendet
und reproduziert werden?

"Sie [die Filmemacher*innen und interviewten Aktivist*innen - Anm. d.
A.] sprechen mir aus dem Herzen" - "Ja, weil sie aus dem Herzen
sprechen", so zwei Zuschauer*innen bei der Premiere in Bonn in der
anschließenden Diskussionsrunde.

Unaufgeregt, ohne reißerische Effekte, Wiedererkennen ermöglichend,
ungelöste Fragen aufzeigend, ohne vorwurfsvoll oder fordernd zu
werden, mitfühlend, ohne mitleidig zu werden, ist den
Filmemacher*innen ein besonderer Film gelungen, der es ermöglicht,
sich diesem Problem anzunähern und Mut macht, sich auf eine
nachhaltige Lösungssuche in den eigenen Zusammenhängen zu begeben.

In den sozialen Bewegungen entstandene Musik untermalt passend.

Naturszenen zwischen den einzelnen Beiträgen geben den Zuschauer*innen
Zeit, diese mit dem eigenen Erleben abzugleichen und wieder zu
entspannen. Die persönlichen Erfahrungen der Filmemacher*innen in
Aktionen sowie aufgrund von Krankheit während der 5-jährigen
Produktionszeit, in der sie sich mit diesen Fragen auseinander setzen
mussten, flossen in die Gestaltung des Films ein. "Da weiß jemand,
wovon er*sie spricht", so der Kommentar eines anderen Zuschauers.

Ob - noch - nicht überlastet, schon die ersten Anzeichen spürend, kurz
vor dem Burnout oder danach, der Film holt jede*n Aktivist*n dort ab,
wo eigene Fragen bestehen und ermöglicht einen positiven, nach vorn
blickenden Austausch in den eigenen Zusammenhängen zu diesem
Themenfeld.




Mehr dazu auf:

https://radicalresilience.noblogs.org/
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IMI/1047: Bundeswehr-Serie "Die Rekrutinnen" - Widersprüchliche Werbekampagne


IMI - Informationsstelle Militarisierung e.V.

IMI-Analyse 2020/24 vom 5. Juni 2020

Widersprüchliche Werbekampagne

Ein kritischer Blick auf die Bundeswehr-Serie "Die Rekrutinnen"

von Nina Rupprecht



Ende letzten Jahres erschien auf dem Youtube-Kanal "Bundeswehr
Exclusive" die mittlerweile achte Serie der Bundeswehr. Hierbei
besinnt sich der Kanal, nach den eher kriegerisch angelegten Serien
"Mali", "KSK" und "Survivial" sowie Kurzserien für ein eher kleines
Zielpublikum, wieder auf seine Anfänge ("Die Rekruten"). Rund 7 Mio.
Euro[1] hat die Bundeswehr in "Die Rekrutinnen" investiert, um nun
insbesondere den weiblichen Teil der Bevölkerung anzusprechen. Schon
in den vergangen Staffeln wurden Frauen als Akteurinnen gezeigt
(abgesehen von "KSK" und "Die Springer"), doch schien das als
Werbemaßnahme nicht zu genügen. "Die Rekrutinnen" soll "Vorurteile
abbauen und junge Frauen ermuntern, zu uns zu kommen.", wie Christina
Routsi, Sprecherin des Verteidigungsministeriums, erklärte.[2] Wie
undurchdacht diese Idee war, zeigt nicht nur der unkreative Titel,
sondern auch die Serie selbst.

Schon die erste Hürde, ausreichend Frauen zu finden, die als
Werbebotschafterinnen zu Verfügung stehen, konnte nicht genommen
werden. So ist im Trailer von sieben jungen Frauen[3] die Rede, die
die Zuschauer*innen in der Serie begleiten werden. Die Serie selbst
zeigt allerdings eine gemischte Ausbildungsgruppe mit vier Frauen und
drei Männern. Die vier Rekrutinnen werden zu Beginn der Serie in
"Homestories" vorgestellt. Darin erzählen die zwischen 18 und 20 Jahre
alten Frauen von ihrer Motivation, zur Bundeswehr zu gehen und sind
dabei gleichzeitig direktes Sprachrohr für die Werbeslogans der
Bundeswehr. Melanie will an ihre Grenzen kommen, Enny sieht die
Bundeswehr als Chance, die Welt zu entdecken und Lea möchte zur
Bundeswehr, um sich selbst kennenzulernen.


Truppengefühl statt Konzepte für weibliche Soldaten

In der Serie selbst wird schnell klar, dass die Bundeswehr als große
Gemeinschaft dargestellt werden soll. So erklärt Protagonistin Leah:
"Ich persönlich halte nicht so viel von dem Gender-Wahnsinn, der
gerade abgeht, wir sind halt EINE Truppe."[4] Auch die Darstellungen
der Offizier*innen sollen das Gefühl einer großen Gemeinschaft
erzeugen. Zwar wird einerseits gezeigt, wie die Rekrutinnen von den
Offizier*innen angebrüllt werden. Gleichzeitig werden genau jene
Offizier*innen auch immer als nahbare Personen dargestellt, die im
privaten Gespräch vor der Kamera ihr Mitgefühl mit den Rekrut*innen
zeigen und ihr autoritäres und abwertendes Verhalten als normal
beschreiben.

Inhaltlich wird in den 50 Folgen kaum auf Themen eingegangen, die in
besonderem Maße Frauen ansprechen könnten. So sieht man in Folge 5
(6:41 min) zwar kurz, dass im Ausbildungsunterricht die "Militärische
Gleichstellung und militärische Gleichberechtigung sowie der Umgang
mit Sexualität" als Thema behandelt wird. Eine Sekunde später werden
dann müde Gesichter gezeigt, es geht um die Wahl der Vertrauensperson
und der Rekrut Kenneth beschreibt den Input als "anspruchsvoll".
Ähnliches lässt sich in Folge 9 beobachten, wo in gerade einmal 57
Sekunden der insgesamt über 15 Minuten langen Folge von einem
weiblichen Oberleutnant "Tipps von Frau zu Frau" gegeben werden. Der
einzige Tipp, den die Zuschauer*innen dabei mitbekommen, ist, sich bei
einer Stationierung rechtzeitig einen Gynäkologen in der Nähe zu
suchen.

Weiterhin existiert ein "Special"-Video zu "Frauen bei der
Bundeswehr", in der in 10 Minuten die wichtigsten Fragen mit der
militärischen Gleichstellungsbeauftragten der Bundeswehr und einem
weiblichen Hauptfeldwebel behandelt werden sollen. Die erklärten
Schwerpunkte liegen dabei auf "Beauty, Hygiene, Gleichstellung und
Familie"[5]. Die weitere Gewichtung zeigt sich darin, dass sechs
Minuten lang Antworten zum Thema "Beauty und Hygiene", zwei Minuten zu
"Sexualität und Familie" und weitere zwei Minuten zu "Gleichstellung
und Mobbing" gegeben werden.

Die durchaus spannende Frage zur Vereinbarkeit von Familie und Beruf
wird, ohne nähere Informationen, als unproblematisch beschrieben und
beinahe hektisch abgenickt. Ähnlich wirkt es bei der Frage nach
Mobbing, welches laut der Gleichstellungsbeauftragten nicht öfter als
"in anderen Unternehmen" vorkomme.[6]

Dabei orientiert sich die Gleichstellungsbeauftragte weniger an der
Realität und mehr an der Eigendarstellung der Bundeswehr. So ist auf
der Seite "Bundeswehrentdecken" zu lesen, dass die Soldaten die
Veränderung durch Frauen in der Truppe vor allem durch einen
freundlicheren Ton bemerken würden.[7] Dagegen berichtete die Welt
2014 noch, dass rund 57 Prozent der Soldaten der Meinung sind,
Soldatinnen würden die Lage der Bundeswehr verschlechtern.[8] Zudem
würde jede vierte Frau die Truppe gern vorzeitig verlassen.[9] Ein
Grund, von der damaligen Verteidigungsministerin von der Leyen auch
medial groß inszeniert, war die Frage der Vereinbarung von Beruf und
Familie. Der Jahresbericht des Wehrbeauftragten von 2019 zeigt
allerdings, dass diese Thematik für die Bundeswehr als Arbeitgeber
noch lange nicht abgeschlossen ist. So ist der Bau einer
Kindertagesstätte in Nähe des Bundeswehrkrankenhauses seit Jahren
angekündigt, kann aber wegen einer ausstehenden Baufeldfreimachung
nicht umgesetzt werden. Ebenfalls nicht vollständig gelöst ist die
Betreuung von Schulkindern während der Ferienzeiten.[10]


Sexualisierte Gewalt ist ein strukturelles Problem

Weiterhin lässt der Artikel der Welt darauf schließen, dass die
Bundeswehr für Frauen generell ein unangenehmes Pflaster ist. So sind
sowohl Soldaten als auch Soldatinnen vermehrt der Ansicht, dass sich
die Bundeswehr durch einen höheren Frauenanteil zum Negativen
verändere. Die Hälfte der Soldaten ist der Meinung, dass Frauen in der
Bundeswehr zu positiv beurteilt würden. Gleichzeitig haben rund die
Hälfte der Soldatinnen Erfahrung mit sexueller Belästigung gemacht,
rund 25% durch das Zeigen von pornografischen Inhalten, 3% wurden
Opfer sexualisierter Gewalt.[11]

Auch der Jahresbericht des Wehrbeauftragten berichtet von
Diskriminierung[12] und insbesondere sexueller Belästigung[13]. So
wurden 2019 insgesamt 345 Fälle wegen des Verdachts auf Straftaten
gegen die sexuelle Selbstbestimmung gemeldet. Der Bericht führt dabei
mehrere Fälle an, bei denen die Bundeswehr mit Geldbußen oder
vorzeitigen Entlassungen auf sexuelle Belästigungen reagiert hat.
Gleichzeitig wird aber auch beschrieben, dass die Bundeswehr keinen
einheitlichen Umgang zu Meldungen von Übergriffen hat, was "kaum ein
Klima fördern [kann], in dem eine werteorientierte Grundhaltung
selbstverständlich ist"[14].

Während der Jahresbericht des Wehrbeauftragten und die
Außendarstellung der Bundeswehr sich bezüglich der Gleichberechtigung
innerhalb der Truppe fortschrittlich geben, wird auch der strukturelle
Sexismus innerhalb der Truppe dargestellt. Dieser betrifft potenziell
auch all jene Soldat*innen, die durch ihre Geschlechterzugehörigkeit
oder sexuelle Orientierung aus dem heteronormativen Raster fallen.
Zwar gibt es positive Medienberichte zu transgeschlechtlichen
Offizier*innen, jedoch heißt es im Jahresbericht des Wehrbeauftragten
auch, dass ein Offizier die "gefühlte Omnipräsenz von
transgeschlechtlichen Menschen in der Bundeswehranstandete oder ein
Soldat durch sexuelle Anspielungen in einem Whats-App-Gruppenchat
gedemütigt wurde. Dass es sich hierbei nicht um Einzelfälle handelt,
erkennt auch der Bericht. Zwar wird gefordert, dass "Loyalität und
Kameradschaft] in solchen Fällen den Betroffenen gelten müsse. Für
konkrete Maßnahmen innerhalb der Truppe gibt es allerdings keine
Vorschläge. Stattdessen feiert der Bericht die Teilnahme am deutschen
Diversity-Tag und betont das Bekenntnis der Bundeswehr zur Einbindung
aller Angehörigen.

Nicht nur innerhalb der Bundeswehr erzeugt der Wunsch nach
Gleichberechtigung und Diversität Widerstände, auch die AfD hat nun
eine kleine Anfrage zur Gleichstellung von Frauen mit Männern in der
Bundeswehr gestellt[16], in der moniert wird, dass "durch eine
Überbetonung von Gesichtspunkten wie Gleichstellung,
Antidiskriminierung oder Diversity [...] Probleme für die
Leistungsfähigkeit der Streitkräfte geschaffen [werden], die im
Ernstfall nicht gelöst werden könnten."[17]


Dem Werben liegt ein Personalmangel zugrunde

Das Werben um einen höheren Frauenanteil begründet die Bundeswehr
selbst mit der Gleichberechtigung von Frauen und der Überwindung von
Diskriminierung in der Arbeitswelt. Hier muss allerdings angemerkt
werden, dass es erst aufgrund einer Klage und dem entsprechenden
Gerichtsurteil des Europäischen Gerichtshofs im Jahr 2000 für Frauen
möglich wurde, sich in Deutschland für alle militärischen Tätigkeiten
zu bewerben[18]. Daher ist es wahrscheinlicher, dass die Motivation
der Bundeswehr schlicht ihr Personalmangel[19] ist und sie sich bei
ihren Rekrutierungsversuchen an anderen NATO-Partnern wie den USA,
Kanada oder Frankreich orientiert. Diese haben bei ihren Soldaten
einen Anteil von rund 15% Frauen[20] - ebenjener Prozentsatz ist auch
erklärtes Ziel der Bundeswehr. Bislang stieg seit dem Jahr 2000 der
Anteil der Soldatinnen auf rund 12% (2019: 12,8 %[21]), während die
Zahl der Soldaten insgesamt abgenommen hat.


Fazit

Im Vergleich zu den Bundeswehr-Serien "Die Rekruten", "KSK" oder
"Mali" war das Interesse für "Die Rekrutinnen" auf Youtube eher
gering, immerhin aber höher als für die Kurzserien "Die Springer",
"BIWAK" und "Unbesiegt", die allerdings in ihrer Konzeption auch für
ein kleineres Zielpublikum bestimmt waren. Doch die Werbestrategie,
die sich hier fortsetzt, ist gefährlich und muss, trotz mäßigem
Erfolg, auch so benannt werden. Die Inszenierung ist, je nach Social-
Media-Kanal, durchaus unterschiedlich. Für Konsument*innen
verschwimmt, ob es sich vornehmlich um Information, Unterhaltung oder
Anwerbung handelt, wodurch Letzteres - worum es der Bundeswehr ja geht
- viel subtiler stattfindet. Die Bundeswehr hat hier eine feste
Werbemöglichkeit für sich entdeckt, die - unabhängig von der Beachtung
- viel Geld kostet. [22]

Inhaltlich wirkt die Serie wie "Die Rekruten" 2.0: ein konzeptloses
Bemühen, Frauen als derzeit noch unterrepräsentierte Gruppe
anzuwerben. Auf die Frage nach der Vereinbarkeit von Familie und
Beruf, die sich in unserer Gesellschaft überwiegend für Frauen stellt,
kann die Bundeswehr keine attraktive Antwort geben. Auch für den
Umgang mit sexualisierter Gewalt steckt die Bundeswehr höchstens in
den Kinderschuhen. Doch eine diesbezügliche Reformierung des Militärs
ist aufgrund ihres Charakters unmöglich. Denn das Überwinden
patriarchaler Denkmuster steht diametral zur gewaltvollen und von
Hierarchien geprägten Idee des Militärs.
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OSSIETZKY/1107: Kranke Pflege


Ossietzky - Zweiwochenschrift für Politik / Kultur / Wirtschaft

Nr. 11 vom 30. Mai 2020

Kranke Pflege

von Georg Rammer



Wer geht schon gern ins Krankenhaus. Wer hat keine Angst vor
Pflegebedürftigkeit. Die Sorgen gelten aber nicht allein der Krankheit
und dem körperlich-geistigen Verfall, sondern vor allem auch den
Institutionen, denen man dann ausgeliefert ist. Denn nicht erst die
Corona-Pandemie hat die unhaltbaren, teilweise menschenunwürdigen
Verhältnisse im Gesundheitswesen sichtbar gemacht.

Ein Betroffener schildert bei einer Kundgebung am Internationalen Tag
der Pflege seine Gefühle: Er habe Angst, dass er in eine Maschinerie
gerät, deren Regeln nicht an Bedürfnissen von Patienten und Pflegenden
ausgerichtet sind. Angst bereite ihm auch die Vorstellung, dass er in
dem durchökonomisierten Wirtschaftsbetrieb Klinik ein "Fall" ist, der
auf dem hart umkämpften Markt taxiert wird: Ist er ein guter Kranker,
der Gewinn bringt, oder ein schlechter, weil er mehr Kosten
verursacht? Das wird seine Diagnose beeinflussen und auch die
Behandlung - zum Beispiel ob er operiert wird, weil das für die Klinik
profitabel ist. Er befürchte, dass die Ökonomisierung und die
Einsparungen auf seinem Rücken stattfinden - und auf dem Rücken der
Pflegepersonen, die unter Dauerstress arbeiten. Ein persönliches
Gespräch, Freundlichkeit, Aufmerksamkeit und Empathie seien unter den
Bedingungen von Stress und Hetze unmöglich. Gespart habe man in
Kliniken an Pflegekräften. Geduld, Verständnis, Fachlichkeit sowie
Zuwendung können aber nur Menschen aufbringen beziehungsweise leisten,
die Zeit haben und Anerkennung finden. Mit seiner Enkelin gehe er gern
in den Stadtgarten und beobachte: Im Zoo reden die Tierpfleger mit den
Tieren, weil es den Tieren guttut und weil der Zoo noch nicht
privatisiert ist.

Mit der Behauptung, wir können uns das Gesundheitssystem - trotz
unverändertem Anteil am Bruttosozialprodukt - nicht mehr leisten,
haben Bund und Länder mit einem neoliberalen Diktat ein System
geschaffen, das teuer ist, aber nicht primär der Gesundheit dient.
Bund und Landesregierungen haben die Gesundheit zur Ware gemacht und
die Daseinsvorsorge Großinvestoren ausgeliefert. Kern des Systems sind
"Fallpauschalen" (Diagnosis Related Groups - DRG), die die Kliniken
unabhängig vom konkreten Bedarf und Verlauf pro Patient bekommen.
Dafür wird Pflegepersonal auf ein Mindestmaß reduziert, werden
Patienten zu früh entlassen, während lukrative Eingriffe zu oft
erfolgen - nicht zuletzt auch bei Geburten in Form von
Kaiserschnitten: Laut Statistischem Bundesamt liegt der Anteil der
Entbindungenper Kaiserschnitt im bundesdeutschen Durchschnitt bei
circa 31 Prozent. 1991 war er halb so hoch. Die
Weltgesundheitsorganisation hält eine Kaiserschnittrate von über 15
Prozent für medizinisch nicht indiziert (vgl. [1]).
Die "Reform" hat die Übernahme in private, das heißt profitorientierte
Hand begünstigt. Inzwischen ist etwa jede dritte Klinik privatisiert,
die Zahl der Kliniken insgesamt eingedampft. Statt in das
Gesundheitssystem zu investieren, fördern Bund und Länder
Krankenhausschließungen mit jährlich bis zu einer Milliarde Euro. Die
Ökonomisierung, die Konkurrenz und der Zwang, die Behandlung an
betriebswirtschaftlichen Kriterien auszurichten, schaffen einen
immensen Druck für das Pflegepersonal. Der Profit der Investoren
wächst nicht zuletzt durch Einsparungen bei den Menschen (vgl. dazu
den informativen Artikel von Werner Rügemer in ver.di publik:
"Was sich in der Krise bitter rächt").

Monika Knobloch, die als Krankenschwester und Fachkraft für Anästhesie
und Intensivpflege mehr als dreißig Jahre lang in einer großen Klinik
durchgehalten hat, ist damit eine Ausnahme. Denn viele Pflegekräfte
halten die Dauerbelastung bei geringer Bezahlung nicht aus; viele
kündigen nach fünf bis sechs Jahren. Monika Knobloch berichtet als
Krankenschwester von einer extrem verdichteten Arbeit am Limit: "Alles
ist mehr geworden, nur wir nicht." Vieles, was für die Genesung
wichtig wäre, könne nicht geleistet werden - was wiederum zu
Gewissenskonflikten und Selbstvorwürfen führt.

Die examinierte Gesundheits- und Krankenpflegerin auf einer
hämatoonkologischen Station, Christina Zacharias, berichtet ebenfalls
über eine chronische Krise. Sie weist auf die bekannte Tatsache hin,
dass Pflege weiblich und prekär ist und oft als unbezahlte Arbeit
geleistet wird. Das bedeute für die Frauen nicht nur Stress und
Überlastung, sondern oft auch Altersarmut. Und als hätten diejenigen,
die für die belastenden und beschämenden Verhältnisse verantwortlich
sind, Angst vor einem Streik der Frauen in den Pflegeberufen bekommen,
griffen sie während der Corona-Pandemie schnell zum Euphemismus: Ihr
seid Helden! Angesichts der katastrophalen Verhältnisse, die seit
vielen Jahren bestehen und bekannt sind und bewusst herbeigeführt
wurden, kam das bei den Betroffenen überwiegend als geheuchelte
Anbiederung und als Zynismus an.

Nach Prognosen des Bundesinstituts für Bevölkerungsforschung wird die
Zahl alter Menschen, die auf Pflege angewiesen sind, bis 2030 um 20
Prozent steigen. Bei der gegenwärtigen Bezahlung wird es schwer sein,
genügend Personal zu bekommen. Zwar soll der Mindestlohn für
ungelernte Pflegekräfte ab Juli erhöht werden; dennoch müssten sie bei
einer 35-Stunden-Woche 53 Jahre ununterbrochen arbeiten, um eine Rente
in Höhe der Grundsicherung von 814 Euro zu erhalten, wie das
Bundesarbeitsministerium auf eine parlamentarische Anfrage der
Linken-Fraktion bekanntgab. Arbeiten sie nur 30 Stunden in der Woche,
werden sie 62 Jahre lang schuften müssen. So viel ist Deutschland die
Arbeit von Frauen für alte Menschen wert.

In der Misere der Pflegeberufe erkennt man ein Strukturmerkmal
kapitalistischer und patriarchalischer Verhältnisse. Schon vor zehn
Jahren hatte die New Economics Foundation, eine unabhängige
Denkfabrik, die sich einer Ökonomie verpflichtet fühlt, "als ob die
Menschheit und der Planet zählen würden", eine Studie vorgelegt: "A
Bit Rich". Die Autoren verglichen den gesellschaftlichen Nutzen von
sechs verschiedenen Berufsgruppen und stellten dabei ein krasses
Missverhältnis fest: Während die enorm hoch dotierten
VIP-Steuerberater und Bankmanager einen großen Schaden für die
Gesellschaft anrichten, reicht das Einkommen der Menschen in der
Krankenhausreinigung und Kinderpflege oder in der Müllentsorgung kaum
zum Überleben. Für die Gesellschaft schaffen aber gerade sie einen
grundlegenden Nutzen, der jedoch wenig Anerkennung findet, geschweige
denn angemessen honoriert wird. Das Ergebnis überrascht nicht wirklich
- eher schon die Gleichgültigkeit, mit der die Bevölkerung diese
Ungerechtigkeit hinnimmt. (Die menschlichen Folgen der erbarmungslosen
Konkurrenz und Vermarktung sind in dem ebenso sensiblen wie
erschütternden Spielfilm "Sony We Missed You" von Ken Loach zu sehen.)

Die Fernseh-Politsatiresendung "Die Anstalt" widmete sich im Mai dem
Thema "Wie funktioniert eigentlich so ein Krankenhaus". Dabei tauchte
auch die Frage auf, wer die für die Bevölkerung derart schädliche
Gesundheits-"Reform" ausgearbeitet und durchzusetzen geholfen hat. Die
enge Verflechtung von Akteuren wie der Bertelsmann-Stiftung, einigen
wenigen Gesundheitsökonomen sowie Aufsichtsräten privater
Klinikkonzerne wurde dort unter anderem herausgearbeitet (vgl.
Faktencheck unter [2] und die Sendung im Archiv unter [3]).

Ein Großteil der Bevölkerung lehnt die Profitorientierung und
Privatisierung der Daseinsvorsorge ab, wie Umfragen zeigen
- konsequenzlos. Aber auch Widerstand formiert sich, etwa im
bundesweit aktiven Bündnis Krankenhaus statt Fabrik, das vor allem das
Fallpauschalensystem kritisiert, und mit der privatisierungskritischen
Organisation Gemeingut in BürgerInnenhand, die vor allem gegen die
Schließungen regionaler Krankenhäuser kämpft. Die Grundposition der
Kritiker lautet: Gesundheit ist Menschenrecht und keine Ware! Das
System der Fallpauschalen und der Profitorientierung im
Gesundheitswesen ist menschenfeindlich und muss abgeschafft werden.
Eine bessere Versorgung müsste aber noch ganz andere
Fehlkonstruktionen unseres Systems beseitigen, wie der politische
Aktivist Wolfram Treiber, selbst ein Betroffener, bei der Kundgebung
am Tag der Pflege skizzierte: Private Kliniken und Pflegedienste
dienen sicher genauso wenig einer besseren Versorgung wie private
Krankenkassen. Auch nicht die enormen Beträge, die Pharmakonzerne für
Marketing ausgeben; sie gehören vergesellschaftet, damit
Gesundheitsversorgung für alle zu guten Bedingungen verfügbar wird.
Nur in einem Gesundheitssystem ohne Fallpauschale und
Profitorientierung werden Menschen im Mittelpunkt stehen.


Die fünfte, erweiterte und komplett überarbeitete Neuauflage
der Broschüre "Krankenhaus statt Fabrik - bedarfsgerecht,
gemeinwohlorientiert. Das Fallpauschalensystem und die Ökonomisierung
der Krankenhäuser - Kritik und Alternativen" ist abrufbar unter:

www.krankenhaus-statt-fabrik.de.


Verweise:

[1] http://www.gerechte-geburt.de/wissen/kaiserschnitt-info/

[1] https://www.zdf.de/comedy/die-anstalt/fakten-im-check-der-anstalt-118.html

[2] https://www.zdf.de/comedy/die-anstalt/die-anstalt-vom-5-mai-2020-100.html
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FESTIVAL/415: Bundes.Festival.Film. - Auftakt unter freiem Himmel (KJF)


Deutsches Kinder- und Jugendfilmzentrum - 14. Juni 2020

Auftakt unter freiem Himmel

Das Bundes.Festival.Film. 2020 startete im Wuppertaler Autokino sein
Programm, Prämierung der besten Produktionen von Nachwuchsfilmemacher*innen
aus Deutschland, Beginn des zweiwöchigen Online-Festivals



KJF - Am Samstagabend fand das diesjährige Bundes.Festival.Film. einen
ungewöhnlichen Auftakt. Im Wuppertaler Autokino am Carnaper Platz wurden
die Preisträger*innen der beiden Wettbewerbe Deutscher Jugendfilmpreis und
Deutscher Generationenfilmpreis bekanntgegeben. Im Anschluss an das
Vorprogramm und die Preisverleihung wurde ein zweistündiges Filmprogramm
mit einer Auswahl der besten Festival-Filme gezeigt - vor Ort im Autokino
und parallel per Live-Stream im Internet.

Konzept ist aufgegangen

Das Besondere am Bundes.Festival.Film. ist die Verbindung von jugendlichen
Filmteams mit älteren Filmemacher*innen. Als generationenübergreifendes
Film-Event ist es eines der bundesweit größten und renommiertesten
Festivals für Filmemacher*innen aller Altersgruppen. Die eingereichten
Filme bilden regelmäßig die ganze Bandbreite jugendkultureller und
gesellschaftspolitischer Themen ab.

Um diesen einzigartigen Filmen auch unter den Beschränkungen der
Corona-Krise eine angemessene Präsentationsplattform zu bieten, musste das
Veranstaltungsformat völlig neu gedacht werden. Thomas Hartmann, Leiter des
Bundes.Festival.Film. beim Deutschen Kinder- und Jugendfilmzentrum (KJF):
"Offen gesagt, haben wir bis zum Schluss ein wenig gezittert, ob unser
Konzept aus Preisverleihung und Filmpräsentation im Autokino und per
Live-Stream aufgehen würde. Nun sind wir glücklich darüber, dass der
Auftakt so gut gelungen ist. Ich danke allen, die an diesem Erfolg
beteiligt waren. Und ich gratuliere natürlich unseren diesjährigen
Preisträgerinnen und Preisträgern."

Insgesamt wurden Preise im Gesamtwert von 20.000 Euro vergeben,
Preisstifter ist das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und
Jugend. Bundesfamilienministerin Franziska Giffey freut sich über die
ungewöhnliche Umsetzung des Bundes.Festival.Film. und sendete per
Videobotschaft Grüße an die Zuschauer*innen sowie Glückwünsche an die
Filmschaffenden: "Gute Unterhaltung ist keine Frage des Alters.
Unterschiedliche Perspektive sind wichtig und sehenswert. Und sie erfordern
Mut, diese öffentlich in Filmen zu zeigen. Diesen Mut haben Sie auch in
diesem schwierigen Jahr bewiesen."

Das Festival geht weiter

Nach der Preisverleihung am Samstagabend startet das Filmfestival in seine
zweite Phase: Am Sonntagvormittag finden drei aufeinanderfolgende jeweils
60-minütige Videokonferenzen statt, an denen ambitionierte
Filmemacher*innen, Film-Studierende, professionelle Filmemacher*innen,
Medienpädagog*innen, Filmcoaches und interessierte Filmfans kostenlos
teilnehmen können.

Am gleichen Tag beginnt das Online-Programm des Bundes.Festival.Film. 2020.
Bis zum 28. Juni werden alle Produktionen kostenlos als Streaming-Angebot
gezeigt, ergänzt um Videobotschaften und Interviews mit den
Filmemacher*innen. Die Zuschauer*innen haben die Möglichkeit, unter allen
Beiträgen für ihren Lieblingsfilm abzustimmen und damit den Publikumspreis
zu ermitteln.

Alle Festival-Filme online unter:

www.bundesfestival.de



Das Bundes.Festival.Film. bildet den jährlichen Höhepunkt der
Bundeswettbewerbe Deutscher Jugendfilmpreis und Deutscher
Generationenfilmpreis. Beide Wettbewerbe sowie das Bundes.Festival.Film.
werden im Auftrag des Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und
Jugend vom Deutschen Kinder- und Jugendfilmzentrum (KJF) organisiert und
durchgeführt. Zusätzliche Förderung erhält das Festival 2020 durch das
Ministerium für Kinder, Familie, Flüchtlinge und Integration des Landes
Nordrhein-Westfalen. Kooperationspartner vor Ort sind das Medienprojekt
Wuppertal, die Bergische Universität Wuppertal, die Stadt Wuppertal sowie
das Autokino Wuppertal.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 14. Juni 2020

Deutsches Kinder- und Jugendfilmzentrum

Küppelstein 34, 42857 Remscheid

Telefon: 02191-794 233, Telefax: 02191-794 230

E-Mail: post@kjf.de

Internet: http://www.kjf.de
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HÖRSPIEL/2100: Deutschlandfunk Kultur - "La vie en vogue" von Elodie Pascal, 18.6.2020 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Schwerpunkt: Ich kann so nicht arbeiten!

La vie en vogue

Von Elodie Pascal

Regie: Elisabeth Putz

DKultur 2013/54'09

Freispiel

Donnerstag, 18. Juni 2020, 22.03 - 23.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Sie sind Models. Sie arbeiten in Berlin, London, New York, Tokio,
Wien, schlafen fünf Stunden in der Nacht, haben 40 Castings in vier
Tagen zu bewältigen und wollen alle eines werden: "The Face of the
Future". "Am Anfang dachte ich auch: Oh Gott, das ist jetzt genau wie
bei 'Topmodel'." "Es ist ein Job letztlich. Du musst bestehen und in
der Sekunde da sein, mit allem was du hast. Und glaube mir, für jedes
Mädchen stehen beim Gong fünf in der Tür. Jünger, größer, genauso
hübsch." Die Autorin lässt Models und Exmodels, aber auch Booker,
Designer und Agenten zu Wort kommen und verwebt Dokument und Fiktion
zu einem Hörspiel.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 9. Juni 2020

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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MELDUNG/2086: Berichterstattung über "44. Tage der deutschsprachigen Literatur" in Klagenfurt, 18. - 22.6.2020 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Pressemitteilung vom 16.6.2020

Wettlesen als Weblesen: "44. Tage der deutschsprachigen Literatur"
in Klagenfurt

Deutschlandfunk und Deutschlandfunk Kultur mit breiter
Berichterstattung vom renommierten Wettbewerb


Deutschlandfunk-Preis wird am 21. Juni vergeben - Deutschlandfunk
Dokumente und Debatten überträgt Lesungen und Jurydiskussionen live

18. - 22. Juni 2020, Deutschlandfunk und Deutschlandfunk Kultur



Mit umfangreicher Berichterstattung in Literatur- und Kultursendungen
begleiten Deutschlandfunk und Deutschlandfunk Kultur die Tage der
deutschsprachigen Literatur vom 18. bis 21. Juni in Klagenfurt. Der
Wettbewerb findet in diesem Jahr ausschließlich digital statt - sowohl
die Autorinnen und Autoren als auch die Jury beteiligen sich aus ihren
Wohnzimmern....

Das digitale Wettlesen ist im Radio zudem live im Digitalkanal
Deutschlandfunk Dokumente und Debatten (DAB+) zu hören. Im Fernsehen
überträgt 3sat die Lesungen und Diskussionen vom 18.-20. Juni jeweils
ab 10.00 Uhr in voller Länge in seinem Programm, auch die
Preisverleihung am 21. Juni um 11.00 Uhr ist bei 3sat zu sehen. Nach
der Premiere im Jahr 2017 wird dort auch der mit 12.500 Euro dotierte
Deutschlandfunk-Preis vergeben. Der Preis ist nach dem
Ingeborg-Bachmann-Preis die am zweithöchsten dotierte Auszeichnung in
Klagenfurt.

Im Deutschlandfunk spricht Jan Drees in der Sendung "Büchermarkt" am
18. und 19. Juni von 16.10 bis 16.30 Uhr mit den Autoren und
Literaturkritikern Miriam Zeh und Christoph Schröder über die
aktuellen Texte des Wettbewerbs. Die Sendung "Kultur heute" informiert
am 20. Juni über die Lesungen und Themen rund um die Preisvergabe,
einen Tag später über die Preisträger (jeweils 17.30 Uhr).

Auch Deutschlandfunk Kultur berichtet ausführlich über die digitale
Ausgabe des Bachmannpreises. Den Auftakt bildet ein Gespräch mit
Sharon Otoo in "Studio 9 am Morgen" am 17. Juni, bevor die
Schriftstellerin am Abend die traditionelle Eröffnungsrede der Tage
der deutschsprachigen Literatur halten wird. In der Sendung "Lesart"
(18./19. Juni, 10.05 Uhr, 20. Juni, 11.05 Uhr) sprechen Joachim Scholl
und Maike Albath mit Autorinnen und Autoren, die in diesem Jahr am
Wettlesen teilnehmen, sowie mit Gästen aus der Literaturszene aus
Klagenfurt selbst. Mit der Kritikerin und ehemaligen Bachmann-Jurorin
Sigrid Löffler wird die grundsätzliche Frage diskutiert: Wie gerecht
kann Literaturkritik sein? "Fazit. Kultur vom Tage" berichtet von 17.
bis 21. Juni jeweils um 23.05 Uhr und zieht eine tägliche Bilanz des
Wettbewerb-Geschehens. Am 22. Juni um 10.05 Uhr blickt die "Lesart"
zurück auf die Veranstaltungstage.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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MUSIK/3217: Deutschlandfunk - Das Violinkonzert von Ludwig van Beethoven, 18.6.2020 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

In großen Bögen singen

Das Violinkonzert von Ludwig van Beethoven

Von Norbert Hornig

Historische Aufnahmen

Donnerstag, 18. Juni 2020, 22.05 - 22.50 Uhr, Deutschlandfunk



Beethovens Violinkonzert ist allgegenwärtig, im Konzertsaal wie auf
Schallplatte. Doch es war nicht das Erfolgsstück von Anfang an, kein
typisches Virtuosenkonzert, in dem Solisten glänzen können. Hier wird
Spielern alles abverlangt, neben einer souveränen Technik auch die
geistige Durchdringung der Form. Seit der Ersteinspielung mit Josef
Wolfsthal und dem Orchester der Berliner Staatsoper im Jahre 1925
wurde Beethovens Violinkonzert aus jedem erdenklichen Blickwinkel
beleuchtet. Danach haben alle Geiger von Rang und Namen das Werk
aufgenommen, die Reihe berühmter Einspielungen ist lang. Ob Kreisler,
Heifetz, Menuhin oder Oistrach - jeder große Geiger näherte sich
Beethoven auf seine Art. Man kann nur staunen, welche Deutungsvielfalt
dieses Meisterwerk in historischen Aufnahmen erfahren hat.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 9. Juni 2020

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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MUSIK/3216: BR-KLASSIK - Konzertabend mit dem Münchner Rundfunkorchester, 18.6.2020 (BR)




Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 11. Juni 2020

BR-KLASSIK-Konzertabend mit dem Münchner Rundfunkorchester

Holz- und Blechbläserinnen und -bläser des Münchner Rundfunkorchesters

Christian Obermaier, Pauke

Leitung: Ivan Repusić

Live-Übertragung aus dem Studio 1

Donnerstag, 18. Juni 2020, 20.05 Uhr, BR-KLASSIK und im Web auf br-klassik.de

Nach den Corona-bedingten Einschränkungen im Konzert- und
Orchesterbetrieb, verbunden mit dem vorzeitigen Ende der regulären
Konzertsaison, ist Ivan Repusić, der Chefdirigent des Münchner
Rundfunkorchesters, zurück am Pult bei seinen Musikerinnen und
Musikern. Am Donnerstag, 18. Juni, spielen Holz- und
Blechbläserensembles des Münchner Rundfunkorchesters unter seiner
Leitung einen Live-Konzertabend für die Hörerinnen und Hörer von
BR-KLASSIK, es moderiert Clemens Nicol. BR-KLASSIK überträgt das
Konzert um 20.05 Uhr live aus dem Studio 1 des Münchner Funkhauses im
Hörfunk und auf br-klassik.de.

Zwar hat das Münchner Rundfunkorchester schon kurz nach Ostern den
Proben- und Produktionsbetrieb wieder aufgenommen und in kleineren,
später größer werdenden Ensembles die Möglichkeiten eines
Orchesterbetriebs in Zeiten von Corona ausgelotet. Sängerinnen und
Sänger sowie Blasinstrumente waren davon aber weitgehend ausgenommen
und stehen aufgrund ihrer eng mit dem Atem verbundenen Tongebung unter
besonderer Beobachtung. Auch aktuell müssen sie noch die größten
Abstände (3 Meter) zueinander einhalten. Ein kammermusikalisches
Zusammenspiel ist damit deutlich erschwert und erfordert die
Unterstützung eines Dirigenten.


Frühwerke von Strauss und Beethoven

Ivan Repusić hat mit den Bläserinnen und -bläsern seines Münchner
Rundfunkorchesters ein abwechslungsreiches Programm einstudiert, das
mit Blechbläser-Werken von Giovanni Gabrieli, dem Holzbläser-Oktett
von Ludwig van Beethoven sowie mit Werken von Samuel Barber und Paul
Dukas von der Renaissance bis ins 20. Jahrhundert reicht. Einer der
Höhepunkte des Abends ist die Suite B-Dur für 13 Blasinstrumente op. 4
von Richard Strauss, die dieser im Alter von nur 20 Jahren komponiert
hat. Das viersätzige Werk lotet die Qualitäten und Möglichkeiten der
einzelnen Blasinstrumente meisterhaft aus, der spielerische
Serenaden-Charakter erinnert fast an Mozart und mündet virtuos in
sinfonische Klänge. Zudem stellt dieses Werk einen Wendepunkt in der
Karriere von Strauss dar: Erstmals erklang eine seiner Kompositionen
außerhalb seiner Geburtsstadt München - und das zudem unter der
Leitung des prominenten Dirigenten Hans von Bülow.

Das Oktett in Es-Dur von Ludwig van Beethoven, op. 103 ist besetzt mit
zwei Oboen, zwei Klarinetten, zwei Fagotten und zwei Hörnern. Der
junge Beethoven schrieb es 1792 noch in Bonn, bevor er sich auf den
Weg nach Wien machte und sich dort niederließ. Veröffentlicht wurde
dieses Holzbläser-Oktett allerdings erst 1834, was die hohe Opus-Zahl
erklärt. Im schwungvollen ersten Satz besticht die Behandlung der
einzelnen Bläserstimmen und die Dichte des Bläsersatzes - was von
Beethovens souveräner Kenntnis der einzelnen Instrumente zeugt.


Programm

Paul Dukas

aus "La Peri": Fanfare

Giovanni Gabrieli

aus "Sacrae Symphoniae": Canzon septimi toni à 8 Nr. 2

Giovanni Gabrieli

aus "Sacrae Symphoniae": Sonata pianrte

Ludwig v. Beethoven

Oktett Es-Dur op. 103: 1. Satz "Allegro"

Samuel Barber

"Three Mutations from Bach" für Blechbläser und Pauke

Richard Strauss

Suite B-Dur für 13 Blasinstrumente op. 4

Brent Heisinger

"March for Timpani and Brass"

Georges Bizet

aus "Carmen": Suite für Harmoniemusik (Arr.: A.N. Tarkmann)

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 11. Juni 2020

Herausgeber:

Bayerischer Rundfunk, Anstalt des öffentlichen Rechts

Rundfunkplatz 1, 80335 München

Pressestelle

Telefon: 089 / 59 00-01, Telefax: 089 / 59 00-18 59 00

E-Mail: info@br.de

Internet: www.br.de
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DER FILM/490: Köln - Heimspiel zeigt "Sterne über uns", 26.6.2020


Kunsthochschule für Medien Köln - 17.12.2019

Heimspiel: "Sterne über uns"

Freitag, 26. Juni 2020, 21:30 Uhr, Einlass ab 20:30 Uhr,
Eintritt: 8 Euro

Open-Air-Kino im MAKK Museum für Angewandte Kunst, An der
Rechtsschule, 50667 Köln



Die Filmreihe präsentiert den Debütfilm der KHM-Absolventin Christina
Ebelt. Im Anschluss an die Vorführung spricht Prof. Dietrich Leder mit
der Regisseurin und den Produzenten des Films Harry Flöter und Jörg
Siepmann.

Die Kunsthochschule für Medien Köln lädt regelmäßig Absolvent/innen
mit ihren Debütfilmen in die hochschuleigenen Aula ein. Aus aktuellem
Anlass findet der erste Abend der Filmreihe "Heimspiel" im
Sommersemester 2020 unter freiem Himmel statt. "Sterne über uns"
feierte seine Uraufführung beim Filmfest München 2019 und startete im
November letzten Jahres in den Kinos. Nach der Präsentation des Films
führt Prof. Dietrich Leder ein Publikumsgespräch mit Regisseurin
Christina Ebelt und den Produzenten Harry Flöter und Jörg Siepmann
(2PILOTS) und der Producerin Regina Jorissen.

Die Geschichte: Melli hatte die Miete einbehalten. Die Wände waren
feucht und schimmelig. Statt Abhilfe erhält sie die fristlose
Kündigung. In die Obdachlosigkeit gedrängt, zieht die alleinerziehende
Melli mit ihrem neunjährigen Sohn Ben in den Wald. Für Melli ist das
Waldleben nur eine Notlösung, bis sie wieder eine Wohnung gefunden
hat. Grund genug auf Besserung zu hoffen hat sie allemal, denn in
wenigen Tagen tritt sie ihre neue Stelle als Flugbegleiterin an.
Anders als Melli findet Ben das Waldleben aufregend. Das Leben unter
den extremen Bedingungen zwingt die Beiden noch enger zusammen, auch
weil Melli und Ben stets auf der Hut sind, denn niemand soll von ihrer
Obdachlosigkeit erfahren?

"Sterne über uns" (2019, Spielfilm, 98 Min.) Regie und Buch: Christina
Ebelt; Co-Autorin: Franziska Krentzien; Bildgestaltung: Bernhard
Keller; Montage: Florian Riegel; Regieassistenz: Lenka Sikulova;
Hauptrollen: Franziska Hartmann, Claudio Mango Ton: Bernd Hackmann;
Tongestaltung: Josef Steinbüchel Musik: Benjamin Drees, Jakob Ilja;
Produzenten: Harry Flöter, Jörg Siepmann; Producerin: Regina Jorissen;
Redaktion: Lucas Schmidt, Claudia Tronnier, Doris Hepp; Produktion:
2PILOTS; Koproduktion: ZDF/Das kleine Fernsehspiel in Zusammenarbeit
mit ARTE; Förderung: Film- und Medienstiftung NRW und Creative Europe
MEDIA Programm; Verleih: Real Fiction Filme

Christina Ebelt (Regie und Buch) Geboren 1979 in Filderstadt. Studium
an der Vancouver Film School. Assistenz bei den Filmproduktionen Hotte
im Paradies (Dominik Graf) und Die Nacht singe ihre Lieder (Romuald
Karmakar). Von 2004 bis 2009 Studium an der KHM. In Zusammenarbeit mit
Jan Bonny entsteht das Drehbuch zum Kinofilm Gegenüber (Cannes 2007).
Als Regisseurin und Autorin in Köln tätig, vertreten durch die S.
Fischer Verlage. Von 2013 bis 2016 Mitarbeiterin für Drehbuch und
Spielfilmregie an der KHM.

Kartenverkauf an der Abendkasse und online:

https://t.rausgegangen.de/tickets/open-air-kino-sterne-uber-uns


Vorschau Juli 2020:

Heimspiel zeigt "PLAYHOUSE USA" von KHM-Absolvent Benjamin Schindler,
9. Juli, 20 Uhr

https://www.khm.de/termine/news.4947.heimspiel-zeigt-playland-usa/

KHM Ausstellung 2020 *Diplome, 15. bis 19. Juli

https://www.khm.de/KHM_Ausstellung_2020/

www.facebook.com/kunsthochschulefuermedien

www.instagram.com/kunsthochschulefuermedien/

www.twitter.com/khmkoeln

www.youtube.com/KHMKoeln

 * 

Quelle:

Kunsthochschule für Medien Köln (KHM)

Academy of Media Arts Cologne

Peter-Welter-Platz 2, 50676 Köln

Telefon: +49 221 20189 0

Internet: www.khm.de
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GYNÄKOLOGIE/658: Erste S3-Leitlinie zum Kaiserschnitt ermöglicht Schwangeren Entscheidungsfindung (idw)


Deutsche Gesellschaft für Gynäkologie und Geburtshilfe e.V., Pressestelle DGGG, 12.06.2020

Erste S3-Leitlinie zur Sectio bietet Schwangeren evidenzbasiertes Wissen und ermöglicht gemeinsame Entscheidungsfindung



Die Sectio (Kaiserschnitt, Schnittentbindung, abdominelle Entbindung,
Sectio caesarea) ist die weltweit häufigste Operation bei Frauen - und die
Rate nimmt global stetig zu.� In Deutschland liegt sie laut dem
Statistischen Bundesamt bei etwa 30 Prozent. Bei der Arbeitsgemeinschaft
der Wissenschaftlichen Medizinischen Fachgesellschaften e. V. (AWMF) wurde
nun die erste S3-Leitlinie zu diesem Thema veröffentlicht, die unter der
Federführung der Deutschen Gesellschaft für Gynäkologie und Geburtshilfe
e. V. (DGGG) entstanden ist.

Ziel dieser wissenschaftlichen Handlungsempfehlung ist die Zusammenfassung
des aktuellen Wissens über die Sectio. Schwerpunkte der Leitlinie sind
Definition und Klassifikation, Aufklärung, Indikation, Zeitpunkt und
Durchführung sowie erneute Schwangerschaft und Geburt nach einer Sectio,
um in einem gemeinsamen Entscheidungsfindungsprozess das ideale Vorgehen
im individuellen Fall festlegen zu können.

"Die evidenzbasierte Leitlinie zum Kaiserschnitt gibt allen Beteiligten
die Möglichkeit, auf der Basis des aktuellen Wissens die beste
Entscheidung zu fällen. Das betrifft auch die Beratung, den sichersten
Zeitpunkt zur Geburt, die optimale Durchführung, den frühestmöglichen
direkten Hautkontakt von Mutter und Kind. Und die Leitlinie setzt sich mit
den häufigsten Gründen für einen geplanten Kaiserschnitt und möglichen
Alternativen auseinander", so Prof. Dr. med. Dr. h.c. Frank Louwen,
Koordinator der Leitlinie.

Kurz- und Langzeitmorbiditäten von Mutter und Kind noch nicht vollständig erforscht

War die Sectio anfangs noch mit einer hohen Mortalität und Morbidität
assoziiert, wird sie heutzutage als ein sicheres Verfahren angesehen,
wenngleich über Kurz- und Langzeitmorbiditäten von Mutter und Kind bislang
nur wenig bekannt ist. Dies führt bisweilen zu Unsicherheiten bezüglich
des optimalen Geburtsmodus und der Einschätzung von Risiken, die mit einer
vaginalen Geburt oder einer Sectio verbunden sind. Alle Professionen, die
in die Betreuung von Schwangeren involviert sind, kennen diese
Unklarheiten und profitieren von einem einheitlichen und (soweit möglich)
evidenzbasierten Vorgehen, um Schwangere und ihre Angehörigen sowohl
individuell als auch auf Basis eines breiten Expertenwisssens beraten und
betreuen zu können.

Die Vorgabe einer spezifischen "Sectiorate" ist nicht Bestandteil dieser
Leitlinie. Dies nicht zuletzt deshalb, weil derzeit aufgrund fehlender
Daten zur mütterlichen und kindlichen Morbidität keine zuverlässige
Aussage über eine optimale Rate getroffen werden kann. Die von der WHO im
Jahr 1985 formulierte Grenze von 10 bis 15 Prozent wurde in einem
WHO-Statement im Jahr 2015 aus eben diesem Grund relativiert. Als gesichert
darf aber die Erkenntnis gelten, dass eine Sectiorate über 15 Prozent
keinen günstigen Einfluss auf die mütterliche und neonatale Morbidität und
Mortalität hat und deshalb gut medizinisch begründet sein sollte.


Definition:

Es gibt zwei Sectio-Typen: Unterschieden wird zwischen primärer und
sekundärer Sectio, je nach Zeitpunkt im Verhältnis zum bereits erfolgten
oder noch nicht erfolgten Geburtsbeginn. Eine primäre Sectio liegt dann
vor, wenn die Geburt noch nicht begonnen hat. Das heißt, es gab weder
einen (vorzeitigen) Blasensprung, noch eine muttermundwirksame
Wehentätigkeit.

Bei einer sekundären Sectio hat die Geburt bereits begonnen - es sind
entweder muttermundwirksame Wehen oder ein (vorzeitiger) Blasensprung
vorhanden. Die gewählten Unterscheidungen sind für den deutschsprachigen
Raum charakteristisch. Im internationalen Kontext ist eine derartige
Unterscheidung nicht zu finden.

Diese Leitlinie wurde vom Bundesministerium für Gesundheit und der
Deutschen Gesellschaft für Gynäkologie und Geburtshilfe e. V. (DGGG) im
Rahmen des Leitlinienprogramms gefördert (Förderkennzeichen ZMV I
1-2515FSB509) und wurde in Zusammenarbeit mit der Österreichischen
Gesellschaft für Gynäkologie und Geburtshilfe (OEGGG) sowie der
Schweizerischen Gesellschaft für Gynäkologie und Geburtshilfe (SGGG)
erstellt. Insgesamt haben AutorInnen aus 23 Fachgesellschaften, Verbänden
und Schwangerenvertretungen ihr Wissen in der Leitlinie gebündelt.

Medizinische Leitlinien haben das Ziel, den aktuellen Stand des Wissens
über ein Fachgebiet zusammenzustellen und daraus möglichst klare
Handlungsempfehlungen für die Beratung und Behandlung von PatientInnen
abzuleiten. S3-Leitlinien müssen höchsten wissenschaftlichen Ansprüchen
genügen, insbesondere ist eine systematische Recherche, Auswahl und
Bewertung wissenschaftlicher Belege ("Evidenz") gefordert. Die Leitlinien
der Wissenschaftlichen Medizinischen Fachgesellschaften sind systematisch
entwickelte Hilfen für ÄrztInnen zur Entscheidungsfindung in spezifischen
Situationen. Sie beruhen auf aktuellen wissenschaftlichen Erkenntnissen
und in der Praxis bewährten Verfahren und sorgen für mehr Sicherheit in
der Medizin, sollen aber auch ökonomische Aspekte berücksichtigen. Die
Leitlinien sind für ÄrztInnen rechtlich nicht bindend und haben daher
weder haftungsbegründende noch haftungsbefreiende Wirkung.


Die Kurz- und Langversion der Leitlinie finden Sie auf der Seite der AWMF:

https://www.awmf.org/leitlinien/detail/ll/015-084.html

Über die Deutsche Gesellschaft für Gynäkologie und Geburtshilfe e. V.:

Die Deutsche Gesellschaft für Gynäkologie und Geburtshilfe e. V. (DGGG)
ist eine der großen wissenschaftlichen Fachgesellschaften in Deutschland.
Sie hat sich der Stärkung der Fachgebiete der Frauenheilkunde und
Geburtshilfe verschrieben und fördert das gesamte Fach und seine
Subdisziplinen, um die Einheit des Faches Frauenheilkunde und Geburtshilfe
weiter zu entwickeln. Als medizinische Fachgesellschaft engagiert sich die
DGGG fortwährend für die Gesundheit von Frauen und vertritt die
gesundheitlichen Bedürfnisse der Frau auch in diversen politischen
Gremien.


Quellen:

1. Macfarlane A, Blondel B, Mohangoo A, Cuttini M, Nijhuis J, Novak
Z, et al. Wide differences in mode of delivery within Europe:
risk-stratified analyses of aggregated routine data from the Euro-Peristat
study. BJOG An Int J Obstet Gynaecol [Internet]. 2016 Mar;123(4):559-68.
Available from: 

http://www.ncbi.nlm.nih.gov/pubmed/25753683

2. World Health Organization Human Reproduction Programme, 10 April
2015. WHO Statement on caesarean section rates. Reprod Health Matters
[Internet]. 2015 Jan 27;23(45):149-50. Available from:

http://www.ncbi.nlm.nih.gov/pubmed/26278843

3. Ye J, Betrán AP, Guerrero Vela M, Souza JP, Zhang J. Searching for
the optimal rate of medically necessary cesarean delivery. Birth
[Internet]. 2014 Sep;41(3):237-44. Available from:

http://doi.wiley.com/10.1111/birt.12104

4. Ye J, Zhang J, Mikolajczyk R, Torloni MR, Gülmezoglu AM, Betran
AP. Association between rates of caesarean section and maternal and
neonatal mortality in the 21st century: a worldwide population-based
ecological study with longitudinal data. BJOG [Internet]. 2016
Apr;123(5):745-53. Available from:

http://doi.wiley.com/10.1111/1471-0528.13592


Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.awmf.org/leitlinien/detail/ll/015-084.html

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment80129

Erste S3-Leitlinie zur Sectio bietet Schwangeren evidenzbasiertes Wissen und ermöglicht die gemeinsame Entscheidungsfindung durch Kommunikation auf Augenhöhe

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution660

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Gesellschaft für Gynäkologie und Geburtshilfe e.V., Pressestelle DGGG, 12.06.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MIKROBIOLOGIE/044: Eine Arche Noah für Mikroben? (idw)


Christian-Albrechts-Universität zu Kiel - 11.06.2020

Eine Arche Noah für Mikroben?

Von der CAU unterstütztes 'Microbiota Vault'-Projekt zur Sicherung der
weltweiten mikrobiellen Vielfalt zur Umsetzung empfohlen



Eine Gruppe internationaler Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler unter
Beteiligung des Forschungsschwerpunkts Kiel Life Science (KLS) an der
Christian-Albrechts-Universität zu Kiel (CAU) bereitet eine globale
Initiative zur Bewahrung von Mikroorganismen vor, die für die menschliche
Gesundheit langfristig von entscheidender Bedeutung sind: Im sogenannten
'Microbiota Vault'-Projekt (Deutsch: Mikroorganismen-Speicher) soll
künftig die Identifizierung, Sammlung und dauerhafte Konservierung einer
möglichst großen Bandbreite von gesundheitsfördernden Mikroorganismen
möglich werden, bevor diese unter dem zunehmenden Einfluss
zivilisatorischer Faktoren wie der Antibiotika-Übernutzung oder ungesunder
Ernährung für immer verloren gehen.

Nun hat ein Gremium aus anerkannten Expertinnen und Experten das Projekt
in einer umfangreichen Machbarkeitsstudie begutachtet und zur Umsetzung
empfohlen. Darin kommen die Autorinnen und Autoren zu dem Schluss, dass
die Projektziele stichhaltig und die Initiative insgesamt von großer
gesellschaftlicher Bedeutung seien und im Rahmen internationaler
Kooperation zum Nutzen des Gemeinwohls umgesetzt werden solle.

Verarmung des Mikrobioms führte zum vermehrten Auftreten von Krankheiten

"Der Mikroorganismen-Speicher wird dazu dienen, für die Gesundheit
essenzielle Bestandteile des Mikrobioms von bestimmten, bislang nicht von
der industriellen Lebensweise beeinflussten Menschengruppen zu gewinnen",
erklärt Professor Thomas Bosch, der als KLS-Sprecher den Kieler
Projektbeitrag verantwortet. "Diese indigene Bevölkerung, zum Beispiel in
entlegenen Regionen des Amazonasgebiets, beherbergt eine mikrobielle
Besiedlung, die nicht von Antibiotika, verarbeiteten Lebensmitteln oder
anderen Faktoren des westlichen Lebensstils beeinflusst ist", so Bosch
weiter. Diese schädlichen Einflüsse sind in Summe dafür verantwortlich,
dass es zu einer massiven Abnahme der Vielfalt innerhalb des menschlichen
Mikrobioms gekommen ist. Dieser Rückgang hat in den vergangenen
Jahrzehnten zu einem dramatischen Anstieg sogenannter Umwelterkrankungen
geführt: Übergewicht, Asthma oder Allergien haben beispielsweise in
gleichem Maße zugenommen, wie umfangreiche Bestandteile des menschlichen
Mikrobioms verloren gingen.

Menschen in städtischen Räumen weisen im Vergleich eine deutlich
artenärmere Mikroben-Besiedlung auf. Das Darmmikrobiom nordamerikanischer
Städterinnen und Städtern umfasst im Vergleich zu den Jäger- und
Sammler-Gesellschaften der Amazonasregionen zum Beispiel nur etwa die Hälfte der
Mikrobenarten. Die dort gesammelten Mikroben sollen zur Charakterisierung
im Mikroorganismen-Speicher untersucht werden. Anschließend sollen die
Erkenntnisse für die weltweite Wissenschaftsgemeinschaft nach dem Open
Access-Prinzip zugänglich gemacht werden.

Bewahrung der verlorengegangenen Mikroben

Den Anstoß zu dieser anspruchsvollen Initiative gaben Professorin Maria
Gloria Dominguez-Bello und Professor Martin Blaser, beide von der Rutgers
University im US-amerikanischen New Jersey, die in den vergangenen
Jahrzehnten wichtige Pionierarbeit zur Bedeutung der verlorengegangenen
Mikroben leisteten. "Diese fehlenden Mikroben könnten den Schlüssel
liefern, um zivilisatorisch bedingte Krankheiten wie Diabetes, Morbus
Crohn oder chronische Entzündungskrankheiten künftig behandeln und heilen
zu können", erklärt Bosch. In Kiel arbeitet der
CAU-Sonderforschungsbereich (SFB) 1182 "Entstehen und Funktionieren von
Metaorganismen" daran, die Konsequenzen des Zusammenspiels von
Mikroorganismen und den Funktionen ihres Wirtslebewesens zu erforschen. Je
mehr die Forschenden über diese funktionellen Interaktionen, die daran
beteiligten Mikroben und deren Rolle für die menschliche Gesundheit
verstehen, desto deutlicher wird die Dringlichkeit der schnellen Sicherung
der mikrobiellen Diversität. "Unser Ziel ist es, dieses Rennen gegen die
Zeit zu gewinnen, die Artenvielfalt der Mikroben möglichst umfangreich zu
sichern und damit wie in der sprichwörtlichen Arche Noah vor dem
Aussterben zu bewahren. Dazu wollen wir an der CAU im Rahmen des
Forschungsschwerpunkts und Sonderforschungsbereichs 1182 aktiv beitragen",
betont Bosch.

Erprobung in bevorstehender Pilotphase

Die Machbarkeitsstudie empfiehlt als konkreten nächsten Schritt die
Umsetzung einer Pilotphase, in der unter anderem die technischen
Infrastrukturen zur dauerhaften Konservierung der Mikroben erprobt werden
sollen. Zudem soll ein geeigneter sicherer Ort zur Errichtung des
Speichers gefunden werden, möglichst an einem geografisch geeigneten und
politisch stabilen Ort zum Beispiel in Norwegen oder der Schweiz.
Weiterhin ist eine Partnerschaft mit einer Region oder einem Land
vorgesehen, die dank geeigneter indigener Bevölkerungsgruppen als Quelle
für die Mikroben-Sammlung infrage kommen.

"Die 'Microbiota Vault'-Initiative wird uns dabei helfen, mit den
Menschen, deren Mikrobiom noch intakt ist, vor Ort zu arbeiten. So wollen
wir die entscheidenden Mikroben finden, um sie anschließend zu speichern,
zu vervielfältigen und so zum Wohle der menschlichen Gesundheit in Zukunft
nutzen zu können", betont Blaser. Der Mikrobiologe und Arzt erhielt in
Würdigung seiner Lebensleistung im vergangenen Jahr das Karl August
Möbius-Fellowship des Kieler SFB 1182.

"Wir blicken dem Pilotprojekt voller Zuversicht entgegen und wollen darin
möglichst bald die rechtlichen und logistischen Rahmenbedingungen
erproben. Dazu streben wir Entwicklungspartnerschaften mit Universitäten
in den Ursprungsländern wie beispielsweise Peru an", sagt Projektleiterin
Dominguez-Bello aus New Jersey. "Die Bewahrung der mikrobiellen Diversität
wird künftig dabei helfen, weltumspannenden Gesundheitskrisen begegnen zu
können", so Dominguez-Bello weiter.

Die Forschenden betonen, dass es eines Tages möglich sein könnte,
Umwelterkrankungen zu vermeiden, indem die Vielfalt des Mikrobioms
präventiv wiederhergestellt werde. Voraussetzung dafür sei es, zunächst
die nicht durch die Zivilisation veränderten Mikroorganismen menschlicher
Gesellschaften zum Beispiel in Südamerika zu sammeln. Diese besäßen die
größte mikrobielle Vielfalt, die es zu sichern gelte, bevor auch sie mit
den Effekten der Verstädterung in Kontakt kämen.

Bevor die Umsetzung des Pilotprojekts und damit auch perspektivisch die
dauerhafte Speicherung der Mikroorganismen in internationaler Kooperation
beginnen kann, muss eine solide Finanzierung sichergestellt sein.
Ausgehend von der vielversprechenden Machbarkeitsstudie bemühen sich die
beteiligten Institutionen nun um eine möglichst umfangreiche
Projektförderung.


Über die Studie:

Die Machbarkeitsstudie wurde von zwei unabhängigen Schweizer Firmen
erstellt, die von der Seerave Foundation, der Gebert Rüf Foundation, der
Rutgers University, der Calouste Gulbenkian Foundation, der
Christian-Albrechts-Universität zu Kiel (CAU), der UC San Diego School of Medicine,
dem Canadian Institute for Advanced Research (CIFAR) und der Bengt E.
Gustafsson Symposium Foundation, die dem Karolinska Institutet
angegliedert ist, beauftragt wurden. Die Studie ergab, dass die Microbiota
Vault-Initiative eine große Bedeutung und ein großes Potenzial hat und
dass ihre Leiter ein Pilotprojekt einführen sollten, das die Installation
einer Infrastruktur zur Lagerung von Mikroben an einem Ort wie Norwegen
oder der Schweiz sowie die Zusammenarbeit mit Entwicklungsländern bei der
Probennahme umfasst. Wenn das Microbiota Vault voll funktionsfähig ist,
würde es ein globales Backup-Lager für alle mikrobiellen Proben sein,
deren Originale in lokalen Sammlungen in den Herkunftsländern verbleiben
würden.

Videos zur Microbiota Vault-Initiative stehen unter folgenden Links bereit:

Projektvorstellung:

https://youtu.be/ybo6ICBi2qY

Interview mit Prof. Blaser und Prof. Dominguez-Bello:

https://youtu.be/9NqQ6iGJ8cI

Weitere Informationen:

Microbiota Vault-Initiative:

http://www.microbiotavault.org

Die Machbarkeitsstudie steht zum Herunterladen bereit:

http://www.microbiotavault.org/feasibility/Microbiota_Vault_Report_Final_20200611.pdf

Forschungsschwerpunkt Kiel Life Science (KLS), CAU Kiel:
http://www.kls.uni-kiel.de

Sonderforschungsbereich 1182

"Entstehen und Funktionieren von Metaorganismen", CAU Kiel

http://www.metaorganism-research.com


Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.microbiotavault.org

http://www.microbiotavault.org/feasibility/Microbiota_Vault_Report_Final_20200611.pdf

http://www.kls.uni-kiel.de

http://www.metaorganism-research.com

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution235

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Christian-Albrechts-Universität zu Kiel - 11.06.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 17. Juni 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / FACHMEDIZIN





ONKOLOGIE/2092: Forschung - Gestresste Krebszellen sind resistenter (idw)


Universität Regensburg - 10.06.2020

Gestresste Krebszellen sind resistenter

Juniorverbund SUPR-G um Regensburger Biochemiker forscht zu stressvermittelter Chemo-Resistenz



Es gibt Krebszellen, denen die Chemotherapie nichts anhaben kann - denn
sie sind resistent. Das kann vor allem bei wiederkehrenden Erkrankungen
fatale Folgen haben. Die Ursachen von Chemo-Resistenzen sind vielfältig
und werden häufig nur unzureichend verstanden. In vielen Fällen scheint
Stress eine Rolle zu spielen, genauer gesagt die zelluläre Stressantwort
(cellular stress response) der Krebszellen. Dabei handelt es sich eine
Reihe von genetischen Programmen, die es den Zellen ermöglichen, auch
unter schlechten Bedingungen überleben zu können. Der Juniorverbund SUPR-G
(Systems Biology of the Unfolded Protein Response in Glioma) um den
Regensburger Biochemiker PD Dr. Jan Medenbach hat nun einen wichtigen
Schritt getan, um die Ursachen der stressvermittelten Chemo-Resistenz
aufzuklären. Die Ergebnisse sind nun in der Fachzeitschrift Nature
Communications erschienen.

"Unser Augenmerk galt insbesondere der 'Unfolded Protein Response' (UPR).
Das ist eine zelluläre Stressreaktion, die durch ungefaltete Proteine
ausgelöst wird. Die UPR ist nicht nur an der Chemo-Resistenz und dem
Fortschreiten von Krebsleiden beteiligt, sondern spielt auch eine wichtige
Rolle bei einer Vielzahl weiterer Erkrankungen, darunter Diabetes oder
neurodegenerative Prozesse, wie sie beispielsweise bei Alzheimer
auftreten", erzählt Dr. Jan Medenbach, Sprecher des Forschungskonsortiums
SUPR-G. "Ein genaues, molekularbiologisches Verständnis der UPR ist
wichtig. Nur so können wir ihre Rolle in der Krankheitsentstehung besser
definieren und neue Konzepte für gezielte Therapien entwickeln. Ziel
unserer Forschungsanstrengungen war es daher, ein möglichst genaues und
quantitatives Abbild der UPR zu erstellen. Dazu haben wir modernste
analytische Methoden in einem sogenannten 'multi-omics'-Ansatz
kombiniert."

Herausgekommen ist dabei eine Liste an Genen (das UPR-Regulon), welche
unter Stress aktiviert werden und helfen sollen, das Überleben der Zelle
zu sichern. In der Liste finden sich nicht nur die bereits bekannten Gene
der UPR, sondern auch eine Vielzahl Weiterer, die zuvor noch nicht mit der
zellulären Stress-Antwort in Verbindung gebracht wurden. "Das UPR-Regulon
ist damit für uns eine wissenschaftliche Schatztruhe. Darin finden sich
viele Gene, die zentrale Rollen in der Zelle spielen und im Zusammenhang
mit der Entstehung von Krankheiten und Krebsleiden stehen. Die Regulation
dieser Gene in Zusammenhang mit Stress ist gegenwärtig ein zentraler Teil
unserer Forschung", so Medenbach. Überraschend für die Forscher war, dass
sie im UPR-Regulon auch eine Reihe von Genen entdeckten, welche eine
wichtige Funktion im zellulären Stoffwechsel ausüben. "Ihre Regulation
unter Stress führt zu einem veränderten Folsäure-abhängigen
1C-Metabolismus", erklärt Jan Medenbach. "Solche Veränderungen des zellulären
Stoffwechsels sind charakteristisch für viele Krebsleiden und helfen den
Krebszellen, ihr schnelles Wachstum aufrecht zu erhalten". Den veränderten
Stoffwechsel in Krebszellen macht man sich schon länger in der Therapie zu
Nutze: Eine ganze Reihe an unterschiedlichen Chemotherapeutika blockieren
zentrale Stoffwechselwege, die für das schnelle Wachstum der Krebszellen
wichtig sind.

Nachdem sie in Tumorzellen Stress ausgelöst hatten, beobachteten die
Wissenschaftler an der Universität Regensburg aber angreifen. Dazu
zählen Substanzen wie Methotrexat, welches klinisch breit zur Behandlung
von unterschiedlichen Krebsleiden und rheumatischen Erkrankungen
eingesetzt wird. Detaillierten biochemischen und genetischen
Untersuchungen zufolge handelt es sich bei der Stress-vermittelten
Resistenz um einen neuartigen Mechanismus, dessen genaue Entschlüsselung
verbesserte Konzepte und Ansätze zur Überwindung von Resistenzen in der
Krebstherapie erhoffen lässt.


Über den Juniorverbund SUPR-G

Der Juniorverbund SUPR-G (Systems Biology of the Unfolded Protein
Response) wurde durch das Bundesministerium für Bildung und Forschung
(BMBF) im Rahmen der Maßnahmen zur Etablierung der Systemmedizin (e:med)
gefördert. Er besteht aus Arbeitsgruppen an der Universität Regensburg,
dem Leibniz Institut für Analytische Wissenschaften (ISAS, Dortmund), dem
Deutschen Krebsforschungszentrum (DKFZ, Heidelberg), dem Europäischen
Molekularbiologie Labor (EMBL, Heidelberg) und der
Heinrich-Heine-Universität Düsseldorf. Förderung erfolgte weiterhin durch die Deutsche
Forschungsgemeinschaft (DFG), die Deutsche Krebsstiftung, das Deutsche
Netzwerk für Bioinformatik-Infrastruktur (de.NBI) und die Joachim Herz
Stiftung. Weitere Informationen unter: 

http://www.sys-med.de/de/juniorverbuende/supr-g/ sowie http://www.sys-med.de/de/.


Originalpublikation:

Reich S, Nguyen CDL, Has C, Steltgens S, Soni H, Coman C, Freyberg M,
Bichler A, Seifert N, Conrad D, Knobbe-Thomsen CB, Tews B, Toedt G,
Ahrends R, und Medenbach J

"A multi-omics analysis reveals the unfolded
protein response regulon and stress-induced resistance to folate-based
antimetabolites", Nature Communications (2020).

DOI: 10.1038/s41467-020-16747-y

https://www.nature.com/articles/s41467-020-16747-y

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution87
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universität Regensburg - 10.06.2020
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AUSLAND/2612: Afghanistan - Ärzte ohne Grenzen schließt Projekt nach Angriff auf Entbindungsstation (ÄoG)


Ärzte ohne Grenzen - 15. Juni 2020

Afghanistan

Ärzte ohne Grenzen schließt Projekt nach Angriff auf Entbindungsstation



Kabul, 15. Juni 2020. Nach dem tödlichen Angriff auf die
Entbindungsstation in Dasht-e-Barchi stellt Ärzte ohne Grenzen dort
die Arbeit ein. Am 12. Mai waren in der Klinik in der afghanischen
Hauptstadt Kabul 25 Menschen umgebracht worden, darunter zwei Kinder
im Alter von sieben und acht Jahren, eine Hebamme von Ärzte ohne
Grenzen und 16 Mütter, die in ihren Betten gezielt erschossen wurden.




[image: Foto: © Sandra Calligaro]

Nach dem verheerenden Angriff auf Mütter, Babys und Mitarbeitende im
Krankenhaus Dasht-e-Barchi in Kabul am 12. Mai 2020 müssen wir nun
unsere Aktivitäten dort einstellen.

Foto: © Sandra Calligaro



Die Entbindungsstation wird geschlossen, da es noch immer keine
Informationen darüber gibt, wer für die Tat verantwortlich ist und
weitere Angriffe nicht ausgeschlossen werden können. Niemand hat sich
bisher zu dem Angriff bekannt. Die afghanische Regierung sah die
Schuld bei den Taliban, welche die Anschuldigung von sich wiesen und
den Angriff verurteilten. Mitglieder ausländischer Regierungen sahen
hingegen Anzeichen für eine Verantwortung des so genannten Islamischen
Staates.

"Uns war bewusst, dass unsere Präsenz in Dasht-e-Barchi Risiken birgt,
aber wir konnten uns nicht vorstellen, dass jemand die absolute
Ungeschütztheit von Frauen, die kurz vor der Niederkunft stehen,
ausnutzen würde, um sie und ihre Babys zu vernichten", sagt Thierry
Allafort-Duverger, Geschäftsführer von Ärzte ohne Grenzen in
Frankreich. "Doch es ist geschehen. Und wir müssen die Realität
akzeptieren: Höhere Mauern und dickere Sicherheitstüren werden nicht
verhindern, dass sich solche schrecklichen Übergriffe wiederholen. Zu
bleiben, würde bedeuten, einen solchen Verlust an Menschenleben bei
unserer Tätigkeit mit einzukalkulieren, und das ist für uns
unvorstellbar."

Ärzte ohne Grenzen ist es ein großes Anliegen, dem Personal auch
weiterhin die notwendige Unterstützung, einschließlich psychologischer
Hilfe, anzubieten. Die Organisation prüft außerdem Möglichkeiten, den
Familien der Patientinnen, die getötet wurden, eine angemessene
Unterstützung zukommen zu lassen. Zudem sucht sie nach Wegen, lokale
Initiativen bei der Verbesserung des Zugangs zur Gesundheitsversorgung
zu unterstützen.

Mit fast 16.000 Geburten 2019 war die Entbindungsstation in
Dasht-e-Barchi eines der größten Mutter-Kind-Projekte von Ärzte ohne
Grenzen weltweit. Die Entscheidung über das Einsatzende hat
Auswirkungen auf mehr als eine Million Menschen in der Region. Der
Großteil der Bevölkerung gehört der historisch marginalisierten
ethnischen Gruppe der Hazara an. Viele von ihnen leben in Armut und
wurden durch den jahrelangen Konflikt vertrieben.

In den vergangenen 16 Jahren wurden mehr als 70 Mitarbeitende und
Patientinnen und Patienten von Ärzte ohne Grenzen in Afghanistan
getötet. Unter anderem wurden 2004 fünf Mitarbeitende in der Provinz
Badghis ermordet und 2015 das Krankenhaus von Ärzte ohne Grenzen in
Kundus vom US-Militär bombardiert. Bei diesem Angriff starben 42
Menschen.


Ärzte ohne Grenzen leistet als medizinische Hilfsorganisation
Nothilfe, wenn in Kriegsgebieten oder nach Naturkatastrophen das Leben
vieler Menschen bedroht ist. Zu den Prinzipien gehört, allen Opfern
Hilfe zu gewähren, ungeachtet ihrer ethnischen Herkunft oder ihrer
politischen und religiösen Überzeugungen. 2018 umfasste unsere
medizinische Nothilfe beispielswiese mehr als 11,2 Millionen ambulante
Konsultationen, über 758.000 Patienten und Patientinnen wurden
stationär aufgenommen und 309.500 Frauen bei der Geburt unterstützt.
Wir haben im Jahr 2018 u.a. mehr als 74.000 schwer mangelernährte
Kinder behandelt und 404.000 psychologische Einzelkonsultationen
abgehalten. Ärzte ohne Grenzen ist eine unabhängige, neutrale und
unparteiliche Hilfsorganisation und arbeitet frei von bürokratischen
Zwängen. Um die Unabhängigkeit unserer medizinischen Nothilfe zu
bewahren, finanziert sich Ärzte ohne Grenzen überwiegend aus privaten
Spenden. Zu unseren Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen gehören Ärzte
und Pflegekräfte, aber auch Vertreter zahlreicher anderer Berufe. Als
medizinische Hilfsorganisation leisten wir in rund 70 Ländern
Nothilfe.

 * 

Quelle:

Ärzte ohne Grenzen e. V. / Medecins Sans Frontieres

Pressemitteilung vom 15. Juni 2020

Am Koellnischen Park 1 - 10179 Berlin - Germany

Pressestelle: Telefon: + 49 (30) 700 130 - 230

Fax: + 49 (30) 700 130 - 340

E-Mail: office@berlin.msf.org

Internet: www.aerzte-ohne-grenzen.de
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STELLUNGNAHME/290: Geplantes Corona-Steuerhilfegesetz änderungsbedürftig (BVMed)


BVMed - Bundesverband Medizintechnologie e.V. - 12. Juni 2020

Zweites Corona-Steuerhilfegesetz 

BVMed für unbürokratische Umsetzung der kurzfristigen und temporären Absenkung der Umsatzsteuer



Berlin | Der Bundesverband Medizintechnologie, BVMed, sieht in seiner
Stellungnahme zum "Zweiten Corona-Steuerhilfegesetz" Änderungsbedarf
bei der geplanten Absenkung der Umsatzsteuersätze. Da die kurzfristige
und temporäre Absenkung einen enormen Umsetzungsaufwand bedeutet,
spricht sich der BVMed für ein entsprechendes Begleitschreiben des
Bundesfinanzministeriums "zur unbürokratischen Umsetzung und
Nichtbeanstandungsregelungen" aus. "Wir müssen die kurzfristige
Umsetzung der Umsatzsteuerabsenkung praktikabel und wirklichkeitsnah
gestalten", so BVMed-Geschäftsführer Dr. Marc-Pierre Möll. Die
BVMed-Stellungnahme kann unter www.bvmed.de/positionen abgerufen
werden.

Der deutsche MedTech-Verband begrüßt grundsätzlich die vom
Koalitionsausschuss beschlossenen Maßnahmen zur Förderung der
Wirtschaft und von Innovationen. Dies betrifft insbesondere die
Maßnahmen zur Bevorratung von Schutzausrüstung, zur größeren
strategischen Unabhängigkeit der Produktion von Medizinprodukten und
das "Zukunftsprogramm Krankenhäuser", das in die Verbesserung der
Notfallkapazitäten und der digitalen Infrastruktur investiert. Auch
die Wiedereinführung einer degressiven Abschreibungsmöglichkeit für
Neuinvestitionen und die Ausweitung der steuerlichen Forschungszulage
bewertet der BVMed positiv.

Grundsätzlich spricht sich der BVMed dafür aus, Medizinprodukte bzw.
Hilfsmittel einheitlich und dauerhaft mit dem ermäßigten Steuersatz zu
besteuern - und damit Ärzte, Kliniken, Krankenkassen und Patienten zu
entlasten. Das Problem: "Aktuell werden Medizinprodukte
unterschiedlich besteuert. Das führt in der Praxis immer wieder zu
Abgrenzungsschwierigkeiten und Wertungswidersprüchen", so der BVMed.
Ein weiteres Anliegen des Verbandes sind praxistaugliche Regeln bei
der temporären Absenkung der Mehrwertsteuer für die Versorgung von
gesetzlich Krankenversicherten mit Hilfsmitteln, Verbandmitteln zur
Versorgung chronischer Wunden und speziellen Lebensmitteln zur
medizinischen Ernährung.


BVMed - Gesundheit gestalten.

Der BVMed vertritt als Wirtschaftsverband rund 230 Industrie- und
Handelsunternehmen der Medizintechnologiebranche. Im BVMed sind u. a.
die 20 weltweit größten Medizinproduktehersteller im
Verbrauchsgüterbereich organisiert. Die Medizinprodukteindustrie
beschäftigt in Deutschland über 195.000 Menschen und investiert rund 9
Prozent ihres Umsatzes in die Forschung und Entwicklung neuer Produkte
und Verfahren.

 * 

Quelle:

BVMed - Bundesverband Medizintechnologie e.V.

Pressemeldung Nr. 83/20 vom 12. Juni 2020

BVMed - Bundesverband Medizintechnologie e.V.

Reinhardtstr. 29 b, 10117 Berlin

Telefon: (030) 246 255-0, Fax: (030) 246 255-99

E-Mail: info@bvmed.de

Internet: www.bvmed.de
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GENETIK/161: Erblicher Bluthochdruck durch überaktives Enzym (idw)


Max-Delbrück-Centrum für Molekulare Medizin in der Helmholtz-Gemeinschaft - 11.06.2020

Erblicher Bluthochdruck durch überaktives Enzym



Nach mehr als 40 Jahren haben verschiedene Teams am MDC und ECRC nun den
wissenschaftlichen Beweis mithilfe zweier Tiermodelle erbracht: Ein
verändertes Gen für das Enzym PDE3A verursacht eine erbliche Form von
Bluthochdruck. Das könnte die Therapie der Hypertonie grundlegend
verändern.

Auffällig wurde die türkische Familie aus einem Dorf nahe dem Schwarzen
Meer bereits Anfang der Siebzigerjahre. Ein Arzt stellte damals fest, dass
bei manchen Mitgliedern der Großfamilie zwei Merkmale stets gemeinsam
auftraten: verkürzte Finger und astronomisch erhöhte Brutdruckwerte,
zuweilen mehr als doppelt so hoch wie bei gesunden Menschen. Die
Betroffenen verstarben in der Regel an einem Schlaganfall, noch bevor sie
ihren 50. Geburtstag gefeiert hatten.

Rund zwanzig Jahre später begann eine Gruppe um Professor Friedrich Luft
und Dr. Sylvia Bähring am Max-Delbrück-Centrum für Molekulare Medizin in
der Helmholtz-Gemeinschaft (MDC), das mysteriöse Phänomen zu erforschen.
Es war keine leichte Aufgabe. Erst im Mai 2015 konnten die Forscherinnen
und Forscher schließlich im Fachblatt "Nature Genetics" berichten, dass
sie bei allen Patientinnen und Patienten, die an HTNB (Hypertonie mit
Brachydaktylie, also Bluthochdruck und Kurzfingrigkeit) litten, auf ein
verändertes Gen gestoßen waren. Die Erbkrankheit wird nach seinem
türkischen Entdecker auch Bilginturan-Syndrom genannt.

Die Erbanlage kodiert für ein Enzym namens Phosphodiesterase 3A, kurz
PDE3A, das sowohl den Blutdruck als indirekt auch das Knochenwachstum
reguliert. Die Genmutation, die Luft und sein Team entdeckt hatten, führt
dazu, dass das Enzym aktiver ist als gewöhnlich.

Der fehlende Beweis ist nun erbracht

Bisher stand allerdings der Beweis aus, dass die mutierte PDE3A wirklich
die Ursache für das Bilginturan-Syndrom ist, das man inzwischen auch aus
anderen Familien weltweit kennt. Diesen Nachweis hat nun eine
internationale Gruppe aus 40 Forscherinnen und Forschern aus Berlin,
Bochum, Limburg, Toronto (Kanada) und Auckland (Neuseeland) im Fachblatt
"Circulation" geliefert. An der Studie waren Arbeitsgruppen von MDC und
Charité - Universitätsmedizin Berlin beteiligt, darunter Teams um die
Professoren Luft, Michael Bader, Maik Gollasch, Dominik Müller, Norbert
Hübner, sowie Dr. Arndt Heuser und Dr. Sofia Forslund. Letztautor der
Publikation ist Dr. Enno Klußmann, der Leiter der MDC-Arbeitsgruppe
"Ankerproteine und Signaltransduktion".

"Wir haben im Wesentlichen mit zwei Tiermodellen gearbeitet", berichtet
Dr. Lajos Markó, Erstautor neben Maria Ercu. Bei dem einen Modell handelte
es sich um genmodifizierte Mäuse, bei denen das menschliche Enzym PDE3A in
den Zellen der glatten Muskulatur, aus denen ein Teil der Gefäßwände
bestehen, aufgrund der Genveränderung überaktiv war. "Diese Tiere wiesen
im Vergleich zu Kontrolltieren einen extrem hohen Blutdruck auf", sagt der
Forscher.

Die genveränderten Ratten litten ebenfalls an der Erbkrankheit

Noch interessanter war für die Wissenschaftler*innen allerdings ein
Rattenmodell, das die Arbeitsgruppe von Bader per CRISPR/Cas9-Technik
generiert hatte. Das Team hatte mithilfe der Genschere in einer Region des
PDE3A-Gens, die bei dem Syndrom mutiert ist, einem sogenannten Mutations-
Hotspot, neun Basenpaare verändert. Das daraus hervorgehende Enzym
unterschied sich damit in drei Aminosäuren von der gewöhnlichen Variante.
"Und wie beim Menschen erhöhte diese winzige Veränderung die Aktivität des
Enzyms", sagt Ercu.

"Die Ratten glichen den menschlichen Patientinnen und Patienten in
wirklich sehr erstaunlicher Weise", ergänzt die Forscherin. "Sie litten
nicht nur an hohem Blutdruck, auch die Zehen ihrer Vorderläufe waren
deutlich verkürzt - ähnlich wie die Finger bei Menschen mit dem Syndrom."
Und per Mikro-Computertomographie entdeckten die Forscherinnen und
Forscher in den Hirngefäßen der Tiere eine auffällige Schleife, die auch
Menschen mit dem Syndrom aufweisen. "Unser Rattenmodell liefert meines
Erachtens den endgültigen Beweis dafür, dass das Syndrom durch die
Mutation auf dem PDE3A-Gen verursacht wird", sagt Klußmann.

Ziel ist es, die Volkskrankheit Bluthochdruck effektiver zu behandeln

Man könne nun sogar bereits einen ersten Vorschlag zur Behandlung dieser
erblich bedingten Form des Bluthochdrucks machen, ergänzt der Forscher.
"Es gibt eine Substanz namens Riociguat, die eigentlich für die Therapie
des Lungenhochdrucks zugelassen ist", sagt Klußmann. Von ihr wisse man,
dass sie ein Enzym aktiviert, das einen Botenstoff herstellt, der eine
überaktive PDE3A bremsen kann. "Bei Ratten, denen wir ein Derivat von
Riociguat verabreicht hatten, sank der Blutdruck auf Normalniveau",
berichtet Klußmann. Zwar seien auch bereits andere PDE3A-Hemmer auf dem
Markt, sagt der Forscher, doch aufgrund ihrer Nebenwirkungen seien diese
für eine Langzeittherapie eher ungeeignet.

Näher erforschen möchte Klußmann nun noch Interaktionen, die die mutierte
PDE3A mit anderen Eiweißmolekülen eingeht. Eine verstärkte Interaktion mit
bestimmten Adapterproteinen führe vermutlich dazu, dass sich die Zellen
der Gefäßwände stärker vermehren, wodurch sich die Gefäße verengen und der
Blutdruck steigt, erläutert der Forscher.

Ein ganz großes Ziel hat Klußmann nämlich noch vor Augen: "Indem wir die
Effekte der Interaktionen von PDE3A mit anderen Proteinen besser
kennenlernen und verstehen, wie sie an der Regulation des Blutdrucks
beteiligt sind, werden wir hoffentlich auch neue und effektivere
Therapiemöglichkeiten für die Volkskrankheit Bluthochdruck finden."

Originalpublikation:

Maria Ercu, Lajos Marko et al. (2020):

"Phosphodiesterase 3A und Arterial Hypertension"

Circulation

DOI: 10.1161/CIRCULATIONAHA.119.043061

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.mdc-berlin.de/de/klussmann

(Arbeitsgruppe von Enno Klußmann)

https://www.mdc-berlin.de/de/news/news/der-arzt-des-mdc

(Mehr über die türkische Familie mit Bilginturan-Syndrom)

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment80102

Bild 3: Verengte Mesenterialarterien bei Ratten mit mutiertem PDE3A-Gen (rechts) verursachen durch Erhöhung des Widerstandes den Blutdruck.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution672
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Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Max-Delbrück-Centrum für Molekulare Medizin in der Helmholtz-Gemeinschaft - 11.06.2020
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INFEKTION/1881: Forschung - Wie Viren natürliche Abwehrmechanismen lahmlegen (idw)


Helmholtz-Zentrum für Infektionsforschung - 10.06.2020

Schutz vor dem Immunsystem

Braunschweiger Forscher beschreiben, wie Viren natürliche Abwehrmechanismen lahmlegen



Virologen am Helmholtz-Zentrum für Infektionsforschung (HZI) in
Braunschweig haben einen entscheidenden Überlebensfaktor bei Viren
identifiziert. Ihre Ergebnisse erschienen kürzlich im Fachjournal
Proceedings of the National Academy of Sciences. Sie könnten in der
Virusimmunologie zu einem Paradigmenwechsel führen.

Auch wenn derzeit ein Virus die Welt in Atem hält, wissen wir doch, dass
unser Immunsystem uns auf natürliche Weise gegen die meisten dieser
krankmachenden Eindringlinge schützt. Abwehrzellen durchstreifen ständig
unsere Gewebe, um Krankheitserreger aufzuspüren. Körperzellen, in die ein
Virus eingedrungen ist, geben sich ihnen zu erkennen. Dazu präsentieren
sie Antigen genannte Bruchstücke des Virus auf ihrer Oberfläche. Die
T-Zellen des Immunsystems verhindern, dass das Virus sich vermehrt, indem
sie die betroffene Zelle in die Selbstzerstörung treiben. Dazu nutzen sie
verschiedene Mechanismen, denen ein zentraler Schalter gemein ist. Dass
Viren diesen entscheidenden Schalter blockieren und so die
Selbstzerstörung der Zelle verhindern können, fanden jetzt Virologen um
Prof. Luka Cicin-Sain am HZI heraus. "Unsere Erkenntnisse bringen einen
Paradigmenwechsel in der Erforschung von Viren und ihrer Interaktion mit
dem Immunsystem", sagt Cicin-Sain, der die Studie leitet.

Dass Viren Strategien besitzen, um den Angriffen des Immunsystems zu
entkommen, ist nicht neu. Sie nutzen verschiedene Mechanismen, die unter
dem Begriff Immunevasion zusammengefasst werden. So auch das
Zytomegalie-Virus (CMV), dessen Erforschung sich Luka Cicin-Sain widmet. Die
Ansteckung mit diesem Erreger bleibt häufig völlig unbemerkt oder löst nur
erkältungsähnliche Symptome aus. Eine Infektion in der Schwangerschaft
kann jedoch bei Neugeborenen schwerste Schädigungen verursachen. Zudem
versteckt sich das Virus ein Leben lang im Körper. Bei Organ- oder
Stammzelltransplantationen kann es sich erneut vermehren und zu
schwerwiegenden Komplikationen führen. Seit Jahrzehnten ist bekannt, dass
CMV die Präsentation von Virusantigenen auf der Oberfläche infizierter
Zellen unterdrückt. "Und so lautete bisher auch das Narrativ der
Immunevasion", sagt Cicin-Sain: "Immunevasion ist die Unterdrückung der
Antigenpräsentation."

In seinem Labor machte er aber eine interessante Beobachtung: Viren, in
denen er die Mechanismen ausschaltete, die die Antigenpräsentation
unterdrücken, konnten den Angriff der T-Immunzellen etwas schlechter
abwehren. Völlig ausgeliefert waren ihnen jedoch Viren, denen ein Protein
namens UL36 fehlte. Sie konnten die Selbstzerstörung der Körperzellen, die
sie infizierten, nicht aufhalten. Von UL36 war bereits bekannt, dass es
mit einem wichtigen Schalter des Zelltodprogramms interagiert. Was das im
Detail für die Interaktion des Virus mit dem Immunsystem bedeutet, war
jedoch unbekannt.

"Meine Mitarbeiter haben mehrere Jahre darauf verwendet, den Mechanismus
in aufwendigen Experimenten detailliert auf molekularer Ebene
aufzuklären", erzählt Cicin-Sain. "Und wir konnten zeigen, dass die
Blockade des zentralen Zelltodschalters im zur Erforschung genutzten
Tiermodell ebenso stattfindet wie während der Infektion von
Menschenzellen."

Die entscheidende Erkenntnis aus den Arbeiten fasst Cicin-Sain zusammen:
"Bisher wussten wir, dass sich CMV vor dem Immunsystem versteckt. Nun
konnten wir zeigen, dass das Virus sich aktiv zur Wehr setzt." Nicht nur
CMV besitzt Faktoren, die das Selbstzerstörungsprogramm der Zellen
beeinflussen. Cicin-Sain, der sich seit zwanzig Jahren mit dem Thema
Immunevasion beschäftigt, ist deshalb sicher, dass der jetzt beschriebene
Überlebensmechanismus auch bei anderen Viren so oder ähnlich zu finden
sein wird.

Zudem kommt seine Entdeckung bereits Empfängern von Organtransplantaten
zugute: Um sie vor Komplikationen durch Krankheitserreger zu schützen,
bekommen sie T-Zellen verabreicht. Viren ohne die Selbstzerstörungsbremse
UL36 werden nun benutzt, um die passenden antiviralen T-Zellen schneller
identifizieren und einsetzen zu können.

Luka Cicin-Sain leitet am HZI die Arbeitsgruppe "Immunalterung und
Chronische Infektionen" und trägt derzeit im modernen Labor der
biologischen Sicherheitsstufe 3 am HZI auch zur Erforschung des neuartigen
Coronavirus SARS-CoV-2 bei.

Diese Pressemitteilung finden Sie auch auf unserer Homepage unter dem Link

https://www.helmholtz-hzi.de/de/aktuelles/news/news-detail/article/complete/schutz-vor-dem-immunsystem/


Helmholtz-Zentrum für Infektionsforschung:

Am Helmholtz-Zentrum für Infektionsforschung (HZI) untersuchen
Wissenschaftler die Mechanismen von Infektionen und ihrer Abwehr. Was
Bakterien oder Viren zu Krankheitserregern macht: Das zu verstehen soll
den Schlüssel zur Entwicklung neuer Medikamente und Impfstoffe liefern.
Das HZI ist Mitglied der Helmholtz-Gemeinschaft Deutscher
Forschungszentren und Gründungsmitglied im Deutschen Zentrum für
Infektionsforschung e. V. (DZIF). 

www.helmholtz-hzi.de


Originalpublikation:

M. Zeeshan Chaudhry, Rosaely Casalegno-Garduno, Katarzyna M. Sitnik,
Bahram Kasmapour, Ann-Kathrin Pulm, Ilija Brizic, Britta Eiz-Vesper,
Andreas Moosmann, Stipan Jonjic, Edward S. Mocarski, and Luka Cicin-Sain:

Cytomegalovirus inhibition of extrinsic apoptosis determines fitness and
resistance to cytotoxic CD8 T cells. PNAS 2020

doi: 10.1073/pnas.1914667117
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FORSCHUNG/1436: Arzneimittelentwicklung - Der Tarnung des Hepatitis-B-Virus auf der Spur (idw)


Paul-Ehrlich-Institut - Bundesinstitut für Impfstoffe und biomedizinische Arzneimittel - 12.06.2020

Der Tarnung des Hepatitis-B-Virus auf der Spur



Mehr als 250 Millionen Menschen weltweit sind chronisch mit dem
Hepatitis-B-Virus (HBV) infiziert, das über Blut und andere
Körperflüssigkeiten übertragen wird. Hepatitis B ist ein großer
Risikofaktor für die Entstehung von Leberzirrhose und Leberzellkarzinom.
Forschende des Paul-Ehrlich-Instituts, Bundesinstitut für Impfstoffe und
biomedizinische Arzneimittel, haben im Verbund mit weiteren
Forschergruppen untersucht, wie sich HBV der Abwehr durch das Immunsystem
entzieht. Über die Ergebnisse berichtet Viruses in seiner Onlineausgabe
vom 29. Mai 2020.

Das angeborene Immunsystem ist nach der Infektion durch Viren und andere
Krankheitserreger die erste Verteidigungslinie. Molekulare Muster, die für
Erreger typisch sind, sogenannte pathogenassoziierte molekulare Muster
(PAMP), werden von zellulären Pathogenerkennungsrezeptoren (PRR) erkannt.
Dadurch werden Signalwege ausgelöst, die zu immunologischen
Abwehrreaktionen des Körpers führen. Solche molekularen Muster sind bei
Virusinfektionen häufig die genetische Information des Virus - RNA
(Ribonukleinsäure) oder DNA (Desoxyribonukleinsäure). Doch auch die
Erreger haben "dazugelernt" und Strategien entwickelt, um den
Abwehrmechanismen zu entkommen. Dazu gehört die Hemmung von Signalwegen
der angeborenen Immunantwort durch virale Proteine ebenso wie die
Abschirmung des viralen Genoms vor den "Sensoren" des Immunsystems.

Obwohl die Erkrankung lange bekannt ist, beschränkt sich die Behandlung
einer chronischen HBV-Infektion nach wie vor darauf, durch dauerhafte
Einnahme von Virusstatika die Viruslast niedrig und die gesundheitlichen
Auswirkungen möglichst gering zu halten. Eine kurative Behandlung steht
nicht zur Verfügung. Es wird angenommen, dass hierfür neben der Senkung
der Viruslast die Stimulierung spezifischer Immunzellen gegen HBV
erforderlich wäre. Um dies zu ermöglichen, muss besser als bisher
verstanden werden, wie sich das Hepatitis-B-Virus der erfolgreichen Abwehr
des Immunsystems entzieht. Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler um Dr.
Renate König, Leiterin des Fachgebiets "Zelluläre Aspekte von
Pathogen-Wirt-Interaktionen" des Paul-Ehrlich-Instituts, sind im Verbund mit
weiteren Forschergruppen aus Deutschland dieser Frage nachgegangen.

Die genetische Information des HBV liegt als DNA und auf dem Weg zu neuen
Viruspartikeln auch als RNA vor. Sowohl die RNA als auch die DNA des HBV
sind potenzielle pathogenassoziierte molekulare Muster, die vom
Immunsystem erkannt werden könnten. Das Forscherteam untersuchte daher das
immunstimulierende Potenzial der reinen HBV-DNA und -RNA in bestimmten
Immunzellen, den von Monozyten abgeleiteten dendritischen Zellen (MDDCs).
Dabei konnten sie erstmalig zeigen, dass HBV-RNA nicht immunstimulierend
ist, HBV-DNA dagegen schon. Über einen bestimmten Signalweg, der auch in
Leberzellen (Hepatozyten) vorhanden ist, ruft die HBV-DNA eine starke
angeborene Immunantwort hervor. Gleichzeitig wies das Forscherteam nach,
dass dieser Signalweg bei einer manifesten HBV-Infektion nicht aktiviert
wird, obwohl das Virus ihn - darauf deuten die Daten hin - nicht aktiv
unterdrückt. Die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler vermuten, dass
die virale DNA vom Kapsid - der Hülle des Virus - vor der Erkennung durch
das Immunsystem geschützt wird. Ein denkbarer Ansatz, das Immunsystem für
die Abwehr des HBV wachzurütteln, könnte sein, die Kapsidstruktur des
Virus zu beschädigen und so die Virus-DNA "sichtbar" zu machen.

Sicherheit von Blut - Impfstoffe - Forschung - das Triple des Paul-Ehrlich-Instituts zum Schutz vor Hepatitis B

Die Grundlagenforschung ist nicht die einzige Aktivität, mit der das
Paul-Ehrlich-Institut sich im Kampf gegen HBV engagiert. Das Blut ist einer der
Hauptübertragungswege des HBV und das Paul-Ehrlich-Institut ist zuständig
für die Sicherheit von Blut und Blutprodukten in Deutschland. Es legt
gemeinsam mit der Bundesärztekammer die Richtlinien für die Herstellung
und Anwendung von Blutprodukten fest. Zudem erfasst das
Paul-Ehrlich-Institut im Rahmen seiner Hämovigilanzaktivitäten systematisch
Zwischenfälle bei der Herstellung von Blutkomponenten sowie schwerwiegende
unerwünschte Reaktionen beim Spender oder Empfänger von Blutkomponenten.
Werden Risiken erkannt, werden Maßnahmen zum Schutz eingeleitet.
Regelmäßig werden die Meldungen im Hämovigilanzbericht des
Paul-Ehrlich-Instituts publiziert. Dank umfassender Schutzmaßnahmen, zu denen u.a. die
Testung aller Blutspenden auf das HBV (HbsAg, anti-Hbc) gehört, wurde
beispielsweise im Zeitraum 2016 und 2017 in Deutschland nicht ein Fall
einer gesicherten HBV-Übertragung gemeldet.

Der wirksamste Schutz vor Hepatitis B ist die HBV-Impfung. Das
Paul-Ehrlich-Institut ist in Deutschland auch für die Sicherheit, Qualität und
Wirksamkeit von Impfstoffen für Mensch und Tier zuständig und trägt von
dieser Seite aus zum Gesundheitsschutz der Bevölkerung bei.


Originalpublikation:
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Liese J, Hornung V, Urban S, König R (2020):

Hepatitis B Virus DNA is a Substrate for the cGAS/STING Pathway but is not
Sensed in Infected Hepatocytes. 

Viruses. 2020 May 29;12(6):E592.

doi: 10.3390/v1206059

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.mdpi.com/1999-4915/12/6/592 

(Volltext (Open Access))

https://www.pei.de/DE/newsroom/pm/jahr/2020/11-tarnung-hepatitis-b-virus-hbv-auf-der-spur.html 

(Diese PM auf den Seiten des Paul-Ehrlich-Instituts)
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PFLEGE/818: Besuche in Pflegeheimen - verbindliche Regelungen für alle Einrichtungen gefordert (DAlzG)


Deutsche Alzheimer Gesellschaft e.V. Selbsthilfe Demenz - 12. Juni 2020

Besuche in Pflegeheimen: Deutsche Alzheimer Gesellschaft fordert verbindliche Regelungen für alle Einrichtungen



Berlin, 12. Juni 2020. Während überall in Deutschland immer mehr
Bereiche konsequent aus dem Corona-Lockdown geführt werden und sich
wieder etwas Normalität einstellt, erleben Angehörige von Bewohnerinnen
und Bewohnern in Pflegeeinrichtungen auch weiterhin große
Einschränkungen und zum Teil Willkür bei den Besuchsregelungen. "Uns
erreichen nach wie vor zahlreiche Anrufe von Angehörigen, die keine oder
nur sehr eingeschränkte Möglichkeiten haben, ihre Lieben im Pflegeheim
zu besuchen", so Monika Kaus, die 1. Vorsitzende der Deutschen Alzheimer
Gesellschaft e.V. Selbsthilfe Demenz (DAlzG). "Die Besuche können nicht
regelmäßig stattfinden, sie sind aufgrund der Schutzvorgaben nur mit
Mundschutz, auf Abstand und hinter Plexiglaswänden möglich, Berührungen
sind untersagt. Das ist besonders für Menschen mit einer Demenzerkrankung
sehr verwirrend und löst Ängste und Unruhe aus."

Aus Sicht der DAlzG gibt es nach der monatelangen Trennung von
Pflegeheimbewohnern und ihren nächsten Angehörigen noch immer keine
grundsätzlichen Verbesserungen, damit der Kontakt zwischen den
Familienmitgliedern wieder überall möglich ist und zu mehr Wohlbefinden
und Lebensqualität beitragen kann. "Schon der mangelnde Kontakt in den
letzten Wochen hat bei vielen demenzerkrankten Pflegeheimbewohnern zu
einer deutlichen Verschlechterung ihres Gesundheitszustandes geführt.
Mittlerweile zweifelt niemand mehr an den positiven Wirkungen und der
Notwendigkeit von persönlichem Kontakt, körperlicher Nähe und
Berührung. Daher müssen dringend grundsätzliche Regelungen getroffen
werden, die von allen Pflegeeinrichtungen verbindlich umgesetzt werden
müssen", fordert Monika Kaus.

"So kann es auch gehen!"

Erste Verbesserungsmaßnahmen in einzelnen Bundesländern

Positive Beispiele für konkrete Verbesserungsmaßnahmen kommen aktuell
aus Nordrhein-Westfalen und Schleswig-Holstein: In der vergangenen Woche
hat die Landesregierung von NRW eine Dialogstelle für Pflegebedürftige,
Menschen mit Behinderung und ihre Angehörigen eingerichtet. Aufgabe der
Dialogstelle ist es, Streitigkeiten zu schlichten, die bei der
Ausgestaltung der Besuchsmöglichkeiten in den stationären
Pflegeeinrichtungen aufkommen können.

Die Landesregierung in Schleswig-Holstein hat "Handlungsempfehlungen als
Mindestvorgaben für ein Besuchskonzept in Einrichtungen der Pflege"
veröffentlicht, die ab dem 15. Juni gelten. Demnach hat jede Einrichtung
ein individuelles Besuchskonzept zu entwickeln, das eine fachliche und
ethische Risikobewertung zwischen dem Selbstbestimmungsrecht der
pflegebedürftigen Menschen und den in stationären Einrichtungen
notwendigen Maßnahmen des Infektionsschutzes vornimmt.

Verbindliche Regelungen für alle Einrichtungen nötig

"Solche Maßnahmen müssen sich in der nächsten Zeit bewähren. Es
bleibt abzuwarten, wie die Umsetzung in den Einrichtungen dieser
Bundesländer gelingt und wie sichergestellt werden kann, dass die
Maßnahmen wirklich in jeder Einrichtung erfolgen", sagt Monika Kaus.
"Erst dann erleben die Bewohnerinnen und Bewohner in den
Pflegeeinrichtungen und ihre Angehörigen die Besuche als die so dringend
notwendige Erleichterung und Entlastung." Die DAlzG sieht in einigen
Bundesländern eine erste positive Entwicklung.

INFORMATIONEN ZU CORONA FÜR MENSCHEN MIT DEMENZ UND IHRE ANGEHÖRIGEN

Pflegende Angehörige von Menschen mit Demenz sind oft schon in normalen
Zeiten hoch belastet. Nun liegt die Verantwortung für eine gute
Versorgung der Erkrankten meist ausschließlich auf ihren Schultern. Die
DAlzG hat auf ihrer Internetseite Informationen für Angehörige von
Menschen mit Demenz in der Corona-Zeit zusammengestellt. Dort finden
Interessierte unter anderem einen kurzen Erklärfilm sowie ein
Informationsblatt, das sich auch an Menschen mit beginnender Demenz
richtet:

www.deutsche-alzheimer.de/ueber-uns/presse/aktuelles-zur-corona-krise.html

(Link: https://www.deutsche-alzheimer.de/index.php?id=1154 )

HINTERGRUND

In Deutschland leben heute etwa 1,7 Millionen Menschen mit
Demenzerkrankungen. Etwa zwei Drittel davon werden in der häuslichen
Umgebung von Angehörigen betreut und gepflegt. Jährlich erkranken rund
300.000 Menschen neu. Ungefähr 60 Prozent davon haben eine Demenz vom Typ
Alzheimer. Die Zahl der Demenzerkrankten wird bis 2050 auf 3 Millionen
steigen, sofern kein Durchbruch in der Therapie gelingt.

DIE DEUTSCHE ALZHEIMER GESELLSCHAFT E.V. SELBSTHILFE DEMENZ

Die Deutsche Alzheimer Gesellschaft engagiert sich für ein besseres Leben
mit Demenz. Sie unterstützt und berät Menschen mit Demenz und ihre
Familien. Sie informiert die Öffentlichkeit über die Erkrankung und ist
ein unabhängiger Ansprechpartner für Medien, Fachverbände und
Forschung. In ihren Veröffentlichungen und in der Beratung bündelt sie
das Erfahrungswissen der Angehörigen und das Expertenwissen aus Forschung
und Praxis. Als Bundesverband von mehr als 130 Alzheimer-Gesellschaften
unterstützt sie die Selbsthilfe vor Ort. Gegenüber der Politik vertritt
sie die Interessen der Betroffenen und ihrer Angehörigen.

Die DAlzG setzt sich ein für bessere Diagnose und Behandlung, mehr
kompetente Beratung vor Ort, eine gute Betreuung und Pflege sowie eine
demenzfreundliche Gesellschaft.

 * 

Quelle:

Deutsche Alzheimer Gesellschaft e.V. Selbsthilfe Demenz

Pressemitteilung vom 12. Juni 2020

Friedrichstraße 236, 10696 Berlin
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ENTWICKLUNG/1551: Kostengünstiges Beatmungsgerät als Notersatz während der Covidu-19-Pandemie (idw)


Hochschule für Technik, Wirtschaft und Kultur Leipzig - 12.06.2020

HTWK Leipzig entwickelt Notfallbeatmungsgerät

Mit Technik gegen Corona: HTWK-Ingenieure stellen kostengünstiges
Beatmungsgerät als Notersatz während der Covid-19-Pandemie vor



Die Pandemie der Lungenkrankheit Covid-19, verursacht vom neuartigen
Coronavirus, beschäftigt die Welt seit Anfang des Jahres. Bei mehr als 7
Millionen Menschen wurde das Coronavirus bereits nachgewiesen, mehr als
400.000 Menschen weltweit sind an der Infektion bereits gestorben. Bei
schweren Verläufen müssen Patientinnen und Patienten beatmet werden - eine
Herausforderung für die Gesundheitssysteme, die für eine solche Häufung
nicht ausgelegt sind. Ende März hat sich an der Fakultät
Ingenieurwissenschaften der Hochschule für Technik, Wirtschaft und Kultur
Leipzig (HTWK Leipzig) ein Forschungsteam zusammengeschlossen um einfache
Beatmungsgeräte zu entwickeln. Sie sollen in Notfällen zum Einsatz kommen,
falls kurzfristig mehr Menschen gleichzeitig beatmet werden müssen als
professionelle Geräte vorhanden sind.




[image: © Hochschule für Technik, Wirtschaft und Kultur Leipzig]

Das Beatmungsgerät besteht aus einem Motor, der über zwei Hebel (im Bild weiß) zyklisch auf einen Luftsack drückt, einem Steuergerät und Anschlüssen für Sauerstoff und Beatmungsschläuche. Alle
Komponenten sollen noch in ein Gehäuse integriert werden.

© Hochschule für Technik, Wirtschaft und Kultur Leipzig



Anstoß gab eine Anfrage des Krisenstabs der Stadt Leipzig am 29. März.
Bereits zwei Tage später startete die Forschungsgruppe. Im Moment sind 25
Personen an dem Projekt beteiligt, darunter Spezialisten für Mechatronik,
Sensorik, Konstruktion, Fertigungstechnik, Software und Regelungstechnik.
Innerhalb von drei Wochen entstand der erste Prototyp, seit Mitte Mai ist
die zweite, optimierte Version einsatzbereit. Das Gerät kann Patientinnen
und Patienten vollautomatisch beatmen; bei kritischen Situationen ertönt
ein Alarm. Über ein Tablet können mehrere Geräte überwacht sowie
Atemfrequenz und Beatmungsdruck visualisiert werden. "Unser Gerät soll
günstig und schnell herstellbar sein und als Notlösung dienen, falls in
einer Klinik alle professionellen Geräte ausgelastet sind. Denn aktuell
werden auf der ganzen Welt mehr Beatmungsgeräte benötigt, als auf
absehbare Zeit produziert werden können. Natürlich ist der Funktionsumfang
nicht vergleichbar mit dem eines professionellen Geräts. Auch handelt es
sich nicht um ein zertifiziertes Medizinprodukt. Aber unser Gerät könnte
helfen, kurzfristige Engpässe auszugleichen", sagt Prof. Fritz Peter
Schulze, Koordinator des Forschungsteams.

Medizinisch wird das HTWK-Team durch Prof. Sven Bercker, stellvertretender
Direktor der Klinik für Anästhesiologie und Intensivmedizin an der
Uniklinik Leipzig beraten. Er ordnet ein: "Beatmungsgeräte, die heute für
schwer kranke Patientinnen und Patienten auf Intensivstationen eingesetzt
werden, sind hoch entwickelte Geräte mit einer Reihe komplexer Funktionen,
die die Atmung individuell unterstützen können. Personen mit
Lungenerkrankungen - also auch Covid-19-Erkrankte - sind unter Umständen
auf solche Geräte angewiesen. Einfache Notfallgeräte wie das der HTWK
Leipzig können das nicht leisten. Dazu kommt, dass der Einsatz von
Medizinprodukten am Menschen einer Reihe gesetzlicher Voraussetzungen
bedarf, die bei dieser Entwicklung nicht erfüllt sind. Der Einsatz dieses
Gerätes ist also nur vorstellbar, wenn es im absoluten Notfall keine
anderen technischen Möglichkeiten mehr gibt, um einem Menschen das Leben
zu retten."

Das Team der HTWK Leipzig kooperiert außerdem mit dem
Bio-Nano-Anwendungslabor des Fraunhofer IZI und des Fraunhofer IKTS und steht im
Austausch mit anderen Forschungsgruppen in Leipzig, Aachen, Marburg und
Zwickau, die parallel an Beatmungsgeräten arbeiten bzw. bereits Ergebnisse
veröffentlicht haben. "Wir sind froh, wenn unser Gerät niemals zum Einsatz
kommen muss", sagt Dr. Hans-Martin Dörfler von der HTWK Leipzig. "Doch im
Moment weiß niemand, wie sich die Pandemie entwickelt. Deshalb wollen wir
die Bauanleitung frei im Internet veröffentlichen, sodass Menschen auf der
ganzen Welt das Gerät nutzen oder weiterentwickeln können. Sollte es eine
zweite Welle geben oder sich die Situation in anderen Ländern weiter
zuspitzen, könnte unsere Entwicklung so im Kampf gegen Covid-19 helfen."

Clemens Schülke, Leiter des Amts für Wirtschaftsförderung der Stadt
Leipzig: "Ich bin beeindruckt, wie schnell die Leipziger
Wissenschaftscommunity Lösungen entwickelt hat. Aktuell sind unsere
Kliniken in keiner Notlage. Aber falls sich das ändern sollte, sind wir
gut vorbereitet. Im nächsten Schritt suchen wir deshalb Partner in
Leipzig, um ein solches Gerät in Stückzahlen produzieren zu lassen."


Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.htwk-leipzig.de/beat2020

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution289
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AUSLAND/9438: Aus aller Welt - 16.06.2020 (SB)




MELDUNGEN



Pjöngjang zerstört Nord-Süd-Verbindungsbüro in Grenzstadt Kaesong

Die Spannungen auf der koreanischen Halbinsel haben am Dienstag einen
neuen Höhepunkt erreicht. Nach Mitteilung des
Wiedervereinigungsministeriums in Seoul sprengte Pjöngjang das
gemeinsame Verbindungsbüro in der nordkoreanischen Grenzstadt Kaesong
in die Luft. Als Reaktion auf die Anti-Pjöngjang-Flugblattaktionen
südkoreanischer Aktivisten und nordkoreanischer Überläufer drohte das
kommunistische Land im Norden letzte Woche damit, alle offiziellen
Kommunikationsverbindungen mit Südkorea abzubrechen, sollte Seoul die
Kampagne nicht unterbinden. China und Rußland riefen beide Seiten zur
Zurückhaltung auf.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/9438: Kriminalität und Rechtsprechung - 16.06.2020 (SB)




MELDUNGEN



Schwer verletzter Mann nach Notoperation außer Lebensgefahr

In einer Wohnung in Dettenhausen im Landkreis Tübingen
(Baden-Württemberg) hat die Polizei am frühen Montagnachmittag die
Leiche einer 26jährigen Frau und einen schwer verletzten Mann
gefunden. Nach bisherigen Kenntnissen handelt es sich um ein junges
Ehepaar. Die Umstände seien noch unklar, sagte ein Sprecher des
Polizeipräsidiums Reutlingen in der Nacht zum Dienstag. Bisher gebe
es keine Anhaltspunkte für eine Auseinandersetzung oder eine
Beteiligung Dritter. Nach einer Notoperation befindet sich der
28jährige Ehemann außer Lebensgefahr.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/9435: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 16.06.2020 (SB)




MELDUNGEN



NATO will aufrüsten

Die NATO will ihre Schlagkraft erhöhen. Bündnis-Generalsekretär Jens
Stoltenberg kündigte am Dienstag eine Stärkung der Luft- und
Raketenabwehr sowie eine Modernisierung der Luftstreitkräfte an. Der
frühere norwegische Regierungschef begründete die Aufrüstungspläne
mit dem kontinuierlichen Ausbau des russischen Raketenarsenals. Ein
entsprechendes Maßnahmenpaket soll in dieser Woche von den
NATO-Verteidigungsministern beschlossen werden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/9437: Aus Parlament und Gesellschaft - 16.06.2020 (SB)




MELDUNGEN



Grüne in Hamburg wählten neue Doppelspitze

Nachdem der frühere Fraktionschef Anjes Tjarks als Senator in die
Behörde für Verkehr und Mobilitätswende gewechselt ist, hat die
Grünen-Bürgerschaftsfraktion am Montagabend eine neue Doppelspitze
gewählt. Die insgesamt 33 Abgeordneten votierten für die
Bergedorferin Jennifer Jasberg und den bisherigen
wirtschaftspolitischen Sprecher Dominik Lorenzen. Außerdem bestätigte
die SPD-Fraktion am Montag ihren Vorsitzenden Dirk Kienscherf, der
das Amt seit April 2018 führt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/9435: Tragisches und Kurioses - 16.06.2020 (SB)




MELDUNGEN



Bis zu 48.000 Jahre alte Pfeilspitzen auf Sri Lanka entdeckt

Im tropischen Regenwald von Sri Lanka haben Forscher 45.000 bis
48.000 Jahre alte Jagdwaffen gefunden. Die aus Tierknochen und
-zähnen angefertigten Pfeilspitzen legten Archäologen bei Grabungen
in der Höhle Fa-Hien Lena im Südwesten der Insel frei. Einen
derartigen Fund hatten die Forscher in dieser Region nicht erwartet,
da man offenere Graslandschaften für die Entwicklung und Nutzung von
Pfeil und Bogen bisher für geeigneter hielt.

16. Juni 2020






Copyright 2020 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8520: Aus Forschung und Technik - 16.06.2020 (SB)




MELDUNGEN



Start einer kommerziellen japanischen Testrakete mißglückt

Ein Startversuch einer privat entwickelten japanischen Weltraumrakete
ist fehlgeschlagen. Die zehn Meter lange und 50 Zentimeter
durchmessende experimentelle Rakete stürzte kurz nach dem Abheben von
einer Testanlage auf der nördlichen Insel Hokkaido ins Meer. Die
kostengünstige Kleinrakete mit der Bezeichnung MOMO wird von dem 2013
gegründeten Unternehmen Interstellar Technologies zum Aussetzen von
Kleinsatelliten gebaut. Der ursprünglich für 2019 geplante Start war
wegen technischer Probleme und der Corona-Pandemie mehrmals
verschoben worden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8534: Aus aller Welt - 16.06.2020 (SB)




VOM TAGE



Pjöngjang sprengt Verbindungsbüro an der Grenze zum Süden

Das Verbindungsbüro in Kaesong an der Grenze zwischen Nord- und
Südkorea ist am Dienstagnachmittag (Ortszeit) gesprengt worden. Die
Regierung in Pjöngjang reagierte damit offenbar darauf, daß Seoul die
Propagandaaktivitäten von Dissidenten der Volksrepublik in Südkorea
nicht unterbunden hat. Diese hatten unter anderem unzählige
Heißluftballons mit Flugzetteln über die Grenze treiben lassen. Das
nordkoreanische Militär kündigte auch eine Stationierung von Soldaten
in der demilitarisierten Zone entlang der Grenze an. Südkoreas
Präsident Moon Jae In appellierte an den nordkoreanischen
Vorsitzenden Kim Jong Un, die Kommunikation zwischen beiden Ländern
um des Friedens auf der koreanischen Halbinsel willen nicht
abzubrechen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8486: Medizin und Gesundheitswesen - 16.06.2020 (SB)




VOM TAGE



FDA zieht Zulassung für Chloroquin in der Coronabehandlung zurück

Jetzt muß sich US-Präsident Donald Trump womöglich nach einer anderen
Behandlung umschauen, die ihn vor einer Ansteckung mit dem
Coronavirus schützt. Bekanntlich hatte er behauptet, daß er dafür
vorsorglich das Malaria-Mittel Chloroquin einnimmt. Doch nachdem
mehrere Studien gezeigt haben, daß der Nutzen von Chloroquin nicht
nur fraglich ist, sondern eine solche Einnahme mit einer erhöhten
Rate von Nebenwirkungen, darunter kardialen Arrhythmien, einhergehen
kann, hat die US-amerikanische Arzneimittelbehörde FDA die Zulassung
von Chloroquin in der Corona-Behandlung zurückgezogen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8522: Kriminalität und Rechtsprechung - 16.06.2020 (SB)




VOM TAGE



BGH befaßt sich mit dem Recht auf Vergessen

Der Bundesgerichtshof (BGH) in Karlsruhe befaßt sich seit Dienstag
mit zwei Klagen zur Löschpflicht des Suchmaschinenbetreibers Google
und das Recht der in den Suchergebnissen aufgeführten Personen auf
Vergessen. Juristisch geht es um das Recht auf Schutz
personenbezogener Daten nach Artikel 17 der in der EU geltenden
Datenschutzgrundverordnung (EU-DSGVO) sowie die gleichrangigen
Unionsgrundrechte wie das Recht auf freie Meinungsäußerung und
Informationsfreiheit. Möglicherweise wird der BGH die ihm
vorliegenden Fälle dem Europäischen Gerichtshof (EuGH) zur
Stellungnahme vorlegen. Eine Entscheidung des BGH dazu ist erst in
einigen Wochen zu erwarten.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8444: Sprache, Kunst und Medium - 16.06.2020 (SB)




VOM TAGE



Protestanten setzen auf Digitalisierung ihrer Kirche

Die evangelische Kirche in Deutschland, die ohnehin mit einem lang
anhaltenden Besucherschwund bei den Gottesdiensten zu kämpfen hat,
findet offenbar Gefallen an den Möglichkeiten digitaler Andachten.

Nach einer Untersuchung der letzten Wochen verzeichnete die Kirche
insgesamt einen Digitalisierungsschub. Da Kirchenbesuche untersagt
waren, kamen viele Gemeinden - teils erstmalig - via Internet
zusammen. Nach einer Erhebung wurden rund 6,5 Millionen Gläubige als
Besucher registriert. Angeblich wollen mehr als zwei Drittel der
Teilnehmer digitale Formate auch zukünftig nutzen, wie der
Deutschlandfunk berichtete.

Der Ratsvorsitzende der EKD, Heinrich Bedford-Strohm, lobte zwar den
Erfindungsreichtum bei den Gottesdiensten, erklärte aber auch, daß auf
den Präsenzgottesdienst nicht verzichtet werden könne.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8511: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 16.06.2020 (SB)




VOM TAGE



Mehrere Tote bei körperlichen Auseinandersetzungen im Himalaya

Auf über 4000 Meter Höhe im Himalaya an der Grenze zwischen Indien
und China sind am Montagabend (Ortszeit) Soldaten beider Seiten
aneinandergeraten. Bei den mit Stöcken und Steinen ausgetragenen
Kämpfen sind nach indischen Angaben zwei indische Soldaten und ein
Offizier ums Leben gekommen. Auf chinesischer Seite sollen fünf
Soldaten getötet worden sein. Ein Sprecher des chinesischen
Außenministeriums warf den Indern vor, sich in der umstrittenen
Region Ladakh provokativ verhalten zu haben, woraufhin es zu schweren
körperlichen Auseinandersetzungen gekommen wäre. Aus Neu Delhi
verlautete, ranghohe Militärs beider Seiten bemühten sich um
Deeskalation. In den zurückliegenden Wochen sind indische und
chinesische Soldaten mehrmals mit den Fäusten aufeinander
losgegangen. Schußwechsel hat es an der im Verlauf umstrittenen, 3500
Kilometer langen gemeinsamen Staatsgrenze seit 1975 nicht gegeben.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8525: Aus Parlament und Gesellschaft - 16.06.2020 (SB)




VOM TAGE



Außenminister Maas reist nach Warschau

Bundesaußenminister Heiko Maas (SPD) ist am Dienstagmittag nach
Warschau gereist, um persönlich seinen polnischen Amtskollegen Jacek
Czaputowicz zu sprechen. Der direkte Kontakt war nach mehr als zehn
Wochen Corona-Beschränkungen möglich geworden. Maas war der erste
Außenminister, der Polen nach dem Corona-Lockdown aufsuchte. Am
kommenden Freitag will er nach Paris fliegen. In der polnischen
Hauptstadt äußerte Maas verklausuliert Kritik an der Aufhebung der
Unabhängigkeit polnischer Gerichte durch die rechtsnationale
PiS-Regierung. Der SPD-Politiker betonte, Rechtsstaatlichkeit sei
nach wie vor die Voraussetzung dafür, daß die EU erfolgreich arbeiten
könne. Steuermittel könnten in der gesamten EU nur in einem
rechtsstaatlichen, transparenten Umfeld vergeben werden. Czaputowicz
fordert von der Bundesregierung die Einstellung des
deutsch-russischen Gas-Transit-Projekts Nord Stream 2. Die beinahe
fertiggestellte Gasleitung soll russisches Erdgas durch die Ostsee
unter Umgehung Polens nach Deutschland und Westeuropa führen. Maas
bekräftigte die Position der Bundesregierung, an Nord Stream 2
festzuhalten. Außerdem kritisierte der SPD-Politiker die Haltung der
polnischen Regierung zu lesbischen, schwulen, bisexuellen und
Trans-Menschen (LGBT) mit Verweis auf die Grundwerte der Europäischen
Verträge.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8494: Tragisches und Kurioses - 16.06.2020 (SB)




VOM TAGE



Katastrophales Jahr für die Spargelbauern

Das sonnige Frühjahr hatte noch für ein überdurchschnittliches
Wachstum gesorgt und die Spargelbauern zunächst auf gute Erträge
hoffen lassen.

Da machten sich die Erzeuger noch Gedanken darüber, wie sie genug
Erntehelfer nach Deutschland kriegen sollten. Doch der
Corona-Lockdown, der zu geschlossenen Restaurants führte, ließ die
Nachfrage innerhalb kürzester Zeit einbrechen. Inzwischen ist klar,
daß in diesem Jahr sehr viel Spargelgemüse im Boden bleiben muß.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8523: Arbeit, Soziales und Familie - 16.06.2020 (SB)




VOM TAGE



"Extinction Rebellion" blockiert Brücken in Hamburg

Bis zu 100 Aktivisten und Aktivistinnen der Hamburger Bewegung
"Extinction Rebellion" haben am Dienstagvormittag die vierspurige
Köhlbrandbrücke durch den Hafen der Hansestadt über mehrere Stunden
blockiert und den Verkehr zunächst in beide Fahrtrichtungen zum
Erliegen gebracht. Schließlich sorgte Polizei dafür, daß ein Teil der
Fahrzeuge die Blockade passieren konnte. Am Nachmittag löste sie die
nicht angemeldete Kundgebung auf. Auf der Lombardsbrücke zwischen Binnen-
und Außenalster demonstrierten rund 150 Mitglieder der Gruppierung.
Mit ihren Aktionen unterstreichen die Umweltschützerinnen und
Umweltschützer ihrer Forderung danach, daß Deutschland bis zum Jahr
2025 klimaneutral werden soll. Am Vortag hatte "Extinction
Rebellion" vor dem NDR und der Redaktion Des Spiegels in Hamburg mehr
Berichterstattung über die Klimakatastrophe gefordert. Während der
Protestwoche "Rebellion Wave" bis zum 21. Juni sollen in rund 45
Städten bundesweit Aktionen durchgeführt werden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8497: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 16.06.2020 (SB)




VOM TAGE



Eifel ist weiterhin vulkanisch aktiv

Wenn über Vulkanausbrüche gesprochen wird, dann werden die wenigsten
dabei Deutschland im Sinn haben. Dabei ist das gar nicht soweit
hergeholt. Messungen von Wissenschaftlern um Corné Kreemer von
der University of Nevada in Reno habe t-online.de zufolge ergeben,
daß sich die Eifel jedes Jahr um einen Millimeter hebt. Das erscheint
wenig. Aber es geschieht bereits seit längeren. Außerdem bewegt sich
dabei die Erdoberfläche horizontal auseinander, als ob etwas von
unten nach oben drückt. All die Messungen deuten darauf hin, so
Kreemer, daß sich unter dem Herzen von Nordwest-Europa etwas
zusammenbraut. Wann sich das entlädt, können die Wissenschaftler aber
nicht sagen. Das kann laut Kreemer in wenigen Jahren oder auch erst
in Tausenden von Jahren sein.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8511: Märkte und Finanzen - 16.06.2020 (SB)




VOM TAGE



Kobaltmine in der DR Kongo soll zertifiziert werden

Nach Angaben der Bundesanstalt für Geowissenschaften und Rohstoffe in
Hannover hat die Demokratische Republik Kongo zugesagt,
den Abbau von Kobalt im Kleinbergbau zu zertifizieren, um die
Arbeitsbedingungen in den Minen zu verbessern, dort keine Kinder mehr
arbeiten zu lassen und weniger die Umwelt zu belasten. Das
zentralafrikanische Land produziert mehr als 60 Prozent des weltweit
unter anderem in Lithium-Ionen-Batterien eingesetzten Kobalts. Bis 20
Prozent des von der DR Kongo exportierten Kobalts werden im
Kleinbergbau unter schwierigen Bedingungen meist per
Hand abgebaut. Noch in diesem Jahr sollen vom Bergbauministerium der
DR Kongo zehn Kleinbergbaubetriebe zertifiziert werden. Laut BGR ist
darunter auch eine Kobaltmine. Bislang gibt es Zertifizierungen für
die Handelsketten von den Konfliktmineralien Gold, Zinn, Wolfram und
Coltan. Das Zertifizierungssystem (Certified Trading Chains, CTC)
wurde von der BGR entwickelt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/8520: Aus Forschung und Technik - 16.06.2020 (SB)




VOM TAGE



Corona-Warn-App ist freigeschaltet

So, es ist soweit. Die Corona-Warn-App des Bundes ist freigeschaltet
worden. Mit ihr sollen die Coronainfektionsketten besser erkannt
werden. Dabei sollen Besitzer eines geeigneten Smartphones selbst
entscheiden, ob sie die Warn-App installieren wollen oder nicht.
Ausgeschlossen soll sein, daß beispielsweise Restaurants Gäste mit
einer aktivierten Corona-Warn-App bewirten. Auch weswegen wird gerade
diskutiert, ob der Einsatz der Corona-Warn-App per Gesetz geregelt
werden sollte. So forderte die Linke-Netzpolitikerin Anke
Domscheit-Berg laut Deutschem Ärzteblatt, daß ein solches Gesetz ein
Zweckentfremdungsverbot und eine harte Befristung enthalten müsse.
Keinesfalls dürfe der Eindruck entstehen, daß es sich um eine
Überwachungs-App handelt. Wer sich darum sorge, könne die App
jederzeit deinstallieren oder einfach nur die Bluetooth-Funktion
deaktivieren.
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STANDPUNKT/013: Neue Ordnung in der Mikrobiologie gefordert (idw)


GEOMAR Helmholtz-Zentrum für Ozeanforschung Kiel - 15.06.2020

Neue Ordnung in der Mikrobiologie gefordert

Internationales Konsortium von Wissenschaftlern schlägt neues
Benennungssystem für unkultivierte Bakterien und Archaeen vor



15.06.2020/Reno/Kiel. Die seit langem bestehenden Regeln für die
Zuweisung wissenschaftlicher Namen für Bakterien und Archaeen sollen nach
einer kürzlich veröffentlichten Erklärung, die von mehr als 100
Mikrobiologinnen und -biologen aus aller Welt unterstützt wird, aktualisiert
werden. Zu den Unterzeichnern gehören auch Forschende vom GEOMAR
Helmholtz-Zentrum für Ozeanforschung Kiel. Die Deklaration ist der
renommierten Fachzeitschrift Nature Microbiology erschienen.

Bakterien und Archaeen (Einzeller ohne Zellkern) bilden zwei der drei
Bereiche des Lebens auf der Erde und werden nach dem Internationalen Code
der Nomenklatur von Prokaryoten (ICNP; kurz der Code) benannt. Gegenwärtig
erkennt der Code nur Arten an, die aus Laborkulturen gezüchtet werden
können - eine Anforderung, die für Mikrobiologen, die Bakterien und
Archaeen in der freien Natur untersuchen, lange Zeit problematisch war.

Seit den 1980er Jahren verwenden Mikrobiologen genetische
Sequenzierungstechniken, um DNA von Mikroorganismen direkt aus der Umwelt
zu entnehmen und zu untersuchen, und zwar in verschiedenen Lebensräumen,
die von den polaren Ozeanen, über tiefe unterirdische Minen bis zur
Oberfläche der menschlichen Haut reichen. Für die überwiegende Mehrheit
dieser Arten gibt es noch keine Methode, um sie im Labor zu kultivieren,
und daher können sie nach dem bisherigen Kodex nicht offiziell benannt
werden.

"In den letzten Jahren gab es eine Flut von genombasierten Entdeckungen
von Archaeen und Bakterien, die aus der Umwelt gesammelt wurden, aber es
gibt kein System, um sie offiziell zu benennen, was zu viel Chaos und
Verwirrung auf dem Gebiet führt", sagt Dr. Alison Murray,
Forschungsprofessorin für Biologie am Desert Research Institute (DRI) in
Reno, USA, Leitautorin des Konsortiums. "Es ist unglaublich wichtig, die
Vielfalt der unkultivierten Organismen, die durch ihre Genomsequenzen
bekannt sind, in einer gemeinsamen Sprache darstellen zu können", so
Murray weiter. "Stellen Sie sich vor, Sie haben eine neue Bakterienart
entdeckt und haben keine Möglichkeit haben, Ihren Kollegeninnen und
Kollegen darüber zu berichten", so stellt Ute Hentschel Humeida,
Professorin für Marine Mikrobiologie am GEOMAR und Mitautorin der Studie,
die Problematik dar. Viele Umweltbakterien, insbesondere im marinen Raum,
sind nicht kultivierbar und entsprechend wichtig ist die Überarbeitung des
taxonomischen Codes.

In einem kürzlich in der Zeitschrift Nature Microbiology veröffentlichten
Artikel stellen die Autoren die Gründe für die Aktualisierung der
bestehenden Vorschriften für die Benennung neuer Bakterien- und 
Archaea-Arten vor und schlagen zwei mögliche Wege vor.

Als erste Option schlägt die Gruppe vor, den Code formell zu überarbeiten,
um unkultivierte Bakterien und Archaeen, die durch
DNA-Sequenzinformationen repräsentiert werden, anstelle der derzeit
erforderlichen lebenden Kulturproben aufzunehmen. Als Alternative schlagen
sie vor, ein völlig separates Benennungssystem für unkultivierte
Organismen zu schaffen, das irgendwann in der Zukunft mit dem bisherigen
Kodex zusammengeführt werden könnte.

"Für Forschende in diesem Bereich werden die Vorteile, mit einer dieser
beiden Optionen fortzufahren, enorm sein", sagte Dr. Brian Hedlund,
Professor für Biowissenschaften an der Universität von Nevada, Las Vegas.
"Wir werden dadurch in der Lage sein, eine einheitliche Liste aller nicht
kultivierten Arten zu erstellen, die in den letzten Jahrzehnten entdeckt
wurden, und universelle Qualitätsstandards dafür einzuführen, wie und wann
eine neue Art benannt werden sollte".

"Unsere Vorschläge geben den Rahmen vor, der einen strukturierten Weg
bietet, die riesige unerschlossene biologische Vielfalt der mikrobiellen
Welt innerhalb der wissenschaftlichen Gemeinschaft und in der
Öffentlichkeit zu kommunizieren", sagt Prof. Dr. Ute Hentschel Humeida,
"Deshalb ist diese Veränderung so wichtig".

Der nächste Schritt, so Professorin Murray, sei die Ausarbeitung einer
Umsetzungsstrategie, um einen der beiden vorgeschlagenen Optionen
voranzubringen, während gleichzeitig die vielen Mikrobiologen, die zu
dieser Konsenserklärung beigetragen haben, und weitere, die dazu beitragen
wollen, dass diese Änderung umgesetzt wird, mit einbezogen werden. Schon
jetzt sind viele Forschende sehr daran interessiert, daran mitzuwirken.

"Dies ist ein aufregendes Gebiet, auf dem wir uns gerade jetzt befinden,
weil wir die Vielfalt des Lebens auf der Erde beschreiben und neue Stämme
entdecken, genau wie Wissenschaftler im 19. Jahrhundert, als sie noch
größere Organismen entdeckten", so Dr. Murray. "Viele Paradigmen haben
sich geändert, was die Art und Weise betrifft, wie wir die Funktionsweise
der Welt verstehen, und wie viel Vielfalt es da draußen gibt - und dies
ist eine weitere Veränderung, die vorgenommen werden muss. Wir werden sie
ändern müssen, oder wir werden im Chaos leben".


Originalpublikation:

Murray, A.E., et al., 2020:

Roadmap for naming uncultivated Archaea and Bacteria.

Nat. Microbiol.,

https://doi.org/10.1038/s41564-020-0733-x
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FORSCHUNG/1703: Atomphysik - Strahlungsdruck mit Rückstoß (idw)


Goethe-Universität Frankfurt am Main - 15.06.2020

Atomphysik: Strahlungsdruck mit Rückstoß



Licht übt auf einen Körper einen gewissen Druck aus: Sonnensegel könnten
auf diese Weise künftige Raumsonden antreiben. Wenn ein Lichtteilchen
(Photon) jedoch auf ein einzelnes Molekül trifft und aus diesem ein
Elektron herausschlägt, so fliegt das Molekül der Lichtquelle entgegen.
Das haben jetzt Atomphysiker der Goethe-Universität Frankfurt erstmals
beobachtet und damit 90 Jahre alte Theorien bestätigt.

FRANKFURT. Bereits im 16. Jahrhundert postulierte der große Gelehrte
Johannes Kepler, dass das Sonnenlicht einen gewissen Druck ausübt, zeigte
doch der Schweif der von ihm beobachteten Kometen stets weg von der Sonne.
2010 nutzte die japanische Raumsonde Ikaros erstmals ein Sonnensegel, um
durch die Kraft des Sonnenlichts ein wenig schneller zu werden.

Physikalisch und intuitiv kann der Licht- oder Strahlungsdruck mit den
Teilcheneigenschaften von Licht erklärt werden: Die Lichtteilchen
(Photonen) prallen auf die Atome eines Körpers und übertragen einen Teil
ihres eigenen "Schwungs" (physikalisch: Impuls = Masse mal
Geschwindigkeit) auf den Körper, der dadurch schneller wird.

Als Physiker im 20. Jahrhundert diese Impuls-Übertragung allerdings im
Labor in Experimenten mit Photonen bestimmter Wellenlängen untersuchten,
die aus Atomen einzelne Elektronen herausschlugen, stießen sie auf ein
überraschendes Phänomen: Der Impuls des herausgeschlagenen Elektrons war
größer als der des ankommenden Photons. Dies ist eigentlich unmöglich,
denn seit Isaac Newton ist bekannt, dass es in einem System für jede Kraft
ein gleich große, aber entgegengesetzte Kraft geben muss, quasi den
Rückstoß. Daher folgerte 1930 der Münchener Wissenschaftler Arnold
Sommerfeld, dass der zusätzliche Impuls des wegfliegenden Elektrons von
dem Atom stammen muss, das es zurücklässt. Dieses Atom müsse in die
entgegengesetzte Richtung und damit auf die Lichtquelle zu fliegen.
Nachmessen konnte man das mit den damals verfügbaren Instrumenten nicht.

90 Jahre später ist es jetzt Physikern um den Doktoranden Sven Grundmann
und Prof. Reinhard Dörner vom Institut für Kernphysik erstmals gelungen,
diesen Effekt mit dem an der Goethe-Universität Frankfurt entwickelten
COLTRIMS-Reaktionsmikroskop zu vermessen. Sie nutzten dazu Röntgenlicht an
den Beschleunigerzentren DESY in Hamburg und ESRF im französischen
Grenoble, um aus Helium- und Stickstoffmolekülen Elektronen
herauszuschlagen. Die Bedingungen wählten sie dabei so, dass dafür jeweils
nur ein Photon pro Elektron genügte. Den Impuls von herausgeschlagenen
Elektronen und der nunmehr geladenen Helium- und Stickstoffatome - sie
werden als Ionen bezeichnet - konnten Sie im COLTRIMS-Reaktionsmikroskop
mit bislang unerreichter Genauigkeit bestimmen.

Prof. Reinhard Dörner erläutert: "Wir konnten nicht nur den Impuls des
Ions messen, sondern auch sehen, woher er kommt, nämlich vom Rückstoß des
herausgeschlagenen Elektrons. Wenn Photonen bei solchen Stoßexperimenten
niedrige Energien haben, kann man rechnerisch den Photonenimpuls
vernachlässigen. Bei hohen Photonen-Energien führt das allerdings zu
Ungenauigkeiten. In unseren Experimenten haben wir jetzt die energetische
Schwelle bestimmen können, ab der der Photonenimpuls nicht mehr
vernachlässigt werden kann. Unser experimenteller Durchbruch erlaubt uns
jetzt viele weitere Fragen zu stellen, wie etwa die, was sich ändert, wenn
man die Energie auf zwei oder mehr Photonen verteilt."


Die Goethe-Universität ist eine forschungsstarke Hochschule in der
europäischen Finanzmetropole Frankfurt. 1914 mit privaten Mitteln
überwiegend jüdischer Stifter gegründet, hat sie seitdem Pionierleistungen
erbracht auf den Feldern der Sozial-, Gesellschafts- und
Wirtschaftswissenschaften, Medizin, Quantenphysik, Hirnforschung und
Arbeitsrecht. Am 1. Januar 2008 gewann sie mit der Rückkehr zu ihren
historischen Wurzeln als Stiftungsuniversität ein hohes Maß an
Selbstverantwortung. Heute ist sie eine der drei größten deutschen
Universitäten. Zusammen mit der Technischen Universität Darmstadt und der
Universität Mainz ist die Goethe-Universität Partner der
länderübergreifenden strategischen Universitätsallianz Rhein-Main.

www.goethe-universitaet.de

Aktuelle Nachrichten aus Wissenschaft, Lehre und Gesellschaft in
GOETHE-UNI online (www.aktuelles.uni-frankfurt.de)

Originalpublikation:

Sven Grundmann, Max Kircher, Isabel Vela-Perez, Giammarco
Nalin, Daniel Trabert, Nils Anders, Niklas Melzer, Jonas Rist, Andreas
Pier, Nico Strenger, Juliane Siebert, Philipp V. Demekhin, Lothar Ph. H.
Schmidt, Florian Trinter, Markus S. Schöffler, Till Jahnke, and Reinhard
Dörner:

Observation of Photoion Backward Emission in Photoionization of He
and N2.

Phys. Rev. Lett. 124, 233201

https://doi.org/10.1103/PhysRevLett.124.233201
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MELDUNG/866: Hamburger Preis für Theoretische Physik 2020 geht an Valery Rubakov (idw)


Joachim Herz Stiftung - 15.06.2020

Hamburger Preis für Theoretische Physik 2020 geht an Valery Rubakov



Forschungsteams auf der ganzen Welt konnten in den vergangenen Jahren
wichtige Erkenntnisse über die Entstehung des Universums gewinnen. Sie
stützten sich dabei auch auf die Arbeiten von Valery Rubakov. Für seine
Forschung erhält der russische Physiker in diesem Jahr den mit 137.036
Euro dotierten Hamburger Preis für Theoretische Physik. Rubakov ist
leitender Wissenschaftler am Institut für Kernforschung der Russischen
Akademie der Wissenschaften in Moskau und Professor an der Staatlichen
Lomonossov-Universität Moskau.

Der Preis wird Rubakov im November 2020 in Hamburg gemeinsam von der
Joachim Herz Stiftung, dem Wolfgang-Pauli-Centre von DESY und der
Universität Hamburg, dem Deutschen Elektronen-Synchrotron (DESY) und den
beiden Exzellenzclustern "CUI: Advanced Imaging of Matter" und "Quantum
Universe" der Universität Hamburg verliehen.

Der Hamburger Preis für Theoretische Physik ist eine der höchstdotierten
Auszeichnungen für Physik in Deutschland. Das Preisgeld ist eine
Anspielung auf die Sommerfeldsche Feinstrukturkonstante, die in der
Theoretischen Physik eine wichtige Rolle spielt. Rubakov gehört zu den
anerkanntesten zeitgenössischen russischen Theoretischen Physikern. Er
deckt ein breites Forschungsfeld ab und gilt als Experte in der
Quantenfeldtheorie, der Elementarteilchenphysik und der Kosmologie.

"Mit Valery Rubakov zeichnen wir in diesem Jahr einen Forscher aus, der
weitreichende Impulse in vielen Bereichen der Theoretischen Physik gegeben
hat. Sie haben unsere Sicht auf das Universum maßgeblich geprägt. Er hat
wichtige Beiträge für unser Verständnis der Zeit kurz nach dem Urknall und
der weiteren Entwicklung unseres Kosmos geleistet, zum Beispiel zur
Entstehung von Materie und zum Verschwinden der Antimaterie und damit zur
Frage, warum sich Planeten und auch unsere Existenz auf der Erde überhaupt
entwickeln konnten", so Dr. Henneke Lütgerath, Vorstandsvorsitzender der
Joachim Herz Stiftung.

Forschungsaufenthalte in Hamburg

Als Preisträger wird Rubakov ab Herbst 2020 auch Forschungsaufenthalte in
Hamburg absolvieren und sich mit hiesigen Wissenschaftler:innen
austauschen. "Wir freuen uns, dass mit Valery Rubakov ein Wissenschaftler
mit Visionen ausgezeichnet wurde. Er hat tiefgreifende theoretische Fragen
aufgeworfen, die noch immer Forschungsaktivitäten in der Theoretischen
Physik antreiben und somit auch für die Grundlagenforschung der Hamburger
Teilchenphysiker:innen relevant sind. Durch seine fundierten Forschungen
hat Rubakov einen großen und weitreichenden Einfluss auch auf benachbarte
Fachgebiete und ist somit nicht nur für uns Theoretiker:innen ein
spannender Preisträger, sondern auch für die Mathematiker:innen und
Experimentalphysiker:innen", sagte Professor Volker Schomerus,
Juryvorsitzender für die Preisvergabe und Sprecher des
Wolfgang-Pauli-Centre. Das 2013 gegründete Institut bündelt die
Forschungsaktivitäten in der theoretischen Physik in Hamburg.

Werdegang von Valery Rubakov

Valery Rubakov, geboren 1955, hat Physik an der Lomonosov Universität in
Moskau studiert und wurde 1981 am Institut für Kernforschung promoviert.
1987 wurde er dort Vizedirektor der Forschung und 1994 leitender
Wissenschaftler. Er ist seit 1998 Vollmitglied der Russischen Akademie der
Wissenschaften in Moskau, seit 2015 Mitglied der American Academy of Arts
and Sciences und korrespondierendes Mitglied der Hamburger Akademie der
Wissenschaften. Für seine Forschungen erhielt Rubakov zahlreiche Preise.

Forschungsarbeiten

Die Frage, aus was wir und die Welt um uns herum bestehen, beschäftigt die
Menschen von jeher. Unsere Materie ist aus Atomen aufgebaut, die wiederum
aus Protonen, Neutronen und Elektronen besteht. Im klassischen
Standardmodell der Elementarteilchenphysik, das alle bekannten
Elementarteilchen und deren Grundkräfte mit starker und schwacher
Wechselwirkung und Elektromagnetismus beschreibt, wird das Proton als
stabil angesehen. Rubakov stellte diese Annahme in Frage und entwickelte
die Theorie zur Katalyse des Protonenzerfalls durch magnetische Monopole,
den so genannten Callan-Rubakov-Effekt. Dieser Effekt besagt, dass ein
magnetischer Monopol den Zerfall von Protonen, also den Grundbausteinen
unserer Materie, erzeugen und einen beobachtbaren Fußabdruck in Form von
Neutrinos hinterlassen würde. Magnetische Monopole müssten kurz nach dem
Urknall des Universums entstanden sein und theoretisch auch heute noch
vereinzelt auftreten.

Auch für die Suche nach einer allumfassenden Theorie, die das
Standardmodell der Elementarteilchen und die Allgemeine
Relativitätstheorie vereint, gab Rubakov wichtige Impulse. Das
Standardmodell der Elementarteilchen versagt, wenn es darum geht, die
Schwerkraft zu erklären, die durch die Allgemeine Relativitätstheorie von
Albert Einstein beschrieben wird. Um beide Theorien zusammenzuführen, sind
weitere räumliche Dimensionen notwendig. Rubakov hat etwa zeitgleich mit
den Stringtheoretikern Anfang der 1980er Jahre ein theoretisches Model mit
solchen zusätzlichen Dimensionen vorgestellt. Ihm zufolge könnten Raum und
Zeit unseres Weltalls wie die zwei Richtungen eines flachen Blatt Papiers
oder einer Membran dargestellt werden. Rubakov vermutete, dass wir in
einer vierdimensionalen Raumzeit leben, die Teil eines höherdimensionalen
Universums ist, das als mehrere Papierschichten, die so genannten "Branen"
dargestellt werden könnte.

Auch zur Entstehung von Materie und zum Verschwinden der Antimaterie aus
dem Universum lieferte Rubakov wichtige Erklärungsmodelle. Antimaterie ist
eine Art Spiegelbild unserer Materie, zu jedem Teilchen gibt es ein
Antiteilchen mit entgegengesetzter Ladung. Wenn Teilchen und Antiteilchen
aufeinandertreffen, löschen sie sich gegenseitig unter Aussendung eines
Energieblitzes aus. Da unser Universum aus Materie besteht muss kurz nach
dem Urknall in der frühen Entstehungsphase unseres Universums ein
asymmetrischer Prozess für ein Ungleichgewicht zwischen Materie und
Antimaterie gesorgt haben. Die Verletzung der Baryonenzahl im
Standardmodell, die Rubakov bereits Mitte der 1980er Jahre
veröffentlichte, liefert eine wichtige theoretische Erklärung für die
Entstehung dieses Ungleichgewichts und ist auch heute noch eine der
drängendsten Fragen und ein aktives Forschungsfeld. Zahlreiche Experimente
in Teilchenbeschleunigern zielen heute darauf ab, die Eigenschaften von
Antimaterie zu untersuchen und so Hinweise auf die Entstehung unseres
Universums und seine bis heute andauernde Expansion zu finden.


Weitere Informationen unter:

http://www.joachim-herz-stiftung.de/physikpreis 

weitere Informationen über den Hamburger Preis für Theoretische Physik

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution2163
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AGRAR/422: Wissen was drin ist? Fehlanzeige!


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 16. Juni 2020

Wissen was drin ist? Fehlanzeige!



Anlässlich der heute vorgestellten Studie des AOK-Bundesverbandes zur
Ernährungskompetenz in Deutschland erklärt Renate Künast, Sprecherin
für Ernährungspolitik:

Die Studie des AOK-Bundesverbandes zeigt, mit der Ernährungskompetenz
in Deutschland ist es nicht weit her. Das muss sich ändern. Besonders,
weil zugleich die Zahl von ernährungsbedingten Krankheiten wie
Diabetes und Co. wirklich besorgniserregend ist. Eine bessere
Ernährungsbildung ist daher notwendig, aber sie reicht definitiv nicht
aus.

Was wir vor allem brauchen, ist ein Ordnungsrahmen, der ein besseres
und gesünderes Angebot der Ernährungsindustrie zur Folge hat. Dazu
gehören verbindliche und wissenschaftlich begründete Reduktionsziele
für Zucker, Salz und Fett in Fertiglebensmitteln und eine EU-weite
verpflichtende Nährwertkennzeichnung in Form des Nutriscore.
Steuerliche Anreize gegen zu viel Zucker in Limos und
Kinderlebensmitteln leisten ebenfalls einen wesentlichen Beitrag zur
gesünderen Ernährung. Andere Länder haben hier bereits gute
Erfahrungen gemacht. Die Gemeinschaftsverpflegung von der Kita bis zum
Krankenhaus muss auf regionale und saisonale Produkte ausgerichtet
werden.

Die Bundesregierung hat viel zu lang auf die Freiwilligkeit der
Wirtschaft gebaut. Jetzt ist es Zeit für Verbindlichkeit. Denn nur so
schaffen wir eine Ernährungswende!

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 16. Juni 2020

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de
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EUROPA/1874: Auf harten Brexit vorbereiten und das Schlimmste verhindern


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 15. Juni 2020

Auf harten Brexit vorbereiten und das Schlimmste verhindern



Zu den Brexit-Handelsgesprächen von EU und Großbritannien erklärt
Franziska Brantner, Sprecherin für Europapolitik:

London macht keinerlei Anzeichen, dass es noch zur Vernunft kommt und
ein faires Abkommen anstrebt. Die EU darf sich von Johnsons PR-Show
heute mit von der Leyen nicht blenden lassen. Dieser steuert sein Land
weiter auf seinem Kamikaze-Kurs in einen harten Brexit und damit eine
noch schlimmere Wirtschaftskrise. Großbritannien will keine
Verlängerung, aber die erforderlichen Kontrollen an den Grenzen erst
ab Juli 2021 einsetzen. Das zeigt, dass London überhaupt nicht
vorbereitet ist. Deshalb muss es die EU nun umso mehr sein und
zweigleisig fahren: weiterverhandeln und alles dafür tun, um sich auf
den harten Schnitt in den Wirtschaftsbeziehungen und dessen
Auswirkungen vorzubereiten.

Barnier und sein Team müssen nun das Schlimmste verhindern und retten,
was noch zu retten ist. Ohne faire Standards gibt es nur einen
begrenzten Binnenmarktzugang mit Zöllen und Quoten. Dies muss Barnier
jetzt ausarbeiten und vorschlagen, mit welchen Zöllen und Quoten die
EU bei bleibender Blockade von fairen Standards den Binnenmarkt
schützt. Auch brauchen wir einen Plan und tausende neue Zollbeamte, um
an den Häfen und an der Grenze zu Nordirland die Einfuhren aus
Großbritannien und die Einhaltung von Standards zu kontrollieren, wenn
es UK schon nicht tut. Großbritannien muss sich seinerseits an das
Nordirland-Protokoll halten und britische Kontrollen unter Aufsicht
der EU am ersten Tag nach der Übergangsphase organisieren. Denn London
hat bereits ei ngeräumt, keine Ahnung zu haben, wo die Kontrollen für
den Lastwagenverkehr vom Kontinent durchgeführt werden sollen.
Außerdem bräuchte Großbritannien 50.000 neue Zollbeamte und hat
notorisch Probleme mit seiner IT-Kapazität. All das muss jetzt geklärt
werden. Die EU muss ihre Unternehmen darauf vorbereiten, damit sie
ihre Lagerkapazitäten ausbauen und ihre Lieferketten umstellen.

Parallel müssen die Verhandlungen nun weiterlaufen und intensiviert
werden. Es ist gut, dass Barnier dafür nun einen Plan vorgelegt. Bis
spätestens Oktober müsste ein Abkommen stehen, um es noch ratifizieren
zu können.

Die Bundesregierung ist hier nun als größte Volkswirtschaft der EU und
Ratspräsidentin besonders gefragt. Sie muss in der EU weiter auf eine
gemeinsame Position und gemeinsame Standards drängen, die
Verhandlungen soweit wie möglich vorantreiben und Unterstützung für
die Unternehmen und Branchen anbieten, die besonders von einem harten
Brexit betroffen wären.

Wir dürfen diese Hängepartie nicht weiter mitspielen, sondern müssen
uns auf dieses "cliff-edge-Szenario" vorbereiten, um weiteren Schaden
für die EU abzuwenden und uns verstärkt unseren Herausforderungen zu
widmen. Großbritannien darf uns nicht weiter unsere Agenda diktieren.
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INNEN/3218: Anton Hofreiter zu Corona-Warn-App, Rassismus, Prozess Mordfall Lübcke/Rechtsextremismus 


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 16. Juni 2020

Anton Hofreiter zu Corona-Warn-App, Rassismus, Prozess Mordfall Lübcke/Rechtsextremismus und Mobilfunkgipfel



Anlässlich der heutigen Fraktionssitzung äußert sich der
Fraktionsvorsitzende Anton Hofreiter zu den Themen Corona-Warn-App,
Rassismus, Prozess Mordfall Lübcke/Rechtsextremismus und
Mobilfunkgipfel:

Corona-Warn-App:

Gut, dass es endlich die Corona-App gibt, lange genug haben wir auf
sie gewartet. Ich möchte bei allen Bürgerinnen und Bürger dafür
werben, dass sie sie verwenden. Selbstverständlich ist die Verwendung
freiwillig. Nach allem, was wir wissen, würde die Corona-App uns bei
der Nachverfolgung von Infektionsketten helfen - und das ist eine sehr
wichtige Funktion.

Es wäre besser, wenn die Bundesregierung und die Regierungsfraktionen
einsehen würden, dass es zur Absicherung der Corona-App ein Gesetz
gibt. Der Bundesdatenschutzbeauftragte hat darauf hingewiesen, dass
die Freiwilligkeit am Ende eine theoretische sein kann, wenn
Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber auf die Nutzung bestehen. Deshalb: Es
ist gut, dass es die Corona-App gibt. Möglichst viele Menschen sollen
sie benutzen. Noch besser wäre es, wenn die Regierungsfraktionen
einsehen würden, dass es dafür ein sie stützendes Gesetz braucht.

Rassismus:

Es ist gut, dass innerhalb der Bundesrepublik Deutschland so breit und
so intensiv über Rassismus diskutiert wird. Man muss sich darüber im
Klaren sein, dass Rassismus nicht nur von harten Neonazis und
Rechtsradikalen ausgeht. Viele Menschen in Deutschland erleben
Alltagsrassismus. Es ist wichtig, wenn sich jede und jeder fragt, was
sie und er dafür tun kann, damit Rassismus bei uns in der Gesellschaft
zurückgeht. Wir schlagen vor, dass aus Artikel 3 des Grundgesetzes der
Begriff Rasse rausgestrichen und ersetzt wird. Dieser Begriff
hierarchisiert und diskriminiert Menschen. Und er widerspricht damit
dem Geist des Grundgesetzes. Wir haben eine neue Formulierung
vorgeschlagen. Wir möchten CDU und CSU dazu ermuntern, ihre Haltung
dazu zu klären. Es wäre richt ig, wenn die konservative CDU/CSU
mitmachen würde, den Begriff Rasse aus dem Grundgesetz zu streichen.
Ich möchte sehr dafür werben, dass wir das in der Realität umsetzen.

Prozess Mordfall Lübcke/Rechtsextremismus:

Heute beginnt der Prozess im Mordfall Lübcke. Der Mord und die
Anschläge von Halle oder Hanau mahnen uns: Rechtsextremismus ist
aktuell die größte Bedrohung für die innere Sicherheit in unserem
Land. Deshalb ist es wichtig, dass die Sicherheitsbehörden mit Härte
gegen rechtsextreme Umtriebe vorgehen. Da darf es kein Wegschauen
geben. Alarmierend ist, was aus dem KSK berichtet wird: Bereits seit
längerem ist klar, dass es in den Kommandospezialkräften größere
Probleme mit Rechtsextremismus gibt. Ich erwarte von Annegret
Kramp-Karrenbauer, dass sie sich mit aller Kraft um die Aufklärung
dieser Vorfälle bemüht und dann die entsprechenden Konsequenzen zieht.
Bei den Konsequenzen müssen alle Optionen auf den Tisch. Da darf keine
Option ausgeschlossen werden. Es ist durchaus denkbar, dass man am
Ende sogar bei einer Neugründung landet.

Mobilfunkgipfel:

Wir haben jetzt alle in der Corona-Pandemie erlebt, wie abhängig wir
von digitalen Lösungen und digitaler Infrastruktur sind. Und wir haben
erlebt, wie mangelhaft diese in weiten Teilen Deutschlands ist. Die
Bundesregierung hat da in den letzten Jahren viel zu viel verschlafen.
Wir brauchen einen raschen Ausbau sowohl des Breitbandnetzes als auch
der Mobilfunkinfrastruktur. Wir sind der Meinung, dass Mobilfunk Teil
der Daseinsvorsorge sein muss, dass es also ein Recht auf Mobilfunk
gibt. Es kann nicht sein, dass am Ende nur die Konzerne subventioniert
werden und in den ländlichen Regionen wieder kein Empfang ist. Viel zu
viele Regionen bei uns sind eine Ansammlung von Funklöchern. Damit
muss endlich Schluss sein.
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SICHERHEIT/999: NATO-Verteidigungsministertreffen - Unbequeme Wahrheiten aussprechen


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 16. Juni 2020

NATO-Verteidigungsministertreffen: Unbequeme Wahrheiten aussprechen



Anlässlich der Videokonferenz der NATO-Verteidigungsminister am
17. und 18.6.2020 erklären Dr. Tobias Lindner, Sprecher für
Sicherheitspolitik, und Jürgen Trittin, Mitglied im Auswärtigen
Ausschuss:

Die NATO-Verteidigungsministerinnen und -minister müssen sich bei
ihrer Videokonferenz ehrlich machen. Es ist Zeit, unbequeme Wahrheiten
offen auszusprechen: Die Mitglieder selbst befeuern die Dauerkrise der
NATO. Die NATO darf im Interesse Europas keine Anti-China-Allianz
werden. Wenn die NATO einen größeren Beitrag zur europäischen
Sicherheit leisten will, darf sie nicht zur Demontage der
Rüstungskontrolle durch die USA schweigen.

Stoltenberg beschwert sich, dass von außen "Zwietracht in unseren
Ländern" gesät werde - doch dazu brauchen die NATO-Mitglieder gar
keine Impulse von außen. Die NATO steckt mitten in einer
existenziellen Krise. Die Fliehkräfte im Innern des Bündnisses werden
von ihren Mitgliedern regelmäßig befeuert. Das NATO-Mitglied Türkei
behindert gleichzeitig die EU-Mission Irini und blockiert das
NATO-Verteidigungskonzept für Osteuropa.

Wieder einmal müssen die NATO-Partner lernen, dass Trump macht, was er
ankündigt. Aber mit seiner Rhetorik der Bestrafung wird er keinen
Erfolg haben. Wer so mit NATO-Partnern umgeht, kann nicht mit dem
Anspruch, Verbündete an ihre vermeintlichen Zusagen erinnern zu
wollen, in Brüssel auftreten. Die absurde Debatte um das
Zwei-Prozent-Ziel hat nun ihren vorläufigen Schlusspunkt damit
gefunden, dass das stärkste Argument für diesen unsinnigen Indikator
zur Lastenteilung die Befriedigung der Wahlkampfinteressen eines im
Wahlkampf befindlichen US-Präsidenten ist.

NATO-Generalsekretär Jens Stoltenberg reagiert auf Chinas Streben nach
ökonomischer Dominanz mit den Reflexen des Kalten Krieges. Aber die
alte Logik der Abschreckung wird dem komplexen Verhältnis Europas zu
China nicht gerecht. China ist für die Europäische Union Wettbewerber,
Partner und systemischer Rivale zugleich. Die NATO zu einer
Anti-China-Koalition zu machen, würde deshalb essentielle Interessen
Europas verletzten.

Die europäischen NATO-Mitglieder dürfen sich nicht mit der Demontage
der Rüstungskontrollregime durch die USA abfinden. INF, New Start,
Open Skies haben nicht einwandfrei funktioniert, aber ohne die
Abkommen wird Europa unsicherer als mit ihnen. Darauf braucht die NATO
eine Antwort.
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AGRAR/370: Zulassung von innovativen Pflanzenschutzmitteln erleichtern


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 15. Juni 2020

Zulassung von innovativen Pflanzenschutzmitteln erleichtern

Öffentliche Anhörung im Bundestag zu Pflanzenschutzmitteln und
Zulassungspraxis



Der Bundestagsausschuss für Ernährung und Landwirtschaft hat am
heutigen Montag eine öffentliche Anhörung mit Experten zu
Pflanzenschutzmitteln und deren Zulassungspraxis durchgeführt. Dazu
erklären der agrarpolitische Sprecher der CDU/CSU Bundestagsfraktion,
Albert Stegemann, sowie der zuständige Berichterstatter Hermann
Färber:

Albert Stegemann: "Im Bereich der Saatgut- und der
Pflanzenschutzforschung nimmt Deutschland weltweit eine
Spitzenposition ein. Die Landwirtinnen und Landwirte in Deutschland
und auf der Welt sind auf innovative Pflanzenschutzmittel angewiesen,
die eine Basis sind für die Verbesserung der landwirtschaftlichen
Produktion und die Sicherung der Welternährung. Wir brauchen daher
ein zukunftsorientiertes und europaweit einheitliches
Zulassungsverfahren für Pflanzenschutzmittel in Deutschland. Die
Zulassungspraxis darf sich nicht weiterhin von der Tagespolitik
leiten lassen, sondern muss ideologiefrei und wissenschaftsbasiert
sein."

Hermann Färber: "Unsere Zulassungsverfahren basieren bereits
heute auf strengen aufwändigen Prüfungen, die dafür sorgen, dass die
Wirkstoffe und Pflanzenschutzmittel nur bei Unbedenklichkeit für die
Verwendung zugelassen werden. Allerdings gibt es bei zahlreichen
Interessen- und Umweltverbänden hinsichtlich der Auswirkungen
chemischer Pflanzenschutzmittel starke Vorbehalte und Widerstände. Da
wir jedoch alle auf gute und sichere Pflanzenschutzmittel angewiesen
sind, müssen auch auf diese Fragen befriedigende Lösungen gefunden
und Antworten gegeben werden.

Es geht um die Sicherstellung der Lebensmittelversorgung und der
heimischen Lebensmittelerzeugung, dem Schutz von Verbrauchern sowie
dem Erhalt von Biodiversität und natürlichen Lebensgrundlagen. Für
diese vier Ziele benötigen wir Grundlagen, nach denen wir uns richten
und an die wir uns halten können. Denn eine Verlagerung der
Lebensmittelerzeugung ins Ausland wäre für jeden dieser Bereiche die
schlechteste Lösung."
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AUSSEN/1926: Truppenabzug als Druckmittel auf Deutschland nicht akzeptabel


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 16. Juni 2020

Truppenabzug als Druckmittel auf Deutschland nicht akzeptabel

Entscheidung schwächt Interessen der USA und der NATO



Von US-Präsident Donald Trump wurden am heutigen Dienstag Pläne
bekräftigt, rund 9000 US-Soldaten aus Deutschland abzuziehen. Dazu
erklärt der außenpolitische Sprecher der CDU/CSU Fraktion im
Deutschen Bundestag, Jürgen Hardt:

"Mit seiner offenkundig erfolgten Entscheidung, US-Truppen aus
Deutschland abzuziehen, belastet US-Präsident Trump das
transatlantische Verhältnis weiter. Er nutzt eine strategische
Truppenpräsenz als Drohmittel, um politische Entscheidungen in
anderen Bereichen wie der Energiepolitik durchzusetzen.

Druck ist als Mittel in der Kommunikation unter Freuden nicht
akzeptabel. Mit dieser Entscheidung erweist Trump allerdings in
erster Linie seinem eigenen US-Militär einen Bärendienst. Denn die
Standorte in Deutschland sind eine wichtige Drehschreibe für
Logistik, medizinische Versorgung und für die Kommandostruktur der
US-Streitkräfte weltweit. Dies unterstreichen auch die Vertreter des
US-Militärs. Mit seinem unabgestimmten Vorgehen schadet er auch der
Einigkeit und Schlagkraft des Bündnisses. Hierüber freuen sich in
erster Linie Russland und China.

In den vergangenen Jahren hat Deutschland signifikant und stets
überproportional in die notwendige Ausrüstung der Bundeswehr
investiert. Wir haben uns 2014 gegenüber der NATO verpflichtet, die
Verteidigungsausgaben auf zwei Prozent zu erhöhen. Diesem Ziel sind
wir in großen Schritten nähergekommen.

Diesen Weg will die CDU/CSU-Bundestagsfraktion trotz der angespannten
Haushaltslage in Corona-Zeiten fortsetzen. Es ist zu befürchten, dass
Trump mit seinen Erpressungsmethoden eher den Kritikern dieses Kurses
in Deutschland argumentativen Rückenwind gibt.

Der jetzige Vorstoß der USA ist ein Weckruf an uns Europäer, mehr in
die europäische Verteidigung zu investieren und mehr Verantwortung
für die eigene Sicherheit zu übernehmen. Dies muss auch in Zeiten von
Corona oberste Priorität haben."
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GESUNDHEIT/745: Corona-Warn-App ist Durchbruch für Datenschutz bei digitalen Anwendungen im Gesundheitsbereich


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 16. Juni 2020

Corona-Warn-App ist Durchbruch für Datenschutz bei digitalen
Anwendungen im Gesundheitsbereich

Höherer Schutz vor Ansteckungen auch im Urlaub



Am heutigen Dienstag hat die Bundesregierung die Corona-Warn-App
vorgestellt. Hierzu erklären die stellvertretenden Vorsitzenden der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion Georg Nüßlein und Nadine Schön:

Nüßlein: "Wenn man Datenschutz vernünftig macht, funktionieren
auch digitale Anwendungen im sensiblen Gesundheitsbereich. Das zeigt
die Corona-Warn-App für Deutschland. Die dezentrale und anonymisierte
Speicherung von Daten wird unseren hohen Anforderungen an den
Datenschutz gerecht, ohne die Funktionalität einzuschränken. Während
beispielsweise bei der österreichischen Corona-App eine dauerhafte
Verbindung zwischen den beteiligten Smartphones hergestellt wird,
tauschen bei der deutschen Corona-Warn-App die Smartphones nur für
wenige Sekunden anonymisierte Zahlenfolgen aus, die dezentral auf den
Geräten gespeichert werden. Die Open-Source-Entwicklung, in die auch
Anregungen und Kritik aus der IT-Community einbezogen wurden, war
sehr transparent und damit vertrauensfördernd. So müssen digitale
Gesundheitsanwendungen laufen.

Die App kommt genau zur richtigen Zeit, nämlich zur jetzt beginnenden
Urlaubszeit. Nun kommt es darauf an, dass die Corona-Warn-App nicht
nur in Deutschland genutzt, sondern auch schnell mit Corona-Apps
anderer Länder kompatibel gemacht wird. Dabei müssen unsere hohen
Datenschutzstandards gewährleistet bleiben."

Schön: "Dezentral, datenschutzkonform, anonym, IT-sicher und
freiwillig - nichts geschieht ohne Zustimmung. Das sind die zentralen
Punkte der deutschen Corona-Warn-App. So wird Vertrauen und
Transparenz geschaffen! Das ist wichtig, damit möglichst viele
Menschen die Corona-Warn-App installieren. So kann die App neben den
Hygienemaßnahmen wie Hände waschen, Abstand halten und Alltagsmasken
tragen, ein weiteres zentrales Hilfsmittel werden, um das
Infektionsgeschehen in Deutschland einzugrenzen und vor allem
Infektionsketten möglichst schnell zu unterbrechen. Mit dem
dezentralen Open-Source-Ansatz hat die Bundesregierung den Ansatz
gewählt, der Vertrauen und Sicherheit auf höchstem Niveau garantiert.
Dass diese hohen Ansprüche technisch in wenigen Wochen umgesetzt und
auf den Weg gebracht wurde, verdient große Anerkennung. Ein tolles
Beispiel dafür, was möglich ist, wenn Politik, Wissenschaft,
Wirtschaft und Gesellschaft zielgerichtet zusammenarbeiten. Damit
setzten wir internationale Standards!"
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MILITÄR/698: Mit KFOR und UNIFIL übernimmt Deutschland Verantwortung in seiner Nachbarschaft


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 16. Juni 2020

Mit KFOR und UNIFIL übernimmt Deutschland Verantwortung in seiner
Nachbarschaft

Stabile Entwicklung reduziert jahrzehntealte Konflikte



Am morgigen Mittwoch wird der Deutsche Bundestag voraussichtlich die
Fortsetzung der bewaffneten Bundeswehreinsätze UNIFIL und KFOR
beschließen. Dazu erklärt der außenpolitische Sprecher der
CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag, Jürgen Hardt:

"Mit der Zustimmung zu den Mandaten UNIFIL und KFOR sendet die
CDU/CSU - Bundestagsfraktion ein wichtiges Zeichen der Solidarität
und Verantwortung für unsere europäische Nachbarschaft. Angesichts
der Staatskrise im Libanon leisten die Soldatinnen und Soldaten der
Bundeswehr im Rahmen des UNIFIL-Einsatzes einen erheblichen und
positiven Beitrag in einer gefährlichen und sich erneut zuspitzenden
Situation im gesamten Nahen und Mittleren Osten. Dies ist gelebte
internationale Verantwortung durch Deutschland.

Mit der Mission UNIFIL unterstreicht Deutschland sein Engagement bei
der Schaffung eines dauerhaften Friedens im Nahen Osten. Der Libanon
spielt dabei eine zentrale Rolle, weil er immer noch einen Großteil
an syrischen Flüchtlingen beherbergt. Dies überfordert das Land
zunehmend finanziell und institutionell. Deshalb unterstützt die
Mission die regulären libanesischen Streitkräfte dabei, ihre
Hoheitsaufgaben im gesamten Staatsgebiet des Libanon wahrzunehmen,
besonders an der sogenannten "Blauen Linie", der Grenze zwischen
Israel und dem Libanon. Denn hier liegt ein Schlüssel des gesamten
Einsatzes von UNIFIL und eine wichtige Begründung, warum Deutschland
sich daran beteiligt: Mit der Mission wird die Arbeit an einem
dauerhaften Waffenstillstand zwischen Israel und Libanon fortgesetzt,
wie ihn die Resolution des Sicherheitsrates der Vereinten Nationen im
Jahr 2006 vorgegeben hat.

Auch die Beteiligung Deutschlands an der KFOR Mission liegt im
deutschen sicherheitspolitischen Interesse. Denn der Westbalkan hat
seine Zukunft unter dem Dach der Europäischen Union. Deshalb
begleitet Deutschland mit dem Mandat den Prozess der Normalisierung
der Beziehungen zwischen dem Kosovo und Serbien. Eine stabile
Entwicklung in unserer unmittelbaren Nachbarschaft reduziert
Konflikte und Fluchtursachen. Sie führt für die Menschen zu Frieden
und Prosperität in einer seit über 30 Jahren geschundenen Region."
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WIRTSCHAFT/2923: Demokratische Grundlagen für Künstliche Intelligenz


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 16. Juni 2020

Demokratische Grundlagen für Künstliche Intelligenz



Deutschland und 14 weitere Länder haben eine internationale Allianz
gegründet, um gemeinsame Regeln für die Entwicklung und Anwendung von
Künstlicher Intelligenz (KI) auszuarbeiten. Hierzu können Sie die
Stellvertretende Vorsitzende der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Nadine
Schön, gern wie folgt zitieren:

"Gerade erst wurden im Aufbruchspaket der Bundesregierung die
Investitionen für KI-Technologien in Deutschland auf 5 Milliarden
Euro aufgestockt, um bestehende Programme auszuweiten und zusätzliche
Supercomputer anzuschaffen. Der Beitritt zur internationalen
KI-Allianz ist nun der nächste logische Schritt, um unser Land mit
anderen demokratischen Staaten im Bereich dieser Zukunftstechnologie
zu vernetzen. An der Seite von Ländern wie Frankreich, den USA, Japan
oder Südkorea haben wir die Chance, dass der KI-Technologie bereits
bei der Programmierung und Entwicklung unsere Wertvorstellungen vom
Schutz der Privatsphäre und generell vom Respekt gegenüber
bürgerlichen Freiheiten und Menschenrechten zu Grunde gelegt werden.

Die Künstliche Intelligenz ermöglicht der Menschheit in den kommenden
Jahrzehnten Quantensprünge bei der Organisation unseres Alltags, beim
Kampf gegen den Klimawandel, in der Medizin sowie in zahlreichen
anderen Bereichen. Als Gründungsmitglied der Allianz können wir aktiv
daran mitwirken, dass die technologische Zukunft nicht von
autoritären Staaten gelenkt wird, welche die KI zur Ausweitung von
Überwachungsinstrumenten oder anderen Unterdrückungsmechanismen
missbrauchen könnten."
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WIRTSCHAFT/2922: Ein riesiger Schritt für eine bessere Mobilfunkversorgung


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 16. Juni 2020

Ein riesiger Schritt für eine bessere Mobilfunkversorgung



Heute findet der 2. Mobilfunkgipfel statt. Dazu können Sie den
Stellvertretenden Vorsitzenden der CDU/CSU-Fraktion im Deutschen
Bundestag, Ulrich Lange, gerne wie folgt zitieren:

"Die Koalition arbeitet auf Bundesebene konsequent Punkt für Punkt
Hindernisse beim Mobilfunkausbau ab. Erst gerade haben wir per
Gesetzesänderung den Mobilfunknetzbetreibern den Bau von Standorten
direkt an Autobahnen und Bundestraßen ermöglicht. Bis zur Sommerpause
stellen wir im Haushalt Mittel zur Umrüstung von Funkempfängern bei
Loks bereit. Damit können die Netzbetreiber deutlich besser alle
Schienenwege mit Mobilfunk versorgen. Die
Mobilfunkinfrastrukturgesellschaft und die milliardenschweren Mittel
aus dem Konjunkturpaket sind ein riesiger Schritt, um in den nächsten
Jahren die Mobilfunkversorgung im ländlichen Raum zu verbessern. Das
war immer eine Forderung der Netzbetreiber, die aus wirtschaftlichen
Gründen in manchen Bereichen nicht investieren wollen. Die
Bevölkerung erwartet jetzt eine konstruktive Umsetzung und weniger
Diskussionen im Kleinklein."

 * 
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AGRAR/125: Ethisch vertretbare Nutztierhaltung - eine Frage verantwortlicher Regulierung


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 16. Juni 2020

Ethisch vertretbare Nutztierhaltung - eine Frage verantwortlicher Regulierung



"Die Stellungnahme zeigt erneut, wie tief die Tierhaltung durch eine
konzernfreundliche Agrarpolitik in eine Sackgasse manövriert wurde",
erklärt Kirsten Tackmann, agrarpolitische Sprecherin der Fraktion DIE
LINKE, mit Blick auf die aktuelle Stellungnahme des Deutschen
Ethikrats "Tierwohlachtung - Zum verantwortlichen Umgang mit
Nutztieren". Tackmann weiter:

"Mit dem Satz 'Ethisch vertretbare Nutztierhaltung - eine Frage
verantwortlicher Regulierung' aus dem Fazit der Stellungnahme weist
der Ethikrat die Bundesregierung deutlich auf ihre Versäumnisse und
Hausaufgaben hin. Tierwohl ist eine 'Frage der Haltung', wie
Bundesagrarminister a. D. Schmidt einst formulierte. Ohne
verantwortliche Regulierung bleibt das jedoch eine wertlose Phrase.
Die anhaltende Duldung tierschutzwidriger Zustände widerspricht der
Achtung des Tierwohls. Ungenaue Rechtsetzung führt zur Verlagerung in
schwer kontrollierbare Bereiche. Beide Befunde kritisiert DIE LINKE
seit Jahren.

Allerdings sind das nur Symptome eines falschen Systems, das Gewinne
für Verarbeitungs- und Lebensmittelkonzerne auf Kosten der Tiere und
der Tierhaltenden sichert. Gebraucht wird eine strategische
Neuausrichtung zur Sicherung der Tierhaltung. Die Ergebnisse des
Kompetenznetzwerks Nutztierhaltung ist eine Diskussionsgrundlage, die
jetzt auch der Deutsche Ethikrat bekräftigt. Die Blickrichtung muss
konsequent gewechselt werden: Statt von rein wirtschaftlicher
Betrachtung müssen die Tiere in den Mittelpunkt der Rechtsetzung
gestellt werden wie auch die Menschen, die sie betreuen. Dazu gehört
zwingend, die Verhandlungsposition der Erzeugerbetriebe in der
Lieferkette zu stärken, um eine faire Verteilung der Kosten für mehr
Tierwohl zu sichern.

Die Bundesregierung muss endlich durch klare Regeln Planungssicherheit
herstellen. Bei den anstehenden Entscheidungen wird sie an Taten,
nicht an Worten, gemessen. Ob bei der Ferkelkastration, bei der
Zukunftsstrategie der Tierhaltung, bei der Dünge-Verordnung oder bei
Tiertransporten. Auch die deutsche EU-Ratspräsidentschaft muss dafür
genutzt werden."

 * 
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ARBEIT/1932: Tarifliches Urlaubsgeld ist systemrelevant


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 16. Juni 2020

Tarifliches Urlaubsgeld ist systemrelevant!



"Die zunehmende Tarifflucht führt dazu, dass sich auch beim
Urlaubsgeld immer mehr Unternehmen aus ihrer sozialen Verantwortung
stehlen. In der Corona-Krise trifft das viele Beschäftigte in diesem
Sommer besonders hart. Umso unverständlicher ist es, dass auch das
Zukunftspaket der Bundesregierung keinerlei Maßnahmen gegen
Tarifflucht und für die Stärkung des Tarifsystems umfasst", erklärt
Pascal Meiser, gewerkschaftspolitischer Sprecher der Fraktion DIE
LINKE, zu einer heute veröffentlichten Umfrage des Wirtschafts- und
Sozialwissenschaftlichen Instituts der Hans-Böckler-Stiftung (WSI) zur
Bedeutung des tariflichen Urlaubsgeldes in der Corona-Krise. Meiser
weiter:

"Dass inzwischen bereits mehr als die Hälfte der Beschäftigten beim
Urlaubsgeld leer ausgeht, ist nicht akzeptabel. Einen besonders
bitteren Beigeschmack hat dabei, dass viele von denen, die auf Grund
ihres geringen Einkommens alljährlich zum unfreiwilligen Urlaub auf
Balkonien verdonnert sind, noch vor kurzem als systemrelevante
Corona-Helden gefeiert wurden. Wer es ernst meint mit dem Respekt für
die Arbeit dieser Menschen, muss die Reichweite von Tarifverträgen
dringend wieder erhöhen.

Die Bundesregierung ist in der Verantwortung, endlich der seit Jahren
anhaltenden Tarifflucht auf Arbeitgeberseite entgegenzuwirken. Die
Verhandlungsmacht der Gewerkschaften muss wieder gestärkt werden.
Tarifverträge müssen bei Bedarf im Zweifel auch ohne Zustimmung der
Arbeitgeberverbände für allgemeinverbindlich erklärt werden können. So
könnte die Bundesregierung mit dafür sorgen, dass sich ab und an auch
diejenigen eine Urlaubsreise leisten können, die sonst jeden Euro
zweimal umdrehen müssen."

 * 

Quelle:
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GESUNDHEIT/1213: Sensible Gesundheitsdaten brauchen besonderen gesetzlichen Schutz


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 16. Juni 2020

Sensible Gesundheitsdaten brauchen besonderen gesetzlichen Schutz



"Auch wenn bei der Corona-Warn-App durch den Druck der kritischen
Öffentlichkeit erfolgreich Prinzipien wie Datensparsamkeit,
Transparenz und Open-Source durchgesetzt wurden, dürfen wir hier
keinesfalls stehen bleiben. Sensible Gesundheitsdaten bedürfen eines
besonderen Schutzes. Wir brauchen endlich einen gemeinwohlorientierten
Gesundheitsdatenschutz, der Tracing auch bei der Verwendung
herkömmlicher Gesundheits-Apps eine klare Absage erteilt", erklärt
Achim Kessler, gesundheitspolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE,
anlässlich der heute veröffentlichten Corona-Warn-App. Kessler weiter:

"Digitale Gesundheitsanwendungen wurden im Zuge der letzten
gesundheitspolitischen Gesetzespakete unter Spahns Federführung fest
in unserer Versorgung verankert. Es handelt sich um ein massives
Förderprogramm für die IT-Wirtschaft. Bislang gibt es aber keine
hinreichenden gesetzlichen Vorgaben für die Entwicklung und
Herstellung solcher Anwendungen, die das Patienteninteresse an
informationeller Selbstbestimmung schützen.

Und was die Corona-Warn-App anbelangt: Zum Schutz einer wirklichen
Freiwilligkeit und aufgrund des bestehenden Restrisikos für
Datenmissbrauch ist es nicht akzeptabel, dass die Bundesregierung auf
eine gesetzliche Regelung verzichtet. DIE LINKE fordert klare
gesetzlich geregelte Kriterien für den Einsatz der App, die dem
gesamten Parlament zur Abstimmung vorgelegt werden müssen.
Entscheidend sind die gesundheitspolitischen Maßnahmen, die den
Einsatz der App flankieren. Dazu gehören eine nachhaltige Finanzierung
und der Ausbau des Öffentlichen Gesundheitsdienstes. Dieser wurde
jahrelang kaputtgespart und konnte seinen Aufgaben in der
Pandemie-Bekämpfung nicht ausreichend nachkommen."

 * 
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GESUNDHEIT/1212: Protest gegen verfehlte Gesundheitspolitik


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 16. Juni 2020

Protest gegen verfehlte Gesundheitspolitik



In dieser Woche war ein Treffen der Gesundheitsminister geplant, der
Termin wurde verschoben, doch die Probleme bleiben. Deshalb ruft DIE
LINKE gemeinsam mit dem Bündnis "Keine Profite mit unserer Gesundheit"
für den 17. und 18. Juni zu Protestaktionen vor Krankenhäusern und in
Innenstädten auf. Wir zeigen damit Solidarität mit den Beschäftigen
und unterstützen die Forderungen nach der Abschaffung des
Fallkostenpauschalensystems, für ein bedarfsgerechtes öffentliches
Gesundheitssystem und dauerhaft bessere Bezahlung. Bernd Riexinger,
Vorsitzender der Partei DIE LINKE, dazu:

Diese Pandemie hat noch einmal mehr als deutlich gemacht, wie wichtig
ein funktionierendes Gesundheits- und Pflegesystem ist. Für die
Beschäftigten hat diese Einsicht bisher allerdings kaum etwas
gebracht.

Ganz im Gegenteil - für sie hat es arbeitsrechtliche
Verschlechterungen geben. So werden sich der Pflegenotstand und die
Problem in den Krankenhäusern nicht lösen lassen. Wir brauchen dort
deutlich mehr Personal - 100.000 Stellen mehr in den Krankenhäusern
und ebensoviele in den Pflegeeinrichtungen.

Die werden sich kaum finden lassen, wenn sich nicht auch die
Entlohnung verbessert. 500 Euro mehr Gehalt, statt Einmalzahlungen
sind dafür eine Lösung.

 * 
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GESUNDHEIT/1211: Corona-Warn-App - Freiwilligkeit gesetzlich garantieren


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 15. Juni 2020

Corona-Warn-App: Freiwilligkeit gesetzlich garantieren



"Die Corona-Warn-App kommt aufgrund anfänglicher Fehler der
Bundesregierung spät, aber nicht zu spät, denn sie kann immer noch
einen wirksamen Beitrag zur Unterbrechung von Infektionsketten
leisten, vor allem wenn es darum geht, eine zweite Welle der Pandemie
zu verhindern oder abzuschwächen", erklärt Anke Domscheit-Berg,
netzpolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, zum Start der
Contact-Tracing-App (Corona-App). Domscheit-Berg weiter:

"Durch den Open-Source-Ansatz der App konnten viele Fehler frühzeitig
ausgeräumt werden - diese Art der Softwareentwicklung sollte die
Bundesregierung auch künftig verfolgen, denn so entsteht nicht nur
Software mit höherer Qualität, sondern auch mehr Vertrauen in Software
aus öffentlicher Hand, da sich unabhängige Experten wie bei der
Corona-Warn-App davon überzeugen können, dass die Software keine
Hintertüren hat.

Dennoch kommt die App mit einem wesentlichen Geburtsfehler, denn die
Bundesregierung will nach wie vor keine spezifische gesetzliche
Grundlage für den App-Einsatz, die es aber braucht, um die
Zweckbindung, eine strenge Befristung auf die Dauer der Pandemie und
eine bedingungslose Freiwilligkeit zu garantieren.

Bereits jetzt häufen sich Anfragen bei Anwälten, weil Arbeitgeber ihre
Angestellten zur Verwendung der App zwingen möchten, und es wird immer
wieder öffentlich spekuliert, die Nutzung der App zur Bedingung für
den Einlass zu Veranstaltungen oder andere Vergünstigungen zu machen.

Aber Freiwilligkeit besteht nicht nur aus der Abwesenheit von
staatlichem Zwang, sondern ist erst dann gegeben, wenn keinerlei Vor-
oder Nachteile mit der Nutzung oder Nichtnutzung der App verbunden
sind, weder durch den Staat noch durch Dritte. Eine gesetzliche
Regelung würde der Debatte rund um den direkten oder indirekten Zwang
zur App ein Ende bereiten und das Vertrauen in die Corona-Warn-App
erhöhen.

Freiwilligkeit ist auch deshalb der einzige Weg zum Erfolg der App,
weil ein Zwang jederzeit unterlaufen werden kann, z.B. durch
Abschalten der Bluetooth-Funktion, aber auch, weil auch indirekter
Zwang eine unzulässige Diskriminierung ganzer Bevölkerungsgruppen
bedeuten würde, denn z.B. besitzen nur ca. 80 Prozent der Nutzer ein
Handy, das technisch in der Lage dazu ist, die App zu installieren,
andere Menschen besitzen überhaupt kein Smartphone, und niemand sollte
diese deshalb benachteiligen und z.B. vom Zugang zu Bildung, Arbeit
oder Kultur ausschließen können. Diese Diskriminierung würde zudem
überdurchschnittlich häufig ärmere Menschen treffen, die sich teure
Smartphones gar nicht leisten können.

Deshalb fordere ich die Bundesregierung erneut auf, ein 
Corona-Warn-App-Gesetz vorzulegen."

 * 
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INNEN/5137: 13 Jahre DIE LINKE


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 16. Juni 2020

13 Jahre DIE LINKE 



Heute vor 13 Jahren entstand aus der Verschmelzung der
"Wahlalternative Soziale Gerechtigkeit" (WASG) und Linkspartei.PDS
die Partei DIE LINKE. Dazu sagt Jörg Schindler, Bundesgeschäftsführer
der Partei DIE LINKE:

Die Gründung der Partei DIE LINKE war Produkt einer historischen
Situation, in der die sozialstaatlichen Errungenschaften durch
Neoliberalismus, Agenda 2010 und Hartz IV in ihren Grundfesten
erschüttert wurden und in der die Bundesrepublik Deutschland wieder
begann, sich an Kriegen zu beteiligen. Eine neue Partei, die
glaubhaft für soziale Gerechtigkeit und konsequente Friedenspolitik
steht, war dringend nötig.

In unserer neuen linken Partei fanden sich sehr unterschiedliche
Linke zusammen, die viel miteinander zu streiten hatten, um den
richtigen Weg und für reale Verbesserungen, und die auf diesem Weg
viel voneinander gelernt haben. Dabei ist klar, dass unsere Partei
immer ein Ort des engagierten Diskurses bleiben wird. DIE LINKE ist
und bleibt kein Kanzlerwahlverein.

Die Abwehr des neoliberalen Angriffs auf Demokratie und Sozialstaat
und das Ringen um konkrete Verbesserungen bestimmten die Anfangsjahre
der jungen Partei. Dabei war DIE LINKE wichtiger Impulsgeber für das
politische Geschehen. Ohne DIE LINKE hätte es keinen Mindestlohn
gegeben. Wir sind Teil des Bewusstseins, dass Hartz IV Armut per
Gesetz ist. Privatisierungen und unregulierte Märkte untergraben die
öffentliche Daseinsvorsorge und schaffen keinen Wohlstand - darauf
haben wir schon hingewiesen, als dieses Trugbild in anderen Parteien
noch als unangefochtene Wahrheit galt. Wir haben dazu beigetragen,
dass in der Bevölkerung breit geteilt wird, das völkerrechtswidrige
Kriege keinen Frieden bringen. All das sind auch Verdienste der
Linken, von uns. Es waren auch die Aktivitäten der Linken, die
wesentlich dazu beigetragen haben, dass es in den letzten Jahren
endlich wieder Bewegung in der Mietenpolitik und der Pflege gegeben
hat. Das sind wir, unsere Aktiven in den Bündnissen und Initiativen,
in der Kommunal-, Landes- und Bundespolitik und im Europaparlament.
Wir legen den Finger in die Wunde. Und nicht zuletzt: Da, wo wir die
politischen Möglichkeiten dazu haben, setzen wir auch demokratischen
und sozialen Fortschritt um, ob im Gemeinderat oder auch in
Thüringen, Bremen und Berlin als Teil einer Landesregierung.

Auf diesem Weg wird DIE LINKE niemals vergessen, über das
Tagesgeschäft hinaus zu blicken. "Wir halten an dem Menschheitstraum
fest, dass eine bessere Welt möglich ist" steht in der Präambel des
Parteiprogramms. Das ist unser Traum. Diesen konkret und erreichbar
zu machen, war und ist immer ein Anliegen unserer Partei. Den
Konflikt zwischen Demokratie und Kapitalismus, zwischen den
Interessen der Mehrheit und denen der Reichen, sichtbar zu machen und
eines Tages zu Gunsten der breiten Masse der Bevölkerung zu
entscheiden, bleibt das Ziel der Linken. Der Weg dahin ist der
sozial-ökologische Systemwechsel. Wir kämpfen für eine andere, eine
gerechte Wirtschaftsordnung, die wir demokratischen Sozialismus
nennen.

Und gerade, weil DIE LINKE hieran festhält, ist sie bereit, die große
Herausforderung der Gegenwart, die Klimakrise, zu bewältigen. Denn
wir geben uns nicht der Illusion hin, die Klimawende über einen
"grünen Kapitalismus" zu bewerkstelligen. Sondern wir wollen den
notwendigen harten Konflikt mit den Reichen und Konzernen führen. Es
wird keine effektive und erst recht keine sozial gerechte Klimawende
geben, so lange Profit die wirkmächtigste Triebkraft in der
Gesellschaft ist. Deshalb gehen wir den notwendigen
sozial-ökologischen Wandel glaubhaft an und bringen Klimaschutz und
soziale Gerechtigkeit überzeugend zusammen.

Die Partei DIE LINKE, die sich heute dieser Herausforderung stellt,
ist seit ihrer Gründung fester Bestandteil des bundesdeutschen
Parteiensystems. Aber sie ist auch eine etwas andere als bei ihrer
Gründung vor 13 Jahren. Und sie entwickelt sich weiter, thematisch
und in ihrer Mitgliedschaft. Fast zwei Drittel der heutigen
Mitglieder sind nach Gründung der Partei DIE LINKE 2007 eingetreten.
Mehr als die Hälfte unserer Mitglieder leben heute in den westlichen
Bundesländern. Und wir werden jährlich jünger: Rund zwei Drittel der
neuen Mitglieder unserer Partei sind unter 35 Jahre alt.

DIE LINKE ist eine Partei in Bewegung, und so wird sie bleiben.

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 16. Juni 2020

Bundesgeschäftsstelle

Kleine Alexanderstraße 2, 10178 Berlin

Telefon: 030/240 09-0, Fax: 030 / 240 09 220

E-Mail: bundesgeschaeftsstelle@die-linke.de

Internet: www.die-linke.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 17. Juni 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





INNEN/5136: Affäre Amthor letzter Weckruf für die Union in Punkto Lobbyregister


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 15. Juni 2020

Affäre Amthor letzter Weckruf für die Union in Punkto Lobbyregister



"Wenn Philipp Amthor die Zukunft der CDU darstellt, dann gute Nacht,
Konservatismus. DIE LINKE hat gleich zu Beginn der Wahlperiode zur
Verbesserung der Lobbykontrolle einen ganz konkreten Gesetzentwurf für
ein verpflichtendes Lobbyregister (BT- DRS 19/15) und einen
aussagekräftigen legislativen Fußabdruck in den Bundestag eingebracht.
Es ist höchste Eisenbahn, dass die Union endlich ihren skandalösen
Widerstand gegen ein Lobbyregister aufgibt. Der Fall Amthor ist nicht
der erste Fall, aber er muss der letzte sein", erklärt Jan Korte,
Erster Parlamentarischer Geschäftsführer der Fraktion DIE LINKE, zur
aktuellen Lobbyismus-Affäre um den CDU-Bundestagsabgeordneten Philipp
Amthor. Korte weiter:

"Seit Jahren erklärt die Koalition, dass alles extrem kompliziert sei,
sie aber bald einen eigenen Vorschlag vorlegen werde. Das Ergebnis ist
Null. Und das, obwohl die Ermittlungen wegen des Verdachts der
Bestechlichkeit, Bestechung von Mandatsträgern und Geldwäsche rund um
die Abgeordnete Karin Strenz, wie Amthor auch aus
Mecklenburg-Vorpommern, bereits ein großes Schlaglicht auf das Problem
innerhalb der Unionsfraktion geworfen hatte. Auch das mittlerweile
selbst die Lobbyverbände ein Lobbyregister fordern, scheint die Union
nicht weiter zu jucken. Es bleibt zu hoffen, dass wir am Ende des
Jahres sagen können, Amthors größter Verdienst für die Demokratie
besteht darin, durch sein Verhalten entscheidend dazu beigetragen zu
haben, das ständige Mauern und Verschleppen durch CDU und CSU zu
beenden. Um Lobbyismus transparent zu machen, muss zudem die
Offenlegung sämtlicher Nebentätigkeiten und eine strengere Erfassung
von Nebeneinkünften der Abgeordneten erfolgen."

 * 
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SICHERHEIT/2085: Ami goes home


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 16. Juni 2020

Ami goes home



"Der von US-Präsident Trump verfügte Abzug von 9.500 US-Soldatinnen
und -Soldaten aus Deutschland kann nur ein erster Schritt sein.
Deutschland braucht für seine Verteidigung weder US-Atombomben noch -
Truppen auf seinem Staatsgebiet", erklärt Gregor Gysi,
außenpolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE, zu den
Ankündigungen des US-Präsidenten. Gysi weiter:

"Wenn der US-Truppenabzug die Konsequenz daraus ist, dass Deutschland
die wahnwitzige Zwei-Prozent-Forderung vom Bruttoinlandsprodukt bei
den Rüstungsausgaben nicht erfüllt, dann ist das ein weiteres
Argument dafür, diese Ausgaben zu senken, statt sie zu steigern.
Deutschland ist von Freunden umgeben, kein Staat plant einen Angriff
auf unser Land. So falsch es war, dem Zwei-Prozent-Ziel zuzustimmen,
so konsequent muss die Bundesregierung jetzt klar machen, dass das
Steuergeld in Deutschland nicht für Waffen, Panzer und
Kampfflugzeuge, sondern für Investitionen in Bildung, Gesundheit,
Infrastruktur und soziale Gerechtigkeit gebraucht wird.

Trumps Logik, aus seiner Sicht unbotmäßiges Verhalten zu bestrafen,
macht zugleich deutlich, dass sich die Bundesregierung endlich von
ihrem Duckmäusertum gegenüber den USA lösen muss. Deutschland darf
sich weder von den USA noch von sonstwem vorschreiben lassen, wie es
seine Energieversorgung sichert. Was ist die transatlantische
Partnerschaft wert, wenn es dabei nur um die Durchsetzung der
Interessen der USA geht? Trump kennt keine Verhandlungen, keinen
Kompromiss, sondern nur Sanktionen. Es ist höchste Zeit, dass die
Bundesregierung ihm gegenüber Rückgrat beweist."

 * 
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SOZIALES/2749: Investitionen in Kitas nachhaltig sichern


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 16. Juni 2020

Investitionen in Kitas nachhaltig sichern



Ein halbes Jahr nach Auszahlungsbeginn des Gute-Kita-Gesetzes ziehen
die Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft und der Deutsche
Kinderschutzbund eine erste Zwischenbilanz. Ihr Fazit: Das Gesetz
droht die anvisierten Qualitätssteigerungen zu verfehlen. Es bestehen
Zweifel an einer nachhaltigen Wirkung. Hierzu sagt Katja Kipping,
Vorsitzende der Partei DIE LINKE:

Das Gute-Kita-Gesetz war und ist ein Tropfen auf den heißen Stein.
Dass jetzt durch verschiedene Problemlagen finanzielle Engpässe
drohen, war zu erwarten. Finanzausstattung und zeitliche Befristung
der Förderung bis 2022 bleiben hinter den Erfordernissen zurück.
Verschiedene Aspekte der frühkindlichen Förderung dürfen nicht
gegeneinander ausgespielt werden.

Kitas sind ein Garant für soziale Mobilität. Gerade Kinder, die in
prekären Lebensverhältnissen aufwachsen oder von Armut betroffen sind,
profitieren von ihnen. Hier darf nicht gespart werden. Die finanzielle
Ausstattung der Kitas muss in allen Belangen signifikant und
nachhaltig verbessert werden, um deutschlandweit einheitliche
Qualitätsstandards herzustellen. Der Bund ist hierbei in der
Verantwortung, sich dauerhaft und in größerem Umfang an der
Finanzierung der Kindertagesstätten zu beteiligen.

 * 
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BUNDESTAG/9922: Heute im Bundestag Nr. 615 - 16.06.2020


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 615

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 16. Juni 2020, Redaktionsschluss: 13.04 Uhr

1. Votum für Ganztagsbetreuung

2. Digitalfunkversorgung in Sondergebäuden

3. Intelligence College in Europe

4. Politisch rechts motivierte Straftaten

5. AfD-Kandidaten für DHM-Kuratorium



1. Votum für Ganztagsbetreuung

Familie, Senioren, Frauen und Jugend/Anhörung

Berlin: (hib/AW) Der geplante Rechtsanspruch auf Ganztagsbetreuung für
Kinder im Grundschulalter ab 2025 stößt bei Gewerkschaften, der
Wirtschaft, Vertretern der Jugendarbeit und den Kommunen auf breite
Zustimmung. Dies wurde in einer öffentlichen Anhörung des
Familienausschusses am Montag über einen Gesetzentwurf der
Bundesregierung (19/17294, 19/18735) zur Einrichtung eines
Sondervermögens zur Finanzierung des Ausbaus ganztägiger Bildungs- und
Betreuungsangebote für Kinder im Grundschulalter deutlich. Dieser
sieht vor, dass der Bund in den Jahren 2020 und 2021 jeweils eine
Milliarde Euro in das Sondervermögen einzahlt, aus dem den
Bundesländern Finanzhilfen für den Ausbau bedarfsgerechter
Betreuungsangebote zur Verfügung gestellt werden sollen. Die geladenen
Sachverständigen bezweifelten jedoch überwiegend, dass die
Finanzmittel des Bundes ausreichen werden, damit die Kommunen die
nötigen Investitions- und Betriebskosten tragen können. Zudem
plädierten sie für eine Offensive, um die benötigten zusätzlichen
Erzieher und Betreuer zu gewinnen.

Elke Alsago von der Vereinten Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di)
begrüßte den geplanten Rechtsanspruch auf Ganztagsbetreuung um
Grundschulalter ausdrücklich. Zugleich forderte sie ein größeres
finanzielles Engagement vom Bund, um diesen Rechtsanspruch auch
realisieren zu können. Zudem müsste eine Fachkräfteoffensive gestartet
werden. Für die Umsetzung des Rechtsanspruches seien rund 100.000
zusätzliche Erzieher und Betreuer notwendig, führte Alsago aus. Sie
plädierte unter anderem dafür, die Ausbildung für den Erzieherberuf
einheitlich zu regeln. Bislang existiere in den Bundesländern ein
Flickenteppich an Ausbildungswegen.

In diesem Sinne argumentierten auch Christine Lohn von der
Bundesarbeitsgemeinschaft Evangelische Jugendsozialarbeit,
Maria-Theresia Münch vom Deutschen Verein für öffentliche und private
Fürsorge und Björn Köhler von der Gewerkschaft Erziehung und
Wissenschaft (GEW). Christine Lohn forderte, den Beruf des Erziehers
aufzuwerten. Allein mit "Applaus vom Balkon" wie während der
Corona-Pandemie sei es nicht getan. Es reiche eben nicht aus, nur die
Räumlichkeiten für die Ganztagsbetreuung zu schaffen, es müsse auch
qualifiziertes Fachpersonal eingestellt werden. Köhler argumentierte,
dass das Verhältnis zwischen Erziehern und Schülern mindestens eins zu
zehn betragen müsse, um eine qualitativ gute Betreuung garantieren zu
können. Münch wies zudem darauf hin, dass bei der Forschung zur
Zielgruppe der Kinder im Alter vom Schuleintritt bis zum Übergang in
die Sekundarstufe I noch erhebliche Forschungsdefizite hinsichtlich
ihrer Entwicklungserfordernisse und -bedarfe wie auch ihrer
Lebensbedingungen und der Bedingungen ihres Aufwachsens bestünden.

Gerrit Gramer vom Deutschen Industrie- und Handelskammertag (DIHK)
betonte, dass der Ausbau der Ganztagsbetreuung von Kindern auch im
Interesse der Wirtschaft liege. Der Schuleintritt ihrer Kinder führe
für die erwerbstätigen Eltern zu großen Belastungen, wenn eine
Ganztagsbetreuung nicht gewährleistet sei. Die Infrastruktur in Kitas
und Schulen sei deshalb genauso wichtig wie die Infrastruktur im
Verkehrs- und Gesundheitswesen. Er hoffe deshalb, dass die
Bundesländer die vom Bund bereitgestellten Mittel auch abrufen würden.

Uwe Lübking von der Bundesvereinigung der kommunalen Spitzenverbände
begrüßte den Ausbau der Ganztagsbetreuung ebenfalls, forderte jedoch
eine deutlich größere finanzielle Unterstützung der Kommunen, die dies
umsetzen müssten. Um den Rechtsanspruch zu garantieren, seien
Investitionskosten von mindestens 7,5 Milliarden Euro nötig, ab 2025
kämen Betriebskosten in Höhe von 4,45 Milliarden Euro hinzu. Der Bund
müsse sich auch bei den Betriebskosten dauerhaft engagieren, sagte
Lübking.

 * 

2. Digitalfunkversorgung in Sondergebäuden

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Die "Digitalfunkversorgung für Behörden und
Organisationen mit Sicherheitsaufgaben (BOS)" in Bahnhöfen, Flughäfen
und weiteren Gebäuden ist Thema der Antwort der Bundesregierung
(19/19822) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/19623). Darin
schrieb die Fraktion, dass der Bundesrechnungshof "die unzureichende
Digitalfunkversorgung in Bahnhöfen, Flughäfen und weiteren
Sondergebäuden kritisiert" habe. Seit zehn Jahren sei es Bund und
Ländern nicht gelungen, entsprechende rechtliche Grundlagen zur
digitalen Objektfunkversorgung zu erstellen.

Wie die Bundesregierung dazu ausführt, liegt die Schaffung des
rechtlichen Rahmens zur Sicherstellung der Objektfunkversorgung in der
alleinigen Zuständigkeit der Bundesländer. Das Bundesministerium des
Inneren, für Bau und Heimat (BMI) habe in der Vergangenheit mehrfach
über die Innenministerkonferenz auf die Bauministerkonferenz der
Länder eingewirkt. Die daraufhin eingesetzte Projektgruppe
"Objektfunkanlagen" habe ihre Arbeit inzwischen abgeschlossen und
empfehle verschiedene Änderungen der Musterbauordnung und des
untergesetzlichen Regelwerks der Länder, um so die
Objektfunkversorgung sicherzustellen.

Nach Kenntnis der Bundesregierung kann durch diese Vorschläge, die im
Rahmen der Bauministerkonferenz erarbeitet wurden, ein entsprechender
rechtlicher Rahmen geschaffen werden, wie aus der Antwort weiter
hervorgeht. Die Umsetzung der rechtlichen Rahmen in den Ländern
vorausgesetzt, könne die Objektfunkversorgung unverzüglich verbessert
werden. "Die technischen Lösungen stehen bereit", konstatiert die
Bundesregierung in der Vorlage. Eine vollständige Versorgung könne im
Bereich der Funkversorgung aufgrund der physikalischen
unterschiedlichen Begebenheiten jedoch nie sichergestellt werden.

 * 

3. Intelligence College in Europe

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Informationen über das "Intelligence College in
Europe" beinhaltet die Antwort der Bundesregierung (19/19848) auf eine
Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/19237). Danach handelt es
sich bei handelt es sich bei dem Intelligence College in Europe "um
eine Dialogplattform, die unter anderem den Nachrichtendiensten
Europas ein Kommunikationsnetzwerk zur Verfügung stellt".

Es handele sich nicht um einen organisatorischen Zusammenschluss
einzelner Nachrichtendienste, führt die Bundesregierung weiter aus.
Das Intelligence College in Europe habe keine eigene Rechtsform und
keinen formellen Sitz. Seine Aktivitäten werden den Angaben zufolge
"von den Mitgliedsländern und Partnern durchgeführt und von einem
Sekretariat in Paris verwaltet".

 * 

4. Politisch rechts motivierte Straftaten

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) In Deutschland sind im April dieses Jahres 13
Menschen infolge politisch rechts motivierter Straftaten verletzt
worden. Dies geht aus der Antwort der Bundesregierung (19/19846) auf
eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/19543) hervor.

Danach wurden vorläufigen Zahlen zufolge für April 2020 insgesamt 865
solcher Straftaten gemeldet, darunter 30 Gewalttaten. Die Zahl der zu
diesen Delikten ermittelten Tatverdächtigen beläuft sich laut Vorlage
auf 450. Drei Tatverdächtige seien vorläufig festgenommen worden. Wie
es in der Antwort weiter heißt, wurde kein Haftbefehl erlassen.

 * 

5. AfD-Kandidaten für DHM-Kuratorium

Kultur und Medien/Wahlvorschlag

Berlin: (hib/AW) Die AfD-Fraktion schlägt erneut ihre Abgeordneten
Steffen Kotré als Mitglied und Nicole Höchst als stellvertretendes
Mitglied des Kuratoriums der Stiftung "Deutsches Historisches Museum"
(DHM) zur Wahl vor (19/19256). Die beiden Parlamentarier haben bereits
fünf mal für das Gremium kandidiert, verpassten aber in allen
Wahlgängen die erforderlich Mehrheit der Stimmen im Bundestag.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/9921: Heute im Bundestag Nr. 614 - 16.06.2020


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 614

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 16. Juni 2020, Redaktionsschluss: 09.57 Uhr

1. Verbesserung der Luftsicherheit

2. Anträge zum Pflanzenschutz

3. Methanausstoß in der Tierhaltung

4. FDP fordert Biotech-Gründungsfreiheit

5. Forschungsinitiative Cyber Valley



1. Verbesserung der Luftsicherheit

Inneres und Heimat/Ausschuss

Berlin: (hib/WID) Ein Gesetzesvorstoß des Bundesrates zur Verbesserung
der Sicherheit im Luftverkehr findet unter Experten überwiegend
Zuspruch. Allerdings äußerten Vertreter der Luftfahrtbranche am Montag
vor dem Ausschuss für Inneres und Heimat grundsätzliche Einwände. Der
Bundesrat hatte auf Initiative Niedersachsens im September 2018 einen
Entwurf zur Änderung des Luftsicherheitsgesetzes (321/18)
verabschiedet und dem Bundestag zur Einbringung zugeleitet. Demnach
sollen Fluggesellschaften verpflichtet werden, die Ausweise ihrer
Passagiere beim Einstieg zu prüfen und mit den Daten auf der Bordkarte
abzugleichen. Dies ist in Deutschland bisher nicht vorgeschrieben.
Anlass der niedersächsischen Initiative war der Fall des irakischen
Asylbewerbers Ali B., der im Juni 2018 nach dem Mord an einer jungen
Frau mit seiner Familie unter falschem Namen von Düsseldorf über
Istanbul nach Erbil flog.

Der Professor für Luftrecht an der Technischen Universität Berlin
Elmar Giemulla wies in seiner Stellungnahme darauf hin, dass es
innerhalb des Schengen-Raums heute relativ problemlos möglich sei, ein
Flugzeug unter falschem Namen zu besteigen, weil dabei lediglich die
Bordkarten vorzuweisen seien. Passagiere mit außereuropäischen
Reisezielen würden zwar von der Grenzpolizei kontrolliert, die aber
nur die Ausweise, nicht die bei der Buchung zur Person des Reisenden
gemachten Angaben überprüfe. Mit Europarecht sei die vom Bundesrat
angeregte Neuregelung ohne weiteres vereinbar, meinte Giemulla.

Der stellvertretende Vorsitzende der Gewerkschaft der Polizei Sven
Huber nannte die geltende Rechtslage "aus polizeilicher Sicht
unbefriedigend". Ein Identitätsnachweis als Voraussetzung für den
Zugang zum Sicherheitsbereich eines Flughafens sei derzeit nicht in
allen Fällen gewährleistet. Die unterschiedlichen Sicherheitsstandards
bei Flügen innerhalb und außerhalb des Schengen-Raums widersprächen
der Intention des Luftsicherheitsgesetzes. Auch illegaler Migration
werde damit Vorschub geleistet.

Ebenfalls zustimmend äußerte sich der Bundesbeauftragte für den
Datenschutz Ulrich Kelber, nach dessen Worten ein Abgleich der
Personalausweise mit den Bordkarten der Reisenden durch die
Luftfahrtunternehmen "zulässig" wäre. Kelber hob das Interesse der
Fluggesellschaften selber hervor, über die Identität ihrer Passagiere
zweifelsfrei Bescheid zu wissen als Voraussetzung für die
ordnungsgemäße Erfüllung des Beförderungsvertrages. Unzulässig wäre
nach seinen Worten allein eine anlasslose Langzeitspeicherung von
Fluggastdaten.

Gunter Ceuppens von Nationalen Krisenzentrum Belgiens in Brüssel
sprach sich für eine europaweit einheitliche Regelung aus. In diesem
Sinne habe sich im Frühjahr 2018 auch eine Expertenrunde aus allen
EU-Staaten geäußert. Bisher ist der Abgleich von Passagierdaten mit
Personaldokumenten nur in Belgien, Frankreich, Luxemburg und Ungarn
Pflicht. Auch wenn hundertprozentige Sicherheit nie zu gewährleisten
sei, habe eine solche Regelung doch ihren unbestreitbaren Mehrwert.
Uta Schöneberg, Referatsleiterin in niedersächsischen Innenministerium
nannte es "erstaunlich", dass die "Zuordnung von Fluggastdaten zu den
tatsächlich reisenden Personen" noch immer nicht gewährleistet sei.
Kriminelle profitierten von diesem Zustand. Eine Neuregelung käme den
Ermittlungsinteressen der Sicherheitsbehörden zugute.

Dagegen erklärte Lufthansa-Sicherheitschef Jürgen Faust den Vorschlag
des Bundesrates für "nicht geeignet, die Luftsicherheit zu erhöhen".
Er äußerte Zweifel an der Umsetzbarkeit einer Neuregelung und warnte
vor weiteren Verspätungen im Flugverkehr als unvermeidlicher Folge.
Ähnlich äußerte sich Sebastian Zurfähr, Leiter des Bereichs
Luftsicherheit im Bundesverband der Deutschen Luftverkehrswirtschaft.
Identitätskontrollen seien ein hoheitliche Aufgabe, Fluggesellschaften
als "Hilfspolizisten" nicht geeignet. Gegen den Vorstoß des
Bundesrates bestünden daher auch "erhebliche verfassungsrechtliche
Bedenken".

 * 

2. Anträge zum Pflanzenschutz

Ernährung und Landwirtschaft/Anhörung

Berlin: (hib/MWO) Die Praxis der Zulassung von Pflanzenschutzmitteln
ist Thema einer öffentlichen Anhörung im Ausschuss für Ernährung und
Landwirtschaft am Montag unter Leitung von Alois Gerig (CDU) gewesen.
Dazu lagen Anträge der FDP-Fraktion (19/18603), der Fraktion Die Linke
(19/17767) und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/14090) vor, zu
denen die eingeladenen zwei Verbands- und vier Einzelsachverständigen
differenziert Stellung nahmen.

Die FDP will einen rechtssicheren und transparenten Zulassungsprozess
von Pflanzenschutzmitteln. Sie fordert von der Bundesregierung in
ihrem Antrag, den "Zulassungsprozess von Pflanzenschutzmitteln
rechtssicher und transparent ausgestalten" und auf europäischer Ebene
eine Harmonisierung der Wirkstoffgenehmigungen in den Mitgliedstaaten
anzustreben.

Die Linke verlangt in ihrem Antrag, den Pflanzenschutz konsequent auf
den Schutz von biologischer Vielfalt und Imkerei auszurichten. Sie
will erreichen, dass im Genehmigungsverfahren für Pflanzenschutzmittel-
Wirkstoffe Versuche und Studien zur Bewertung von Wirkstoffen, die vom
Antragsteller vorzulegen sind, nicht von diesem selbst in Auftrag
gegeben und bezahlt werden.

Die Grünen wollen mit ihrem Antrag gravierende Mängel bei
Pestizidzulassungsverfahren beheben und Umwelt und Natur dadurch
wirksamer schützen. Sie fordern die Bundesregierung unter anderem auf,
sich auf EU-Ebene dafür einzusetzen, dass die Bienenleitlinien der
Europäischen Behörde für Lebensmittelsicherheit (EFSA) schnell und
umfassend angewendet werden.

Die Abgeordneten interessierten sich in den beiden Fragerunden der
zweistündigen Anhörung vor allem für die konkreten Auswirkungen von
Pflanzenschutzmitteln auf die Biodiversität, die Durchsetzung von
Transparenz und Unabhängigkeit bei den Zulassungsverfahren,
Möglichkeiten des Monitoring nach erfolgter Zulassung und alternative
Schutzmethoden ohne Chemikalien.

Der Verbandssachverständige Peter Clausing vom Pestizid
Aktions-Netzwerk (PAN Germany) forderte in seiner Stellungnahme eine
bessere Gefahren- und Risikobewertung der Wirkstoffe und Präparate von
Pestiziden. Zur Beseitigung von Interessenkonflikten sprach er sich
für die Entkopplung von Industrie und Studienbeauftragung
beziehungsweise -durchführung unter prinzipieller Beibehaltung der
finanziellen Verantwortung der Unternehmen aus. Ebenso forderte
Clausing mehr Transparenz bei der Zulassung, da so Fehleinschätzungen
verhindert werden könnten. Es gebe die reale Gefahr einer
Verschleierung kritischer Aussagen in den Studienberichten und
Dossiers der Industrie und teils fragwürdige Bewertungen seitens der
Behörden. Schließlich forderte Clausing ein Produktions- und
Exportverbot von Wirkstoffen, die in der EU aus Gesundheits- um
Umweltschutzgründen verboten sind.

Friedel Cramer, Präsident des Bundesamts für Verbraucherschutz und
Lebensmittelsicherheit (BVL), betonte in seiner Stellungnahme, seine
Behörde setze sich dafür ein, die Zulassungsanforderungen in der EU so
weit wie möglich zu harmonisieren. Sie werde dabei vom
Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft intensiv
unterstützt. Nur durch eine vertrauensvolle und konsensorientierte
Zusammenarbeit der Zulassungsbehörden der Mitgliedstaaten könnten eine
einheitliche Zulassungspraxis erreicht werden. Die Bundesregierung und
das BVL setzten sich bei der Überarbeitung der Bienenleitlinien durch
die EFSA insbesondere dafür in, dass diese möglichst zeitnah in der
Genehmigungs- und Zulassungspraxis angewendet werden kann und ein
möglichst hohes Schutzniveau für Bienen gewährleistet. Das BVL
unterstütze auch das Ziel der EU, die Vorschriften für das
Inverkehrbringen von Pflanzenschutzmitteln zu harmonisieren. Ein
Produktionsverbot für beim Pflanzenschutz verwendete gefährlicher
Chemikalien in der EU halte das BVL nicht für praktikabel, da die
Herstellung dann verlagert würde. Cramer betonte, die Unabhängigkeit
der für die Risikobewertung und die Zulassung von
Pflanzenschutzmitteln in Deutschland zuständigen
Behördenmitarbeiterinnen und -mitarbeiter sei durch die für den
öffentlichen Dienst geltenden Gesetze sichergestellt.

Der Ökotoxikologe Rolf Altenburger vom Helmholtz-Zentrum für
Umweltforschung (UFZ) beschäftigte sich als Einzelsachverständiger in
seiner Stellungnahme mit dem Einfluss von Pflanzenschutzmitteln auf
die Biodiversität. Während unerwünschte Auswirkungen auf
unterschiedliche biologische Systeme oft dokumentiert worden seien,
seien unerwünschte Effekte auf die Biodiversität zwar unbestritten,
die Beiträge aber schwer zu quantifizieren. In seiner Stellungnahme
umriss Altenburger eine Reihe von Handlungsoptionen im Bereich der
Pflanzenschutzmittelzulassung in Bezug auf die Anträge der Fraktionen.
Dazu zählten klare politische und regulatorische Mandate für
Zielstellungen wie Biodiversitätsschutz und eine realistischere
Belastungsbewertung, die Entwicklung einer Nachmarktkontrolle zunächst
in Form einer begrenzten Zulassung mit begleitendem
Landschaftsmonitoring.

Carsten Brühl vom Institut für Umweltwissenschaften der Universität
Koblenz-Landau erläuterte, dass ein Pestizidwirkstoff als "sicher"
gelte und in den Verkehr gebracht werden könne, sobald dessen Risiko
im Genehmigungsprozess als "akzeptabel" angesehen werde. Daraus
resultiere die paradoxe Situation, dass Landwirte von der
Öffentlichkeit für den Rückgang der Biodiversität verantwortlich
gemacht werden, obwohl sie vermeintlich "sichere" Pestizide anwenden.
Viele der aus den wissenschaftlichen Analysen des aktuellen
europäischen Systems der Umweltrisikobewertung (URB) abgeleiteten
Vorschläge würden in dem Antrag der Grünen aufgegriffen, erklärte
Brühl. Neben Verbesserungsvorschlägen für die bestehende URB sollten
allerdings auch die strukturellen Mängel des Systems betrachtet
werden. Da die derzeitige URB für die Einschätzung der Auswirkungen
von Pestiziden grundlegend unzureichend sei, müsse davon ausgegangen
werden, dass die derzeitige Praxis des Pestizideinsatzes in der
europäischen Landwirtschaft nicht sicher für die terrestrische Umwelt
ist.

Holger B. Deising vom Institut für Agrar- und Ernährungswissenschaften
und Pflanzenschutz der Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg
betonte in seiner Stellungnahme, ein umweltverträglicher
Pflanzenschutz sei in Deutschland heute gängige Praxis. Alle heute
zugelassenen Pflanzenschutzmittel würden intensiv auf ihre Wirkung auf
den Naturhaushalt untersucht. Schädliche Wirkstoffe erhielten keine
Zulassung. Der Vorwurf, heutige Pflanzenschutzverfahren wären nicht
umweltverträglich, sei haltlos und ein Affront gegenüber
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern, die sich mit großem
Engagement für eine immer bessere Umweltverträglichkeit von
Pflanzenschutzmitteln engagierten. Deising unterstützte den Antrag der
FDP, der im Sinne des nachhaltigen Pflanzenschutzes und der
Nahrungssicherung absolut sinnvoll sei. Er warnte vor einer
Reduzierung der zur Verfügung stehenden Wirkstoffe. Kritisch sah er
die Anträge von Linken und Grünen. Alternative
Pflanzenschutzstrategien seien keineswegs verbraucherfreundlich,
erklärte Deising.

Hubert Heilmann, Leiter des Instituts für Pflanzenproduktion und
Betriebswirtschaft an der Landesforschungsanstalt
Mecklenburg-Vorpommern, bewertete den Pflanzenschutz aus Sicht der
praktischen Forschung. Ziel müsse ein integrierter Pflanzenschutz
sein. Jedoch gebe es in der Praxis kaum Innovationen hinsichtlich
neuer Wirkstoffgruppen. Immer weniger zur Verfügung stehende Mittel
bedeuteten ein eingeschränktes Resistenzmanagement. Die Resistenzen
gingen zurück, und die Applikationsmengen und die Häufigkeit der
Applikation würden erhöht. Dies wiederum bedeute eine höhere
Umweltbelastung und eine sinkende Rentabilität. Nötig seien daher mehr
Forschung und Entwicklung sowie beschleunigte Zulassungsverfahren,
betonte Heilmann.

 * 

3. Methanausstoß in der Tierhaltung

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/FNO) Die Bundesregierung will an ihrem im
Klimaschutzgesetz und Klimaschutzprogramm vorgezeichneten Weg
festhalten, bei dem jeder Sektor verbindliche Treibhausgasbudgets
einhalten soll. "In der Landwirtschaft müssen ausgehend vom Basisjahr
2020 die Treibhausgasemissionen bis 2030 um Zwölf Millionen Tonnen
CO2-Äquivalente gemindert werden. Dazu gehört auch eine Verringerung
des Methanausstoßes aus landwirtschaftlichen Quellen." Die Tierhaltung
sei für 61 Prozent der deutschen Methanemissionen verantwortlich,
schreibt sie in einer Antwort (19/19700) auf eine Kleine Anfrage der
FDP-Fraktion (19/19282).

Seit 1990 sei der Methanausstoß in der Landwirtschaft um etwa 25
Prozent gesenkt worden. Dennoch emittiere die Rinder- und
Milchviehhaltung 30 Millionen Tonnen CO2-Äquivalent, die gesamte
Landwirtschaft verursache 34 Millionen Tonnen CO2-Äquivalent. Dies
entspreche einem Anteil von 3,6 bzw. 4,12 Prozent an den
Gesamtemissionen Deutschlands. Zur Methanreduktion sieht die
Bundesregierung eine bessere Reststoffnutzung vor, etwa durch
Biogasanlagen. Eine Reduktion der Viehbestände sei allerdings nicht
geplant. Auch die CH4-Sequenzierung, bei der Methan im Weideboden
gespeichert werden soll, habe hierzulande kein großes Potenzial.

Der Anteil von Methan an den gesamten Treibhausgasemissionen liege in
Deutschland seit 2010 zwischen 6,1 und 6,3 Prozent, weltweit seien es
18 Prozent.

 * 

4. FDP fordert Biotech-Gründungsfreiheit

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Antrag

Berlin: (hib/ROL) In einem Antrag (19/19882) fordert die FDP-Fraktion
die Bundesregierung auf, sich für eine dreijährige
Biotech-Gründungsfreiheit einzusetzen, um die Biotechnologie zu
fördern. Nach Ansicht der Abgeordneten ist politisches Handeln
angesichts ausbleibender Börsengänge an deutschen Handelsplätzen,
einem im internationalen Vergleich wenig dynamischen
Investitionsumfeld und einem zu kleinem Markt für Venture-Capital (VC)
mehr als überfällig.

Die FDP-Fraktion tritt dafür ein, alle bürokratischen Prozesse zur
Firmengründung auf ihre Potenziale für Vereinfachung zu überprüfen;
Gründerinnen und Gründer sollten nicht mit Dopplungen von
Arbeitsschritten im Zulassungsprozess belastet werden. Die
Abgeordneten unterstreichen, dass sich gerade in der Corona-Krise die
Relevanz der Förderung von Biotechnologie gezeigt habe, sie erinnern
an die Berichte über technologische Durchbrüche bei der Entwicklung
von Schnelltests oder Impfstoffkandidaten in deutschen Firmen wie der
Mainzer Firma BioNTech. Meldungen darüber, dass US-Präsident Donald
Trump sich einen Impfstoff der Firma Curevac, in die der Bund laut
Medienberichten nun 300 Millionen Euro investieren will, exklusiv für
die USA hätte sichern wollen, hätten in Deutschland berechtigterweise
Empörung ausgelöst. Gleichwohl zeige sich international aber ein
anderes Bild: Nur wenige deutsche Firmen hätten bislang an Impfstoffen
mitgeforscht. Ziel müsse sein, den Forschungs- und Innovationsstandort
Europa mit dem "Innovationsmotor Deutschland" so wettbewerbsfähig zu
machen, dass mehr Firmen auf internationalem Niveau mitspielen können,
die Gründung schnell und leicht erfolgen kann und eine Abwanderung in
andere Länder unattraktiv ist.

Es solle eine gesellschaftspolitische Debatte hinsichtlich des Nutzens
von Biotechnologie angeregt werden, um den Nutzen für die Gesellschaft
sowie den Wirtschafts- und Forschungsstandort Deutschlands in der
Bevölkerung zu verankern. Moderne Biotechnologie könnte durch die
Nutzung molekularbiologischer Verfahren innovative Technologien
hervorbringen, die Herstellung von Medikamenten könnte beschleunigt
oder es könnten ganz neue Verfahren und Wirkstoffe ermöglicht werden.
Viele bekannte Krankheiten könnten so besser geheilt werden, auf neue
Krankheitsbilder könnte besser reagiert werden, damit sie sich gar
nicht erst pandemisch entwickeln. Dafür brauche Deutschland ein breit
aufgestelltes Portfolio an forschenden und entwickelnden Hochschulen
und Unternehmen die, unterstützt durch mutige Investments, auch in
Nischen neue Technologien entwickeln können.

Die FDP-Fraktion fordert daher, eine aussagekräftige Stärken- und
Schwächenanalyse des Forschungsstandortes Deutschland hinsichtlich der
Biotechnologie-Forschung und tritt dafür ein, die vorhandenen
Förderprogramme des Bundesministeriums für Bildung und Forschung
(BMBF) mit Bezug zur Biotechnologie anzupassen. Denn laut
Bundesregierung solle Deutschland es "mittelfristig und nachhaltig im
globalen Wettbewerb konkurrierender Biotechnologien in die
Spitzengruppe bringen" - wie es 2018 formuliert worden sei. Die
derzeitige Entwicklung steht nach Ansicht der FDP-Fraktion jedoch in
starkem Widerspruch zu diesem Anspruch. "Im Vergleich zu den USA wirkt
er nach Ansicht von Experten gar vermessen."

Um die Expertise zu erhöhen, soll nach dem Willen der FDP-Fraktion das
Beratungsgremium in der im März angekündigten Nationalen
Bioökonomiestrategie mit Fachleuten besetzt werden, die über eine
Reputation in der freien Wirtschaft verfügen. Strategien für die
stärke Translation von forschungsbasierten Innovationen in marktfähige
Produkte sollen stärker in den Fokus rücken.

Ferner soll durch Gesetzesänderungen auf nationaler Ebene
sichergestellt werden, dass Bio-Innovationen patentierbar sind. Damit
aus dem Patentverfahren keine Verzögerung bei der Gründung entsteht,
soll das Anmeldeverfahren bei Patentanmeldungen beschleunigt werden.
Um gleiche Wettbewerbsbedingungen in der Europäischen Union
herzustellen, sollen EU-weit einheitliche Regelungen zur
Neuheitsschonfrist von bereits publizierten, aber im Grundsatz
patentierbaren Erfindungen hergestellt werden.

 * 

5. Forschungsinitiative Cyber Valley

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/ROL) In einer Kleinen Anfrage (19/19854) zum Engagement
ausländischer Geheimdienste beim "Cyber Valley", das zwischen Tübingen
und Stuttgart entstehen soll, möchte die Fraktion Die Linke gerne
wissen, welche Institutionen des Bundes an der Forschungsinitiative
"Cyber Valley" beteiligt sind und welche Bundesmittel für welche
Projekte bei Planung, Aufbau und Durchführung der
Cyber-Valley-Initiative, bislang investiert oder geplant sind.

Mit dem "Cyber Valley" soll "eine der größten Forschungskooperationen
Europas auf dem Gebiet der Künstlichen Intelligenz (KI) mit Partnern
aus Politik, Wissenschaft, Wirtschaft und Gesellschaft" entstehen.
Diese KI-Initiative werde mit Finanzierung des Landes
Baden-Württemberg, des Bundes und internationaler Akteure entwickelt
und ist laut Linksfraktion seit Beginn umstritten. Ein Kritikpunkt
sei, dass KI immer auch militärisch genutzt werden könne. Kritiker
betonten zudem das Engagement US-amerikanischer Geheimdienste in
Forschungsvorhaben des "Cyber Valley" und argumentierten, dass damit
mutmaßlich gezielt militärische oder zumindest sicherheitspolitische
Ziele verfolgt würden. Dies verstoße überdies gegen eine Zivilklausel
der mit dem "Cyber Valley" zusammen arbeitenden Universität Tübingen.

 * 
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BUNDESTAG/9920: Heute im Bundestag Nr. 613 - 16.06.2020


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 613

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 16. Juni 2020, Redaktionsschluss: 09.36 Uhr

1. Mindestvorgaben für Psychiatriepersonal

2. Änderung des Emissionshandels-Gesetzes

3. Deutscher Beitrag für Grünen Klimafonds

4. FDP fragt nach Trinkwasserqualität

5. Organische Christus Generation

6. ICMPD-Beitritt thematisiert



1. Mindestvorgaben für Psychiatriepersonal

Petitionen/Ausschuss

Berlin: (hib/HAU) Die in der Richtlinie über die Ausstattung der
stationären Einrichtungen der Psychiatrie und Psychosomatik mit dem
für die Behandlung erforderlichen therapeutischen Personal gemäß
Paragraf 136a Absatz 2 Satz 1 SGB V enthaltenen Mindestvorgaben für
die personelle Ausstattung der stationären Einrichtungen stoßen auf
Kritik bei Betroffenen. Das wurde während einer öffentlichen Sitzung
des Petitionsausschusses am Montagnachmittag zu einer Petition der im
Februar diesen Jahres verstorbenen Vorsitzenden des Bundesverbandes
der Angehörigen psychisch erkrankter Menschen (BApK), Gudrun
Schliebener, deutlich. In der Petition werden geeignete Maßnahmen
gefordert, "damit in psychiatrischen, kinder- und
jugendpsychiatrischen und psychosomatischen Kliniken flächendeckend
und in allen Altersgruppen ausreichend Personal und genügend Zeit für
eine gute Behandlung zur Verfügung stehen". Zu beobachten sei derzeit
das Gegenteil: Patienten, deren Angehörige und die Mitarbeiter der
psychiatrischen, kinder- und jugendpsychiatrischen und
psychosomatischen Kliniken seien infolge von Arbeitsverdichtung und
unzureichenden Personalschlüsseln "am Limit", heißt es in der
Petition.

Schliebeners Vertreter, BApK-Vorstandsmitglied Rüdiger Hannig, sprach
sich während der Sitzung für die Einsetzung einer paritätisch
besetzten "trialogischen Expertenkommission" mit Ärzten, Betroffenen
und Angehörigen beim Bundesgesundheitsministerium (BMG) zur
Erarbeitung einer zukunftsfähigen Psychiatrie in Deutschland für die
Wahrung von Grundrechten der Betroffenen und Angehörigen aus. Statt
einer evidenzbasierten und leitliniengerechten Lösung seien mit der
Richtlinie psychiatrische Strukturen von vor mehr als 30 Jahren
abgebildet worden, kritisierte Hannig.

Der den Petenten begleitende Direktor der Klinik für Psychiatrie und
Psychotherapie an den Charité Berlin, Professor Andreas Heinz, nannte
die Untergrenzendiskussion "verheerend". Setze man diese zu tief,
sparten Kliniken möglicherweise Personal ein. Setze man sie zu hoch
an, müsse man damit rechnen, dass Kliniken - etwa in Brandenburg - vom
Markt verschwinden und sich somit die Anreisewege für die Patienten
verlängern. "Wir brauchen ein zielgerichtetes Soll", sagte Heinz und
verstärkte die Forderung nach Schaffung eines trialogischen Beirates.

BMG-Staatssekretär Thomas Gebhart (CDU) sieht diesen Bedarf nicht. Der
Gesetzgeber habe den Gemeinsamen Bundesausschuss (G-BA) beauftragt,
entsprechend Paragraf 136a Absatz 2 Satz 1 SGB V Vorgaben zu
erarbeiten, was dieser - unter Mitarbeit und Mitberatung von
Patientenvertretern - fristgerecht getan habe. Dabei habe das BMG
seine Rechtsaufsicht sehr ernsthaft wahrgenommen, betonte Gebhart. Im
Ergebnis habe man sich für Mindestvorgaben entschieden, "die auch
überschritten werden dürfen und nur eine untere Haltelinie
darstellen". Ein Therapiekonzept sei bewusst nicht vorgegeben worden.

Die Richtlinie sei im Übrigen erst am 1. Januar 2020 in Kraft
getreten. Aus Sicht des BMG-Staatssekretärs ist es daher zu früh, um
zu bewerten, wie sich die Mindestvorgaben auswirken. Geplant sei, die
Vorgaben ständig weiterzuentwickeln und alle zwei Jahre zu prüfen, ob
eine Anpassung nötig ist, sagte Gebhart.

 * 

2. Änderung des Emissionshandels-Gesetzes

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/LBR) Die Bundesregierung hat den Entwurf eines Ersten
Gesetzes zur Änderung des Brennstoffemissionshandelsgesetzes vorgelegt
(19/19929). Damit soll die im Vermittlungsverfahren zwischen Bundestag
und Bundesrat verhandelte Erhöhung der Zertifikatspreise umgesetzt
werden. Gleichzeitig sollen die zusätzlichen Erlöse aus dem
Brennstoffemissionhandel vollständig zur Senkung der EEG-Umlage und ab
dem 1. Januar 2024 auch zur Anhebung der zusätzlichen
Entfernungspauschale für Fernpendler verwendet werden.

Um Wettbewerbsnachteile für Unternehmen durch den höheren
Einstiegspreis der Emissionszertifikate zu vermeiden wird die
Verordnungsermächtigung in Paragraph 11 dahingehend erweitert, dass
die Bundesregierung bereits vor dem 1. Januar 2022 Maßnahmen zur
Vermeidung von Carbon-Leakage treffen kann. Weiter heißt es, dass sich
die entsprechenden Kosten für den Bundeshaushalt bereits zu einem
früheren Zeitpunkt ergeben werden. Die Ausgaben sollen jedoch aus den
Erlösen aus der Veräußerung von Zertifikaten gedeckt werden.

 * 

3. Deutscher Beitrag für Grünen Klimafonds

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/LBR) Den Status quo des deutschen Beitrags für
Kimaschutztechnologien thematisiert die FDP-Fraktion in einer Kleinen
Anfrage (19/19857). Die Abgeordneten erkundigen sich bei der
Bundesregierung danach, welche konkreten Mittel für den Grünen
Klimafonds in den Jahren 2020 und 2021 bereitgestellt werden sollen.
Auch möchte die Fraktion erfahren, wie viele Mittel zur
internationalen Klimafinanzierung welchen multilateralen
Finanzierungsinstitutionen in 2020 und 2021 bereitgestellt werden
sollen.

 * 

4. FDP fragt nach Trinkwasserqualität

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/LBR) Nach der dauerhaften Trinkwasserqualität des
Leitungswassers aus den Entnahmestellen in privaten Haushalten,
öffentlichen und privaten Einrichtungen sowie Trinkbrunnen erkundigt
sich die FDP-Fraktion. In einer Kleinen Anfrage (19/19858) wollen die
Parlamentarier von der Bundesregierung wissen, wie viele Warnungen
bezüglich der Leitungswasserqualität es in den Jahren 2018 und 2019
gab und wie viele Haushalte davon betroffen waren. Auch fragen die
Abgeordneten, wie viele Rückrufaktionen es zwischen 2015 und 2019 von
Herstellern von Mineralwasser aufgrund von Qualitätsmängeln gab.

 * 

5. Organische Christus Generation

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Nach den Kenntnissen der Bundesregierung über die
"Organische Christus Generation" (OCG) erkundigt sich die Fraktion Die
Linke in einer Kleinen Anfrage (19/19856). Auch fragt sie darin unter
anderem, welche Kenntnis die Bundesregierung über Listen
beziehungsweise Datensätze hat, "die die OCG über Politikerinnen und
Politiker, Journalistinnen und Journalisten, Sektenbeauftragte, Aktive
jüdischer Gemeinden und andere angelegt hat".

 * 

6. ICMPD-Beitritt thematisiert

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Den deutschen Beitritt zum "International Centre for
Migration Policy Development" (ICMPD) thematisiert die Fraktion Die
Linke in einer Kleinen Anfrage (19/19825). Darin schreibt die
Fraktion, dass die Bundesregierung am 12. Mai 2020 dem ICMPD
beigetreten sei. Die nichtstaatliche Organisation sei 1993 auf
Initiative Österreichs und der Schweiz gegründet worden, um auf eine
sich verändernde "Migrationsrealität" in Europa zu reagieren. Wissen
will die Fraktion, auf wessen Initiative und aus welchen Erwägungen
der Beitritt der Bundesregierung erfolgte. Auch erkundigt sie sich
unter anderem danach, welche Rechte und Pflichten sich aus der
Mitgliedschaft im ICMPD ergeben.

 * 
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BUNDESTAG/9919: Heute im Bundestag Nr. 612 - 16.06.2020


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 612

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 16. Juni 2020, Redaktionsschluss: 07.25 Uhr

1. Corona-Krisenmanagement der Regierung

2. Werbekampagnen des BMEL

3. Definition von Fake News erfragt

4. Schnelles Internet in Hamburg thematisiert

5. FDP fragt nach Einnahmen der DFS

6. Corona-Folgen für den Bahnverkehr

7. Gefahr durch Drohnenkollision thematisiert

8. Automatisierung im Schienengüterverkehr

9. WLAN-Hotspots an Autobahnrastanlagen



1. Corona-Krisenmanagement der Regierung

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Analyse des Corona-Krisenmanagements der
Bundesregierung durch einen Mitarbeiter des BMI" lautet der Titel
einer Kleinen Anfrage der AfD-Fraktion (19/19855). Darin schreibt die
Fraktion, dass ein Mitarbeiter des Referats KM4 des
Bundesinnenministeriums (BMI) in einem medial verbreiteten Papier das
Krisenmanagement der Bundesregierung in der Corona-Krise analysiere.
In einer Pressemitteilung distanziere sich das BMI von dem Papier und
führe aus, dass ein Mitarbeiter des 'Ministeriums "in einem
mehrseitigen Dokument unter Verwendung des BMI-Briefkopfes und der
dienstlichen Kommunikationskanäle seine kritische Privatmeinung zum
Corona-Krisenmanagement der Bundesregierung verbreitet" habe und die
Ausarbeitung "nach bisheriger Kenntnis auch unter Beteiligung Dritter,
außerhalb des BMI" erfolgt sei.

Wissen wollen die Abgeordneten, ob eine Evaluation des
Corona-Krisenmanagements der Bundesregierung geplant ist und die
Bundesregierung das Papier bei einer solchen Evaluation gegebenenfalls
miteinbeziehen wird. Auch erkundigen sie sich unter anderem danach, ob
die Bundesregierung sich bei der Einschätzung der Gefährdungslage in
der Corona-Krise ausschließlich auf die fachliche Expertise des
Robert-Koch-Instituts stützt oder auch Daten, Analysen und
Einschätzungen anderer und gegebenenfalls welcher Institutionen
einbezieht.

 * 

2. Werbekampagnen des BMEL

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/FNO) Für die Kommunikationslinien "#Dorfkinder" und "Du
entscheidest" wurden 2019/2020 etwa 3,84 Millionen Euro
bereitgestellt. Darüber informiert die Bundesregierung in einer
Antwort (19/19591) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion
(19/19270). "#Dorfkinder" sei keine Kampagne im klassischen Sinn,
sondern als Dachkommunikation für die Maßnahmen des Bundesprogramms
Ländliche Entwicklung konzipiert, heißt es aus dem Bundesministerium
für Ernährung und Landwirtschaft (BMEL). Das Ministerium plane eine
längerfristige Nutzung der Dachkommunikation, um "über innovative
Lösungsansätze und ehrenamtliches Engagement zur Entwicklung
ländlicher Orte und Regionen zu informieren".

Die Kampagne "Du entscheidest" sei hingegen Teil der
Öffentlichkeitsarbeit gewesen und vor allem auf der Grünen Woche 2020
und beim Tag der Offenen Tür des BMEL 2019 genutzt worden. Ziel sei es
gewesen, die Verbraucher über ihr Konsumverhalten und den daraus
resultierenden Einfluss auf die Lebensmittelindustrie und den Handel
zu informieren.

 * 

3. Definition von Fake News erfragt

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die FDP-Fraktion will wissen, wie die
Bundesregierung "Fake News" definiert. Auch erkundigt sie sich in
einer Kleinen Anfrage (19/19803) unter anderem danach, wie die
Bundesregierung die Gefahr durch die Einflussnahme ausländischer
Produzenten von "Fake News" auf die Bundestagswahl 2021 einschätzt.

 * 

4. Schnelles Internet in Hamburg thematisiert

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Für den Ausbau einer gigabitfähigen
Breitbandinfrastruktur in Hamburg interessiert sich die FDP-Fraktion.
In einer Kleinen Anfrage (19/19738) erkundigen sich die Abgeordneten
bei der Bundesregierung unter anderem nach der Anzahl der Haushalte
und der Gewerbegebiete in Hamburg, die mit 1.000 Mbit/s und mehr
versorgt sind. Gefragt wird auch, nach welchen Kriterien die
Bundesregierung bewertet, "welche Bandbreite wo anliegt".

 * 

5. FDP fragt nach Einnahmen der DFS

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Wie hoch der Gewinn der Deutschen Flugsicherung GmbH
(DFS) im Jahr 2019 aus dem gebührenfinanzierten Geschäft sowie aus dem
Drittgeschäft war, möchte die FDP-Fraktion wissen. In einer Kleinen
Anfrage (19/19739) erkundigen sich die Abgeordneten bei der
Bundesregierung auch nach der Entwicklung der Einnahmen der DFS seit
Anfang des Jahres 2020 im Vergleich zum Vorjahr. Gefragt wird auch,
wie mögliche Verluste der DFS gegenüber dem Vorjahr bei weiterhin
hohen Betriebskosten kompensiert werden sollen.

 * 

6. Corona-Folgen für den Bahnverkehr

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Für die Auswirkungen der Corona-Pandemie auf den
Schienenpersonenverkehr interessiert sich die FDP-Fraktion. In einer
Kleinen Anfrage (19/19788) erkundigen sich die Liberalen bei der
Bundesregierung unter anderem nach den Auslastungszahlen im
Fernverkehr der Deutschen Bahn AG (DB AG) im Vergleich zum Vorjahr
sowie nach der Anzahl der durch die DB Fernverkehr angebotenen
Fernverkehrsverbindungen in 2019 und 2020. Gefragt wird auch, mit
welchen Auswirkungen durch das stark verringerte Fahrgastaufkommen auf
die finanzielle Lage der DB AG die Regierung rechnet und ob sie vor
diesem Hintergrund neue finanzielle Unterstützungsmaßnahmen für die DB
AG, wie beispielsweise Zuschüsse oder eine Eigenkapitalerhöhung,
plant.

 * 

7. Gefahr durch Drohnenkollision thematisiert

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Wie die Vorrangregelung zwischen Drohnen und
Fluggeräten mit Personen an Bord und die Ausweichregeln zwischen
Drohnen und Luftfahrzeugen im deutschen Luftraum auszugestalten sind,
möchte die AfD-Fraktion von der Bundesregierung wissen. In einer
Kleinen Anfrage (19/19770) erkundigen sich die Abgeordneten außerdem,
wie die Bundesregierung die Gefahr einschätzt, die im Falle einer
Kollision von 25 Kilogramm schweren Drohnen in 120 Metern Höhe für
bemannte Luftfahrzeuge ausgeht.

 * 

8. Automatisierung im Schienengüterverkehr

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) "Sachstand bei der Automatisierung und
Digitalisierung im Schienengüterverkehr - Einführung der Digitalen
Automatischen Kupplung" lautet der Titel einer Kleinen Anfrage der
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/19729). Die Abgeordneten wollen
unter anderem wissen, welchen Forschungsbedarf die Bundesregierung für
die flächendeckende, schnelle Einführung der Digitalen Automatischen
Kupplung (DAK) im Schienengüterverkehr in ganz Europa identifiziert
hat und welche konkreten Forschungsprojekte sie derzeit in diesem
Zusammenhang fördert. Des Weiteren interessiert die Grünen, in welchem
zeitlichen Rahmen nach Kenntnis der Bundesregierung der
Schienengüterverkehr in Deutschland und Europa flächendeckend mit der
DAK ausgerüstet werden kann.

 * 

9. WLAN-Hotspots an Autobahnrastanlagen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Nach der Verfügbarkeit von WLAN an Rastanlagen der
Bundesautobahnen erkundigt sich die FDP-Fraktion in einer Kleinen
Anfrage (19/19760). Die Abgeordneten wollen von der Bundesregierung
wissen, wie viele Rastanlagen entlang der Bundesautobahnen es zum
Stichtag 1. Mai 2020 gab und wie viele davon mit öffentlichen
WLAN-Hotspots ausgestattet sind. Welche Erkenntnisse die
Bundesregierung aus der Einrichtung und dem Betrieb der kostenlosen
WLAN-Hotspots an unbewirtschafteten Rastplätzen der Bundesautobahn A9
im Rahmen des "Digitalen Testfelds Autobahn" zwischen Greding und
München, insbesondere hinsichtlich der Nutzerzahlen sowie der
bereitgestellten Bandbreite gewonnen hat, interessiert die Liberalen
ebenfalls.

 * 
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BUNDESTAG/9918: Heute im Bundestag Nr. 611 - 15.06.2020


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 611

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 15. Juni 2020, Redaktionsschluss: 17.06 Uhr

1. Schulische Berufsausbildung im Fokus

2. Experten begrüßen geplanten Ausbau erneuerbarer Energien

3. FDP thematisiert Situation der Autohändler

4. Drohnenflüge nahe staatlicher Institutionen

5. Düngemittelverbrauch in Deutschland

6. Finanzielle Lage der Sozialversicherungen

7. FDP fragt nach Hilfen für Künstler



1. Schulische Berufsausbildung im Fokus

Berufliche Bildung in der digitalen Arbeitswelt/Anhörung

Berlin: (hib/LBR) In ihrer 23. Sitzung hat die Enquete-Kommission
"Berufliche Bildung in der digitalen Arbeitswelt" in öffentlicher
Anhörung - online - das Thema schulische Berufsausbildungen mit Blick
auf die Sozial- und Pflegeberufe diskutiert. "Die schulische
Ausbildung nimmt einen erheblichen Anteil in der beruflichen
Ausbildung insgesamt ein und gewinnt an Bedeutung in Corona-Zeiten",
sagte der Vorsitzende Stefan Kaufmann (CDU) einleitend.

Klaus Lorenz, Leiter der Abteilung Berufliche Schulen, Jugend,
Weiterbildung im Ministerium für Kultus, Jugend und Sport des Landes
Baden-Württemberg berichtete von konkreten Handlungserfordernissen im
Hinblick auf die Ausbildung der Erzieher. Neben dem drastischen Mangel
an Fachkräften spiele auch eine Rolle, dass die Ausbildung derzeit
ohne Vergütung stattfinde und dass es wachsende
Integrationserfordernisse in den Kindertagesstätten gebe. Lorenz
berichtete, dass die vergütete praxisintegrierte Erzieherinnen- und
Erzieherausbildung (PiA) in Baden-Württemberg, die quasi-dual
funktioniere, einen enormen Zuspruch erfahre: "Wir haben gesehen, dass
wir dadurch andere Klientel von Auszubildenden in die Berufe bekommen,
zum Beispiel, dass sich mehr Männer angesprochen fühlten", sagte er.

Er hoffe, dass sich auch andere Bundesländer auf einen ähnlichen Pfad
mit PiA begeben würden und berichtete weiter von einem Strategiepapier
der Kultusministerkonferenz vom Dezember 2017 zur Beruflichen Schule
4.0. Die drei zentralen Säulen der Beruflichen Schule 4.0. seien, die
Innovationskraft zu stärken, die Integrationsleistung der beruflichen
Bildung zu erhöhen und die Qualität der beruflichen Schulen
weiterzuentwickeln. Dabei beständen Qualifizierungs- und
Integrationsaufgaben, etwa was das Thema Spracherwerb, aber auch die
Ausbildungsvorbereitung und das Thema Inklusion betreffe. "Es gibt
außerdem eine Art Ausfallbürgschaft, die darin besteht, verlässliche
Angebote für jeden jungen Menschen zu schaffen und eine Pufferfunktion
bei mangelndem quantitativen Ausgleich von Angebot und Nachfrage
vorzuhalten, erklärte Lorenz.

Michael Wrase, Professor für Öffentliches Recht mit den Schwerpunkten
Sozial- und Bildungsrecht an der Universität Hildesheim und am
Wissenschaftszentrum Berlin für Sozialforschung (WZB) verwies darauf,
dass es eine klare Geschlechterdimension bei den Neuzugängen im
Schulberufssystem gebe. "Der Anteil von Frauen in den Sozial-,
Erziehungs-und Gesundheitsfachberufen liegt bei 80 Prozent", sagte er.
Wrase berichtete den Kommissionsmitgliedern weiter, dass die
konkurrierende Gesetzgebungszuständigkeit des Bundes im Bereich der
Erziehungs-und Sozialberufe bislang ungenutzt sei.

Aus seiner Sicht gebe es drei strukturelle Unterschiede zwischen der
dualen und der vollzeitschulischen Berufsausbildung: Dies seien der
höhere Unterrichts- und auch Theorieanteil im Vergleich zum
Praxisanteil, das Fehlen von Schutzelementen zugunsten der
Auszubildenden und die Zunahme von privaten Schulträgern. "Zwischen
den Bundesländern gibt es bei den privaten beruflichen Schulen teils
große Unterschiede. Es wäre wichtig, diese Entwicklung genauer zu
beobachten", plädierte Wrase. Weiter sprach er sich dafür aus, die
Berufsausbildung in den Sozial-und Erziehungsberufen ähnlich wie bei
der Pflegekraftausbildung aufzuwerten und eine Teilakademisierung zu
erreichen. Geprüft werden könne auch die Regelungskompetenz des Bundes
für ein Erzieher- bzw. Sozialfachberufegesetz, sagte Wrase.

 * 

2. Experten begrüßen geplanten Ausbau erneuerbarer Energien

Wirtschaft und Energie/Anhörung

Berlin: (hib/JR) Einig zeigten sich die Sachverständigen über die
Notwendigkeit, erneuerbare Energien in Deutschland auszubauen -
unterschiedlicher Meinung aber zeigten sich zu den Rollen der
Bundesländer und der Kommunen dabei: Bei der 77. Sitzung des
Ausschusses für Wirtschaft und Energie nahmen eine Expertin und acht
Experten Stellung zum Gesetzentwurf der Bundesregierung zur
Vereinheitlichung des Energieeinsparrechts für Gebäude (19/16716,
19/17037) und zu einem Gesetzentwurf der Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen (19/17137). Im Fokus standen dabei die geplanten
Abstandsregelungen für Windkraftanlagen zu Wohnhäusern und das
geplante Ende des 52-Gigawattdeckels für Solaranlagen.

"Man kann stolz darauf sein, Anfang der Nullerjahre das Tor
aufgestoßen zu haben", bilanzierte Carsten Körnig vom Bundesverband
Solarwirtschaft (BSW Solar) den Aufbau einer Solarindustrie in
Deutschland. "Früher war dies eine Weltraumtechnologie." Fehler seien
seitdem gemacht worden, jetzt erhalte man eine zweite Chance. "Nun
sollten nicht nur die Klimaziele abgesichert werden, sondern auch eine
Stromlücke sollte vermieden werden."

Eine ähnliche Warnung verlautbarte Harald Schwarz von der
Brandenburgischen Technischen Universität Cottbus - Senftenberg (BTU)
und forderte mehr Augenmerk auf die Speicherung regenerativer
Energien. "Deren gesicherter Anteil ist immer noch gleich Null. Daher
dürfen wir nicht nur auf die Erzeugung schauen. Es fehlen uns schlicht
15 Jahre, in denen nichts passierte." Um die Speichergrößenordnung zu
erreichen, die man brauche, seien 20 Jahre vonnöten. In der
Zwischenzeit rechne er mit noch mehr Eingriffen in die Stabilität des
Stromnetzes, "denn wir werden mehr fluktuierende Leistung einspeisen".

Andreas Kießling von der Bayernwerk AG betonte den gestiegenen Bedarf
an Photovoltaik. "Sie ist eine der kostengünstigsten Energiequellen."
Eine Herausforderung sei, die Hochspannungsnetze auszubauen. Kießling
riet zu einem Blick auf den systemischen Zusammenhang, regional
erzeugte Energie auch regional zu nutzen, "anstatt rauf und runter zu
spannen". Dies sei bisher regional schwer herstellbar.

Auch Sebastian Boley vom Deutschen Industrie- und Handelskammertag e.
V. (DIHK) berichtete von einem unternehmerischen Bedarf an grünem
Strom. "Unternehmen wollen ihren produzierten Strom selbst
verbrauchen." Derzeit werde von mittelständischen Unternehmen, die in
Solarkraft investierten, mit einer Amortisationszeit von acht Jahren
kalkuliert. "Das zu verkürzen, wäre besser."

Mehr Differenzen zeigten die Sachverständigen bei der Windkraft. Heiko
Messerschmidt von der IG Metall Küste verglich die historische
Entwicklung der Windbranche mit dem Schiffbau, verwies aber auch
darauf, dass zwischen 2016 und 2017 rund 26.000 Arbeitsplätze
weggefallen seien. "Es ist davon auszugehen, dass dieser Trend sich
fortgesetzt hat." Mittlerweile herrsche die Sorge vor, dass die
Wertschöpfungskette in Deutschland erhalten bleibe.

Herbert Barthel von BUND Naturschutz Bayern e.V. kritisierte hierbei
die geplanten Abstandsregelungen für Windkraftanlagen. "2014 wurde
diese in Bayern eingeführt", sagte er, "damit wurde ihre
Privilegierung außer Kraft gesetzt". Stattdessen sei der Ausbau
zusammengebrochen. Es habe sich keiner mehr getraut zu bauen. "Wir
sind für den Ausbau, aber mit ökologischen Leitplanken, also nicht
gegen den Artenschutz. Da gibt es Probleme, aber die sind lösbar." Auf
die Frage, warum die Kommunen wenig Gebrauch von der Kommunalen
Bauleitplanung machten, antwortete Barthel, die Kommunen stünden
zwischen zwei Mühlsteinen. Die Staatsregierung würde nicht
unterstützen, und Bürger würden die Abstandsregeln als Verbot und
damit Windräder als Gefahr ansehen.

Simone Peter vom Bundesverband Erneuerbare Energie e.V. (BEE)
kritisierte hierbei pauschale Abstandsregeln als "keine geeigneten
Instrumente". Die Bundesländer sollten möglichst darauf verzichten,
solche Abstände einzuführen.

Timm Fuchs von der Bundesvereinigung der kommunalen Spitzenverbände
dagegen lobte, dass die kommunalen Einwirkungsmöglichkeiten auf
Windenergie erhöht würden. "Dies fördert die Akzeptanz für den
Ausbau." Eine Mitnahme der Länder in die Pflicht sei eine gute
Regelung, denn diese seien unterschiedlich besiedelt. "So kann es
besser zu individuellen Lösungen kommen." Er sehe indes die Länder
ebenfalls in der Pflicht, den Bürgermeistern bei geplanten
Windinvestionsvorhaben Antworten in die Hand zu geben, "dass sie aktiv
mitgestalten können".

 * 

3. FDP thematisiert Situation der Autohändler

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Wie die Bundesregierung vor dem Hintergrund der
Corona-Krise und ihrer Auswirkungen die aktuelle Situation der
Automobilhändler beurteilt, möchte die FDP-Fraktion in einer Kleinen
Anfrage (19/19559) erfahren. Die Abgeordneten erkundigen sich unter
anderem danach, ob es innerhalb der Bundesregierung Überlegungen zur
Einführung einer Umstiegsprämie gibt, die unabhängig von der
jeweiligen Antriebsart auch gebrauchte Fahrzeuge miteinschließt.

 * 

4. Drohnenflüge nahe staatlicher Institutionen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Nach Regelungen für Drohnenflüge in der Nähe
staatlicher Institutionen erkundigt sich die FDP-Fraktion in einer
Kleinen Anfrage (19/19789). Die Bundesregierung soll unter anderem
darüber Auskunft geben, welche Institutionen der Verfassungsorgane des
Bundes und der Länder sowie derer Behörden in Luftsperrgebieten und
welche in Flugbeschränkungsgebieten liegen. Gefragt wird auch, wie
viele Anträge auf Erteilung einer allgemeinen Genehmigung zum
Durchflug für ein Gebiet mit Flugbeschränkungen mittels Drohnen (UAS,
Unmanned Aircraft Systems) im Jahr 2019 beim Bundesaufsichtsamt für
Flugsicherung gestellt und wie viele davon mit welcher Begründung
abgelehnt wurden.

 * 

5. Düngemittelverbrauch in Deutschland

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/FNO) Die FDP-Fraktion interessiert sich in einer Kleinen
Anfrage (19/19832) für den Düngemitteleinsatz in Deutschland. Die
Abgeordneten wollen von der Bundesregierung wissen, wie sie
Nährstoffverluste um 50 Prozent und den Düngemitteleinsatz um 20
Prozent verringern will. Beides sind Ziele der EU-Strategie "Vom Hof
auf den Tisch". Die Fraktion erkundigt sich auch nach den Auswirkungen
auf die landwirtschaftliche Produktion und Arbeitsweise.

 * 

6. Finanzielle Lage der Sozialversicherungen

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Für die finanzielle Lage der Sozialversicherungen
interessiert sich die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in einer Kleinen
Anfrage (19/19853). Sie möchte von der Bundesregierung unter anderem
erfahren, wie hoch die Rücklagen der Renten-, Kranken-, Arbeitslosen-
und Pflegeversicherung Ende 2019 waren.

 * 

7. FDP fragt nach Hilfen für Künstler

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die FDP-Fraktion hat eine Kleine Anfrage (19/19823)
zum Verwaltungsaufwand durch ALG-II-Anträge (Arbeitslosengeld II) von
Künstlern und Kreativen in Corona-Zeiten gestellt. Die Bundesregierung
soll unter anderem beantworten, ob sie plant, bei Soforthilfen die
Möglichkeit einzuräumen, Privatentnahmen als Betriebskosten geltend
machen zu können.

 * 

Quelle:

Heute im Bundestag Nr. 611 - 15. Juni 2020 - 17.06 Uhr

Herausgeber: Deutscher Bundestag

Parlamentsnachrichten, PuK 2

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: +49 30 227-35642, Telefax: +49 30 227-36191

E-Mail: mail@bundestag.de

Internet: www.bundestag.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 17. Juni 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / FAKTEN





BUNDESTAG/9917: Heute im Bundestag Nr. 610 - 15.06.2020


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 610

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 15. Juni 2020, Redaktionsschluss: 16.27 Uhr

1. Erneuerung der Kanalisation Ländersache

2. Kritik am Kohleausstiegsgesetz

3. Autobahnbrücke auf der A1 bei Leverkusen

4. Verwendung der Lkw-Maut für Radwege

5. Reformen bei der DB Netz AG thematisiert

6. Einsatz von Pflanzenschutzmitteln



1. Erneuerung der Kanalisation Ländersache

Petitionen/Ausschuss

Berlin: (hib/HAU) Das Wasserhaushaltsgesetz untersagt grundsätzlich
die Einleitung ungeklärter Abwässer in Flüsse und Bäche. Das machte
der Parlamentarische Staatssekretär im Bundesumweltministerium,
Florian Pronold (SPD), am Montag während einer öffentlichen Sitzung
des Petitionsausschusses deutlich. In Fällen extremen Starkregens
könne es aber vorkommen, dass die vorhandene Kanalisation mit all
ihren Rückhaltebecken und anderen Vorrichtungen nicht ausreicht, um
die Wassermengen aufzufangen und zu klären und so Wasser aus den
Mischkanalsystemen eingeleitet werde, räumte er ein. Dies habe
vielfach mit den in die Jahre gekommenen Kanalisationssystemen zu tun,
für deren Wartung und Instandsetzung jedoch die Länder zuständig
seien, sagte Pronold. Festzustellen sei aber auch, "dass sich die
Qualität unserer Oberflächengewässer in den letzten Jahren konsequent
verbessert hat", fügte er hinzu.

Grundlage der Sitzung war eine öffentliche Petition des Landwirts
Christian Lohmeyer, der gefordert hatte, die Einleitung von
ungeklärtem Abwasser aus Haushalten in die Flüsse und Bäche zu
stoppen. Die maroden und oft völlig veralteten Kanalisationen unter
den meisten deutschen Städten müssten saniert werden, schreibt er in
der Petition. Es brauche eine Bewertung des momentanen Umfangs der
Einleitung sowie der in den Abwässern enthaltenen Substanzen.
Einleitungspunkte müssten zudem umgehend kenntlich gemacht werden,
sodass diese auch bei normalen Wasserständen erkannt werden.

Während der Sitzung widersprach Lohmeyer der Einschätzung des
Umwelt-Staatssekretärs, wonach es zu einer ungeklärten Einleitung des
Hausabwassers nur bei Fällen extremen Starkregens kommen könne. Das
Beispiel Wilhelmshaven zeige, dass schon bei Niederschlägen ab zehn
Liter pro Quadratmeter in der Stunde die Abwässer konsequent in die
Nordsee eingeleitet würden. In Berlin fänden die Einleitungen in die
Spree bis zu 60 Mal pro Jahr statt. Dies zeige, dass die Einleitung
von ungeklärten Abwässern in Flüsse, Bäche und Meere "gängige Praxis
in Deutschland zu sein scheint". Lohmeyer sprach sich für eine
Kennzeichnung der Einleitungsstellen aus, damit unter anderen
Wassersportler, Badende und Angler sich daran im Interesse des
Gesundheitsschutzes orientieren können.

Einig waren sich Petent und Regierungsvertreter in der Einschätzung,
dass es eine massive Entsiegelung von Flächen geben müsse, damit das
Regenwasser, statt die Abwasserkanäle zu fluten, in den Boden
versickern könne. Lohmeyer forderte zudem, die Kanalisation, die oft
aus dem 19. Jahrhundert stamme, zu erneuern. Staatssekretär Pronold
sagte dazu: "Wir setzen darauf, dass die Länder in Zusammenarbeit mit
den Kommunen Stück für Stück ihre Kanalisation verbessern und auf die
vermehrt kommenden Starkregenereignisse einstellen." Dies sei eine
Herkulesaufgabe für die nächsten 20 bis 30 Jahre. Er wolle nicht
ausschließen, dass der Bund die Länder dabei unterstützen wird, sagte
der Ministeriumsvertreter.

 * 

2. Kritik am Kohleausstiegsgesetz

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Ausschuss

Berlin: (hib/FLA) Die von der Bundesregierung vorgesehenen Maßnahmen
zum Kohleausstieg stoßen bei manchen Experten aus unterschiedlichen
Sichtweisen auf Kritik. Dies zeigte sich bei einem Fachgespräch zum
Thema "Ökologische Aspekte des Kohleausstiegs" im Ausschuss für
Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit unter Leitung von Michael
Thews (SPD). Angesprochen wurde insbesondere der Entwurf der
Bundesregierung zum Kohleausstiegsgesetz (19/17342).

Professor Martin Socher (Sächsisches Staatsministerium für Energie,
Klimaschutz, Umwelt und Landwirtschaft) legte dar, dass der
Braunkohlebergbau umfassend in den Wasserhaushalt der betroffenen
Regionen eingreife. Im Lausitzer und Mitteldeutschen Revier
überlagerten sich die Maßnahmen zur Sanierung des Wasserhaushalts mit
dem weiteren Eingriff durch den aktiven Bergbau insbesondere in den
Grundwasserhaushalt. Für die Entwicklung der Regionen sei ein aktives
Wassermanagement notwendig. Ohne dies sei der Strukturwandel insgesamt
gefährdet. Die bereits laufenden Maßnahmen der
Wasserhaushaltssanierung müssten umfassend in die Gesamtstrategie zu
Braunkohleausstieg, Energiewende und Strukturstärkung eingebunden
werden.

Professor Kai Niebert forderte namens des Deutschen Naturschutzrings
(DNR), den vorgesehenen Ausstiegspfad aus der Braunkohle und das
Ausschreibungsvolumen der Steinkohle substanziell nachzubessern. Ein
klimawissenschaftlich belastbarer Pfad müsse mit einem
65-Prozent-Klimaziel für die EU kompatibel sein, mindestens mit einem
europäischen 55-Prozent-Ziel bis 2030. Völlig inakzeptabel sei, wie
geplant, ein Pfad, der von dem von der Kohlekommission empfohlenen
Niveau eklatant abweiche. Überdies blieben die Entschädigungszahlungen
an die Braunkohlebetreiber intransparent und entbehrten jeglicher
sachlicher Begründung.

Björn Peters von Peters Coll., einem Forschungs- und
Beratungsinstitut, meldete erhebliche Zweifel daran an, dass das
geplante Gesetz zum Kohleausstieg grundgesetzkonform ist. Es sei nicht
aufgrund einer Güterabwägung zustande gekommen. Auch wenn es viele
gute umweltpolitische Gründe für den Kohleausstieg gebe, stehe der
Nutzen des Kohleausstieggesetzes für die Umwelt in keinem ausreichend
positiven Verhältnis zum Schaden an verschiedenen Schutzgütern des
Grundgesetzes. Insbesondere sei es nicht ausreichend geeignet,
erforderlich und angemessen, um einer Klimaerwärmung entgegenzuwirken.

Michael Pahle vom Potsdam-Institut für Klimafolgenforschung (PIK)
verwies darauf, dass der Zweck des Kohleausstieggesetzes, nämlich die
Reduzierung von Emissionen, in den nationalen und europäischen klima-
und energiepolitischen Rahmen eingebettet sei. Auf europäischer Ebene
ergäben sich besondere Implikationen aufgrund der überlappenden
Regulierung durch den europäischen Emissionshandel (EU-ETS). Werde
dabei die EU-weite Zusätzlichkeit der Emissionsreduktionen durch den
Kohleausstieg nicht garantiert, bleibe der Kohleausstieg
klimapolitisch letztendlich wirkungslos.

Peter Ahmels von der Deutschen Umwelthilfe (DUH) kritisierte, dass das
geplante Gesetz zur Beendigung der Kohleverstromung hinter den ohnehin
schon schwachen Ambitionen des Klimaschutzgesetzes und auch hinter den
Empfehlungen der Kohlekommission zurückbleibe. So verwies er auf die
geplante spätere Abschaltung von Braunkohle-Kraftwerken. Er sah die
historische Chance vertan, in dem Gesetzentwurf eine eigenständige
Förderung der Erneuerbare-Energien-Fernwärme aufzunehmen.

René Schuster (Umweltgruppe Cottbus) sprach an, dass jede Fortsetzung
der Braunkohlegewinnung den Eingriff in die Grundwasserressourcen
vergrößere und die zusätzliche Freisetzung von Eisen und Sulfat aus
dem Untergrund verursache. Beides wirke weit über den Zeitraum des
Kohleabbaus hinaus. Er lenkte zudem den Blick auf häufigere
Niedrigwassersituationen der betroffenen Flüsse. Schnellstmöglich
müssten alle Möglichkeiten genutzt werden, die Flüsse darauf
anzupassen. Bei der Sanierung von Landschaft und Wasserhaushalt
müssten die langfristigen Interessen der Allgemeinheit Priorität
haben.

 * 

3. Autobahnbrücke auf der A1 bei Leverkusen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Wann das Bundesministerium für Verkehr und digitale
Infrastruktur (BMVI) erstmalig vom Verkehrsministerium
Nordrhein-Westfalen über mögliche Probleme hinsichtlich der
Stahlqualität für den Bau der Brücke der Bundesautobahn A 1 in
Leverkusen informiert wurde, möchte die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
wissen. In einer Kleinen Anfrage (19/19743) erkundigen sich die
Abgeordneten außerdem nach dem Zeitpunkt, zu dem das BMVI erstmalig
über Verzögerungen wegen Kampfmittelräumungen informiert wurde.

 * 

4. Verwendung der Lkw-Maut für Radwege

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Die Verwendung der Beiträge aus der Lkw-Maut durch
die Kommunen thematisiert die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage
(19/19469). Die Abgeordneten wollen unter anderem wissen, ob nach
Auffassung der Bundesregierung der Bau von Radwegen an Bundesstraßen
mit Mitteln der Lkw-Maut durch die Kommunen dem Sinn und Zweck des
Gesetzes über die Erhebung von streckenbezogenen Gebühren für die
Benutzung von Bundesautobahnen und Bundesstraßen (BFStrMG) entspricht.

 * 

5. Reformen bei der DB Netz AG thematisiert

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) "Entwicklungen und geplante Reformen bei der DB Netz
AG" lautet der Titel einer Kleinen Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen (19/19765). Die Abgeordneten wollen von der Bundesregierung
unter anderem wissen, welche Fehlentwicklungen sie gemeinsam mit der
DB Netz AG bei der Organisation der 28 Regionalnetze in den sieben
Regionalbereichen in den Jahren 2018 und 2019 identifiziert hat.
Gefragt wird auch, welche Kosten durch die Abschaffung dieser
Organisationsform zum 1. Juni 2020 im Jahr 2020 und im Jahr 2021
entstehen.

 * 

6. Einsatz von Pflanzenschutzmitteln

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/FNO) In einer Kleinen Anfrage (19/19833) erkundigt sich
die FDP-Fraktion nach der Nutzung von Pflanzenschutzmitteln in
Deutschland und Europa. Die Abgeordneten wollen von der
Bundesregierung wissen, welche Maßnahmen sie ergreifen will, um den
Einsatz von Pflanzenschutzmitteln um 50 Prozent zu senken. Dies ist
eines der Ziele der EU-Strategie "Vom Hof auf den Tisch". Des Weiteren
wollen die Abgeordneten erfahren, wie sich die Bundesregierung in die
Erarbeitung der Strategie eingebracht hat.

 * 
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PRESSEKONFERENZ/2045: Vorstellung der Corona-Warn-App, 16.06.2020 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Dienstag, 16. Juni 2020

Pressekonferenz zur Vorstellung der Corona-Warn-App

Sprecher: Staatsministerin Dorothee Bär, Bundesminister Prof. Helge
Braun, Bundesminister Jens Spahn, Bundesminister Horst Seehofer,
Bundesministerin Christine Lambrecht, Prof. Lothar H. Wieler (Präsident des
Robert-Koch-Instituts), Timotheus Höttges (Vorstandsvorsitzender der
Deutschen Telekom AG), Jürgen Müller (Mitglied des Vorstands der SAP SE)



StM'in Bär: Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich freue mich sehr, Sie
hier im Namen der Bundesregierung zur Pressekonferenz anlässlich der
Corona-Warn-App gemeinsam mit Bundesminister Prof. Braun, Bundesminister
Spahn, Bundesminister Seehofer, Bundesministerin Lambrecht, dem Präsidenten
des Robert-Koch-Instituts, Herrn Prof. Wieler, dem Vorstandsvorsitzenden
der Deutschen Telekom AG, Herrn Timotheus Höttges, und Herrn Müller,
Mitglied des Vorstands von SAP, begrüßen zu dürfen.

Ich freue mich sehr - auch wenn im Vorfeld der eine oder andere von Ihnen
schon gesagt hat, dass das hier ein sehr großer Bahnhof mit fünf
Kabinettsmitgliedern, der Wissenschaft und der Wirtschaft ist;
normalerweise würden Staatsgäste so begrüßt werden -, dass wir Ihnen hier
heute trotzdem ein Gemeinschaftsprojekt aus Wirtschaft, Wissenschaft und
Politik vorstellen dürfen. Es ist eine App, die uns helfen soll, gemeinsam
den Kampf gegen die weltweite Pandemie zu führen, die noch andauert, der
wir aber mit geschlossener Schulter gemeinsam entgegentreten wollen.

Ich darf jetzt die einzelnen Redner der Reihe nach aufrufen, und im
Anschluss können Sie Fragen stellen. Beginnen wird Herr Bundesminister
Prof. Braun. Er hat das Wort.

BM Braun: Einen schönen guten Morgen! Seit heute ist die Corona-Warn-App
für die beiden wesentlichen Betriebssysteme von Smartphones verfügbar. Das
ist - das haben Sie alle bemerkt - weltweit nicht die erste
Corona-Warn-App, die vorgestellt wird. Ich bin aber ziemlich überzeugt,
dass es die beste ist. Sie herunterzuladen und zu nutzen, ist ein kleiner
Schritt für jeden von uns, aber ein großer Schritt für die
Pandemiebekämpfung. Dabei können die Bürgerinnen und Bürgern auf höchsten
Datenschutzstandard mit größter Datensparsamkeit vertrauen und sich auch
auf einen hohen IT-Sicherheitsstandard verlassen.

Wie man hier unschwer sehen kann, handelt es sich hierbei um ein Projekt
der gesamten Bundesregierung. Es hat eine breite Vorgeschichte. Ich möchte
zunächst einmal den Erstinitiatoren danken. Das war die Initiative PEPP-PT,
die sich auf den Weg gemacht hat, für Deutschland und für Europa eine App
mit Bluetooth-Standard auf den Weg zu bringen. Das war eine grundlegend
neue Idee, die uns von einem sehr großen Problem befreit hat. Vorher haben
viele an GPS-Lösungen gedacht, die natürlich mit Bewegungsprofilen
verbunden sind. Der Wechsel auf die Bluetooth-Technologie hat dazu geführt,
dass wir heute eine App vorstellen können, die sich völlig von der Frage
des Ortes loslöst, damit sehr datensparsam ist und so ein sehr hohes Maß an
Datenschutz gewährleistet, wie wir uns das in Europa vorstellen.

Ganz besonders möchte ich mich bei der Fraunhofer-Gesellschaft bedanken,
weil sie es ermöglicht hat, genau diesen neuen Bluetooth-Standard technisch
so weiterzuentwickeln, dass wir heute bei dieser App eine gute Messmethode
App haben, die - im Verhältnis zu dem Referenzmodell, nämlich unserer
Erinnerung, wenn wir vom Gesundheitsamt nach einer Infektion gefragt werden
- die Abschätzung der Zeitdauer und der Entfernung, in der sich ein
möglicher, epidemiologisch relevanter Kontakt aufgehalten hat, sehr, sehr
präzise ermittelt.

Ich möchte mich bei Jens Spahn und dem Robert-Koch-Institut bedanken. Das
Robert-Koch-Institut liefert sozusagen die Logik hinter dieser
Corona-Warn-App und verantwortet sie insgesamt. Es steckt sehr viel Arbeit
dahinter, das Risiko richtig einzuschätzen. Das, was wir bisher aus
ärztlicher Erfahrung als Verhaltensregel, sozusagen als Lebensweisheit
gegeben haben, dann in einen Risikoalgorithmus umzusetzen, war eine große
Leistung.

Ich bedanke mich bei Horst Seehofer und dem Bundesamt für Sicherheit in der
Informationstechnik. Die Menschen müssen darauf vertrauen können, dass
diese App sicher ist, dass sie also vor äußerem Einfluss geschützt ist.
Auch dort wurde Tag und Nacht gearbeitet.

Ich bedanke mich bei Bundesministerin Lambrecht und dem Bundesbeauftragten
für den Datenschutz, die von Anfang an daran mitgearbeitet haben, dass wir
ein sehr vertrauenswürdiges Datenschutzkonzept haben. Weil wir uns
unterwegs ja auf den Weg gemacht haben, zu sagen, dass diese App absolut
freiwillig ist - jeder Bürger kann selbst entscheiden, ob er sie nutzen
will -, war es natürlich eine wichtige Voraussetzung, dass wir
größtmögliches Vertrauen schaffen. Deshalb gibt es eine sehr datensparsame
Variante der App, die wir Ihnen heute vorstellen, die genau das
gewährleistet.

Ich möchte mich auch bei der Helmholtz-Gesellschaft bedanken, die uns bei
allen Sicherheitsbelangen unterstützt hat, sodass wir die App heute so
vorstellen können.

Nicht zuletzt möchte ich mich bei SAP und der Deutschen Telekom AG
bedanken. Sie haben ja vor einigen Wochen mitbekommen, dass es eine große
Diskussion genau um die Fragen gab: Wie datensparsam ist die App? Was
bekommt der Bund an Informationen? - Wir haben uns für die dezentrale und
damit die datensparsamste aller Lösungen entschieden. In dem Zuge brauchten
wir auch ein neues und zugkräftiges Projektmanagementteam. Das haben wir
bei SAP und Telekom gefunden. In den letzten Wochen haben wir sehr intensiv
zusammengearbeitet, und so können wir diese App heute präsentieren.

Für mich ist auch die Tatsache ein positives Erlebnis, dass wir von Anfang
an auf Transparenz, auf Open Source gesetzt haben. Wir haben sowohl den
Code, als auch das Datenschutzkonzept und das Gesamtkonzept öffentlich
dargestellt. Unsere Entwickler hatten sehr viel Arbeit damit, sich die
vielen hundert Eingaben aus der IT-Szene, aus Start-ups und aus NGOs
anzusehen und sich in vieles einzuarbeiten, was von dort aus als Hinweis
kam. Insofern war Open Source an der Stelle für uns nicht nur ein
Instrument der Transparenz, sondern auch wirklich der Qualitätssicherung.
Auch den vielen, die sich ehrenamtlich und unentgeltlich in den Code
vertieft haben, gilt unser herzlicher Dank.

So präsentieren wir Ihnen heute eine Corona-Warn-App, die, glaube ich,
einzigartig ist und die darüber hinaus durch die Anbindung von Laboren dem
Menschen, der sie nutzt, einen echten Mehrwert bietet, nämlich den zügigen
Zugang zu einem Test und einen schnellen Hinweis auf sein Testergebnis. -
Vielen Dank!

StM'in Bär: Bevor Bundesminister Spahn das Wort bekommt, wollen wir Ihnen
einen kurzen Film zeigen, wie die App eigentlich funktioniert.

(Einspielung eines Films)

BM Spahn: Liebe Doro Bär, meine sehr verehrten Damen und Herren! Wir sind
sehr froh darüber, dass es gelingen kann, Ihnen heute die App vorzustellen.
Dort steckt wahnsinnig viel Arbeit drin. Ich finde, auch das muss man immer
einmal wieder deutlich machen, weil wir höchste Anforderungen an
Datenschutz und Datensicherheit gestellt haben, aber auch bei der Frage,
dass die Batterie nicht schnell leer ist, wie das in anderen europäischen
Ländern erlebt wird, und dass die Technologie dahinter gut ist. Das ist
gute Ingenieurskunst. Es ging nicht nur um das richtige Coden, sondern auch
um Ingenieursarbeit. Wir sind bei dieser App im Kosten- und Zeitplan.

Der Film hat gerade sehr gut die Grundzüge der App erklärt. Sie wahrt die
Anonymität - das ist wichtig -, und sie ist in jeder Hinsicht freiwillig.
Freiwillig, ob man sie herunterlädt, freiwillig, ob man sie überhaupt
einschaltet und die Bluetooth-Messung einschaltet, freiwillig hinsichtlich
der Frage, ob man sich nach einer Positivtestung entscheidet, andere zu
informieren. Sie ist auch freiwillig hinsichtlich der Frage, wie jemand,
der über einen möglichen Risikokontakt und eine mögliche Risikosituation
informiert wird, damit umgeht. Sie gibt also Empfehlungen, keine
Anweisungen. Das ist, glaube ich, für die Einordnung sehr, sehr wichtig.

Wichtig ist auch immer wieder der Hinweis: Diese App ist kein
Allheilmittel. Sie ist kein Freifahrtschein. Sie ist aber ein wichtiges
weiteres Werkzeug bei der Eindämmung der Pandemie und der Eindämmung dieses
Virus.

Warum sage ich immer wieder ausdrücklich, dass sie kein Allheilmittel und
kein Freifahrtschein ist? Weil es wichtig ist, dass die Bürgerinnen und
Bürger am Ende mitnehmen, dass diese App nicht vernünftiges Verhalten und
ein Aufeinander-Acht-geben ersetzt. Das Virus ist immer noch da. Das sehen
wir jeden Tag an vielen Ausbrüchen lokal an verschiedenen Stellen. Deswegen
bleibt es mit dieser App weiterhin wichtig, Abstand zu halten, in
bestimmten Situationen Alltagsmasken zu tragen und Hygieneregeln zu
beachten. Aber - und das ist der entscheidende Unterschied und die neue
Qualität - die App kann helfen, Kontaktpersonen von Infizierten schneller
zu warnen, als das bisher möglich war. Jede Stunde früher eine Information
über eine Infektionsgefahr ist ein Gewinn beim Kampf gegen dieses Virus.

Wir werden ab und an gefragt: Passt die App eigentlich noch in eine Zeit,
in der gerade die Infektionszahlen so niedrig sind? Ich will sagen: Sie
passt gerade in diese Zeit sehr, sehr gut. Wir haben gemeinsam viel
erreicht. Wir sind aktuell, Stand heute, mit den Infektionszahlen in einer
guten Lage. Wir wollen uns aber diese Lage auch erhalten und das Erreichte
sichern. Dazu leistet die App einen wichtigen Beitrag, und zwar gerade in
einer Phase, wo wir Zug um Zug in den Bundesländern miteinander
entscheiden, dass es mehr und mehr Lockerungen gibt.

Es wird jetzt mehr und mehr Kontakte geben - ob auf der Demonstration, im
Zug, im Bus, im öffentlichen Leben, wo es sozusagen anonyme Nähe gibt, wo
man nicht weiß, wer eigentlich der oder die neben mir ist. Wenn ich
vorgestern mit einem Freund essen war, dann erinnere ich mich im Zweifel
daran, wer das war und dass das Treffen stattgefunden hat. Wenn ich bei
einer Demonstration war, wenn ich in einem Zug gefahren bin, kann ich nicht
immer wissen - kann ich in aller Regel sogar nicht wissen -, wer eigentlich
der/die andere Mitfahrende ist. Gerade in solchen Situationen macht die App
einen entscheidenden qualitativen Unterschied, weil wir eben damit
diejenigen über ein mögliches Infektionsrisiko informieren können, wenn ein
Mitfahrender positiv getestet ist, den wir sonst nie hätten informieren
können. Das macht die Kontaktnachverfolgung und das Unterbrechen von
Infektionsketten deutlich einfacher, deutlich schneller und deutlich
besser.

Das gilt im Übrigen auch in der Urlaubszeit. Ja, europäisch ist noch nicht
alles abgestimmt - daran arbeiten wir auch -, was die Schnittstellen
angeht. Aber es gibt ja einige Länder - dort befinden sich viele Deutsche
gleichzeitig im Urlaub -, wo es schon einen Unterschied macht. Viele sind
in Deutschland im Urlaub. Es macht einen Unterschied für die Rückkehr aus
dem Urlaub. Auch das haben wir in den letzten Monaten erlebt, dass es auch
dann wichtig ist, schnell andere zu informieren.

Wird es Situationen geben, dass durch die App auch einmal ein Fehlalarm
ausgelöst werden kann? Ja, das können wir nicht zu hundert Prozent
ausschließen. Das ist wahr. Aber auch bei den Gedächtnisprotokollen, die
heute angefertigt werden - wenn Sie von den Mitarbeiterinnen und
Mitarbeitern des Gesundheitsamts gefragt werden "Erinnern Sie sich
eigentlich noch, wen Sie in den letzten zwei Wochen alles getroffen haben
und zu denen Sie einen näheren Kontakt hatten?" - gibt es nicht immer eine
hundertprozentige Genauigkeit. Die App informiert und lädt ein, sich testen
zu lassen. Mir ist lieber ein Test zu viel als ein Test zu wenig. Auch das
ist wichtig, um das Virus weiter einzudämmen und unter Kontrolle zu
behalten.

Abschließend ist wichtig, dass die App, wie eigentlich alles im digitalen
Leben, als lernendes System angelegt ist. Wir wollen jeden Tag aus den
Rückmeldungen lernen. Ich habe, wie Sie sicherlich auch, heute Morgen schon
viele Rückmeldungen bekommen. Ich freue mich sehr, dass die Resonanz bis
hierhin schon sehr groß ist und wir sehen, dass viele die App nutzen
wollen. Die App wird jeden Tag, jede Stunde noch besser werden.

Übrigens wollen wir nicht nur für Deutschland aus den Rückmeldungen lernen,
sondern wir erleben ein sehr hohes europäisches und internationales
Interesse an dem, was uns hier technologisch gelungen ist. Daraus können
wir jeden Tag diese App und das, was mit ihr möglich ist, besser machen.
Die App ist sicher; sie ist freiwillig; sie ist einfach handhabbar. Mehr
geht kaum.

BM Seehofer: Meine Damen und Herren, wir sind für die Datensicherheit
verantwortlich. Wir haben dafür das Bundesamt für Sicherheit in der
Informationstechnik. Das BSI war in den letzten Wochen bei allen
Entwicklungsschritten laufend beteiligt und hat die App selbst und die
zugehörige Infrastruktur ständig im Hinblick auf Sicherheit geprüft. Ein
solches offenes Verfahren hat es in dieser Konsequenz noch nicht gegeben.
Ich denke, dieses Verfahren wird auch für die Zukunft Maßstäbe setzen.

Ich kann Ihnen heute die gemeinsame Einschätzung des
Bundesinnenministeriums und des BSI ohne jede Einschränkung kundtun. Die
Sicherheit und die Qualität der App sind auf einem sehr hohen Niveau. Damit
erfüllt die App auch höchste Ansprüche, was den Datenschutz angeht.

Ich möchte auch darauf hinweisen, dass wir die Dinge natürlich auch im
weiteren Verlauf weiterverfolgen, mit den Entwicklern, aber auch mit Apple
und Google, um die Sicherheit der bereitgestellten Schnittstelle auf der
Grundlage neuer Erkenntnisse immer weiter zu prüfen und bei Bedarf zu
verbessern. Wir sind also sehr froh über diese Einbindung und auch über den
Befund, den ich Ihnen gerade vorgetragen habe.

Die App leistet einen ganz wichtigen Beitrag für das Einmaleins der
Infektionsbekämpfung, nämlich die Identifizierung einer Infektion und dann
die Unterbrechung der Infektionskette. Das ist eigentlich das
Entscheidende, wenn es darum geht, eine Epidemie oder Pandemie in den Griff
zu bekommen. Gemeinsam mit unseren anderen Maßnahmen - Mund-Nasen-Schutz,
Abstand, Hygiene - haben wir jetzt, denke ich, ein sehr gutes System, was
die Aufdeckung von Infektionsketten, aber auch ihre Unterbrechung betrifft.

Mir liegt daran, weil dies auch für mich eine Uraufführung war, darauf
hinzuweisen, dass wir mit Telekom und SAP sehr gute Partner zur Verfügung
hatten. Ich habe selten in der Politik in einer so kurzen Zeit eine solche
Professionalität erlebt, wie durch die beiden Firmen. Aber ich möchte auch
hinzufügen: Die Fachleute in unseren Ministerien sind erstklassig. Dem
öffentlichen Dienst wird ja nicht immer zugeschrieben, dass wir da auf der
Höhe der Zeit sind. Aber vielleicht haben es auch Telekom und SAP so
erlebt, dass unsere Mitarbeiter wirklich erstklassig sind. Deshalb war es
möglich, nach einem Kurswechsel in dem ganzen Prozess in wenigen Wochen
diese App für heute startklar zu machen. Ich halte das für einen großen
Erfolg.

BM'in Lambrecht: Sehr geehrte Damen und Herren, als Justizministerin
beziehungsweise als Ministerin für den Verbraucherschutz war es mir
natürlich wichtig, in dem ganzen Prozess darauf zu achten, dass zum einen
der Datenschutz berücksichtigt und dass zum anderen die Freiwilligkeit
gewahrt wird. Wir reden in diesem Zusammenhang über sehr sensible
rechtliche Fragen. Es geht um die informationelle Selbstbestimmung. Deshalb
habe ich mich in diesen Prozess sehr gern, sehr kritisch, aber auch sehr
konstruktiv eingebracht. Ich bin sehr froh, dass wir heute in dieser App
eine Lösung gefunden haben, die genau diese Voraussetzungen erfüllt, sodass
ich sowohl aus rechtlicher Sicht als auch für Verbraucherinnen und
Verbraucher die Nutzung dieser App ausdrücklich empfehlen kann.

Worum ging es? - Es ging natürlich zum einen darum, die goldenen Regeln des
Datenschutzes einzuhalten, also auf Anonymität zu achten und zu
gewährleisten, dass Datensparsamkeit eingehalten wird. Ich freue mich sehr,
dass der Beauftragte für den Datenschutz dieser App ein sehr gutes Zeugnis
ausstellt. Das zeigt, wie weit wir gekommen sind. Die Gespräche waren nicht
immer einfach, aber sie waren wichtig und richtig, um die Akzeptanz
deutlich zu machen.

Die Freiwilligkeit ist eine der wesentlichen Voraussetzungen dafür, dass
diese App angenommen wird. Deshalb war es mir wichtig, in jedem
Prozessschritt darauf zu achten, dass das absolut eingehalten wird. Sie
wird in zwei Stufen eingehalten. Zum einen entscheiden Sie alle selbst
darüber, ob Sie diese aus meiner Sicht sehr sinnvolle App nutzen, sich also
auf Ihr Handy laden. Darüber hinaus entscheiden Sie dann wieder freiwillig,
was mit den Daten, mit den Informationen, die Sie gewinnen, geschieht. Sie
entscheiden darüber, ob Sie andere informieren. Ich kann Sie nur
auffordern: Tun Sie das! Denn damit schützen Sie auch andere. Aber es liegt
eben in Ihrer Entscheidung. Deswegen ist diese doppelte Freiwilligkeit ganz
wichtig bei dieser sensiblen Fragestellung.

Jetzt gibt es die Diskussion darüber, ob diese Freiwilligkeit denn auch so
gelebt wird, oder ob es Situationen gibt, in denen Verbraucherinnen und
Verbraucher womöglich quasi durch die Hintertür genötigt werden,
unfreiwillig diese App zu nutzen. In diesem Zusammenhang bitte ich uns
alle, einfach auch die Lebenswirklichkeit zu betrachten. Oftmals wird das
Beispiel genannt, dass ein Gastwirt einem den Zugang verwehren würde, wenn
man diese App nicht nutzt. Da muss man sich wirklich fragen, warum er oder
sie das denn tun sollte. Denn an dem Abend, an dem man ins Restaurant geht,
hat man vielleicht noch keine Meldung auf dem Handy, dass man Kontakt
hatte; zwei, drei Tage später vielleicht schon. Aber was man dann mit den
Daten macht, liegt in der Verantwortung jedes einzelnen. Deswegen hat der
Gastwirt überhaupt keine Begründung, das von einem Gast abzufragen.
Deswegen bin ich der Meinung, dass wir momentan keine gesetzliche Regelung
brauchen, um eine solche Nutzung oder Unfreiwilligkeit über die Hintertür
auszuschließen. Denn die Lebenswirklichkeit gibt überhaupt keinen Anlass
dafür. Ich bin immer der Meinung, dass gesetzliche Regelungen dann sinnvoll
sind, wenn ein Erfordernis da ist. In diesem Fall sehe ich das nicht.

Deswegen kann ich auch guten Gewissens und voller Überzeugung dafür werben,
diese App zu nutzen. Sie schützt Sie, und sie schützt andere.

Prof. Wieler: Sehr geehrte Damen und Herren, ich möchte ergänzend zu den
Ausführungen meiner Vorrednerinnen und Vorredner noch einige Aspekte
nennen, die für uns als Herausgeber der Corona-Warn-App von Bedeutung sind.

Zentral für die Bekämpfung einer jeden Pandemie ist es, dass wir es
schaffen, die Infektionsketten zu brechen, und zwar möglichst rasch und
möglichst ohne Ausnahmen. Bislang ist uns das hier in Deutschland in einer
gemeinsamen Anstrengung, die Sie alle ja miterlebt haben, sehr gut
gelungen. Ich möchte hier hervorheben, dass das vor allen Dingen auf die
hervorragende und wirklich unverzichtbare Arbeit der Gesundheitsämter
zurückzuführen ist. Denn ihnen obliegt die Nachverfolgung der
Infektionsketten. Neben dem Einhalten der Abstands- und Hygieneregeln und
dem Tragen von Alltagsmasken ist die Kontaktnachverfolgung durch die
örtlichen Behörden der wesentliche Grund dafür, dass wir die Pandemie in
Deutschland bislang sehr gut beherrscht haben und auch aktuell sehr gut
beherrschen können.

Mit dem heutigen Start der Corona-Warn-App steht uns nun ein weiteres
Werkzeug zur Verfügung, das die bereits bekannten und bewährten Methoden
der Kontaktnachverfolgung ergänzen wird. Mit der Corona-Warn-App können mit
einer gewissen Wahrscheinlichkeit zusätzliche Risikobegegnungen
aufgezeichnet und identifiziert werden, die bislang durch das Raster
gefallen sind. Das könnte gerade dann von Bedeutung sein, wenn die
Mobilität der Menschen wieder weiter zunimmt.

Weiterhin ist für mich wichtig, dass Ihnen allen aber auch klar ist - das
muss uns allen natürlich im Kopf bleiben -, dass die AHA-Regel, also den
Abstand einzuhalten, die Hygiene einzuhalten und die Alltagsmasken zu
tragen, völlig unbeschadet davon weiterhin das Grundprinzip sein muss, um
die Ausbreitung der Pandemie weiter eindämmen zu können.

Jetzt, zu diesem Zeitpunkt, zu dem wir vergleichsweise geringe Fallzahlen
in Deutschland haben - wir haben heute 378 neue Fälle gemeldet -, haben wir
die Möglichkeit, uns mit der App gut vertraut zu machen, sodass wir bei
möglicherweise wieder steigenden Fallzahlen die App besser beherrschen.
Diese App wird, wie mehrfach schon angeregt wurde, kontinuierlich
weiterentwickelt. Es ist ein lernendes System.

An dieser Stelle möchte ich ein paar abschließende Worte auch zum
wissenschaftlichen Beitrag des Robert-Koch-Instituts bei der Entwicklung
dieser App sagen. Tatsächlich ist in sehr kurzer Zeit durch sehr intensive
Zusammenarbeit vieler verschiedener Menschen eine Entwicklung gelungen, die
wirklich fast atemberaubend ist. Ich möchte in diesem Zusammenhang der
Agilität, der Leistungsbereitschaft meiner Wissenschaftler im
Robert-Koch-Institut in hohem Maße danken, die eben auch seit langer Zeit
sieben Tage die Woche mit vielen Kolleginnen und Kollegen aus den anderen
Bereichen intensiv an der Entwicklung der App gearbeitet haben.

Auf den ersten Blick sieht man das der App vielleicht gar nicht an. Aber
hinter der Benachrichtigung, ob man ein geringes oder ein erhöhtes
Ansteckungsrisiko hat, steckt ein sehr komplexes Modell, nach dem das
Infektionsrisiko berechnet wird. Es sind vier Faktoren: Ein Faktor ist die
Dauer und die Nähe der Begegnung. Ein zweiter Faktor ist der Zeitpunkt seit
der Begegnung mit einem positiv getesteten Appnutzer. Weiterhin spielt der
sogenannte Dämpfungswert des Bluetoothsignals eine große Rolle. Letztlich
wird das Übertragungsrisiko des positiv getesteten Appnutzers in einem
Algorithmus berechnet, den die Wissenschaftler des Robert-Koch-Instituts
erarbeitet haben.

Gemeinsam mit den anderen an der Entwicklung beteiligten Partnern werden
wir die App in den kommenden Wochen und Monaten weiterentwickeln und so
stetig verbessern. - Danke sehr.

Höttges: Sehr geehrte Damen und Herren, guten Morgen! Ich bin sehr froh
darüber, dass wir Ihnen heute hier diese App, dieses Produkt vorstellen
können. Ich möchte Ihnen eines sagen: In der langjährigen Zusammenarbeit
auch mit öffentlichen Projekten ist das das beste
Public-private-Partnership-Projekt, das ich in meinem Berufsleben je
gesehen habe. Das ist der Rockstar in Geschwindigkeit, aber auch in der
Art, wie wir zusammengearbeitet haben. Alle Arbeitsmethoden waren extrem
modern. Wir haben Scrum-Teams gehabt, wir haben Sprints gehabt, wir haben
in dem Projekt sehr agil gearbeitet. Denn wir hatten letztlich kaum Zeit.
Die Zusammenarbeit zwischen SAP und der Deutschen Telekom - ja, wir haben
Erfahrungen aus der Vergangenheit. Aber die Zusammenarbeit mit RKI,
Fraunhofer, mit dem BSI, mit dem BMG, mit dem BfDI, mit all den Ministerien
in einer hohen Komplexität zu bewerkstelligen, es war absolut professionell
und absolut zielorientiert, was da gemacht worden ist.

Wir haben gleichzeitig auch Start-up-Initiativen dabeigehabt, wie zum
Beispiel #GesundZusammen, die ja auch etwas entwickelt haben, und haben
aufbauend auf deren Arbeit unsere App weiterentwickelt. Gleichzeitig hatten
wir die Komplexität, natürlich mit Google und mit Apple zu verhandeln, weil
das Bluetoothsignal ja in den beiden großen Plattformen zur Verfügung steht
und entsprechend vernünftige Messwerte abliefern soll.

All das hat geklappt, und zwar in einem kurzen Zeitraum. Ich sage Ihnen
auch: Alles ist made in Germany, und alle Daten, alle Projekte, alle Clouds
liegen hier in Deutschland. Deutschland kann also Digitalisierung, wenn wir
alle an einem Strang ziehen. Das hat dieses Projekt eindrucksvoll bewiesen.

Wir stellen Ihnen aber nicht nur eine App vor, sondern sie hat Funktionen,
die weit darüber hinausgehen. Dazu einige Worte:

Erstens, die technische Innovation, die diese App mitbringt. Wir führen ja
eine Abstandsmessung via Bluetooth durch. Das ist übrigens ein relativ
neues Feld, mit dem wir uns beschäftigt haben. Wir haben versucht, in den
Testlaboren herauszubekommen, wie präzise oder wie ultrapräzise die
Sensortechnik arbeitet, wie die Kalibrierung des Bluetoothsignals
funktioniert, wie die Probanden miteinander interagieren. Wir haben dieses
Signal kontinuierlich gemessen und auch diese Messzahlen kontinuierlich an
Google und Apple zurückgespielt, die daraufhin Änderungen in der Art, wie
sie uns das Bluetoothsignal zur Verfügung stellen, durchgeführt haben. Auch
hier geht unser Dank an die beiden großen Konzerne aus dem Valley, die
konstruktiv mitgeholfen haben.

Zweitens. Wir digitalisieren nicht nur die Nachverfolgung von
Infektionsketten, sondern wir digitalisieren auch die Anbindung der
Testzentren und aller Labore. Das heißt, auch der heute analoge Prozess
wird durch die Corona-Warn-App digitalisiert. Dadurch wird die gesamte
Kommunikation im Nachverfolgen, aber auch in der Information signifikant
beschleunigt. Wir gehen davon aus, dass gegenüber dem analogen Prozess bis
zu vier Tage gewonnen werden können. Diese sind natürlich superkritisch,
wenn es um die Verbreitung des Virus geht, um Maßnahmen durchzuführen.

Aktuell haben wir bereits über 20 Prozent der großen Testkapazitäten
digitalisiert und angepasst. Wir werden in den nächsten vier Wochen alle
Testlabore und alle Gesundheitsämter in diesen Digitalisierungsprozess
integrieren, um sie komplett von den analogen, sehr aufwändigen manuellen
Prozessen zu entlasten.

Bei der Entwicklung der App gab es drei Maßstäbe, erstens, schnell
fertigzuwerden. Wir sind dazu ja wie die Jungfrau zum Kinde gekommen und
erst relativ spät in den Prozess involviert worden. Innerhalb von 50 Tagen
haben wir diese App dann auf den Weg gebracht.

Zweitens. Sie soll ganz einfach nutzbar sein. Wir haben das getestet, und
zwar mit Nutzern von 16 Jahren bis 75 Jahren, die mit uns gearbeitet haben -
 inklusive blinden Personen! Auch die haben wir in diesen Prozess
integriert. Wir haben Cocktailpartys veranstaltet. Wir haben Restaurants
simuliert. Wir haben Schulunterricht dargestellt. Wir haben Zugfahrten in
unseren Laboren aufgebaut. Übrigens haben wir in Prag in unserem Testlabor
der Deutschen Telekom alle Endgeräte, die möglich sind, getestet und deren
Verhalten entsprechend dokumentiert.

Vor diesem Hintergrund: Die App ist universell. Sie ist auf den gängigsten
Handygeräten - nicht allen -, die es heute auf dem Markt gibt, einsetzbar.
Besonders wichtig ist an der Stelle auch: Die Menschen, die noch nicht die
aktuellen iOS-Versionen geladen haben, bitte ich, jetzt auch eine
Aktualisierung durchzuführen, weil sie Voraussetzung dafür ist, dass die
App dann auch entsprechend funktioniert.

Gleichzeitig haben wir sichergestellt, dass das Datenvolumen, das über das
Netz verteilt wird, komplett kostenlos ist. Das heißt, es belastet nicht
das Datenvolumen, das der einzelne Kunde in Deutschland hat. Alle
Mobilfunkanbieter in Deutschland stellen diesen Dienst kostenlos zur
Verfügung. Wir nennen das Zero-Rating. Auch hier gibt es also keine
Komplikationen, sondern eine einfache Nutzbarkeit.

Wir sagen gleichzeitig: Es muss die Privatsphäre geschützt werden. Wir
garantieren hundertprozentige Transparenz. Wir haben den Quellcode und
sämtliche Ergebnisse öffentlich gemacht. Wir haben 7000 Hinweise von der
Community erhalten. Vielen Dank auch an die Community an dieser Stelle, die
sich sehr intensiv mit unserem Code auseinandergesetzt hat. Alles ist
freiwillig; wir haben es eben schon gehört. Die App arbeitet auch komplett
pseudonym. Das heißt, sie arbeitet nicht nur im Rahmen der
Datenschutz-Grundverordnung, sondern sie stellt auch zu keinem Zeitpunkt
irgendeine Nachverfolgbarkeit sicher.

Sie ist gleichzeitig hochsicher. Wir haben sogenannte Hardcore-Pentests der
App durchgeführt. Wir haben Angriffe mit entsprechenden Partnerunternehmen
simuliert. Sämtlichen Angriffen hat das System bislang standgehalten.

Gleichzeitig ist es leistungsstark. Wir haben einen Lasttest bis hin zu
einem zweistelligen Millionenbereich auf der Plattform durchgeführt, und
alle Tests sind reibungslos verlaufen.

Die große Frage ist: Wie geht es jetzt weiter? Natürlich arbeiten wir an
der Optimierung der App, auch noch mit Google und Apple. Natürlich werden
wir auch die Ergebnisse, die wir jetzt aus der Implementierung erhalten,
berücksichtigen. Aktuell gibt es zum Beispiel intensive Nachfragen danach,
ob man eine TAN braucht, um die App zu installieren. Nein, die braucht man
nicht. Nach einer Minute des Downloadens kann man das ohne eine TAN
installieren. Die Menschen, die dazu Fragen haben, können sich aber an
unsere Hotline wenden. Auch hier haben wir entsprechende Kapazitäten
aufgebaut, um Menschen zu informieren, die digital vielleicht nicht so
kundig sind, wie wir es sind.

Wir wollen jetzt auch in Europa weiterarbeiten, weil Menschen natürlich
über die Grenzen gehen und Betriebe über die Grenzen hinaus arbeiten.
Deshalb ist die Interoperabilität der deutschen App mit den europäischen
Apps natürlich auch von hoher Bedeutung. Es gibt eine dezentrale
Architektur. Die meisten europäischen Länder haben ebenfalls eine
dezentrale Architektur gewählt. Wir haben unser Projekt der EU vorgestellt,
hier dem eHealth Network der EU, das sich damit beschäftigt. Wir werden
dann in den nächsten Wochen sicherlich von der EU-Kommission
beziehungsweise anderen Mitgliedstaaten hören, inwieweit deren Apps mit
unserer App kommunizieren wird. Das ist der nächste Schritt, an dem wir
arbeiten.

Abschließend sage ich vielleicht: Das ist ein Projekt, an dem mitzuarbeiten
großartigen Spaß gemacht hat. Ich bin immer wieder überrascht: Wenn man
einen gesellschaftlichen Auftrag hat, wenn es eine gesellschaftliche
Identifikation gibt und wenn man die Wichtigkeit erkennt, dann ist alles
möglich! Die Komplexität, die dahintersteht, so eine App in 50 Tagen zu
entwickeln, spricht, glaube ich, für sich. Daher hoffe ich, dass jetzt auch
viele Unternehmen, viele Mitarbeiter und viele Menschen in Deutschland
diese App nutzen werden. Wir haben bereits dafür geworben, dass sich auch
alle DAX-Unternehmen morgen entsprechend dazu bekennen, die App zu
bewerben, natürlich immer auf freiwilliger Basis. Auch da sind wir
vorangekommen. Das heißt, es gilt, jetzt eine breite Öffentlichkeit zu
nutzen. Bitte installieren Sie die App. Ich habe sie bereits installiert.

Müller: Ich ergänze auch noch ein paar Punkte. Open Source hat wirklich als
Stützpfeiler gedient. Um nur noch einmal ein paar Details zu nennen: Wir
haben jeglichen Programmcode öffentlich als Open Source zur Verfügung
gestellt, davor sogar die Architektur und die Konzepte. Jeder Mensch auf
dem Planeten kann sich das anschauen, und das haben sehr viele getan. Es
gibt mehr als 100 000 verschiedene Personen, die sich die Webseite
angeschaut haben, um sich über dieses Projekt zu informieren. Es gab 160
Personen, die aktiv dazu beigetragen haben. Wir haben 2100 Meldungen in
Form von Kommentaren dazu erhalten, was wir potenziell besser machen können
beziehungsweise was wir potenziell noch anders machen können, und sogar
1500 ganz konkrete Code-Veränderungsvorschläge. Hierfür also auch ein
Riesendank an die Community! Aber kann man nicht nur auf eine Firma oder
ein Institut schauen. Es gibt wirklich ganz viele Menschen, die sich sehr
konstruktiv damit beschäftigt haben und mitgeholfen haben.

Für alle war es, denke ich, ein Experiment, so ein Projekt auf diese Art
und Weise durchzuführen. Wir können sagen: Das hat hervorragend geklappt.
Es gab bisher noch nie ein öffentliches Projekt, in dessen transparente
Entwicklung so oft und so offen hineingeschaut wurde.

Noch ein paar Worte zum Thema des Datenschutzes. Es wurde schon gesagt,
aber es ist einfach das wichtigste Thema: Wir haben am Anfang des Projekts
gesehen, dass ca. 50 Prozent der Personen, die sagen, dass sie diese App
nicht installieren möchten, sagen, dass sie dies aufgrund von
Datenschutzbedenken sagen. Ich denke, wir haben alles getan, was in unserer
Macht steht, um genau diese Bedenken aus dem Weg zu räumen. Der Film hat es
ja auch schon gezeigt: Es wird mit optimaler Datensparsamkeit gearbeitet.

Dann muss man sich wirklich fragen: Vor welchem Datenmissbrauch habe ich
denn Angst? - Jede Pizzabestellung, jeder Online-Kauf, jede Nutzung von
Social Media veröffentlicht mehr Daten von mir. Für diejenigen, die es noch
kennen: Wir haben damals so verrückte Sachen gemacht, wie unseren
Klarnamen, unsere Telefonnummer und unsere Adresse in ein Telefonbuch zu
schreiben und das öffentlich auszulegen. Wenn wir das einmal damit
vergleichen, ob es jetzt wirklich Datenschutzbedenken geben sollte, dann
sagen wir ganz klar Nein. Das ist eben auch von unabhängigen Stellen gesagt
worden, von professionellen Stellen, aber auch die Gesellschaft konnte
hineinschauen. Das wurde tausendfach geprüft. Daher bitten wir alle, diese
App zu installieren.

Zur Zusammenarbeit mit Google und Apple; Tim hat es schon erwähnt: Auf
Augenhöhe haben wir mit den Chefentwicklern dieser Google- und
Apple-Schnittstelle zusammengearbeitet. Wir haben natürlich gelernt, aber
wir sind auch stolz darauf, dass wir Google und Apple viel beibringen
konnten, um diese Schnittstelle zu verbessern. Das haben sie bereits getan,
und das werden sie auch in Zukunft weiterhin tun. Davon profitieren wir
dann insgesamt global; denn die Pandemie ist global. Da hilft rein
nationales Handeln nicht.

Ganz kurz noch etwas zum Thema der Bluetooth-Genauigkeit, und das auch in
aller Offenheit: Wenn Sie uns vor vier Wochen gefragt hätten, ob wir mit
dieser App und dieser Technologie guten Gewissens live gehen können, dann
hätten wir Nein gesagt. Aber innerhalb dieser vier Wochen haben wir vor
allem mit dem Fraunhofer-Institut sehr, sehr eng zusammengearbeitet, haben
mit dem Robert-Koch-Institut sehr, sehr eng zusammengearbeitet und haben
diese Schnittstelle getestet. Ziel des Tests war die Überprüfung der
Genauigkeit der Google- und Apple-Schnittstelle in verschiedenen Szenarien.
Wir haben so etwas wie einen ICE simuliert. Wir haben so etwas wie eine
Schlange im Supermarkt simuliert. Wir haben so etwas wie einen
Restaurantbesuch oder auch eine etwas dynamischere Cocktailparty simuliert.
Wir haben dann eben durch die Smartphones die Begegnungsdauer und den
Begegnungsabstand nach Vorgaben des RKI ganz präzise messen können, und wir
haben das in das Modell des RKI eingespielt.

Als Ergebnis lässt sich festhalten, dass wir bei den letzten dieser
Testreihen, die wir mit verschiedenen Mobilfunkgeräten in diesen Szenarien
durchgeführt haben, rund 80 Prozent der Begegnungen korrekt einschätzen
konnten. Das heißt, wenn eine Person einem über 15 Minuten hinweg näher als
zwei Meter war, dann wurde das korrekt eingeschätzt. Wenn das bei einer
Person nicht der Fall war, wurde das auch korrekt eingeschätzt. Prof.
Wieler hat es bereits erwähnt, Minister Spahn auch: Ja, wir werden ein paar
Personen zum Testen schicken, die diese Anforderungen nicht exakt erfüllt
haben. Aber wir sind uns sicher, dass das die bessere Wahl ist, als diese
App nicht zu nutzen, und wir werden sie kontinuierlich verbessern.

Noch ein paar Punkte hinsichtlich der nächsten Schritte: Die App ist im
Moment auf Deutsch und auf Englisch verfügbar. Teile der Hotline sind auch
schon auf Türkisch verfügbar. Es ist uns sehr wichtig, dass die App von
möglichst vielen Personen genutzt wird. Daher werden wir als nächstes auch
Türkisch als Sprache in der App ausrollen. Dann werden mit weiteren
kontinuierlichen Updates eben auch Arabisch, Französisch und Russisch als
weitere Sprachen hinzukommen.

Außerdem haben wir vom BSI noch unkritische Hinweise dazu erhalten, was wir
noch besser machen können. Das wird auch Teil weiterer Updates sein.

Der App-Store ist auch eine Frage, die aufkam. Wenn man nicht den deutschen
App-Store, sondern zum Beispiel einen in der Türkei nutzt, dann werden wir
dafür auch eine Lösung finden.

Es gibt noch einen weiteren Schritt der noch deutlicheren Vertrauensbildung
bezüglich der App, nämlich dass man ganz genau sicherstellen kann, dass
das, was wir als Open Source veröffentlichen, auch ganz genau das ist, was
auf dem Telefon landet. Dafür gibt es Methoden. Das werden wir in den
nächsten Wochen auch noch machen.

Insofern freuen wir uns und bedanken uns für das Vertrauen der Politik
sowie für die wirklich hervorragende Zusammenarbeit. In allen beteiligten
Ministerien, Instituten und Firmen wurde intensiv gearbeitet und auf
höchstem Niveau gearbeitet, um die Corona-Warn-App für Deutschland heute
präsentieren zu können. Vielen Dank!

Frage: Ich habe eine Frage an Kanzleramtschef Braun, verbunden mit einer
Frage an die Telekom. Es gibt heute Morgen schon Klagen darüber, dass die
App relativ schlecht von den Nutzern und Interessierten aufzufinden sei.
Was tun Sie dagegen und dafür, dass sie bei Apple und Google besser zu
finden ist?

An die Telekom: Können Sie bitte in diesem Zusammenhang sagen, ob der
Ausfall des Mobilfunknetzes in Teilen Deutschlands heute Morgen mit der App
zu tun hat?

BM Braun: Die Antwort ist relativ einfach: "Corona-Warn-App.de" - das ist
unsere Homepage. Dort gibt es auch einen direkten Link auf die beiden
App-Stores, in denen man sich das dann sowohl für iOS als auch für Android
herunterladen kann. Wir freuen uns, dass die App jetzt da ist und wenn
heute noch sehr viele davon Gebrauch machen.

Höttges: Wir haben heute Morgen schon Veränderungen vorgenommen. Wenn man
über iOS geht, dann landet man sofort und automatisch bei der
Corona-Warn-App. Das ist schon an Nummer 1 gesetzt. Durch die Klickzahlen,
die es heute gibt - es gibt schon mehr als 100 000 Nutzer -, rutschen wir
im App-Store automatisch nach oben. Ich glaube, wir sind im App-Store jetzt
schon auf dem ersten Bildschirm. Auf "Apps" liegen wir schon auf Nummer 1,
aber wir sind auch dabei, dafür zu sorgen, dass man unsere App sofort
findet.

Zur zweiten Frage: Es gab heute Nacht einen Ausfall in unserer
Infrastruktur. Das hängt damit zusammen, dass wir gerade aktiv das Netz
umbauen. Sie wissen, dass wir vor dem 5G-Launch in Deutschland stehen, und
daher werden wir an dem Netz in den nächsten Wochen und Monaten viel
umbauen. Heute Nacht ist es zu einem Ausfall gekommen. Wenn Kunden davon
betroffen sein sollten, dann entschuldige ich mich dafür. Seit heute Morgen
laufen alle Infrastrukturen der Deutschen Telekom wieder reibungslos. Das
hat nichts mit der Corona-Warn-App zu tun.

Frage: Frau Lambrecht, Sie sagten, die Bedenken, die da geäußert würden,
hätten mit der Lebenswelt nichts zu tun. Bedenken sind ja aber auch, dass
Arbeitnehmer von Arbeitgebern verpflichtet werden könnten, die App zu
benutzen. Wie sehen Sie das?

Ich hätte noch eine Frage an Herrn Wieler, und zwar zu diesen 15 Minuten.
Warum genau wurde dieser Zeitraum gewählt?

BM'in Lambrecht: Die Frage, ob Arbeitgeber Arbeitnehmer zur Nutzung der App
verpflichten könnten, stellt sich, wenn überhaupt, nur in Bezug auf die
Nutzung von Diensthandys, weil man als Arbeitgeber keine Möglichkeit hat,
Arbeitnehmer dazu zu verpflichten, ein privates Handy zu nutzen oder diese
App aufzuspielen. Bei der Nutzung eines Diensthandys ist zu
berücksichtigen, dass ein Arbeitgeber ein Weisungsrecht gegenüber dem
Arbeitnehmer hat, aber bei dieser Weisung die unterschiedlichen Interessen
auch abgewogen werden müssen. Das entspricht der Rechtsprechung des BAG.
Dabei spielt zum einen natürlich die Frage des Infektionsschutzes im
Betrieb eine Rolle, aber auf der anderen Seite eben auch das, was wir
ausdrücklich feststellen, dass die Nutzung dieser App freiwillig sein muss.
Diese beiden Güter müssen gegeneinander abgewogen werden können.

Ich würde es so einschätzen, dass aufgrund der ausdrücklichen
Freiwilligkeit und der anderen Möglichkeiten, die man als Arbeitgeber ja
auch hat, um Infektionsschutz im Unternehmen zu gewährleisten, hier
ausdrücklich diese Freiwilligkeit überwiegt; denn ein Arbeitgeber hat
selbstverständlich andere Möglichkeiten wie die schriftliche Erfassung von
Kontakten, um diesen Infektionsschutz, und darum geht es ja, zu
gewährleisten.

Prof. Wieler: Die 15 Minuten und der Abstand - das sind ja Regeln, die wir
seit Anfang der Pandemie empfehlen. Dafür gibt es zwei Erklärungen. Die
eine ist, dass es umfängliche Untersuchungen darüber gibt, die schon vor
längerer Zeit und unabhängig von dieser Pandemie gemacht wurden, wie sich
Menschen verhalten und wie lange Menschen Zeit miteinander verbringen.
Dabei hat man ganz klar herausgefunden, dass bei engeren Kontakten 15
Minuten eine bestimmte Schnittstelle darstellen, an der man sieht, dass der
Kontakt danach länger bestehen bleibt. Das heißt, das ist eine Zahl, die
einfach mit dem Sozialverhalten zusammenhängt. Das sind Daten, die
hauptsächlich in Europa erhoben wurden, weshalb wir das nach wie vor für
sehr relevant halten.

Der zweite Aspekt ist der, dass wir davon ausgehen, dass die
Übertragungswahrscheinlichkeit steigt, weil es durch die
Tröpfcheninfektion, die eine große Rolle spielt, und auch die Aerosole eine
gewisse Zeit benötigen, bis man wahrscheinlich genügend von dem Virus
aufgenommen hat. Das heißt, das Risiko steigt einfach mit längerer Zeit.
Das sind die zwei Parameter, aus denen sich diese 15 Minuten ergeben.

Frage: Wenn ich daran anschließen darf: Wäre die App also
missinterpretiert, wenn man sie so verstehen würde, dass man für weniger
als 15 Minuten durchaus sehr nah zusammen sein kann? Sind also beide
Parameter einzuhalten?

Ich hätte noch eine technische Frage dazu, dass mein Bluetooth jetzt
ständig an ist. Kann ich jetzt Beifangopfer irgendwelcher Hotspots werden,
an denen ich vorbeilaufe und von denen mir Werbung aufgespielt wird?

Prof. Wieler: Zu der ersten Frage: Es gibt natürlich keine Präzision genau
auf den Zentimeter, das ist klar. Es gibt quasi einen Range, den die App
misst, wenn die Identifikationscodes ausgetauscht werden. Es gibt eine
untere Grenze, und alles, was unter dieser Grenze liegt - unter den 15
Minuten und unter einer bestimmten Entfernung von etwa drei Metern -, wird
eben überhaupt nicht erfasst. Das heißt, es wird ein Range erfasst, und
erst, wenn der ausreichend gering ist, wird überhaupt ein
Identifikationscode ausgetauscht und auf dem eigenen Handy von einem
anderen Handy geladen.

Da spielen aber auch noch zwei andere Faktoren mit hinein. Es geht ja immer
darum, dass wir einen Risikoscore ermitteln. Das wird das Ergebnis sein,
das dem App-Nutzer dann aufgespielt wird: Hat er einen geringeren
Risikoscore oder hat er einen höheren Risikoscore, da er in der Nähe einer
Person war, die positiv getestet wurde? Die Person muss also positiv
getestet worden sein. Da gibt es einen relativ komplexen Algorithmus.
Diesen Algorithmus konnten wir eigentlich auch erst in den letzten Wochen
programmieren, denn der Algorithmus hängt mit der Infektionsepidemiologie
der COVID-19-Erkrankung zusammen. Da geht also ein, wie lang die
Inkubationszeit ist, wann die höchste Infektiosität der Person besteht und
wie lange es in der Regel dauert, bis Menschen positiv getestet werden und
das Testergebnis mitteilen. Alle diese Daten konnten wir ja erst in den
letzten Wochen wirklich erheben, denn die gab es vor der Pandemie nicht.
Wir kannten das Virus ja nicht und wir wissen auch erst seit wenigen Wochen
die genaue Verteilung der Krankheitsschwere, der Ausscheidungen und der
Infektiosität.

Das heißt, diese vier Faktoren, die ich nannte, gehen in die Bewertung ein,
bis dann ein Nutzer der App einen Risikoscore mitgeteilt bekommt. Was er
letztlich mitgeteilt bekommt - und das bezieht sich immer nur auf die
letzten 14 Tage; denn nach 14 Tagen werden die Identifikationscodes vom
Handy gelöscht -, ist: Er hatte so und so viele Risikobegegnungen mit der
Person beziehungsweise es gab so und so viele Kontakte mit dem Handy der
Person, und die letzte Risikobegegnung lag so und so viele Tage zurück. Das
sind die einzigen Informationen, die die Person mit einem erhöhten
Risikoscore erhält. Es ist also ein recht komplexes Modell, aber wenn ich
richtig informiert bin, sind diese ganzen Informationen auch online
einsehbar. Auch dieser schöne Algorithmus, an dem wir so hart gearbeitet
haben, ist einsehbar.

BM Spahn: Trotzdem hat ja der Kollege in der ihm eigenen Art gefragt, und
deswegen würde ich in Antwort auf Ihre Frage ausdrücklich sagen: Ja,
natürlich kann auch jemand, der unter 15 Minuten Kontakt hatte, infiziert
werden. Wir mussten aber eben mit Annahmen arbeiten. Wenn Sie sehr
intensiven Kontakt mit jemand anderem haben - auf welche Art auch immer -,
kann es auch in Sekunden passieren - nicht, dass Sie jetzt den Eindruck
vermitteln, man müsste immer 15 Minuten zusammen sein. Um die Frage also
präzise zu beantworten: Ja.

Müller: Zum Thema Bluetooth: Was auf den Mobilfunkgeräten passiert, ist,
dass alle zweieinhalb bis fünf Minuten Zufallszahlen versendet werden. Über
ein Zeitintervall von vier Sekunden wird 16-mal dieselbe Zufallszahl
versendet. Diese Zufallszahl ändert sich alle 10 bis 20 Minuten. Das macht
es nahezu unmöglich, eine Person beziehungsweise ein Gerät zu tracken.

Sie haben gefragt, ob damit jetzt Schindluder getrieben werden kann und ob
Sie Werbung oder Ähnliches bekommen können: Das ist nicht möglich, weil
sich erstens diese Zufallszahl sehr zügig ändert und zweitens keine
Identifikation und kein Rückschluss von dieser Zufallszahl auf Ihr Gerät
und auch nicht von dieser Zufallszahl auf Sie als Person möglich ist.

Frage: An Minister Spahn: Gibt es Vorgaben, wann Ärzte dann tatsächlich
testen sollten? Sie sagten ja gerade, dass es hohe oder niedrige Risiken
gibt, die mir die Warn-App dann melden kann. Ab welchem Risiko sollte der
Arzt dann den Test machen?

Noch eine klitzekleine Frage nach Zahlen: Wie viel Prozent der Bevölkerung -
 Personen über 16 Jahre - haben denn ein Handy, das die Corona-Warn-App
überhaupt laden kann?

BM Spahn: Im Grunde übertragen wir das aus der analogen Welt auch in die
digitale. Wir haben ja heute Kontaktpersonen der Kategorie eins; das sind
die Personen, mit denen man über die gerade schon diskutierten 15 Minuten
in einer gewissen Nähe Kontakt hatte. Wer eine entsprechende
Risikoeinschätzung in dieser Kategorie bekommt - also hohes Risiko -, kann
sich testen lassen und wird auch aufgefordert beziehungsweise eingeladen,
sich beim öffentlichen Gesundheitsdienst oder beim Hausarzt oder bei 116
117 - das ist ja die 24-Stunden-7-Tage-Hotline der kassenärztlichen
Versorgung - zu melden. Wir haben außerdem sichergestellt - sowohl durch
unsere Verordnung als auch durch eine Abrechnungsziffer -, dass sowohl die
Ärzte wie der öffentliche Gesundheitsdienst einen entsprechenden Test dann
auch refinanziert bekommen.

Auch das ist ja die neue Qualität: Dass damit im Grunde auch für
symptomlose Kontaktpersonen die Möglichkeit zur Testung besteht. Das war ja
bis jetzt nicht durchgängig so, und wer eben durch die Corona-Warn-App
gesagt bekommt "Da ist ein entsprechendes Risiko", kann damit entweder beim
öffentlichen Gesundheitsdienst oder beim Arzt - und immer telefonisch
vorher kontaktieren - die entsprechende Testung bekommen und sie wird
übernommen.

Höttges: Wenn man in Deutschland von einer Grundgesamtheit von 80 Millionen
Einwohnern ausgeht, können heute 65 Prozent der Bevölkerung ein Smartphone
nutzen. Das sind über 50 Millionen Smartphones, die wir im Einsatz haben.
Gleichzeitig kommt es aber gar nicht auf die Größe der Zahl derjenigen an,
die das dann auch installieren; vielmehr hilft jede einzelne installierte
App, um die Verbreitung des Virus zu reduzieren. Für die Menschen, die
momentan noch kein Smartphone haben, bietet die Deutsche Telekom ab sofort
in ihren Shops extra Handys an - auch für ältere Menschen einfach zu
installieren -, und wir helfen den Menschen auch, diese App in unseren
Shops gemeinsam mit unseren Serviceleuten installiert zu bekommen.

Frage: Wer hat in diesem Systemdesign eigentlich den Überblick, ob es
positive Tracings gab und wann das erste erfolgt ist? Das habe ich noch
nicht ganz verstanden. Das müsste dann ja eigentlich wieder maximal der
öffentliche Gesundheitsdienst sein. Sind die denn angewiesen, das zu
melden? Sie werden ja auch ein Interesse an Erfolgsmeldungen haben. Wer hat
also diesen Überblick? Das habe ich nicht verstanden.

Eine zweite kurze Frage: In den Tests ist das Ansteckungsrisiko ja 80
Prozent der Fälle richtig berechnet worden. Verstehe ich es richtig, dass
das heißt, dass es eine 20-prozentige Gefahr von "false positives" und
"false negatives" gibt?

BM Spahn: Zuerst einmal: Wenn man das dezentral macht, hat niemand den
abschließenden Überblick, schlicht und ergreifend. Das war ja genau die
Debatte, die wir die letzten Wochen miteinander geführt haben, dass durch
eine dezentrale Lösung eben nirgendwo die Daten zusammengeführt werden. Wir
werden möglicherweise sehen, wer sich bei den Hotlines meldet - dann ist ja
klar, wer anruft -, aber ansonsten ist das eben dezentral, freiwillig,
pseudonymisiert.

Was die 80 Prozent angeht, will ich einfach noch einmal das sagen, was ich
vorhin gesagt habe: Lieber einmal zu viel als einmal zu wenig testen. Wir
erwischen jetzt ja nicht den, der 50 Meter weg war, sondern es geht da
sozusagen um eine Range. Mir ist dabei aber sehr wichtig zu sagen: Hier
geht es ja um eine Information, die es einem möglich macht, Risikoverhalten
für sich anzupassen und vor allem einen Test zu bekommen. Dann, finde ich,
ist das in der prozentualen Zuordnung, die Sie beschreiben, mehr als
verantwortbar. Vor allem übrigens im Vergleich zu heutigen
Gedächtnisprotokollen; denn heute ruft das Gesundheitsamt Sie an, wenn
jemand gesagt hat "Ich war vielleicht mit dem in den letzten zwei Wochen in
dem Kontext in Kontakt, ich bin mir aber nicht mehr ganz sicher". Ich würde
tippen, dass da manche Trefferquote deutlich unter 80 Prozent liegt.

Prof. Wieler: Ich kann ganz kurz noch etwas zu den 80 Prozent sagen. Nehmen
wir ein einfaches Beispiel: Von 100 Personen - einige davon wären nah dran
gewesen, andere wären nicht nah dran gewesen - haben wir in den Tests 80
Prozent richtig identifiziert. Das bedeutet, 20 Prozent waren entweder über
einen Zeitraum von mehr als 15 Minuten nah an mir dran und wir haben diese
Personen nicht über Bluetooth-Messung identifiziert, oder sie waren weiter
weg - wie gesagt, das sind keine 50 Meter, sondern vielleicht eher drei
Meter oder ähnliches gewesen - und wir würden diesen Personen trotzdem eine
Nachricht geben, dass sie sich testen lassen sollen.

Wir veröffentlichen in den nächsten Wochen auch noch mehr Details zu den
Tests, die wir da durchgeführt haben, um da auch einfach dem Versprechen
der Transparenz weiterhin treu zu bleiben. Wir haben auch immer gesagt:
Diese App wird Maskenpflicht und Abstand nicht ersetzen. Dass wir 80
Prozent erkennen und 20 Prozent eben nicht, ist in diesem Zusammenhang ein
sehr gutes Beispiel; denn darunter sind auch Personen, die nah dran waren,
aber nicht erkannt wurden. Daher müssen wir weiterhin auch die sehr gute
Arbeit der Gesundheitsämter, der Ärzte, der Labore aufrechterhalten.

Frage: An Herr Spahn: Herr Höttges hat eben erwähnt, dass in vier Wochen
möglichst alle Labore digital angebunden sein sollen. Bedeutet das, dass
man dann eigentlich nicht mehr die Hotline mit der TeleTAN braucht, wo ja
die Mitarbeiter nach bestem Wissen und Gewissen herausbekommen sollen, ob
jemand einen positiven Test hat?

Zweite Frage: Haben Sie schon einmal geschaut, wie in den App-Stores in den
ersten Stunden die Abrufzahlen waren?

BM Spahn: Ich sitze hier gerade und kann nicht schauen, aber ich glaube,
vorhin ist schon die Zahl 100 000 für Android erwähnt worden.

Zu der Frage der Labore: Wenn Herr Höttges und alle anderen sich einig
sind, dass uns in den nächsten vier Wochen der digitale Anschluss der
Labore gelingt, dann gehen wir auch davon aus, dass uns diese Anstrengung
gelingt. Das sind sehr viele Labore, deswegen ist das auch wichtig.
Übrigens erarbeiten wir gerade parallel - aber das ist noch einmal ein ganz
eigenes Feld - mit dem Robert-Koch-Institut unter der Überschrift DEMIS ein
Informationssystem in der Meldekette zwischen öffentlichem
Gesundheitsdienst und Laboren.

Und ja, es ist eine richtige Einschätzung, dass, umso mehr Labore digital
angebunden sind und umso mehr es möglich ist, über diese Schnittstelle
QR-Codes direkt zugänglich zu machen, desto weniger die Hotline gebraucht
werden wird. Ob sich dann am Ende jeder Weg über eine Hotline erübrigt oder
nicht, wird man dann sehen; aber die zahlenmäßige Bedeutung der Hotline
wird dann möglicherweise zügig zurückgehen können und damit natürlich auch
das Finanzvolumen, das wir zur Aufrechterhaltung der Hotline brauchen, weil
die monatlichen Betriebskosten ja in nicht geringem Umfang damit
zusammenhängen, dass es eine 24-Stunden-7-Tage-Hotline gibt, die erst
einmal auch auf eine gewisse Nutzerzahl angelegt ist. Mit jedem Labor, das
zusätzlich angeschlossen wird, reduziert sich sozusagen das, was bei der
Hotline passiert.

Höttges: Wir haben aktuell auf Android zwischen 100 000 und 500 000 Nutzer.
Bei Apple beziehungsweise iOS wissen wir das nicht; das müssen wir mit
denen diskutieren, das werden wir aber noch in Erfahrung bringen. Was mich
besonders freut, ist: Sowohl auf iOS als auf Android haben wir
Kundenbewertungen von 4,7 beziehungsweise 4,8 Sternen, das heißt also, fast
die volle Punktzahl. Wenn Sie das App-Scoring kennen, wissen Sie, dass das
ein absoluter Spitzenwert ist.

Frage: An Herrn Braun und Herrn Spahn: Herr Wieler hatte eben schon die
momentan relativ niedrigen Fallzahlen erwähnt. Meine Frage: Wie sehr zielen
die Entwicklung und die Perfektionierung der App auf eine mögliche zweite
Welle? Rechnen Sie damit, dass die App dann voll verfügbar und voll
entwickelt sein soll?

BM Spahn: Sie dient ja vor allem der Vermeidung einer zweiten Welle,
genauso wie die wichtige tägliche Arbeit der Gesundheitsämter, die gerade
schon erwähnt worden ist. Es geht darum, jeden Tag das Infektionsgeschehen
nachzuvollziehen, lokale Ausbrüche einzudämmen, Infektionsketten zu
unterbrechen. So, wie auch Abstand, Hygiene und Alltagsmasken diesem Ziel
dienen, dient auch diese App genau diesem Ziel, ein nicht
nachvollziehbares, dynamisches Infektionsgeschehen zu vermeiden. Das ist ja
genau die Situation, in der wir im März waren, und die wollen wir eben für
die Zukunft vermeiden. Dazu leistet die App einen wichtigen Beitrag.

Das gilt übrigens - das will ich ausdrücklich noch einmal sagen - gerade
auch zu einem Zeitpunkt, zu dem die Zahlen zwar niedrig sind, wir
gleichzeitig aber eben im öffentlichen Leben und in der Mobilität - Zug,
Flug, Bus, S-Bahn; Demonstrationen habe ich schon angesprochen - wieder
immer mehr in Kontakt mit Personen kommen, die wir nicht persönlich kennen.
Kontaktnachverfolgung klassischer Art durch Befragung - "Wen haben Sie die
letzten zwei Wochen getroffen, mit wem hatten Sie intensiveren Kontakt?" -
kann bei dem Zugnachbarn, den ich im Zweifel einmal in meinem Leben und nie
wieder sehe, nicht funktionieren. Gerade in dieser Phase der Lockerung, in
der wir jetzt sind, und mit zunehmender Mobilität macht das dann noch
einmal einen wichtigen Unterschied.

BM Braun: Vielleicht kann ich noch ergänzen: Wir haben ja festgestellt,
dass es sehr viel leichter ist, Infektionszahlen niedrig zu halten, als sie
von einem hohen Stand wieder herunterzukämpfen. Deshalb ist das zentrale
Ziel, das wir haben, nicht wieder eine hohe Infektionsdynamik zuzulassen.
Zu dem Reigen der Maßnahmen, die wir dafür haben, gehören die lokalen
Beschränkungen, also dass, wenn lokal ein größeres Ereignis auftritt, sehr
schnell lokal reagiert wird, damit nicht sozusagen bundesweite
Beschränkungen erforderlich werden. Dazu gehört des Weiteren die gute
personelle Ausstattung des öffentlichen Gesundheitsdienstes vor Ort, um die
manuelle Kontaktnachverfolgung schnell und vollständig hinzubekommen. Aber
diese App lohnt sich vom ersten Tag an.

Das Eine - das ist schon erwähnt worden - ist ihr Beschleunigungseffekt:
Wenn ich eine Infektion vermeiden möchte, dann muss derjenige, der sich
angesteckt hat, das ja am besten erfahren, bevor er selber merkt, dass er
krank ist; denn dann zieht er sich vielleicht aus anderen Gründen schon
zurück, und dann ist der Zusatznutzen, den die App bringt, eher gering. Das
heißt, es muss schnell gehen. Als wir uns am Anfang entschieden haben,
diese App zu machen, hatte ich, ehrlich gesagt, an die Anbindung der Labore
noch überhaupt nicht gedacht. Das ist aber ein ganz zentrales Element
dieser App, weil ich dadurch das Testergebnis so schnell erfahre und man
dann so schnell den Kontakt melden kann, dass wir da wirklich zwei bis vier
Tage sparen können - und das sind eigentlich die alles entscheidenden zwei
bis vier Tage. Das heißt, wir hoffen, dass wir es durch die App schaffen,
Infektionsketten frühzeitiger zu unterbrechen, und das ist etwas, was auch
bei den jetzigen niedrigen Fallzahlen eine Rolle spielt.

Der zweite Punkt ist: Wenn jemand, der heute Nachmittag im Zug neben
jemandem sitzt, den er nicht kennt, der sich in zwei Tagen als positiv
herausstellt, frühzeitig in Quarantäne geht und niemanden mehr ansteckt,
dann hat die App sozusagen ihren Wert unmittelbar auch jetzt. Im Falle
einer zusätzlichen Dynamik würde natürlich der Effekt skalieren. Aber da
wir ja festgestellt haben, dass wir das Ziel haben, die Infektionszahlen
niedrig zu halten, ist die App auch ab sofort ein absoluter Gewinn, und
deshalb ist unsere Hoffnung, dass die Leute dieser App Vertrauen schenken
und sie ab sofort einsetzen. Sie arbeitet ja im Hintergrund; sie stört mich
in meinem Alltag null. Sie muss eben nur einmal geöffnet werden und die
Nachverfolgung muss eingestellt werden, und dann kann man sie eigentlich
vergessen, da sie im Hintergrund arbeitet. Man muss nur hin und wieder
einmal schauen, ob sie noch da ist, aber sie bedeutet eigentlich keinen
Aufwand im Verhältnis zu der großen Wirkung, die wir uns davon bei der
Pandemiebekämpfung erhoffen.

Frage: An die Minister Spahn und Braun und vielleicht auch an Herrn Wieler
zu den Nutzungszahlen beziehungsweise ab welchen Nutzungszahlen die App
wirklich helfen kann: Es ist verständlich, dass Sie jetzt keine konkrete
Zahl nennen wollen, aber es kursiert ja in Studien die Zahl von 60 Prozent -
 die sich ja schon als falsch oder jedenfalls nicht als Weisheit letzter
Schluss herausgestellt hat -, aber eben auch die Zahl von 15 Prozent.
Könnten Sie vielleicht doch Stellung dazu nehmen, ab welcher Nutzungszahl
das wirklich gut funktioniert beziehungsweise auch gesellschaftlich richtig
viel bringt?

Auch im Zusammenhang mit den Nutzungszahlen: Warum sollen die Jugendlichen
ausgeschlossen werden? Es war zu lesen, dass die sich das nicht
herunterladen können dürfen.

BM Braun: Vielleicht erst einmal zu der Oxford-Studie: Wir haben uns das
sehr genau angeschaut. Der Gedanke der 60 Prozent war eigentlich für den
Fall, dass die App nicht in andere Maßnahmen eingebettet ist, so wie wir es
hier vorgestellt haben, sondern dass sie das zentrale Instrument zur
Pandemiebekämpfung ist. So verstehen wir das hier nicht; vielmehr ist die
App ein Baustein neben allen anderen.

Auch die Autoren der Studie haben sowohl im Text als auch jetzt in der
Öffentlichkeit deutlich gemacht, dass das natürlich ein Skaleneffekt ist.
Je mehr Leute mitmachen, desto besser. Deshalb fordern wir alle auf, der
App Vertrauen zu schenken, mitzumachen und sie freiwillig zu nutzen. Wir
sagen gleichzeitig dazu, dass wir jede Art von Konditionierung und Zwang
nicht dulden wollen.

Ich glaube, dass sozusagen eine untere Schwelle nicht wirklich Sinn ergibt.
An dem Beispiel Bahn kann man das wieder zeigen: Wenn alle die App nutzen -
auch, wenn es nur ein kleiner Teil der Bevölkerung ist, der regelmäßig Bahn
und Zug fährt, der also mit Leuten zusammenkommt, die hauptsächlich anonym
sind -, ist das im Verhältnis zu jemandem, der irgendwie bei sich zu Hause
arbeitet und den ganzen Tag immer nur dieselben drei Personen trifft, die
er gut kennt, ein Riesenwert. Den müssen wir nicht so zwingend erreichen.
Dem empfehlen wir die App aber auch, weil man manchmal gar nicht bemerkt,
wie viele Leute man doch trifft und die man gar nicht so richtig wahrnimmt.
Grundsätzlich geht es aber erst einmal um diese zentralen Gruppen. Deshalb
gibt es aus unserer Sicht keine Mindesterfolgsgrenze, sondern jeder, der
mitmacht, trägt bei. Wir wünschen uns natürlich, dass so viele wie möglich
mitmachen und am besten natürlich alle.

BM Spahn: Ich finde sehr wichtig, was Kollege Braun gerade gesagt hat. Wir
werden immer nach diesen 60 Prozent gefragt. Das ist unter der Annahme,
dass keine anderen Maßnahmen getroffen werden: keine Masken, keine
öffentlichen Gesundheitsämter, die arbeiten, keine was weiß ich was.
Deswegen muss man einmal diese 60 Prozent aus der Welt schaffen, nach denen
wir jeden Tag verständlicherweise gefragt werden. Ich glaube, es ist
wichtig, zu sehen, dass diese Studie davon ausging, dass man nur die App
und sonst gar nichts hat. Dann sind wir wieder bei solchen Zahlen.

Zur Frage der Einwilligung: Es ist übrigens bei jeder App für Minderjährige
so, dass ohne die Genehmigung der Eltern die Dinge nicht so einfach
herunterladbar sind. Ich glaube, im realen Leben wird sich das, wie bei
anderen Apps auch, mit der Genehmigung der Eltern ergeben. Das ist eben der
Hintergrund, auf den der Datenschutz zu Recht Wert legt. Man muss ja
einwilligungsfähig sein.

StM'in Bär: Es haben sich heute schon sehr viele Eltern gemeldet, die
gesagt haben, dass sie ihren Kindern die App noch vor der Schule
heruntergeladen haben. Das Problem ist eher, dass an vielen Schulen ein
Handyverbot besteht. Das ist vielleicht ein Thema, das in dem Zusammenhang
noch mehr zu diskutieren ist.

Frage: Meine Frage richtet sich an Bundesgesundheitsminister Spahn. In
welchen Abständen wollen Sie Bilanz ziehen? Wie transparent werden Sie das
tun?

BM Spahn: Den transparenten Ansatz, den wir in den letzten Wochen gemeinsam
bei der Entwicklung der App gewählt haben und mit dem wir - das ist, glaube
ich, auch deutlich geworden - für ein solches Projekt Maßstäbe sowohl beim
Open-Source-Ansatz auch bei den Fragen Datenschutzkonzept und
epidemiologisches Konzept haben setzen können - das ist ja alles öffentlich
zugänglich und nachvollziehbar -, wollen wir natürlich fortsetzen, auch bei
der Frage der Weiterentwicklung der App in allen Bereichen.

Gerade war ja gerade die Frage, wie sehr man eigentlich nachvollziehen
kann, wie weit es zum Beispiel zu Positivtestungen kommt. Soweit es mit
einem dezentralen, freiwilligen, anonymen und pseudonymisierten Konzept
möglich ist, überhaupt Datenauswertungen vorzunehmen, werden wir sie
natürlich transparent machen. Es liegt aber in der Natur der Sache, dass
dann, wenn Sie einen solchen freiwilligen Ansatz wählen, wie wir ihn
richtigerweise gewählt haben, eben nicht die Datenauswertungen möglich
sind, die sich manche erwarten. Das sind übrigens häufig dieselben
Personen, die sagen "Es muss freiwillig und anonym sein", anschließend aber
möglichst umfassende Daten darüber haben wollen, was denn alles passiert
ist. Beides gleichzeitig geht nicht.

StM'in Bär: Ich darf Ihnen im Namen der Bundesregierung ganz herzlich für
Ihr Interesse danken.

Vielleicht noch zwei organisatorische Hinweise: Wir sehen jetzt noch
sozusagen einen Werbespot für die Corona-Warn-App. Sie haben anschließend
die Möglichkeit - ich darf alle Podiumsteilnehmer dazu einladen -, draußen
ein Gruppenfoto machen zu können, natürlich mit dem gebührenden Abstand.

Ihnen erst einmal vielen Dank! Für die Fragen, die nicht beantwortet
wurden, stehen sicherlich alle Teilnehmerinnen und Teilnehmer heute auch
noch bilateral zur Verfügung. Herzlichen Dank!

Dienstag, 16. Juni 2020

 * 

Quelle:

Pressekonferenz zur Vorstellung der Corona-Warn-App, 16.06.2020

https://www.bundesregierung.de/breg-de/suche/pressekonferenz-zur-vorstellung-der-corona-warn-app-1761058
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PRESSEKONFERENZ/2044: Regierungspressekonferenz vom 15. Juni 2020 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Montag, 15. Juni 2020

Regierungspressekonferenz vom 15. Juni 2020

Themen: Besuch des Bundesaußenministers in Warschau, Teilnahme des
Bundesaußenministers am informellen Rat der Außenminister der Europäischen
Union, Corona-Warn-App, Siedlungspolitik Israels und Auswirkungen auf eine
mögliche Zweistaatenlösung, Reisewarnung des Auswärtigen Amtes mit Bezug
auf die Türkei, Beteiligung an den Kosten der Rückholung von Deutschen aus
dem Ausland, Brief eines KSK-Offiziers an die Bundesverteidigungsministerin
wegen rechtsextremer Tendenzen in der KSK, Kritik des malaysischen
Premierministers am Kampfflugzeug F-18, Interview des "Spiegel" mit dem
Antisemitismus-Beauftragten der Bundesregierung, Libyen (Massengräber,
Aufenthaltsort von General Haftar), Beitrag Deutschlands zum EU-Haushalt,
mögliche Erhöhung des Anteils der EU-Staaten an den Beiträgen zur
Weltgesundheitsorganisation, Engagement von Bundestagsabgeordneten für die
US-Firma Augustus Intelligence, Kohleausstiegsgesetz, Berliner
Antidiskriminierungsgesetz, Präsidentenwahl in Weißrussland, Absturz eines
US-Kampfflugzeugs über der Nordsee, Seegrenzen im östlichen Mittelmeer,
Zwischenfall im Rahmen der Mission "EUNAVFOR MED IRINI", Kosten der
Entwicklung des Logos für die deutsche G20-Präsidentschaft,
Militäroperation der Türkei im Nordirak, Proteste von Landwirten,
Mobilfunkgipfel


Sprecher: StS Seibert, Adebahr (AA), Grünewälder (BMI), Keitel
(BMJV), Ewald (BMG), Routsi (BMVg), Wogatzki (BMF), Fichtner (BMU), Strater
(BMVI), Eichler (BMWi)



Vorsitzender Detjen eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt StS Seibert
sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

Adebahr: Ich möchte Ihnen gern ankündigen, dass Außenminister Maas morgen
zu einem kurzen bilateralen Besuch nach Polen, und zwar nach Warschau,
reisen wird. Dort ist ein Arbeitsgespräch mit dem polnischen Außenminister
Jacek Czaputowicz geplant. Es geht um ganz aktuelle Themen wie die
COVID-19-Bekämpfung, die Zusammenarbeit dabei und europapolitische sowie
auch bilaterale Themen. Ab 13 Uhr ist der Termin; dann wird es eine
Pressekonferenz der beiden Außenminister geben.

Dann ist noch die Unterzeichnung einer Vereinbarung über die Zustiftung an
die Stiftung Auschwitz-Birkenau geplant, an der sich die deutsche
Bundesregierung beteiligt. Auch dieser Termin wird presseöffentlich sein.
Am Nachmittag geht es zurück nach Berlin.

Dann möchte ich Ihnen noch ankündigen, dass heute der Rat der Außenminister
der Europäischen Union zusammentritt. Das ist ein informeller Außenrat wie
in den letzten Wochen üblich. Zentraler Tagesordnungspunkt heute Nachmittag
wird ein Austausch mit dem US-amerikanischen Außenminister Mike Pompeo
sein. Die Themen dabei sind das transatlantische Verhältnis, darin auch
COVID-19 und die Bekämpfung. China soll auf der Tagesordnung stehen und
auch Themen des Nahostfriedensprozesses. Der Außenminister wird von seiner
Reise nach Israel berichten. Auch die Östliche Partnerschaft der EU wird
die Außenminister beschäftigen, zudem die Vorbereitung der
Sudan-Partnerschaftskonferenz am 25. Juni.

Für 13.30 Uhr plant der Außenminister heute ein Pressestatement dazu, einen
Doorstep, wenn er real in Brüssel wäre. Sie können es auf dem Livestream
des AA-Facebook- und Twitterkanals verfolgen. Wir schalten für die Fragen
die EU-Korrespondenten in Brüssel zu.

StS Seibert: Guten Tag, meine Damen und Herren! Wir haben heute Morgen
schon eine schriftliche Benachrichtigung an die Medien hinausgegeben, und
ich möchte es hier bei der Gelegenheit auch noch einmal gesagt haben.
Morgen werden die Bundesregierung und das Robert-Koch-Institut den Bürgern
und Bürgerinnen und den Medien die Corona-Warn-App vorstellen. Morgen wird
sie dann natürlich auch herunterladbar sein. Wir machen dazu eine
Pressekonferenz im Presse- und Besucherzentrum des Bundespresseamtes um
10.30 Uhr. Daran nehmen der Gesundheitsminister, der Innenminister, die
Justizministerin, der Chef des Bundeskanzleramts, die Staatsministerin bei
der Bundeskanzlerin und Beauftragte für Digitalisierung, der Präsident des
Robert-Koch-Instituts, der Vorstandsvorsitzende der Deutschen Telekom AG
und das Vorstandsmitglied von SAP Herr Müller teil.

Das Ganze findet um 10.30 Uhr im Presse- und Besucherzentrum des
Bundespresseamtes statt, auch im Livestream unter bundesregierung.de. Auf
diesen weise ich besonders hin, weil wir in diesen pandemischen Zeiten
natürlich nur eine begrenzte Zahl von Journalisten zulassen können. Aber
jeder kann die Pressekonferenz verfolgen.

Frage: Meine Frage bezieht sich auf die Polenreise. Frau Adebahr, Sie
sprachen bilaterale Aspekte an. Nun haben Frankreich und Polen als die
großen Nachbarländer und als enge Partner doch einen, so möchte ich fast
meinen, besonderen Status; ich erinnere etwa an Antrittsbesuche. Mit
Frankreich haben wir viel geredet, auch wegen des Hilfspakets in der
Pandemiekrise und zum Wiederaufbau. Von Polen hat man jenseits von
Grenzschließungen und Grenzöffnungen wenig gehört. Hat sich da etwas ein
bisschen aufgestaut? Können Sie die bilateralen Aspekte kurz
ausformulieren?

Adebahr: Ich könnte nicht berichten, dass sich da etwas aufgestaut hätte.
Dem Außenminister ist es wichtig, jetzt, da man auch unter
COVID-19-Bedingungen, wenn auch eingeschränkt, wieder reisen kann, noch
einmal gerade nach Warschau zu fahren und dort mit seinem Amtskollegen zu
sprechen und auch wieder persönlich zu Gesprächen zusammenzukommen, was in
den letzten zehn oder elf Wochen eben nicht möglich war.

Bilateral geht es dabei, denke ich, auch um Fragen des Kulturaustauschs. Es
wird um die Zustiftung zu Auschwitz-Birkenau gehen, um COVID-19-Management
und vielleicht auch noch einmal um Grenzfragen, die wir mit Polen ja
hatten, sowie natürlich um europapolitische Themen.

Die beiden waren auch während der Krise in einem engen Austausch. Aber
jetzt freut sich der Außenminister darauf, auch wieder persönlich, was ja
doch immer etwas anderes ist, noch einmal dort hinzufahren.

Zusatzfrage: Wird denn das Thema, das ich eben ansprach - Wiederaufbauplan,
viele, viele Milliarden für die Auswirkungen und Folgen von Corona - Thema
sein?

Adebahr: Das kann gut sein. Dem will ich jetzt nicht vorgreifen. Natürlich
gibt es den deutsch-französischen Vorschlag. Ich denke, unsere Position
dazu ist bekannt. Natürlich ist es uns wichtig, auch mit unseren
europäischen Partnern und auch mit den engsten Partnern und Nachbarn zu
diesem Thema zu sprechen.

Frage: Ich möchte ganz allgemein fragen: Warum Polen, und warum jetzt?

Wenn Sie sagen, es gehe zum Beispiel um Grenzmanagement: Gab es da denn
Schwierigkeiten? Was genau wird da besprochen?

Adebahr: Ich will auch da den Gesprächen nicht vorgreifen. Ich denke, wir
alle haben im Laufe der Coronapandemie gesehen, wie die Grenzschließungen
uns beeinflusst haben und wie wir damit umgegangen sind. Dabei gibt es
jetzt nichts groß aufzuarbeiten, aber es ist doch schön, dass die Grenze
auch zu Polen wieder offen ist und dass man wieder reisen kann.

Ich kann jetzt hier auch nicht die gesamte Reise- und Besuchsagenda des
Bundesaußenministers in den nächsten Wochen darlegen. Aber klar ist, denke
ich, so viel: Der Außenminister reist wieder, und es wird auch nicht das
einzige Land in Europa sein, das er in den nächsten Wochen zu besuchen
plant. Aber es war ihm einfach wichtig, auch zu unserem großen Nachbarn im
Osten zu fahren, gerade weil es eben auch viele aktuelle europapolitische
Themen gibt, die wir besprechen wollen.

Frage: Meine Frage bezieht sich auf den informellen Außenministerrat und
das Treffen mit Herrn Pompeo. Wird Herr Maas aktiv zwei Probleme
ansprechen, nämlich zum einen die angedrohten US-Sanktionen gegen
Mitglieder des Internationalen Strafgerichtshofs und zum anderen die in der
Pipeline befindlichen US-Sanktionen gegen Nord Stream 2? Ist mit Herrn
Borrell verabredet, dass dieser das vielleicht auch tut? Hat der
Außenminister das Gefühl, dass er dabei die Unterstützung seiner
europäischen Partner hat?

Adebahr: Bei dem Treffen mit Herrn Pompeo heute wird es - so sieht es die
Agenda vor, die man sich heute gesetzt hat - besonders um den Nahen und
Mittleren Osten gehen sowie darum, welche Position die Europäische Union
dabei hat. Außenminister Maas möchte von seiner Reise und seinen Eindrücken
dort berichten. Die Beziehungen zu China werden ein Thema sein, und dann
auch noch einmal COVID-19 und die Bekämpfung der Pandemie in allen
Facetten. Das sind die Hauptthemen, die für heute auf der Agenda für alle
angemeldet sind. Ich kann und will nicht ausschließen, dass dort auch
andere Aspekte zur Sprache kommen, kann hier aber auch nicht für Herrn
Borrell vorgreifen. Aber wie gesagt, die angemeldeten Blöcke sind erst
einmal diese Themen.

Frage: Frau Adebahr, eine Frage zur Siedlungspolitik Israels, speziell zu
den Golanhöhen. Israel hat angekündigt, neue Siedlungen auf den Golanhöhen
zu bauen, die sogenannten Trump-Siedlungen. Dazu hätte ich bitte eine
Reaktion.

Herr Seibert, die Bundeskanzlerin hat gestern in ihrer Grußbotschaft an den
American Jewish Congress zum wiederholten Mal von ihrer Unterstützung für
eine Zweistaatenlösung gesprochen. Kann es eine Zweistaatenlösung geben,
falls Israel das Westjordantal annektiert?

Adebahr: Ich habe von den konkreten Plänen, die Sie jetzt erwähnen, noch
nichts gehört. Deswegen möchte ich mich speziell dazu nicht äußern. Die
Haltung der Bundesregierung zum Thema der Siedlungen hat sich nicht
geändert und ist bekannt. Der Außenminister hat sie in dem ganzen Kontext
der möglicherweise zu erwartenden Annexionsschritte seitens der
israelischen Regierung auch in Israel noch einmal besprochen.

StS Seibert: Auch die Haltung, die die Bundeskanzlerin gestern bei ihrer
Videobotschaft für den American Jewish Congress ausgedrückt hat, ist ja
die, die nun schon seit vielen Jahren nicht nur Politik dieser
Bundeskanzlerin, sondern Politik der Bundesregierung und der
Bundesregierungen ist. Wir sind davon überzeugt, dass eine stabile,
dauerhafte Lösung nur aus einer verhandelten Zweistaatenlösung erwachsen
kann. Unsere Haltung zu den Siedlungen und möglichen Annexionsplänen ist
hier vielfach besprochen worden und hat sich nicht verändert. Dass solche
Pläne, wenn sie umgesetzt würden, eine Auswirkung auf die Möglichkeit, eine
solche Zweistaatenlösung zu realisieren, hätten, ist klar.

Frage: Eine kurze Lernfrage, Frau Adebahr, weil Sie gerade davon gesprochen
haben, nach Warschau zu fahren: Wie kommt der Minister nach Warschau?

Adebahr: Er fliegt.

Zusatzfrage: Warum fliegt er?

Adebahr: Weil es ein Arbeitsbesuch ist. Er setzt sich in ein Flugzeug der
Flugbereitschaft der Bundeswehr, wird nach Warschau fliegen und auch so
zurückkommen.

Frage: Frau Adebahr, eine Nachfrage zu China; das hatten Sie ganz am Ende
erwähnt. Es gibt ja eine Diskussion über die Positionierung des
EU-Außenbeauftragten, der den Begriff des strategischen Rivalen nicht mehr
verwendet hat. Vielleicht können Sie uns sagen, was die Position von Herrn
Maas ist. Sieht er China als strategischen Rivalen, und worum konkret soll
es heute in dem Gespräch mit Herrn Pompeo gehen?

Adebahr: Mir ist nicht bekannt, dass Herr Borrell es so gesagt hat, wie Sie
es gerade formuliert haben. Außenminister Maas steht hinter der
EU-Strategie zu China und auch den Begriffen, wie sie bisher verwendet
wurden.

Heute wird es sicherlich - das wollte auch Herr Pompeo besprechen - um den
Umgang mit COVID-19 und in diesem Zusammenhang auch um die Position zu
China gehen. Wir erwarten einfach - ich kann dem nicht vorgreifen - eine
Diskussion über den Komplex China und COVID-19. Ich vermute, es wird auch
um die Frage der WHO gehen.

Frage: Frau Adebahr, ich habe eine Frage zur Türkei und der Reisewarnung.
Es gibt hier viele deutsch-türkische Familien, die unter dieser
Reisewarnung sehr leiden. Dabei geht es nicht um Urlaub. Wann wird diese
Reisewarnung aufgehoben, oder was ist dazu in Planung?

Adebahr: Dazu hat sich der Außenminister heute Morgen noch einmal im
"ZDF-Morgenmagazin" geäußert. Wir heben jetzt die Reisewarnung für Europa
auf, mit wenigen Ausnahmen, die aufgrund von Quarantäneregelungen oder
einschränkenden Maßnahmen dort begründet sind. Weltweit wird die
Reisewarnung für alle außereuropäischen Länder erst einmal perspektivisch
bis Ende August bestehen bleiben. Wir sind mit einzelnen Ländern darüber im
Gespräch, ob die Reisewarnung gegebenenfalls früher aufgehoben werden kann.

Warum ist das so? - Das ist so, weil wir uns für Europa im Rahmen der
Nachbarschaftsdialoge und im Rahmen von Gesprächen mit Brüssel auf ganz
konkrete, verifizierbare Eckpunkte einigen konnten, die wir unter
gesundheitlichen und pandemischen Voraussetzungen als wichtig dafür
ansehen, dass Reisen stattfinden können. Das ist im Moment eben für Europa
gelungen. Das ist schon mal eine Riesenarbeit und ein großer erster Schritt
gewesen.

Für den ganzen Rest der Welt sind wir noch nicht so weit. Dort sind weitere
Schritte zu gehen, was weitere Datengrundlagen, weitere Analysen, eine
weitere Ausarbeitung der Kriterien und auch eine Verifizierbarkeit der
Kriterien angeht. Wie steht es mit dem Gesundheitssystem? Wie sind denn die
Infektionszahlen? Was passiert bei der Feststellung eines Falls? Wie wird
getestet? Muss man dann in Quarantäne? - Das sind alles Fragen, die eben
weltweit noch nicht so einfach zu klären sind.

Wir stehen auch mit der türkischen Seite im Gespräch über diese Themen und
auch über COVID-19. Insofern wird man da schauen müssen, was die nächsten
Wochen ergeben werden. Ich will auch noch einmal sagen, und das hat der
Außenminister auch gesagt: Eine Reisewarnung ist kein Reiseverbot. Das
heißt, wir warnen vor nicht notwendigen touristischen Reisen. Sie sprechen
gerade auch Familienzusammenführungen oder Familienreisen an, die natürlich
gerade in der Türkei oder im Verhältnis zur Türkei für viele eine besondere
Rolle spielen. Dann muss man sich eben fragen: Ist das eine nicht
notwendige touristische Reise, oder ist das vielleicht eine notwendige
Reise, um zur Familie zurückzukehren? - Das bedeutet also auch noch einmal
den Hinweis darauf, dass eine Warnung eben kein grundsätzliches Verbot ist,
sondern dass sich die Warnung im Moment auf nicht notwendige touristische
Reisen bezieht. Das gilt aber eben nicht nur für die Türkei, sondern für
alle außereuropäischen Länder.

Frage: Frau Adebahr, können Sie uns sagen, wo es eigentlich mit der Türkei
hakt, was die vielen Kriterien angeht, die Sie genannt haben und die die
Türkei nicht erfüllt?

Eine Anschlussfrage: Wie steht es eigentlich mit den Verhandlungen mit den
nordafrikanischen Staaten? Länder wie Tunesien und Marokko waren ja auch
beliebte Urlaubsziele.

Adebahr: Nein, ich kann Ihnen jetzt nicht epidemiologisch-virologisch
aufdröseln, woran es genau wie hakt. Was ich tun kann und hoffentlich auch
getan habe, ist, die Kriterien aufzufächern, über die wir bezüglich der
ganzen Welt - das betrifft eben 180 Staaten, auch wenn ich es nicht genau
weiß; nageln Sie mich nicht fest - beziehungsweise des ganzen Rests der
Welt außerhalb der EU im Gespräch stehen.

Frage: Ist es mir entgangen, oder sind inzwischen die Bescheide über die
Kostenbeteiligung der zurückgeholten Urlauber herausgegangen? Gibt es einen
nachvollziehbaren Schlüssel dafür, wie deren Kostenbeteiligung errechnet
wird?

Adebahr: Die Bescheide werden geradeheraus geschickt. Das ist also ein
Prozess, der jetzt zu laufen beginnt.

Dass eine Kostenbeteiligung stattfindet, richtet sich nach dem deutschen
Konsulargesetz. Es gibt auf EU-Ebene Regelungen. Die Pauschale, die von den
Zurückgeholten entrichtet werden wird, richtet sich nach dem Preis eines
Economy-Tickets und nach der geflogenen Entfernung, nach den
Flugkilometern. Dafür gibt es also Berechnungsformen. Das machen andere
EU-Staaten auch so. Das ist also ein Prozess, der eben nach diesem
Schlüssel und sehr transparent abläuft und der jetzt anläuft.

Zusatzfrage: Lässt sich eine Faustformel nennen? Ist das ein Drittel
dessen, was die einmal gezahlt und dann nicht in Anspruch genommen haben,
oder in welcher Größenordnung bewegt sich das?

Adebahr: Na ja, ich würde einmal vorsichtshalber sagen: Nein, ich kann
keine Faustformel nennen, sonst nageln Sie mich darauf fest. Es ist ein
Schlüssel, der sich aus dem Preis eines Economy-Tickets und den geflogenen
Kilometern ergibt.

Frage: Meine Frage richtet sich an das BMI, dem ja das BSI unterstellt ist.
Ich würde gerne wissen: Ist das BSI, was den Datenschutz der App und die
Sicherheit dieses Systems allgemein angeht, denn so zuversichtlich, dass es
den Gebrauch der App auch durch Mitglieder der Bundesregierung empfehlen
würde?

Grünewälder: Ich möchte für Einzelheiten auf die morgige Pressekonferenz
verweisen. Ich kann Ihnen aber jetzt verraten, dass aufgrund der Tatsache,
dass es der Bundesregierung besonders wichtig war, dass wir eine App
bekommen, die auch IT-sicher ist und die sicher vor Angriffen von außen
ist, das BSI von Anfang an eng in die Entwicklung eingebunden war, die App
getestet worden ist und man vollumfänglich mit der Fassung zufrieden ist,
die nun vorliegt und morgen vorgestellt werden wird. Insofern gehe ich
davon aus, dass von dieser Seite aus auch eine uneingeschränkte Empfehlung
an die Mitglieder der Bundesregierung erfolgen kann, diese App zu nutzen.
Für Einzelheiten muss ich Sie wie gesagt auf morgen vertrösten.

Frage: Wird die Bundesregierung regelmäßig Zahlen zur Nutzung der App
öffentlichen? Wenn ja, wird das Downloads oder aktive Nutzer betreffen?

StS Seibert: Ich bin sicher: Wir werden die App morgen starten. Dann wird
man nach ein paar Tagen sicherlich erste Zahlen haben. Ich bin sicher, dass
die auch öffentlich sein werden. Wir haben immer darauf gesetzt, möglichst
viele Menschen davon zu überzeugen, dass diese App einen Nutzen für Sie
persönlich als Individuen und als Bürger wie auch für unsere Gemeinschaft
hat. Damit wird man ganz offen und transparent umgehen.

Ich kann Ihnen jetzt nicht sagen, ob es sich erst einmal um Downloadzahlen
oder auch um Zahlen von Menschen handeln wird, die dann sozusagen die App
aktiviert haben. Das ist ja alles ein freiwilliger Akt. Aber das werden wir
morgen sicherlich genauer beantworten können.

Frage: Herr Seibert, könnten Sie noch einmal aus Sicht der Bundesregierung
erläutern, warum es für die App keines gesonderten Gesetzes bedarf, wie es
derzeit zum Beispiel von den Grünen gefordert wird?

StS Seibert: Ja. Das haben wir hier ja mehrfach besprochen: Die Nutzung der
App - ich kann es gar nicht genügend oft betonen - ist eine vollkommen
freiwillige Entscheidung jedes Bürgers und jeder Bürgerin. Er und sie
entscheidet, ob die Argumente ihn oder sie überzeugen, ob er oder sie die
App herunterlädt, ob er oder sie sie aktiviert. Selbst dann, wenn er sie
aktiviert hat, hat er immer noch die freiwillige Entscheidung zu fällen -
zum Beispiel im Falle einer positiven Testmeldung -, seine Daten dann
sozusagen gegenüber anderen, die ihm in den 14 Tagen begegnet sind,
freizugeben oder nicht. Es gibt mehrere Stufen der Freiwilligkeit.
Natürlich kann sich auch jeder, der die App heruntergeladen hat,
entscheiden, wenn ihm das nicht mehr überzeugt, sie wieder zu löschen.

Aus diesem Grunde und weil im Übrigen alle datenschutz- und
datensicherheitstechnischen Aspekte durch die Datenschutz-Grundverordnung
abgedeckt sind, sehen wir keine Notwendigkeit für ein Gesetz. Die
Justizministerin hat ja genau diesen Zusammenhang mit der
Datenschutz-Grundverordnung auch mehrfach öffentlich genannt.

Frage: Herr Seibert, ich habe eine kurze Nachfrage dazu, zu welchem
Zeitpunkt man das herunterladen kann. Ich wollte noch einmal nachfragen,
weil es auch Gerüchte darüber gibt, dass man die App schon heute Abend
herunterladen könne und sie dann morgen in Betrieb gehen werde. Wann wird
also der erste Zeitpunkt sein?

Zweitens ist ja diskutiert worden, dass niemand bestraft werden dürfe, wenn
er die App nicht benutze. Ist es denn denkbar, dass es eine Art von
Belohnungssystem gibt, das einige einführen, wenn Nutzer zum Beispiel in
Geschäfte oder Betriebe gehen, um dafür zu sorgen, dass diese App genutzt
wird? Ist das Belohnungssystem also auch ausgeschlossen, oder sind es nur
die Strafen?

StS Seibert: Zum Zeitpunkt des Aktivwerdens der App im App-Store: Wenn wir
morgen um 10.30 Uhr die Pressekonferenz durchführen werden, dann wird die
App bereits herunterladbar sein. Ich kann Ihnen jetzt noch nicht die genaue
Stunde, in der das passieren wird - möglicherweise in der Nacht von heute
auf morgen -, nennen.

Zweitens. Für die Bundesregierung bedeutet Freiwilligkeit, dass sich mit
der Nichtnutzung der App keinerlei Nachteile verbinden. Für uns gehört dazu
eigentlich auch, dass man nicht dafür belohnt wird. Das ist das, was die
Bundesregierung als Grundsatz hat und was wir auch allen Unterstützern, die
sich ja erfreulicherweise zahlreich aus der Gesellschaft. aus Verbänden und
aus Organisationen bei uns gemeldet haben, sagen: Freiwillig heißt
freiwillig.

Frage: Das knüpft direkt an die Freiwilligkeit an, Herr Seibert. Sie
wissen, dass es nach wie vor aus den Reihen von Skeptikern gegenüber der
App die Argumentation gibt, es werde eben indirekt doch keine
Freiwilligkeit sein, weil, wenn jemand sie nicht nutze, er oder sie unter
Umständen mit Nachteilen zu rechnen habe. Sie haben jetzt noch einmal
gesagt, das dürfe nicht sein. Wie können Sie sicherstellen und
kontrollieren, dass tatsächlich keine Nachteile entstehen?

StS Seibert: Zuerst möchte ich einmal sagen, dass sich die Bundesregierung
über die positiven Reaktionen freut, die nach diesem sehr, sehr gründlichen
Open-Source-Verfahren auch aus der Community derer, die sich um Datenschutz
und Datensicherheit besonders kümmern, kommen. Das ist keine
Selbstverständlichkeit. Ich glaube, dass die Öffentlichkeit und die
Transparenz, mit der die gesamte Architektur der App und der gesamte
Quellcode der App öffentlich gemacht und auch diskutierbar gemacht wurden,
durchaus Maßstäbe setzen. Insofern ist es erfreulich, dass auch viele aus
der Community der Datenschützer erkennen, dass es dabei nicht um
Hintertüren geht, sondern dass das, wie Herr Kelber es sagte, auch aus
Datenschützersicht eine sehr solide App und ein sehr solides Angebot ist.

Ich kann Ihnen nur erklären, was für die Bundesregierung grundlegend ist,
nämlich die Freiwilligkeit. Ich kann Ihnen jetzt keine rechtlichen Begriffe
nennen, mit denen das heute durchsetzbar ist. Aber die Freiwilligkeit ist
völlig klar, und so wird es auch allen vermittelt.

Zusatzfrage: Wenn es nun Menschen gibt, die die App herunterladen und die
dann im weiteren Verlauf an irgendeiner Stelle doch den Eindruck haben,
ihnen entstehe ein Nachteil daraus, an wen können die sich dann wenden?
Wäre das Herr Kelber, oder wäre das eine andere Institution? Ist eine
solche Clearing-Stelle, wie ich sie einmal nenne, im Verfahren vorgesehen
oder diskutiert worden?

StS Seibert: Nun, wir haben ja ein Ministerium für Justiz und
Verbraucherschutz. Ich hielte das im weitesten Sinne für eine
Verbraucherschutzfrage, und deswegen denke ich, dass sich das Ministerium
dazu vielleicht auch äußern kann.

Keitel: Ich kann nur noch einmal genau das betonen, was Herr Seibert gesagt
hat. Die Justizministerin hat sich im Prinzip vergleichbar geäußert. Sie
hat nämlich gesagt, dass wir nicht wollen, dass es Vorzüge oder Belohnungen
für diejenigen gibt, die die App nutzen. Gleichzeitig soll es aber auch
keine Nachteile für diejenigen geben, die das nicht tun, etwa
Zugangsverbote zu Restaurants.

Das, was Sie jetzt angesprochen haben, ist für mich zum jetzigen Zeitpunkt
erst einmal eine spekulative Frage, zu der wir uns im Moment nicht
verhalten können.

Frage: Gilt noch, dass 60 Prozent der Bevölkerung die App nutzen müssen,
damit sie wirksam ist?

Stellt die Bundesregierung sicher, dass die App und die erhobenen Daten nur
für die Zeit der Pandemie zum Einsatz kommen?

StS Seibert: Gut, dass die Frage nach den 60 Prozent kommt! - Das hat nie
gegolten. Es gibt eine Aussage aus einer Oxford-Studie, in der diese 60
Prozent auftauchen. Das war auf eine vollkommen andere Zeit mit einem viel,
viel höheren Reproduktionsfaktor bezogen und erfolgte unter der Annahme,
dass es keine anderen Mittel des Kampfes gegen die Pandemie gibt. Wir
befinden uns heute doch in einer ganz anderen Phase.

Insofern gilt: Ja, der Nutzen der App wird umso größer sein, je mehr Nutzer
sie hat. Deswegen hoffen wir, dass sich viele Menschen überzeugen lassen.
Aber sie hat ihren Nutzen bereits weit unterhalb dieser Marke, die, wie
gesagt, nie von uns ins Spiel gebracht wurde und auch nicht korrekt ist.

Zur zweiten Frage: Zunächst einmal ist die App so konstruiert, dass alle
Daten, die aus Begegnungen entstanden sind und die ohnehin in temporären
Zahlenschlüsseln pseudonymisiert sind, nach 14 Tagen immer wieder gelöscht
werden. Diese App hat nur den einen Sinn, während dieser Pandemie bei der
Nachverfolgung von Infektionsketten und beim Unterbrechen von
Infektionsketten zu helfen. Dafür - und nur dafür - ist sie konstruiert.
Darauf - und auf nichts anderes - bezieht sich ihre Nutzung.

Frage: Ich möchte gerne noch einmal die Frage vom Herrn Kollegen, die er an
das Verbraucherschutzministerium gerichtet hatte, wiederholen. Ich finde,
das ist eigentlich gar keine spekulative Frage. Wenn die App morgen
freigeschaltet wird, müsste man doch, falls es missbräuchliche Anwendungen
der App oder doch Leute gibt, die sanktioniert werden, sicherstellen, wohin
diese sich wenden können. Das muss ja eine Information sein, über die man
sich schon einmal Gedanken gemacht hat.

Eine andere Frage an Frau Adebahr oder an Herrn Seibert. Wir haben vorhin
über Tourismus und die nicht mehr geltenden Reisewarnungen gesprochen.
Bekommen Touristen einen besonderen Hinweis oder eine Empfehlung, was sie
mit ihrer App machen, ob sie in den Ländern, in die sie reisen, schon
kompatibel ist?

Adebahr: Ich müsste nachreichen, ob und wie wir in irgendeiner Art und
Weise auf die App hinweisen werden. Das habe ich jetzt nicht parat. Sie
beginnt ja auch erst morgen.

StS Seibert: Für uns ist es weiterhin sehr wichtig, an einer europäischen
interoperablen Lösung zu arbeiten. Jetzt haben wir uns aus verständlichen
Gründen erst einmal darauf konzentriert, für Deutschland diese App
fertigzustellen. Dahinter steckt - wenn ich das bei der Gelegenheit einmal
sagen darf - eine wirklich große Leistung der Entwickler aus den
beteiligten Unternehmen.

Wir arbeiten kontinuierlich in einem sogenannten E-Health Network mit allen
europäischen Partnern an einer europäischen Lösung. Das wird mit manchen
Ländern einfacher sein, weil deren Lösungen auf der gleichen dezentralen
Architektur basieren. Das wird beispielsweise mit Frankreich, unserem
Nachbarland, schwieriger sein, weil die französische App die zentrale
Speicherung von Daten vorsieht, wogegen wir uns ja aus gutem Grund
entschieden haben.

Es gibt aber viele Arbeitskontakte. Ich denke, dass das in den nächsten
Wochen und Monaten eine große Rolle spielen wird; denn es wird natürlich
auf mittlere Sicht wichtig sein, dass diese Apps interoperabel sind. Wenn
Sie beispielsweise jetzt als Tourist nach Frankreich fahren, müsste ich
Ihnen empfehlen, dass Sie für die Zeit Ihres Urlaubsaufenthalts in
Frankreich die französische App herunterladen, weil sich gerade mit der
zentralen Lösung, die die Franzosen gewählt haben, und unserer dezentralen
Lösung im Moment noch eine Konstellation ergibt, die nicht miteinander so
vereinbar ist.

Die EU-Kommission ist an dieser Sache auch beteiligt. Sie hat schon eine
Toolbox für den Einsatz mobiler Anwendungen entwickelt. Diese enthält die
wesentlichen Anforderungen, die man stellt: Datenschutz, Schutz der
Privatsphäre, aber eben auch diese Interoperabilität. Dazu gibt es seit Mai
erste Richtlinien auf europäischer Ebene, was auch von den Entwicklern hier
in Deutschland berücksichtigt worden ist. Auf Grundlage dieser
EU-Leitlinien werden dann weitere technische Details vereinbart, um
sicherzustellen, dass eben doch schnellstmöglich eine Interoperabilität im
europäischen Rahmen möglich sind. Aber da sind wir noch nicht. Wir
beteiligen uns aber als Bundesregierung sehr aktiv an diesem europäischen
E-Health-Netzwerk und sind dabei in einem intensiven Austausch mit anderen
Staaten.

Keitel. Ich kann noch einmal das betonen, was ich eben schon gesagt habe:
Sollte sich die Frage ergeben, müsste man schauen, wie man damit umgehen
würde. Ansonsten ist für die Corona-App das Gesundheitsministerium
federführend. Vielleicht kann das Ergänzungen dazu machen.

Ewald: Ich denke, wir haben dazu jetzt alles gesagt. Ich würde den Termin
morgen abwarten.

Frage: Wird es, da es keine Komptabilität mit anderen Apps gibt, für
ankommende Reisende am Flughafen irgendwelche Hinweise oder Werbung geben,
dass es diese App gibt und dass sie die während ihres Aufenthalts in
Deutschland nutzen können? Ich weiß nicht, ob sich die Frage an das BPA
oder an das BMI richtet. Wer immer sich berufen fühlt, kann die Frage
beantworten.

StS Seibert: Das müsste ich Ihnen nachreichen.

Frage: Kann mir jemand etwas zu den Kosten sagen? Welche Behörde, welches
Ministerium hat die Kosten dieser App getragen?

Herr Seibert, haben Sie schon eine Abrechnung bekommen? Was hat das
gekostet?

StS Seibert: Das ist, ehrlich gesagt, auch schon zahlreichen Medien
gemeldet worden.

Zuruf: Es gab ein Budget dafür. Das habe ich auch gehört.

StS Seibert: Nein, auch die Kosten sind gemeldet worden. Das können wir
Ihnen aber gleich noch einmal erzählen. Der Gesundheitsminister hat
inzwischen ja auch schon kommentiert, dass es, ehrlich gesagt, eine gute
Sache ist, dass man im Kostenplan geblieben ist. Die Zahlen würde ich aber
jetzt dem Kollegen überlassen. Sie sind nur nicht neu, sondern seit letzter
Woche öffentlich.

Ewald: Die Entwicklungskosten der Corona-Warn-App werden ca. 20 Millionen
Euro betragen. Damit sind wir im ursprünglich kalkuliertem Kostenrahmen.
Darüber hinaus gibt es laufende Betriebskosten. Wir werden beispielsweise
Hotlines einrichten. Eine Hotline, über die ich mich als Nutzer bei
technischen Fragen unterstützen lassen kann, und eine andere, die im
Verifikationsfall plausibilisiert, ob ein positives Testresultat vorliegt.
Das ist erst einmal der Kostenrahmen, der aktuell absehbar ist.

Zusatzfrage: Zu den 20 Millionen Euro: Geht dieser Betrag paritätisch an
die Deutsche Telekom und an SAP? Bekommt jeder 10 Millionen Euro?

Ewald: Dazu kann ich Ihnen nichts sagen.

Zusatzfrage: Können Sie das nachreichen?

Ewald: Wenn ich das kann, will ich das gerne machen.

Zusatzfrage: Das ist geheim, oder?

Ewald: Ja.

Frage: Ich habe eine Frage an das Verteidigungsministerium. Frau Routsi,
ich würde gerne nach dem Brandbrief des Hauptmanns in Sachen KSK fragen.
Wenn die Ministerin nach wie vor der Meinung ist, dass sich ein
Generalverdacht gegen die Truppe ausschließt und die überwältigende
Mehrheit der Soldatinnen und Soldaten zu Demokratie und Rechtsstaat stehen,
heißt das, dass die Ministerin nach wie vor davon ausgeht, dass es sich
innerhalb der Vorwürfe im KSK um Einzelfälle handelt?

Dann würde ich zur Taskforce, die sich über all diese Fragen beugt und
Ergebnisse vorlegen soll, ein bisschen mehr wissen wollen. Hat dieser Brief
des Hauptmanns die Arbeit der Taskforce insofern verändert, als dass sie
die anstehenden Fragen noch dringlicher macht? Hat sie die Arbeiten
beschleunigt?

Routsi: Herr Kollege, ich danke Ihnen für Ihre Frage. Ich habe beim letzten
Mal schon gesagt - ich sage es aber noch einmal zu Beginn, weil das für uns
sehr wichtig ist -, dass unsere Ministerin Kramp-Karrenbauer eine absolute
Null-Toleranz-Linie fährt. Ich würde Sie gerne auf ein heute Morgen im
"Focus" erschienenes Interview verweisen, wo sie exakt das beleuchtet, was
in Ihrer Frage das Thema ist. Ich würde das gerne vorlesen:

"Ich habe bei meinem Amtsantritt gesagt, dass wir jedem Fall mit aller
Konsequenz nachgehen. Dazu gehört die schonungslose Aufklärung von
Hintergründen, Netzwerken und allem, was rechtsextreme Tendenzen befördert,
damit wir die richtigen Konsequenzen ziehen können."

Ich glaube, das beantwortet die Frage.

Zweitens. Ja, es gibt diesen Brief. Ich kann Ihnen das bestätigen. Ich kann
Ihnen auch bestätigen, dass sich die Arbeitsgruppe damit befasst hat. Sie
wird heute tagen, und das wird mit Sicherheit ein Thema werden.

Zusatzfrage: Lassen Sie mich kurz nachfragen: Die Abgeordneten, auch
Abgeordnete des Verteidigungsausschusses, beklagen sich darüber, dass sie
diesen Brief immer noch nicht haben. Warum nicht?

Routsi: Dazu kann ich mich jetzt nicht äußern. Dazu liegen mir keine
Erkenntnisse vor.

Ich kann Ihnen presseseitig sagen, dass es am Wochenende eine entsprechende
Berichterstattung gab. Das ist tatsächlich eine parlamentarische Frage, die
ich an dieser Stelle nicht beantworten kann. Es gibt aber auch
entsprechende Kanäle, über die die Parlamentarier natürlich gehen können,
wenn sie Informationsbedarf haben. Den stillen wir dann auch.

Frage: Ich habe zu dem Brief des Hauptmanns auch eine Frage. Er hat sich
offenbar direkt an die IBuK gewandt und nicht an Vorgesetzte oder die
Wehrbeauftragte. Ist das der korrekte Dienstweg? Wenn nicht, werden daraus
möglicherweise Konsequenzen gezogen?

Stimmt es, dass der Betreffende Mitglied einer Art Reformkommission
innerhalb des Verbandes ist?

Routsi: Ich kann nachvollziehen, dass Sie an den Inhalten des Briefs
Interesse haben. Ich bitte aber um Verständnis; dazu kann ich nichts sagen.

Was ich sagen kann, ist, dass es natürlich grundsätzlich Soldatinnen und
Soldaten gibt, die unsere Ministerin persönlich anschreiben. Das ist auch
ihr gutes Recht. Natürlich gibt es Meldewege, Verfahren und Regeln, die
gelten. Aber in so einem besonderen Fall wird das auf jeden Fall goutiert.
Die Ministerin hat in dem "Focus"-Interview gesagt und sich eindeutig
positioniert, dass sie es gut findet, dass diese Mauer des Schweigens
endlich durchbrochen wird und Risse zeigt.

Der Angehörige, der diesen Brief geschrieben hat, ist tatsächlich - Ihre
Informationen sind richtig - zum Chef des Stabes versetzt worden und wird
dort mit seinen Erkenntnissen und Informationen dazu beitragen, die
Reformationen voranzutreiben und am Ende seinen Kommandeur dabei
unterstützen, die Arbeitsgruppe Kommando Spezialkräfte nach allen
Möglichkeiten mit Informationen zu versorgen.

Zusatzfrage: Gibt es in Ihrem Hause Untersuchungen, ob dieser Brief aus dem
BMVg geleakt, durchgestochen wurde?

Routsi: Dazu habe ich keine Informationen.

Frage: Frau Routsi, das Ministerium geht neue Wege. Whistleblower dieser
Art wurden in der Vergangenheit eher entlassen als in Arbeitsgruppen
integriert. Warum wird das im Fall des KSK jetzt so gemacht?

Daran anschließend eine zweite Frage: Man untersucht jetzt sehr isoliert
das KSK. Aber das KSK agiert ja in der Bundeswehr nicht im luftleeren Raum
und hat Kontakte zu Sanitäts- und Versorgungseinheiten, ist im Ausland
angebunden und auch von der Versorgung der normalen Einheiten abhängig. Wie
begründet es das Ministerium, jetzt das KSK so isoliert zu betrachten? Wie
will man in Gänze mit dem Problem Rechtsradikalismus in der Truppe umgehen?

Routsi: Ich möchte mich gegen die Behauptung verwahren, dass Leute
entlassen wurden, weil sie Informationen zu Extremisten weitergegeben
haben. Ich weiß, auf welchen Fall Sie anspielen. Sie haben in dieser Sache
ja unser Haus angefragt und haben auch die entsprechende Antwort bekommen.

Wenn Informationen eingehen, dass irgendetwas im Argen ist, dass Leute
extremistische Bestrebungen haben, dann unternehmen wir die entsprechenden
Schritte - ob das disziplinarrechtliche Schritte oder auch strafrechtliche
Schritte sind -, wenn das schwerwiegende Vergehen sind. Von daher verwahre
ich mich ganz deutlich gegen diese Aussage. Sie haben Ihre Position, wir
haben unsere.

Zu der anderen Frage: Das richtet sich jetzt nicht gegen alleine den
Verband KSK. Hier geht es um etwas Grundsätzliches. Wir sind der
freiheitlich demokratischen Grundordnung verpflichtet. Wir sind unserem
Land verpflichtet. Das passt einfach nicht zusammen. Wir wollen und wir
werden sehr entschlossen an diese Sache herangehen. Das KSK ist allerdings -
 das kann man auch nicht einfach von der Hand weisen - in den letzten
Wochen und Monaten sehr auffällig geworden. Der MAD, der die ganze Zeit das
Ganze entsprechend mitverfolgt, arbeitet ganz bestimmt nicht nur im Bereich
KSK, sondern in der gesamten Bundeswehr.

Zusatzfrage: Ich wüsste gerne, zu welchem Fall ich eine Anfrage gestellt
haben soll. Es ging jetzt gerade um den Fall des Patrick J., der ganz viele
Vorfälle an den MAD gemeldet und danach die Truppe mehr oder weniger
verlassen hat. In Bezug auf ihn habe ich keine Anfrage gestellt.

Routsi: Ich bezog mich auf Patrick J., genau darum geht es. Dann habe ich
das verwechselt. Da bitte ich um Entschuldigung.

Genau zu diesem Fall Patrick J. - ich glaube, das war hier auch schon
einmal Thema - ist sehr klar gemacht worden, dass das überhaupt nichts
damit zu tun hatte, dass dieser ehemalige Soldat Informationen
weitergetragen hat. Jede einzelne Anschuldigung, die er getätigt hat, ist
auf den entsprechenden Wahrheitsgehalt überprüft worden. Ich wollte mich
einfach nur dagegen verwehren, dass wir Leute herausschmeißen, weil sie den
Mund aufmachen, dass sie irgendetwas entdeckt haben, was nicht in Ordnung
ist. Das tun wir überhaupt nicht.

Frage: Mich hätte noch interessiert, wie Sie den Zeugen bewerten. Wenn er
jetzt Chef eines Stabes wird, dann halten Sie ihn ja zumindest für
glaubwürdig. Aber es ist auch zu hören gewesen, dass er gar nicht so engen
Kontakt zur KSK hatte. Außerdem sagte die Ministerin, das Ergebnis solle
vor der Sommerpause vorliegen. Können Sie das konkretisieren, und werden
die Ergebnisse dann auch öffentlich gemacht?

Routsi: Zum zweiten Punkt - das habe ich auch beim letzten Mal schon gesagt
-: In der letzten Sitzungswoche vor der Sommerpause und auch im
"Fokus"-Interview hat sie gesagt, dass sie die Ergebnisse präsentieren
wird, also: Ja.

Zu Ihrer ersten Frage habe ich mich vielleicht missverständlich
ausgedrückt. Er wird nicht Chef des Stabes, sondern er ist in den Bereich
des Chefs des Stabes versetzt worden und wird dazu beitragen.

Die Fragen, die Sie haben, sind sicherlich berechtigt. Aber ich kann dazu
keine Stellung nehmen.

Frage: Zum einen würde ich gern wissen, ob die Ministerin oder Ihr
Ministerium die Auflösung des KSK in Betracht ziehen, falls sich da noch
mehrere Einzelfälle ergeben? Können Sie uns transparent sagen, wer die
Mitglieder dieser Arbeitsgruppe sind?

Routsi: Herr Kollege, die Mitglieder dieser Arbeitsgruppe habe ich letztes
Mal schon genannt. Das waren der Staatssekretär Hoofe, der
Generalinspekteur und General Kreitmayr als Kommandeur der KSK. Ich meine,
ich habe noch jemanden vergessen. Aber das können Sie nachlesen. Das sind
die Mitglieder. - Beratend ist natürlich auch die Wehrbeauftragte dabei.

Was das Thema "mögliche Auflösung des KSK" angeht, möchte ich Sie bitten,
dass wir jetzt nicht über einen möglichen zweiten Schritt vor dem ersten
sprechen. Jetzt geht es erst einmal darum, dass die Arbeitsgruppe das Ganze
strukturell überprüft. Den Zeitrahmen haben wir uns gesetzt. Er ist ja eng
getaktet. Wie gesagt: Heute wird noch einmal dazu getagt.

Ich kann Ihnen aber sagen, dass wir uns weder Denkverbote geben werden noch
einen Riegel vor Augen halten. Das wird jetzt in Ruhe strukturiert.

Ich bitte aber auch einmal zu sehen - damit das nicht in Vergessenheit
gerät -, dass das KSK seit nahezu 25 Jahren für unser Land unter
gefährlichsten Bedingungen unheimlich viel geleistet hat und leistet. Das
wird natürlich auch in diese Überlegungen einfließen. Von daher bitte ich
Sie im Moment darum, der Arbeitsgruppe Zeit zu geben und keine Hypothesen
aufzustellen.

Frage: Frau Routsi, es geht um ein Interview des malaysischen
Premierministers, das er vor einiger Zeit der "Al Jazeera" gegeben hat. Da
bemängelte er das Kampfflugzeug F-18. Er meinte, dass das zwar ein super
Flugzeug sei, man aber die Quellcodes von den Amerikanern nicht bekommen
habe, um die Waffensysteme zu programmieren. Da Deutschland auch die F-18
kaufen möchte, lautet meine Frage, ob wir dieselben Einschränkungen zu
befürchten haben, also diese Quellcodes nicht zu erhalten?

Routsi: Erstens ist mir diese Äußerung nicht bekannt. Zweitens sind das
operative Details, zu denen ich hier keinerlei Stellung nehmen werde.

Frage: Eine Frage an Herrn Seibert. Es geht um das Thema Pressefreiheit,
für die Sie sich ja hier stets einsetzen und Einschränkungen oder Eingriffe
in dieselbe kritisieren.

Vor diesem Hintergrund: Wie bewertet es die Bundesregierung, dass der
Antisemitismus-Beauftragte der Regierung, Herr Klein, sich vor kurzem im
Gespräch mit Journalisten offenbar zustimmend hinter die Autoren eines
offenen Briefes gestellt hat, die den Journalisten einer
öffentlich-rechtlichen Anstalt sanktioniert haben wollen, weil der wiederum
Herrn Klein kritisiert hat? Ist das eine zulässige Äußerung, oder ist das
nicht seitens eines Regierungsbeauftragten ein unzulässiger Eingriff in die
Pressefreiheit?

StS Seibert: Niemand in der Bundesregierung greift in die Pressefreiheit
ein. Das widerspricht ja völlig unseren Überzeugungen, die wir hier oft
dargelegt haben. Sie sagen, er habe dazu Stellung genommen. Dazu würde ich
erst einmal das Bundesinnenministerium bitten, dem ja der Beauftragte für
das jüdische Leben in Deutschland und den Kampf gegen Antisemitismus
angeschlossen ist, Stellung zu nehmen. Sie haben aber hier auch kein klares
Zitat vorzulegen.

Zusatz: Das Zitat ist einer Berichterstattung des "Spiegel" zu entnehmen.

StS Seibert: Ich kenne sie auch. Da ist aber der entscheidende Satz nicht
in Anführungszeichen. Es ist also kein Zitat.

Das Bundesinnenministerium kann dazu sicherlich Stellung nehmen. Ich werde
mich dazu jetzt hier nicht weiter äußern.

Grünewälder: Für das Bundesinnenministerium kann ich sagen: Ich kenne das
Interview. Ich kenne auch die Diskussion, die sich darum rankt. Wir machen
uns Ihre Bewertung hier nicht zu Eigen. Die Äußerungen von Herrn Klein
stehen für sich. Er hat das gesagt, was er gesagt hat, und er hat das nicht
gesagt, was er nicht gesagt hat. Da müssen Sie noch einmal das Interview
nachlesen. Er macht aus Sicht des Bundesinnenministeriums gute Arbeit. Es
gibt jetzt keine Veranlassung, uns weiter dazu einzulassen.

Zusatzfrage: Das heißt also, das, was in dem "Spiegel"-Interview als
wörtliches Zitat geführt wird, dass sich also Herr Klein über den Autoren
aufgeregt hat, dass er empört war, dass er gesagt hat - und das war ein
wörtliches Zitat -, es gebe jetzt immerhin Druck, dass er auf einen offenen
Brief verwiesen hat, in dem Sanktionen gefordert werden, das bestreiten
Sie? Wenn Sie das nicht bestreiten, sehen Sie das nicht als eine Form von
Eingriff in die Pressefreiheit?

Grünewälder: Wie gesagt: Ich werde jetzt hier die Äußerung von Herrn Klein
nicht weiter kommentieren. Er macht aus unserer Sicht, aus Sicht der
Bundesregierung, gute Arbeit. Wir waren in die Autorisierungsprozesse des
Interviews nicht einbezogen. Deswegen kann ich Ihnen jetzt zu Einzelheiten
des Zustandekommens nichts sagen. Das ist das, was ich Ihnen hier berichten
kann.

Zusatzfrage: Das ist als wörtliches Zitat so abgedruckt worden. Wenn der
Wortlaut von Herrn Klein bestritten wird, dann hätte der "Spiegel" falsch
berichtet. Wenn der Wortlaut nicht bestritten wird und sich im Gespräch mit
Journalisten ein Politiker, der kritisiert worden ist, zustimmend zu
Forderungen nach Sanktionierung dieses Journalisten äußert, dann wollen Sie
das nicht kommentieren? Das bleibt undiskutiert?

Grünewälder: Ich habe jetzt dazu das gesagt, was ich Ihnen sagen kann. Ich
kenne die Diskussion. Ich kenne auch das Interview. Wir waren an dem
Entstehen nicht beteiligt.

Für die Bundesregierung hat Herr Seibert eben gesagt, dass die
Pressefreiheit ein hohes Gut ist. Daran gibt es keine Abstriche. Es gibt
auch keine Zweifel, dass das auch für Herrn Klein gilt und Herr Klein das
genauso sieht.

Frage: Herr Seibert, wie Herr Grünewälder Sie gerade zitiert hat, hat der
"Spiegel" Herrn Klein zitiert. Er hat gesagt - ich zitiere -: "Aber,
immerhin, der Autor bekomme jetzt gebührend Druck."

Das ist der Nachsatz auf ein Zitat von Herrn Klein in indirekter Rede. Wir
wissen, dass das als Zitat gilt, Herr Seibert. Das ist Druck als
Regierungsbeauftragter auf den öffentlich-rechtlichen Rundfunk, auf einen
Autor, der neben Ihnen sitzt.

StS Seibert: Die Bundesregierung steht zur Pressefreiheit ohne jeden
Abstrich. Das hat Herr Grünewälder gerade noch einmal für das
Bundesinnenministerium gesagt. Das gilt für jeden, der für diese
Bundesregierung arbeitet.

Frage: Frau Adebahr, noch einmal zum Thema Libyen.

Ich hatte am Freitag schon einmal zu den Massengräbern gefragt. Die
libysche Regierung hat jetzt den UN-Sicherheitsrat aufgefordert, dass
dieser Fall an den Internationalen Strafgerichtshof weitergeleitet wird.
Deutschland ist ja Mitglied im Weltsicherheitsrat. Unterstützt die deutsche
Bundesregierung diese Aufforderung?

Eine zweite Frage auch zum Befinden, wo sich gerade Herr Haftar befindet.
Hat die Bundesregierung irgendwelche Erkenntnisse, dass Herr Haftar mit
Hausarrest in Ägypten sitzt?

Adebahr: Zur zweiten Frage: Das ist mir nicht bekannt.

Zur ersten Frage würde ich Ihnen gern eine Antwort nachreichen. Ich bin mir
nicht sicher, ob wir eine Positionierung dazu abgeschlossen haben oder wie
wir uns da einlassen werden. Es war nämlich noch nicht bekannt, dass diese
Forderung existiert. Wir würden uns melden.

Frage: Können Sie Meldungen bestätigen oder kommentieren, nach denen der
Beitrag Deutschlands zum EU-Haushalt um 42 Prozent steigen könnte?

Wie sieht es mit dem deutschen Rabatt aus? Wird Deutschland ihn aufgeben
müssen?

StS Seibert: Bevor das Finanzministerium Platz nimmt, eine grundsätzliche
Bemerkung:

Beim Europäischen Rat an diesem Freitag werden die Staats- und
Regierungschefs der 27 Mitgliedsländer einen ersten Austausch zu den Themen
Europäischer Aufbauplan und angepasster mehrjähriger Finanzrahmen haben,
also zum Haushalt 2021 bis 2027. Da ist es natürlich zu früh, jetzt
konkrete Zahlen in den Raum zu stellen.

Wogatzki: Dem kann ich nichts hinzufügen. Die Berichterstattung beruht auf
einer schriftlichen Frage. Auch in der Antwort auf die schriftliche Frage
steht, dass verlässliche Prognosen nicht möglich sind, weil die ganzen
Eckwerte noch nicht stehen.

StS Seibert: Der grundsätzliche Gedanke war klar, und zwar auch schon vor
der Coronapandemie, nämlich dass die deutschen Beiträge zum EU-Haushalt in
der nächsten Sechsjahresphase erheblich ansteigen werden.

Frage: Zur WHO: Letzten Freitag hat es ja ein Gespräch der
EU-Gesundheitsminister gegeben. Deswegen die Frage an das
Gesundheitsministerium, aber auch an Herrn Seibert: Ist es so, dass die
Europäer und auch Deutschland ihren Anteil an der WHO deutlich erhöhen
wollen, nachdem die USA ihren Auszug aus der Weltgesundheitsorganisation
erklärt haben?

Ewald: Ich kann nur allgemein darauf verweisen, dass Herr Spahn mehrfach
öffentlich gesagt hat, wie wichtig es ist, dass Deutschland auch im Verbund
mit der Europäischen Union Lösungen findet, sich stärker im Rahmen der WHO
zu engagieren. Das gilt, und der Diskussionsprozess dazu - auch mit Blick
auf die EU-Ratspräsidentschaft - hat begonnen.

Adebahr: Wir haben unsere Mittel für die WHO in diesem Jahr für
projektbezogene Sachen - also nicht das grundsätzliche Budget, sondern das
Budget für Projekte - auch schon aufgestockt. Ich habe die Zahlen nicht im
Kopf, wir können das aber gern nachliefern.

StS Seibert: Ich habe auch keine anderen Informationen für Sie.

Zusatzfrage: Die Frage zielte auf die Anteile an der WHO, also die
ständigen Beiträge. Offenbar muss es dazu letzten Freitag eine Diskussion
gegeben haben. Unterstützt die Bundesregierung, dass die EU-Staaten ihre
Anteile erhöhen?

Ewald: Ich kann das, was ich gesagt habe, an dieser Stelle nicht ergänzen.

Zusatzfrage: Können Sie das vielleicht nachreichen?

Ewald: Ja.

Frage: An das Bundeswirtschaftsministerium: Warum hat Staatssekretär Hirte
die Vertreter von Augustus getroffen? Hält man das heute noch für
angemessen? Was wurde damals vereinbart?

Eichler: Es ist ein übliches Verfahren, dass Kontaktaufnahmen von
Bundestagsabgeordneten innerhalb der Ressorts von den zuständigen
Parlamentarischen Staatssekretären weiter bearbeitet werden.

Zum Fall der Firma Augustus kann ich mitteilen, dass es am 20. November
2018 eine kurze Videoschalte dazu gegeben hat, und wenige Tage später, am
26. November 2018, einen Präsenztermin mit Philipp Amthor und der
Geschäftsführung von Augustus Incorporated im Bundeswirtschaftsministerium.
Daran haben unter anderem Herr Hirte, der damals Parlamentarischer
Staatssekretär im BMWi war, und auch Kollegen der Arbeitsebene
teilgenommen. Themen waren eine kurze Vorstellung des Unternehmens und ein
Austausch über Entwicklungen im Bereich Künstliche Intelligenz und
Blockchain. Ich kann noch ergänzen, dass weder über Kooperationen noch über
Fördergelder gesprochen oder etwas vereinbart wurde und es auch keine
Folgetermine gegeben hat.

Vielleicht noch ergänzend: Herr Hirte war damals zuständig für die
digitalen Themen bei uns im Haus.

Frage: Vor der Bundestagsentscheidung über das Kohleausstiegsgesetz sollten
ja die öffentlich-rechtlichen Verträge mit den Kohlekonzernen über die
Entschädigungszahlungen veröffentlicht werden. Ist schon klar, wann und in
welcher Form das geschieht?

Eichler: Das kann ich leider gerade nicht konkret sagen, das müsste ich
nachreichen.

Frage: An das BMI: Minister Seehofer hatte vergangene Woche angekündigt, in
Bezug auf das Berliner Antidiskriminierungsgesetz ein Gespräch mit
Innensenator Geisel führen zu wollen. Hat dieses Gespräch stattgefunden?
Was sieht Ihr Ministerium an diesem Gesetz kritisch und welche Änderungen
fordert der Minister?

Grünewälder: Das Thema ist auf der Tagesordnung der Innenministerkonferenz,
die von Mittwoch bis Freitag in Erfurt stattfinden wird. Dort wird es nach
meiner Information durch Anmeldung von Berlin selber Thema im Gespräch mit
allen Innenministern und auch mit dem Bundesinnenminister sein. Soweit ich
weiß, hat ein Telefongespräch zwischen dem Bundesinnenminister und
Innensenator Geisel bereits stattgefunden. Die Position des Hauses und auch
des Ministers dazu ist bekannt; er hat sich sehr klar dazu geäußert.
Unserer Auffassung und der Auffassung des Ministers nach werden
Polizistinnen und Polizisten, die im Rahmen des Gesetzes arbeiten, durch
dieses Gesetz unter den Generalverdacht gestellt, sie würden
diskriminieren. Diese Positionen werden sicherlich noch einmal ausgetauscht
und man wird darüber auf der Innenministerkonferenz in Erfurt sprechen.

Frage: An das Auswärtige Amt zu Weißrussland beziehungsweise Belarus: Im
August wird dort ein neuer Präsident gewählt. Es ist nicht ganz
ausgeschlossen, dass der Mann, der das Land seit 26 Jahren regiert, für
eine sechste Amtszeit gewählt wird. Wie sehen Sie die Lage in Weißrussland
im Kontext der letzten repressiven Maßnahmen gegen die unabhängigen
Präsidentschaftskandidaten bei dieser Wahl?

Adebahr: Für Weißrussland gilt das, was wir für alle Länder weltweit
fordern oder anlegen, nämlich dass freie Meinungsäußerung, Pressefreiheit
und die Einhaltung von demokratischen Grundrechten gewährleistet sein
müssen. Darüber hinaus würde ich mich jetzt ungern zu möglicherweise
stattfindenden Wahlen und deren Gewinnern äußern; ich glaube, das gebietet
sich von diesem Podium aus nicht.

Frage: Gibt es demokratische Grundrechte in Weißrussland? Ist das aus Ihrer
Sicht eine legitime Wahl, wenn Sie Wahlbeobachter dorthin schicken - oder
lohnt sich das gar nicht?

Adebahr: Wir reden über eine Wahl, die möglicherweise stattfinden wird.
Insofern kann ich diese Frage von hier aus heute nicht beantworten. Die
Grundsätze, die wir weltweit an Wahlen anlegen, sind, glaube ich, klar. Wir
hoffen natürlich, dass auch in Weißrussland - das gilt für andere Länder
auch - Wahlen transparent, fair und unter nachvollziehbaren rechtlichen
Bedingungen mit der Partizipation von unabhängigen Kandidatinnen und
Kandidaten stattfinden.

Zusatzfrage: Sie hatten die demokratischen Grundrechte angesprochen. Gibt
es die in Weißrussland aus Ihrer Sicht?

Adebahr: Herr Kollege, das ist eine derartig allgemein gestellte Frage ohne
konkreten Bezug, dass ich auf sie mit der Tatsache antworte, dass wir uns
dafür einsetzen, und zwar perspektivisch und grundsätzlich auch in
Weißrussland.

Frage: Während dieser Pressekonferenz kam eine Meldung herein, laut der ein
US-Kampfjet über der Nordsee abgestürzt sein soll. Wissen Sie inzwischen
mehr? Ist das in deutschen Gewässern passiert?

Routsi: Ich kann Ihnen dazu gar nichts sagen; ich habe es jetzt selber erst
gelesen.

Frage: An Herrn Seibert oder Frau Adebahr zum Streit über die Seegrenzen im
östlichen Mittelmeer: Griechenland möchte mit Ägypten in den kommenden
Tagen neue Seegrenzen festlegen. Was ist dazu die Haltung der
Bundesregierung?

Adebahr: Ich glaube, zur ersten Frage hatten Sie nach der letzten
Regierungspressekonferenz etwas nachgereicht, Herr Seibert?

StS Seibert: Das glaube ich auch. Wir haben dazu am Freitag etwas
nachgereicht, und das könnte man nachlesen.

Zusatzfrage: Im Rahmen der Marineoperation "IRINI" kam es letzte Woche zu
einem Zwischenfall, bei dem ein türkisches Frachtschiff keine Inspektion
zulassen wollte und sich auf souveräne Immunität berief, weil drei
türkische Fregatten das Schiff begleitet haben. Wie will man sicherstellen,
dass das Waffenembargo entsprechend durchgesetzt wird, wenn sich Schiffe
einfach auf souveräne Immunität berufen können?

Adebahr: Dazu habe ich am Freitag ausgeführt, dass wir Kenntnis von einem
solchen Vorfall haben und dass jetzt die Informationen gesammelt und an das
dafür zuständige Expertenpanel der Vereinten Nationen übermittelt werden,
sodass dort eine Bewertung darüber stattfinden kann, was passiert ist, wie
das rechtlich einzuschätzen ist und wie das zu bewerten ist. Das liegt also
bei den Vereinten Nationen. Insofern werden auf der Missionsebene von
"IRINI" jetzt diese Informationen gesammelt und dorthin übermittelt, und
dann wird es eine Bewertung geben.

Wir wünschen uns eine operative Mission "IRINI", eine Mission, die ihre
Aufgaben gut erfüllen kann. Wir erinnern alle Beteiligen - das habe ich
auch am Freitag schon gesagt -, auch alle an der Berliner Libyen-Konferenz
Beteiligten, an unseren Appell, die Zufuhr von Waffen und Kämpfern nach
Libyen zu unterbinden, damit es dort zu einer dauerhaften Waffenruhe und
einer Einhaltung des Waffenembargos kommt, zu deren Kontrolle "IRINI" einen
wichtigen Beitrag leisten wird.

Frage: Apropos Nachreichung: Herr Seibert, Sie schulden uns noch eine in
Sachen Kosten des Logos für die deutsche G20-Präsidentschaft.

StS Seibert: Das kann ich jetzt in der Tat nachreichen: Die Kosten für die
Entwicklung des Logos für die EU-Ratspräsidentschaft belaufen sich auf etwa
80 000 Euro.

Zusatzfrage: Frau Adebahr, die Türkei hat in der letzten Nacht die
jesidische Shingal-Region im Nordirak und insbesondere das kurdische
Flüchtlingslager Machmur im Nordirak bombardiert. Meines Wissens hat die
Bundesregierung über die letzten Jahren mehrere Tonnen an Hilfsgütern an
dieses Flüchtlingslager gesendet. Jetzt wurde es bombardiert. Es ist ja
auch unter UN-Schutz. Wie bewerten Sie diese Angriffe der Türkei?

Adebahr: Wenn ich kann, reiche ich Ihnen das nach.

Frage: An das Umweltministerium: Es gibt aktuell in Berlin und schon länger
in Nordrhein-Westfalen Mahnwachen von Landwirten unter dem Motto "Svenja,
wir warten", die sich gegen die Pauschalvorwürfe der Ministerin in Sachen
Umwelt- und Naturschutz richten. Ist die Ministerin da zum Dialog bereit?
Wird sie Vertreter der Protestierenden treffen?

Fichtner: Schön, dass Sie fragen; das gibt mir die Gelegenheit, dazu
Auskunft zu geben, weil einige Behauptungen, die dort kursieren, nicht
richtig sind.

Die Bundesumweltministerin ist schon seit Monaten im Austausch, es gab
bisher einige Treffen mit Landwirtschaftsverbindung. Sie kann sich
natürlich nicht mit jedem Landwirt einzeln treffen, aber sie trifft sich
mit Repräsentanten. Da gibt es den Vorwurf, die Ministerin hätte mit Blick
auf den Bericht zur Lage der Natur Pauschalvorwürfe gegen Landwirte
gemacht. Wenn Sie einmal in das Inhaltsverzeichnis dieses Berichts schauen,
werden Sie sehen, dass das mitnichten der Fall ist. Es gibt da ein ganz
differenziertes Bild. Natürlich hat die Landwirtschaft einen Anteil an
Problemen; aber natürlich haben auch andere Punkte einen Anteil an der
schwierigen Lage der Natur, zum Beispiel der Flächenverbrauch oder die
Lichtverschmutzung. Insofern bleiben wir dialogbereit.

Frage: Um welche Themen geht es morgen beim Mobilfunkgipfel? Rechnet die
Bundesregierung auch mit mehr finanziellen Zusagen der Betreiber, um
Funklöcher zu schließen?

Strater: Vielen Dank. Das gibt mir die Gelegenheit, Sie noch einmal darauf
aufmerksam zu machen, dass wir dazu morgen um 14 Uhr auch eine
Medienveranstaltung bei uns im Haus, im Ministergarten, anbieten. Dazu sind
Sie natürlich herzlich eingeladen. Da gibt es dann Gelegenheit, Fragen an
den Minister und weitere Minister des Kabinetts zu stellen.

Die Einladung zu dem Gipfel haben wir am Wochenende an die
Vorstandsmitglieder der Telekommunikationsunternehmen und weitere
Beteiligte verschickt. Es geht darum, den Mobilfunkausbau und die
Mobilfunkversorgung in Deutschland noch weiter voranzutreiben. Dieser
Gipfel ist ja eine Folgeveranstaltung des ersten Mobilfunkgipfels, den wir
im Juli 2018 veranstaltet hatten und in dessen Rahmen wir auch schon
Ausbauverpflichtungen festgelegt haben, die die Unternehmen erfüllen
müssen. Mobiles Surfen und Telefonieren muss immer und überall möglich
sein. Wir wollen das im Wesentlichen durch die Infrastruktur erreichen,
nämlich durch die Mobilfunkmasten, deren Bau wir auch über eine
Mobilfunkinfrastrukturgesellschaft fördern wollen. Sie wissen, dass wir
hierfür auch nach den Beschlüssen der Koalitionäre aus der jüngsten Zeit
Gelder zur Verfügung haben.

Ich möchte das hier jetzt nicht noch weiter ins Detail treiben, weil wir
dazu morgen umfänglich informieren werden.

Montag, 15. Juni 2020

 * 

Quelle:

Regierungspressekonferenz vom 15. Juni 2020

https://www.bundesregierung.de/breg-de/aktuelles/regierungspressekonfernez-vom-15-juni-2020-1760628
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WIRTSCHAFT/3136: Scheuer droht Funkloch-Tradition Drobrindts fortzusetzen


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 16. Juni 2020

SITTA: Scheuer droht Funkloch-Tradition Drobrindts fortzusetzen



Zum Mobilfunkgipfel erklärt der stellvertretende FDP-Fraktionsvorsitzende
Frank Sitta:

"Dass überhaupt ein zweiter Mobilfunkgipfel nötig ist, ist ein
Armutszeugnis für die Bundesregierung. Verkehrsminister Scheuer droht
die Funkloch-Tradition seines Vorgängers Dobrindt fortzusetzen.
Deutschland braucht dringend eine echte Mobilfunkoffensive. Dafür
müssen Genehmigungsverfahren massiv beschleunigt und öffentliche
Grundstücke einfacher bereitgestellt werden. Um Funklöcher möglichst
effizient zu stopfen, sind sogenannte Negativauktionen notwendig, bei
denen der Anbieter den Zuschlag erhält, der am wenigsten Fördermittel
veranschlagt. Die Bundesregierung darf nicht nur zu Gipfeln einladen,
sondern muss die Ärmel aufkrempeln und schnellstmöglich ein
tragfähiges Konzept zur Umsetzung dieser Maßnahmen präsentieren. Der
falsche Weg ist dagegen die geplante staatliche
Mobilfunkinfrastrukturgesellschaft. Sie wird keine Entlastung
schaffen, sondern neue Bürokratie und Kosten. So schließt man keine
Funklöcher."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030-227 51990

E-Mail: presse@fdpbt.de
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WIRTSCHAFT/3135: Wir müssen das Land wieder auf einen Wachstumspfad bringen


FDP-Pressemitteilung vom 15. Juni 2020

TEUTEBERG-Statement: Wir müssen das Land wieder auf einen
Wachstumspfad bringen



Zur konjunkturellen Entwicklung, zur epidemischen Notlage und zum
Beschluss des FDP-Bundesvorstandes zu den Erwartungen an die deutsche
EU-Ratspräsidentschaft gab die FDP-Generalsekretärin Linda Teuteberg
heute folgendes Statement ab:

"Viele diskutieren über die Mehrwertsteuersenkung und - ich finde,
das geht ein bisschen am Problem vorbei - über 'Wumms' und 'Bumms'.
Wir sagen, wir brauchen echte Impulse für Vertrauen: Vertrauen in die
wirtschaftliche Entwicklung, damit Menschen bereit sind, zu
konsumieren und zu investieren. Die befristete Mehrwertsteuersenkung,
die schafft das nicht. Auch Verbraucherschützer äußern sich
inzwischen so und bestätigen die Bedenken, die wir damit verbinden,
dass das eben nicht an die Verbraucher weitergereicht werden wird.
Und dass es ein hoher bürokratischer Aufwand ist. Was wir jetzt
brauchen, und zwar gerade, weil wir uns darum sorgen, dass
Arbeitsplätze auf dem Spiel stehen, dass uns wirklich eine schwere
wirtschaftliche Krise bevorsteht, dass wir etwas tun müssen für
Beschäftigung in Deutschland, für gut qualifizierte Arbeitsplätze in
Deutschland. Und dafür brauchen wir Vertrauen in die wirtschaftliche
Entwicklung. Damit Menschen konsumieren und investieren, brauchen wir
die Abflachung des Mittelstandsbauches bei der Einkommensteuer. Wir
brauchen die Abschaffung des Soli für alle, die ihn bisher zahlen
rückwirkend zum 1.1. dieses Jahres. Und wir brauchen bessere
Abschreibungsbedingungen für unsere Unternehmen in Deutschland. Die
wirtschaftliche Krise ist enorm, auch weil unsere Exportmärkte davon
besonders betroffen sind. Und deshalb wollen wir hier einen starken
Impuls setzen, um unser Land wieder auf einen Wachstumspfad zu
bringen.

Und zugleich ist uns wichtig, auch in der Krise für Bürgerrechte und
Gewaltenteilung einzutreten. Die Pandemie-Notlage von nationaler
Tragweite muss auf den Prüfstand gestellt werden. Wir haben für das
regional vorhandene Infektionsgeschehen Zuständigkeiten in unserem
Rechtsstaat mit den Gesundheitsbehörden auf kommunaler Ebene und den
Ländern. Und die derzeitigen Sonderregelungen im
Infektionsschutzgesetz, die dem Verordnungsgeber zulasten der
Parlamente weitreichende Befugnisse einräumen, die Parlamente
aussparen aus den Entscheidungen. Da müssen wir wieder eine
Normalität der Zuständigkeiten und Verfahren herstellen und setzen
auf die regional differenzierten, konkreten Maßnahmen. Auch um
Akzeptanz zu schaffen: Da wo ein Infektionsgeschehen regional
tatsächlich stärker ist, dort müssen auch einschneidendere Maßnahmen
ergriffen werden. Das ist Sache der Gesundheitsbehörden und der
Länder. Aber wir können nicht auf Dauer bundesweit Grundrechte
einschränken und Parlamentsrechte außer Kraft setzen, sondern das
bedarf der Überprüfung. Deshalb bringen wir, das haben wir auch heute
noch einmal besprochen, mit großer Überzeugung das auch in den
Deutschen Bundestag ein, dass wir das überprüfen müssen und
Verhältnismäßigkeit wahren.

Und schließlich ist für uns Freie Demokraten klar: Wir wollen
Verantwortung übernehmen in Europa und sind auch bereit, dafür
einzustehen, dass Deutschland sich angemessen beteiligt an den
Aufgaben in Europa. Auch da, wo für Zukunftsaufgaben Mehrausgaben
notwendig sind. Aber die Ausgaben eben auch auf Zukunft ausgerichtet
sein. Das bedeutet, die Mittel müssen für Zukunftstechnologien und
für das, was Europas Wettbewerbsfähigkeit stärkt, verausgabt werden.
Und die grundsätzliche Bereitschaft, hier Verantwortung zu
übernehmen, ist kein Freibrief dafür, bei den althergebrachten Töpfen
und Fonds keine Reformbereitschaft zu zeigen und nicht auch
Einsparungen vorzunehmen. Denn bereit zu sein, einen höheren Anteil
zu übernehmen, heißt nicht, dass das nicht auch relativ im Verhältnis
stehen muss mit den verschiedenen Mitgliedstaaten. Das darf sich
nicht einfach verschieben. Wir werden Europa auch nur für die Zukunft
stärken mit einer Politik, die rechnen kann, die gelernt hat aus der
Finanzkrise und auch auf europäischer Ebene solide Haushalte schafft.
Dazu haben wir einen umfassenden Beschluss verabschiedet im
Bundesvorstand mit unseren Vorstellungen zu vielen europäischen
Handlungsfeldern in dieser deutschen Ratspräsidentschaft. Und wir
haben heute in Präsidium und Bundesvorstand besprochen und
beschlossen, unseren ordentlichen Bundesparteitag, den wir
coronabedingt verschieben mussten, im September nachzuholen. Unter
den entsprechenden Vorschriften, mit Vorkehrungen für Abstand, für
Hygiene, als Präsenzveranstaltung durchzuführen am Samstag, den 19.
September in Berlin. Jetzt, wo es wieder möglich ist und mit sehr
viel Verantwortung bei genauer Umsetzung der Regeln."


Beschluss des FDP-Bundesvorstands: "Für ein starkes,
zukunftsfähiges und krisenfestes Europa - Liberale Forderungen an die
deutsche EU-Ratspräsidentschaft 2020 in Zeiten der
Corona-Krise":

https://www.fdp.de/sites/default/files/uploads/2020/06/15/2020-06-15-buvo-liberale-forderungen-die-deutsche-eu-ratspraesidentschaft-2020.pdf

 * 

Quelle:

Presseservice der Liberalen

FDP-Bundesgeschäftsstelle

Reinhardtstraße 14, 10117 Berlin

Telefon: 030 - 28 49 58 41, Fax: 030 - 28 49 58 42
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BAYERN/5030: Black Lives Matter - Auch in Bayern ein Zeichen gegen Diskriminierung setzen (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion vom 16. Juni 2020

Black Lives Matter - Auch in Bayern ein Zeichen gegen Diskriminierung setzen

Dringlichkeitsantrag morgen im Plenum - Staatsregierung soll im Europaausschuss über Antirassismusstrategie berichten



Die SPD-Landtagsfraktion und der europapolitische Sprecher Markus
Rinderspacher fordern in einem Dringlichkeitsantrag, der morgen
(17. Juni) dem Plenum zur Beratung vorliegt, die Internationale Dekade
für Menschen afrikanischer Abstammung auch in Bayern umzusetzen.
Danach soll die Staatsregierung im Europaausschuss über die Erfassung
von Diskriminierung von Menschen afrikanischer Abstammung in Bayern
berichten und geeignete Antidiskriminierungsmaßnahmen entwickeln. "Die
Black Lives Matter-Proteste haben Menschen auf der ganzen Welt bewegt.
Auch in Bayern fühlen sich Menschen afrikanischer Abstammung
diskriminiert. Wir verurteilen verbale und tätliche Angriffe gegen
Menschen afrikanischer Abstammung im öffentlichen und privaten Bereich
und ebenso jegliche Formen der Diskriminierung", erklärt
Rinderspacher.

Die Generalversammlung der Vereinten Nationen hat die Dekade für
Menschen afrikanischer Abstammung einstimmig ausgerufen, und
Deutschland beteiligt sich daran. Dies sei auch für den Freistaat
Bayern Auftrag und Verpflichtung zur Mitwirkung. Eine
UN-ExpertInnengruppe hat Anfang 2017 die Situation von Schwarzen in
Deutschland untersucht und kam zu dem Ergebnis, dass sie täglich
rassistischer Diskriminierung, Afrophobie und Racial Profiling
ausgesetzt sind. Auch eine zweite Studie "Als Schwarzer leben in der
EU" vom November 2019 zeichnet ein erschreckendes Bild: Ein
erheblicher Teil von Menschen afrikanischer Abstammung ist rassistisch
motivierter Belästigung ausgesetzt. 48 Prozent der Befragten gaben an,
in Deutschland in den letzten fünf Jahren Opfer von rassistisch
motivierter Belästigung gewesen zu sein. Diskriminierung findet
demnach auch auf dem Wohnungs- und Arbeitsmarkt sowie in der Bildung
statt. Ebenso werden Polizeitkontrollen häufig als ethnisches
Profilung erlebt, heißt es in der Studie.

 * 

Quelle:

Pressestelle der BayernSPD-Landtagsfraktion

Bayerischer Landtag

Maximilianeum, 81627 München

Telefon: 089/4126 2347, Fax: 089/41 26-11 68

E-Mail: pressestelle@bayernspd-landtag.de

Internet: www.spd-landtag.de, www.bayern.landtag.de
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HAMBURG/5181: Corona-Hilfen nicht zu früh beenden (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 16. Juni 2020

Corona-Hilfen nicht zu früh beenden!



Der Senat hat heute eine Zwischenbilanz des Corona-Schutzschirms
gezogen und einen weiteren Nachtragshaushalt angekündigt. "Die
Hamburger Soforthilfe kam tatsächlich schwerpunktmäßig bei
Solo-Selbstständigen und kleinen Unternehmen an: Das ist gut, da
wurden wahrscheinlich Existenzen gerettet", erklärt der
haushaltspolitische Sprecher der Fraktion DIE LINKE in der
Hamburgischen Bürgerschaft, David Stoop. "Bis jetzt jedenfalls. Denn
wer zu früh die Hilfen beendet, gefährdet damit die Unternehmen, die
wir gerade noch gerettet haben, und genauso ihre zukünftigen
Steuerzahlungen, die wir zur Bewältigung der Krise dringend brauchen
werden. Darum müssen die Hilfen für die volle Zeit coronabedingter
Umsatzausfälle verstetigt werden."

Stoop fordert ein, dass der neue Nachtragshaushalt demokratischen
Grundregeln genügt: "Im nächsten Haushalt dürfen dem Senat nicht
wieder pauschale Summen zur freien Verwendung gegeben werden - schon
um wirksame Haushaltskontrolle zu gewährleisten. Die Mittel müssen den
Ressorts direkt zugeteilt werden, mit den Schwerpunkten Gesundheit,
Soziales und Rettung kleiner Unternehmen und Solo-Selbstständiger.
Einen nochmaligen Blankoscheck für den Senat, der die Haushaltshoheit
untergräbt, werden wir nicht unterschreiben."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 16. Juni 2020

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3541: Corona-App hilft Infektionsketten zu durchbrechen (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 16. Juni 2020

Corona-App hilft Infektionsketten zu durchbrechen

Julian Barlen: App ersetzt nicht Hygiene- und Sicherheitsmaßnahmen



Seit dem heutigen Dienstag steht die Corona-Warn-App des
Robert-Koch-Instituts zum Download bereit. Nach einem halben Jahr der
Pandemie gilt diese App als gute Möglichkeit, Infektionsketten
nachzuverfolgen und eine zweite Infektionswelle zu verhindern. Den
klassischen Hygiene-Dreiklang "Hände waschen, Hust-/Niesetikette,
Mund-Nasenschutz" kann die App allerdings nicht ersetzen.

Dazu Julian Barlen, gesundheitspolitischer Sprecher der
SPD-Landtagsfraktion Mecklenburg-Vorpommern: "Die Corona-App sollten
möglichst alle nutzen. Unser Ziel muss sein, dass viele nun
freiwillig - also auch ohne staatliche Sanktionen oder exklusive
Vorteile - weiterhin Einsicht in die Notwendigkeit haben und sich
beteiligen.

Die längere Entwicklung hat sich angesichts der im Ergebnis einhellig
sehr positiven Einschätzungen der Datenschützer letztlich aber
wirklich gelohnt. Dieses Experten-Urteil sorgt nämlich für das
existenziell nötige Vertrauen, so dass die Warn-Anwendung nun
möglichst oft genutzt wird.

Die App ist ein weiterer Baustein, mit den Auswirkungen von Corona
besser umgehen und Infektionsketten nachverfolgen und durchbrechen zu
können - anonym und dezentral. Die App ersetzt natürlich keinerlei
Hygiene- und Sicherheitsmaßnahmen. Gerade an Orten, wo viele einander
unbekannte Menschen aufeinander treffen, sind Abstand und Mundschutz
weiter die Mittel der Wahl. Die App hilft uns aber, sehr schnell auf
lokale Infektionen zu reagieren und einen Verlust der Kontrolle über
die Ausbreitung zu verhindern."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion Mecklenburg-Vorpommern

Pressestelle, Lennéstr. 1, 19053 Schwerin

Telefon: 0385-525-2359 o. 0385-525-2360

E-Mail: info@spd-fraktion-mv.de

Internet: www.spd-fraktion-mv.de
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3540: 17. Juni - Wunsch nach Freiheit immer stärker als die Angst (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 16. Juni 2020

17. Juni - Wunsch nach Freiheit immer stärker als die Angst

Thomas Krüger: Arbeiteraufstand sandte auch politisches Signal an
andere Ostblockstaaten



Der Fraktionsvorsitzende der SPD-Landtagsfraktion Thomas Krüger
erklärt anlässlich des morgigen 17. Juni, dem 67. Jahrestag des
Arbeiteraufstandes in der DDR:

"Erst kürzlich haben wir im Landtag über das Unrecht an der
deutsch-deutschen Grenze und die zahlreichen Opfer debattiert. Aber
schon einige Jahre vor dem Mauerbau, am 17. Juni 1953, haben
Ostdeutsche gegen die Zustände aufbegehrt, nicht durch Flucht oder
Fluchtversuche, sondern durch mutige Proteste auf der Straße.

Auch wenn der eigentliche Anlass der Demonstrationen und Streiks eine
unangemessene Normerhöhung für die Bauarbeiter war, so motivierte die
Menschen doch das Gespür für eine tiefergehende Ungerechtigkeit, z.B.
die unterdrückte Presse- und Meinungsfreiheit, die Herausbildung
einer Elite aus Parteifunktionären, aber auch Versorgungsengpässe und
Einschränkungen der Bewegungsfreiheit.

Der 17. Juni 1953 ist blutig niedergeschlagen worden, aber er sandte
dennoch das Signal aus, dass der Wunsch nach Freiheit im Menschen
immer stärker ist, als die Angst. Denn trotz der Opfer in der DDR
wirkte der Aufstand als politisches Signal auf die Bevölkerung in den
anderen Ostblockstaaten, z.B. in Ungarn oder in der Tschechoslowakei.
Und die Geschichte hat bewiesen, dass die Freiheit am Ende siegt.

Auch wenn der 3. Oktober den 17. Juni als Nationalfeiertag abgelöst
hat, bleibt der 17. Juni ein Gedenktag, der die Geschichte des
jüngeren Deutschlands maßgeblich geprägt hat.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion Mecklenburg-Vorpommern

Pressestelle, Lennéstr. 1, 19053 Schwerin
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RHEINLAND-PFALZ/5516: Hochschulen und Universitäten finanziell besser unterstützen (CDU)


Pressemitteilung der CDU-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
16.06.2020

Dekane beschweren sich

Marion Schneid: Rheinland-pfälzische Hochschulen und Universitäten
finanziell besser unterstützen



Ein Brandbrief aller Dekane der Universität Koblenz-Landau hat
Hochschulminister Wolf erreicht. Von fehlender finanzieller
Unterstützung der Universität durch das Land und 'irreversible(n)
Schäden' für die Universitätsstandorte ist die Rede. "Nicht das erste
Mal, dass Lehrende der Universität Koblenz-Landau ihre Sorgen
öffentlich an Minister Wolf herantragen", erklärt die
hochschulpolitische Sprecherin der CDU-Landtagsfraktion Marion
Schneid:

"Minister Wolf muss die Bedenken der Dekane endlich ernst nehmen -
ihre Befürchtungen, dass die Uni-Standorte Koblenz und/oder Landau
beim Fusionsprozess auf der Strecke bleiben könnten, sind nicht von
der Hand zu weisen. Die Universitätsstandorte sind seit Jahren
unterfinanziert. Ganz offensichtlich gibt es kein durchdachtes
Finanzkonzept. Die Hochschulstrukturreform erfordert zudem zusätzliche
finanzielle Investitionen.

Dies alles führt zur Unsicherheit. Die Universitätsstandorte fragen
sich, wie es weitergehen soll. Der Hochschulminister schürt bei allen
Betroffenen Zukunftsängste und sorgt für Irritationen. Bei den
beteiligten Hochschulen, den Uni-Beschäftigten und den Studierenden
wächst das Misstrauen gegenüber Minister Wolf", so Schneid.

Die hochschulpolitische Sprecherin der CDU-Landtagsfraktion erneuert
an dieser Stelle die Forderungen und den Vorschlag ihrer Fraktion nach
einer besseren finanziellen Unterstützung der rheinland-pfälzischen
Hochschulen und Universitäten allgemein und im Besonderen für den
Umstrukturierungsprozess der Universität Koblenz-Landau und
Kaiserslautern durch Hochschulminister Wolf und die Landesregierung.

Die CDU-Landtagsfraktion fordert:

1. Erhöhung der Grundfinanzierung

2. Mittel zur Entflechtung

3. Mehr Professuren zur Profilschärfung

 * 
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RHEINLAND-PFALZ/5515: Rassebegriff aus der Verfassung streichen (Bündnis 90/Die Grünen)


Pressemitteilung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag
Rheinland-Pfalz vom 16.06.2020

Integrationsministerin stößt längst überfällige Debatte an:
Rassebegriff aus der Verfassung streichen



Die rheinland-pfälzische Integrationsministerin Anne Spiegel hat heute
die Streichung des Begriffes "Rasse" aus dem Grundgesetz und der
rheinland-pfälzischen Landesverfassung gefordert. Dazu erklärt die
rechtspolitische Sprecherin der GRÜNEN Landtagsfraktion, Pia
Schellhammer:

"Die Forderung von Integrationsministerin Anne Spiegel stößt nun auch
in Rheinland-Pfalz eine längst überfällige Debatte an: Der Begriff
'Rasse' muss aus der Landesverfassung verschwinden. Er ist ein
sprachliches Überbleibsel einer menschenfeindlichen Rassenideologie,
die falsch ist und in unserer Verfassung nichts zu suchen hat. Sprache
beeinflusst direkt unser Denken, daher brauchen wir besonders hier
eine klare Haltung. In unserer rheinland-pfälzischen Landesverfassung
taucht der problematische Begriff an zwei Stellen auf. Gerne treten
wir in den konstruktiven Austausch mit den anderen demokratischen
Fraktionen über die Streichung dieses Begriffs."

 * 

Quelle:
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GESUNDHEIT/962: Verspätet aber technisch ausgereift - Corona-App geht an den Start


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 16. Juni 2020

Arbeitsgruppe: Digitale Agenda

Verspätet aber technisch ausgereift: Corona-App geht an den
Start



Jens Zimmermann, digitalpolitischer Sprecher:

Die deutsche Corona App steht ab heute zur Verfügung und wird
international sehr positiv bewertet. Jetzt ist es wichtig, dass sich
alle Ministerinnen und Minister unmissverständlich zur freiwilligen
Nutzung und Download der App bekennen. Diese Positionierung braucht
es, um Vertrauen zu schaffen und erhalten. Die deutsche App hat das
verdient.

"Deutschland wird die technisch ausgereifteste Corona App mit dem
höchsten Datenschutzstandards weltweit zum Download bereitstellen. Es
ist gut, dass wir jetzt eine App mit dezentralem Ansatz haben, so wie
es die SPD-Bundestagsfraktion mit vielen Expertinnen und Experten von
Anfang an gefordert hat. Damit haben wir nun eine vertrauenswürdige,
datenschutzkonforme und sichere App zur Verfügung.

Damit die App ein Erfolg wird, verbieten sich alle möglichen
Zwangsnutzungsideen, wie sie immer wieder aus Teilen der Union zu
hören sind. Diese wird es mit uns nicht geben.

Auch wenn versucht wird ein anderes Bild zu zeichnen: die deutsche
Corona App kann zu einer Erfolgsgeschichte werden. Nun braucht es
eine gute Kampagne, die den Nutzen der App transparent macht und
Bürgerinnen und Bürger überzeugt. Ich jedenfalls bin froh, dass die
deutsche Corona jetzt zur Verfügung steht und habe sie schon
installiert."

Copyright 2020 SPD-Bundestagsfraktion
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RECHT/753: Schutzregelungen für Mieter und Darlehensnehmer verlängern


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 16. Juni 2020

Arbeitsgruppen: Recht und Verbraucherschutz

Schutzregelungen für Mieter und Darlehensnehmer verlängern



Johannes Fechner, rechts- und verbraucherpolitischer Sprecher;

Michael Groß, zuständiger Berichterstatter:

Die Erleichterungen für Mieter und Darlehensnehmer, die im Zuge der
Corona-Pandemie beschlossen wurden, laufen Ende Juni aus. Die
SPD-Bundestagsfraktion fordert, den gesetzlichen Kündigungsstopp und
das Darlehensmoratorium um weitere drei Monate zu verlängern.

"Viele Bürgerinnen und Bürger sind wegen der Corona-Pandemie in
wirtschaftliche Schwierigkeiten geraten. Deshalb haben wir im März
beschlossen, dass Mietverträge wegen Corona-bedingter
Zahlungsausfälle nicht gekündigt werden können und Darlehensraten
gestundet werden können. Viele Mieter und Darlehensnehmer sind
allerdings immer noch in finanziellen Schwierigkeiten. Den April und
Mai konnten die meisten gerade noch so überbrücken und jetzt wird es
knapp. Wir müssen ihnen Zeit geben, wirtschaftlich wieder auf die
Füße zu kommen. Darum fordern wir, den gesetzlichen Kündigungsstopp
und das Darlehensmoratorium um weitere drei Monate bis Ende September
zu verlängern. Ein Bundestagsbeschluss ist dafür nicht nötig.
Ministerin Lambrecht kann dies per Rechtsverordnung tun und wir
freuen uns, dass dies bereits in ihrem Haus vorbereitet wird."

Copyright 2020 SPD-Bundestagsfraktion
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RECHT/752: Gönül Örs aus Hausarrest in Türkei entlassen


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 16. Juni 2020

Arbeitsgruppe: Menschenrechte und humanitäre Hilfe

Gönül Örs aus Hausarrest in Türkei entlassen



Frank Schwabe, menschenrechtspolitischer Sprecher:

Gönül Örs ist heute von einem türkischen Gericht aus dem Hausarrest
entlassen worden. Die Deutsch-Kurdin wird seit über einem Jahr an der
Ausreise aus der Türkei gehindert und ist seit Dezember 2019 im
Hausarrest in der Nähe von Izmir. Gesundheitlich hat ihr diese Zeit
sehr zugesetzt. Die SPD-Bundestagsfraktion verlangt, dass die
Ausreisesperre aufgehoben wird und sie nach Deutschland ausreisen
kann.

"Die SPD-Bundestagsfraktion bewertet das getroffene Urteil
durchwachsen: Es bedeutet zwar, dass Gönül Örs aus dem Hausarrest
entlassen wird, allerdings darf sie immer noch nicht nach Deutschland
ausreisen darf. Wir erwarten nun, dass die Ausreisesperre aufgehoben
und auch ihre Mutter Hozan Canê aus der Haft entlassen wird. Sie ist
in dem türkischen Gefängnis einem unnötigen Risiko einer Covid-19-
Infektion ausgesetzt. Des Weiteren muss es schnell eine Lösung für
alle deutschen Staatsbürgerinnen und Staatsbürger geben, die in der
Türkei inhaftiert beziehungsweise mit einer Ausreisesperre belegt
sind."

Copyright 2020 SPD-Bundestagsfraktion
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FORSCHUNG/1282: Forschungsteam untersucht Landnutzungsgeschichte von Agroforstsystemen (idw)


Georg-August-Universität Göttingen - 15.06.2020

Kaffee, Kakao und Vanille - Göttinger Forschungsteam untersucht
Landnutzungsgeschichte von Agroforstsystemen



Der Anbau von Kaffee, Kakao und Vanille sichert das Einkommen vieler
Kleinbäuerinnen und Kleinbauern und ist zugleich ein Treiber des
Landnutzungswandels in vielen tropischen Ländern. Insbesondere dem Anbau
in sogenannten Agroforstsystemen, in denen diese Feldfrüchte mit
Schattenbäumen kombiniert werden, wird oft ein großes Potenzial für den
ökologisch nachhaltigen Anbau zugeschrieben. Forscherinnen und Forscher
der Universität Göttingen zeigen nun, dass die Landnutzungsgeschichte von
Agroforstsystemen bei der Beurteilung der Nachhaltigkeit von Agroforsten
eine entscheidende Rolle spielt. Die Ergebnisse sind in der
Fachzeitschrift Conservation Letters erschienen.




[image: Bild: © Dominik Schwab]

Vanille Agroforsts in Madagaskar, welcher direkt im Wald etabliert
wurde. Der Anbau bietet zwar einen Lebensraum für gewisse Tier- und
Pflanzenarten, Wald-Spezialisten können hier aber nicht mehr leben.

Bild: © Dominik Schwab



(pug) Tropische Agroforste unterscheiden sich stark in ihrer
Landnutzungsgeschichte, also der vorherigen Nutzung des Bodens, der für
den Agroforst verwendet wird. Zum einen kann ein Agroforst direkt in einem
Wald angelegt werden - in diesem Fall wird das Unterholz entfernt und
durch Vanille-Lianen, Kaffee- oder Kakaosträucher ersetzt. Dabei gehen
viele Pflanzen- und Tierarten und wichtige Ökosystemdienstleistungen
verloren. Zum anderen kann ein Agroforst auf Land angelegt werden, das
vorher offen war - zum Beispiel auf einer ehemaligen Weide oder einem
ehemaligen Maisfeld. Hierbei wird das Land wiederaufgeforstet; es
profitieren zum Beispiel Tierarten, die auf Bäume angewiesen sind. Zudem
speichern Bäume Kohlenstoff, und es geht von ihnen eine kühlende Wirkung
aus, was die Klimaerwärmung mindern kann.




[image: Bild: © Dominic Martin]

Vanille Agroforsts in Madagaskar, welcher auf einer offenen
Brachfläche etabliert wurde. Das Aufkommen von Bäumen bietet die
Chance, gewissen zusätzlichen Arten einen Lebensraum zu bieten. Zudem
trägt das Baumwachstum zur Kohlenstoffspeicherung bei.

Bild: © Dominic Martin



"Unsere Ergebnisse zeigen, dass Agroforstsysteme nur dann zu einer
deutlichen Aufwertung der Landschaft für die Artenvielfalt führen, wenn
sie auf vorher offenem Land etabliert werden", meint Dominic Martin,
Erstautor der Studie. "Die Umwandlung der verbliebenen artenreichen
Tropenwälder in Kaffee-, Kakao- oder Vanilleplantagen sollte hingegen
vermieden werden." Dazu seien Anreize nötig, ergänzt Prof. Dr. Holger
Kreft, Leiter der Abteilung Biodiversität, Makroökologie und Biogeographie
der Universität Göttingen. "Nachhaltigkeitslabel sollten das
berücksichtigen, und die Zertifizierung von Plantagen, die zuvor Wald
waren, vermeiden." Nur so lassen sich die ökologischen Vorteile vom Anbau
in Agroforstsystemen wirklich realisieren. "Dies kann dann dazu beitragen,
dass sich der morgendliche Kaffee ohne bitteren Nachgeschmack genießen
lässt", so Kreft.

Die Studie geht aus dem an der Universität Göttingen angesiedelten
multidisziplinären Projekt "Diversity Turn" hervor, welches von der
VolkswagenStiftung und dem Niedersächsischen Ministerium für Wissenschaft
und Kultur finanziert wird.


Originalpublikation:

Dominic Martin et al. (2020)

Land-use history determines ecosystem services and conservation value in
tropical agroforestry.

Conservation Letters.

DOI: https://doi.org/10.1111/conl.12740

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution77
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ASYL/1487: Appell an die Innenminister*innen - Landesaufnahmeprogramme für Flüchtlinge jetzt (Pro Asyl)


Pro Asyl - Pressemitteilung vom 16. Juni 2020

Appell an die Innenminister*innen: Landesaufnahmeprogramme für
Flüchtlinge jetzt!

PRO ASYL, Bundesfachverband unbegleitete minderjährige Flüchtlinge,
Jugendliche ohne Grenzen und Landesflüchtlingsräte fordern anlässlich der
Innenministerkonferenz vom 17.-19. Juni 2020 die Aufnahme von geflüchteten
Menschen aus europäischen und außereuropäischen Flüchtlingslagern



Die Aufnahmezusage von bis zu 400 Minderjährigen und ihrer Angehörigen aus
den griechischen Elendslagern nach Deutschland - so begrüßenswert sie im
Einzelfall ist - ist nichts mehr als ein Tropfen auf dem heißen Stein. Die
Kapazitäten der EU-Hotspots sind um ein Vielfaches überschritten (31.891
Schutzsuchende bei einer Kapazität von 6.095 Plätzen, Stand 05.06.2020), es
gibt weder ausreichende sanitäre Anlagen noch eine funktionierende
Gesundheitsversorgung.

Unter den Schutzsuchenden auf den Inseln befinden sich etliche Menschen mit
familiären Beziehungen in Deutschland. Ihre Aufnahme ist kein humanitärer
Gnadenakt, sondern eine rechtliche Verpflichtung, der Deutschland und
weitere EU-Staaten nachkommen müssen. Zusätzlich bietet die
Dublin-III-Verordnung die Möglichkeit, die Aufnahme Schutzsuchender aus
humanitären Gründen zu veranlassen. Diese muss auch weiterhin in
Griechenland, sowie im zentralen Mittelmeer zur Aufnahme von
Bootsflüchtlingen genutzt werden.

Seit zwei Jahren gibt es in Deutschland breit vorgetragene Forderungen um
die Aufnahme von Schutzsuchenden. Demonstrationen, zivilgesellschaftliche
Initiativen und Regierungsmitglieder verschiedener Bundesländer haben die
Aufnahmebereitschaft bestätigt.

Weltweit gibt es laut dem UN-Flüchtlingshilfswerk 1,44 Millionen besonders
schutzbedürftige Flüchtlinge, die dringend einen Aufnahmestaat brauchen.
Hierzu zählen u.a. Überlebende von Folter, kranke Menschen, Kinder, die
alleine auf der Flucht sind und alleinstehende Frauen. Doch die zur
Verfügung stehenden Aufnahmeplätze im Rahmen des UN-Resettlement-Programms
sind viel zu gering. Generell gibt es kaum sichere und legale Zugangswege
nach Deutschland und Europa. Anstatt per Flugzeug einreisen zu können,
müssen Schutzbedürftige den lebensgefährlichen Weg über das Mittelmeer
antreten oder andere Fluchtrouten nehmen. Nach offiziellen Zahlen sind im
vergangenen Jahr auf dem Mittelmeer mindestens 1.885 Menschen gestorben und
innerhalb Europas kamen weitere 148 Personen ums Leben. Noch mehr Menschen
verlieren ihr Leben auf dem Weg durch die Sahara.

Dieses Sterben muss ein Ende haben. Ein Mittel hierfür sind sichere und
legale Zugangswege. PRO ASYL begrüßt deshalb, dass es in Berlin,
Brandenburg, Thüringen, Hamburg und Schleswig-Holstein aktuell noch
Landesaufnahmeprogramme für Syrer*innen gibt. Im Rahmen des
UN-Resettlement-Programms hat Deutschland zugesagt, 5.500 Personen aus
Ägypten, Jordanien, Kenia, Libanon, Niger und der Türkei aufzunehmen.
Gerade die Aufnahmen aus der Türkei im Rahmen des EU-Türkei-Deals zeigen
deutlich, was humanitäre Aufnahmeprogramme nicht sein dürfen: Legitimation
für Grenzschließungen und für die Verweigerung des Zugangs zum
individuellen Recht auf Asyl in Europa. Stattdessen müssen sich die
Aufnahmezusagen Deutschlands am durch den UNHCR ermittelten Bedarf
orientieren.

PRO ASYL, Jugendliche ohne Grenzen, Bundesfachverband unbegleitete
minderjährige Flüchtlinge und Landesflüchtlingsräte fordern die Aufnahme
einer signifikanten Anzahl von geflüchteten Menschen aus dem
außereuropäischen Ausland und aus europäischen Flüchtlingslagern nach
Deutschland:

• Die Bundesländer sollten entsprechende Landesaufnahmeprogramme gemäß
§ 23 Abs. 1 AufenthG einrichten. Bezüglich einer Aufnahme aus
Griechenland sollten hierfür insbesondere auch Personen mit familiären
Beziehungen nach Deutschland berücksichtigt werden.

• Die Bundesregierung sollte aktuell Familienzusammenführungen im
Rahmen der Dublin-III-Verordnung ermöglichen und diese im Falle einer
Verfristung aufgrund des hohen Stellenwerts der Familie und des Kindeswohls
trotzdem umsetzen. Dies gilt auch für Familienzusammenführung aus
Drittstaaten.

• Darüber hinaus sollte die Bundesregierung aus humanitären Gründen
über Art. 17 Abs. 2 Dublin-III-Verordnung auch weitere Schutzsuchende aus
Griechenland und Bootsflüchtlinge aus Mittelmeerstaaten aufnehmen.

• Die Bundesregierung sollte die humanitären Aufnahmeprogramme und
Resettlement-Plätze ausbauen.



Die vollständigen Anliegen von PRO ASYL zur Innenministerkonferenz vom 
17.-19. Juni 2020 finden Sie unter:

www.proasyl.de/wp-content/uploads/Flüchtlingspolitische-Anliegen-zur-Tagung-der-IMK-Juni-2020.pdf
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HERRSCHAFT/1906: DGB - Meinungsfreiheit im Zweifelsfalle nicht ... (SB)




Zwei Autoren der elektronischen Tageszeitung Klasse gegen Klasse, die sich als
Stimme der Revolutionären Internationalistischen Organisation (RIO) versteht,
wurden aus der Facebook-Gruppe DGB-GewerkschafterInnen geworfen, weil sie eine
Auflistung mutmaßlich rassistisch motivierter Tötungen der deutschen Polizei
gepostet und unter anderem zum Ausschluß der Gewerkschaft der Polizei (GdP) aus
dem DGB aufgefordert hatten. Konkreter Anlaß zum Ausschluß aus der FB-Gruppe war
offensichtlich ein Artikel, in dem unter dem Titel "Aufklärung aller Todesfälle! 
Ende der Straffreiheit bei der deutschen Polizei!" [1] 18 exemplarische Fälle
von 1994 bis 2019 durch die Polizei umgebrachter Menschen nichtweißer Herkunft
dokumentiert wurden. Zudem wurde auf die Angabe der Rechercheinitiative
Death-in-Custody [2] verwiesen, die 159 Todesfälle von People of Colour in
Polizeigewahrsam seit 1990 dokumentiert hat.

Des weiteren wurde daran erinnert, daß zwischen 1990 und 2017 in der
Bundesrepublik fast 300 Personen durch die Polizei erschossen wurden, während
von 1990 bis 2016 fast 3000 Menschen in Justizvollzugsanstalten zu Tode kamen,
die meisten davon durch Suizid. Politisch dafür verantwortlich gemacht wurde der
deutsche Staat, dem zudem durch Waffenlieferungen und Kampfeinsätze in aller
Welt angeheizte Kriege sowie Zehntausende im Mittelmeer ertrunkener Flüchtender
angelastet wurden. In einem zweiten, aus dem Englischen übertragenen Artikel der
sozialistischen Zeitung Left Voice wurde unter dem Titel "Sozialistische
Gesundheitsarbeiter*innen fordern: Polizei raus aus unseren Gewerkschaften und
Krankenhäusern!" [3] dokumentiert, warum einige ArbeiterInnen im
Gesundheitswesen der USA nicht mit der Polizei ihres Landes zusammenarbeiten und
vor allem nicht mit ihnen gemeinsam gewerkschaftlich organisiert sein wollen.

Für sie sind die großen Polizeigewerkschaften des Landes, allen voran die
Fraternal Order of Police (FOP) mit 340.000 Mitgliedern, ausführende Organe
desjenigen Systems, das rassistische Gewalt in erster Linie hervorbringt. So
setzt sich die FOP auch für die Aufrechterhaltung jener Immunitätsrechte der
Polizei ein, die dafür verantwortlich sind, daß sich TäterInnen in
Polizeiuniform weitgehender Straflosigkeit auch bei Tötungsdelikten sicher sein
können. Der Widerspruch zwischen repressiver Staatsgewalt, mit der die
privatwirtschaftliche Eigentumsordnung kapitalistischer Gesellschaften
durchgesetzt wird, und häufig nichtweißer GesundheitsarbeiterInnen, die sich
meist für geringe Entlohnung im medizinischen Reparaturbetrieb dieses auch ganz
physisch verschleißintensiven Systems verdingen, ist während des im
Ausnahmezustand der Coronapandemie losgebrochenen antirassistischen und
antikapitalistischen Aufstandes in den USA besonders deutlich hervorgetreten.

Wer in dieser Auseinandersetzung Position gegen die bewaffneten Kräfte des
Staates bezieht und dies auf einer von über 7000 GewerkschafterInnen besuchten
Plattform tut, sollte in Anbetracht dessen, daß die organisierte Arbeiterschaft
zumindest historisch in einem antagonistischen Verhältnis zum Kapital steht,
beanspruchen können, dies als Beitrag zum offenen Diskurs tun zu können, ohne
zensiert zu werden. Gleiches gilt für Kritik am sozialpartnerschaftlichen Kurs
des DGB und des vom Deutschen Gewerkschaftsbund mitgetragenen Burgfriedens, der
unter anderem zur Folge hat, daß in deutschen Rüstungsfabriken Kriegsgüter
hergestellt werden, die etwa beim militärischen Übergriff der Türkei auf den
Nordirak und der Bombardierung kurdischer Flüchtlingslager zum Einsatz kommen
können.

Wer streitbare linke Wortmeldungen unterdrückt, anstatt die durch sie
angegriffene Position inhaltlich zu verteidigen, gibt Anlaß zu dem Verdacht,
nicht über genügend triftige Argumente zu verfügen. Was in einer öffentlichen
Versammlung nur unter Anwesenheit zahlreicher ZeugInnen möglich wäre, erfolgt in
FB-Gruppen und vergleichbaren Plattformen auf anderen sozialen Netzwerken fast
geräuschlos. Die undemokratischen Strukturen dieser Diskussionsforen, in denen
gerade auch während der Coronapandemie ein Großteil des verbliebenen
demokratischen Diskurses stattfindet, leisten einem Konsensmanagement Vorschub,
das nicht besser dazu geeignet sein könnte, gesellschaftliche Widersprüche und
soziale Konflikte zugunsten herrschender Verhältnisse zu verdecken. Wo
selbstherrlich agierende ModeratorInnen mißliebige Postings unter willkürlicher
Auslegung der Forenregeln unterdrücken und sogar Gruppenmitglieder ausschließen,
wird auch der bloße Schein eines demokratischen Diskurses obsolet.

Vorfälle wie diese zeigen, in welche Falle eine Linke zu gehen droht, die meint,
den politischen Kampf von der Straße und aus den Betrieben in die virtuelle Welt
informationstechnischer Systeme verlagern zu können, ohne dabei wirksam in ihren
Absichten neutralisiert zu werden. Die transnationalen Akteure des IT-Business
verfügen nicht nur über die Auswahl dessen, was in den von ihnen administrierten
Netzwerken an Informationen und Diskussionen sichtbar gemacht wird oder
unsichtbar bleibt, sie können die dabei akkumulierten Daten auch staatlichen
Organen überlassen, die Menschen, wie nicht nur in der Türkei oder China üblich,
für das Gutheißen und Verbreiten staatskritischer Ansichten in den Knast werfen
können. Es liegt ganz bei ihnen, im eigenen Interesse am Bestand der sie
begünstigenden kapitalistischen Staats- und Gesellschaftsordnung für die
maximale Zerstreuung und Befriedung sozialen Widerstandes zu sorgen.

Doch auch staatliche Akteure haben großes Interesse daran, soziale Netzwerke
unter Kontrolle zu bringen, so etwa in Form von Löschanweisungen, die den
Einfluß mit ihnen konkurrierender Regierungen begrenzen [5]. Zugleich werden
Praktiken normativer Gesinnungskontrolle entwickelt, die unter dem Neutralität
suggerierenden Anspruch, den Wahrheitsgehalt von Texten und audiovisuellem
Content mithilfe sogenannter Faktenchecks zu überprüfen, Formen
ideologischer Stigmatisierung produzieren können. Angesichts dessen, daß diverse
SozialwissenschaftlerInnen antikapitalistische Fundamentalkritik unter der
Kategorie der Verschwörungstheorie oder des Verschwörungsmythos subsumieren,
bleibt auch die radikale Linke nicht von derartigen Ausgrenzungsstrategien
verschont.

Das steht nur scheinbar im Widerspruch dazu, daß die Initialzündung des
Aufstandes in den USA durch die schnelle Verbreitung des Videos vom Lynchmord an
George Floyd über soziale Netzwerke erfolgte. Diese von Produktwerbung,
gesponsorten Beiträgen und der kommerziellen Verwertung der Daten der
NutzerInnen finanzierten Plattformen sind keine neutralen Anbieter von
Kommunikationsdienstleistungen, sondern Surrogate aller menschlichen Begegnung
und physischen Aktion, die sich nicht den Kontrollroutinen und Interventionen
panoptischer IT-Observanz unterwerfen lassen. Bedeutsame revolutionäre
Entwicklungen der bekannten Geschichte bedurften weder Facebooks noch Twitters,
sie resultierten aus akuten Widerspruchslagen und entwickelten sich im direkten
Kontakt davon betroffener Menschen so organisch, wie ein Brand entfacht wird,
wenn die dazu erforderlichen Bedingungen eine bestimmte Temperatur erreicht
haben. Verfügte das Mitte der 1990er Jahre als basisdemokratische Verheißung
gefeierte Internet auch nur annähernd über die ihm angedichtete
transformatorische Qualität, dann ständen die Menschen heute nicht mehr vor
Problemen, deren Überwindung seit Jahrzehnten verschleppt wird und deren
bedrohliche Qualität währenddessen nicht etwa ab-, sondern zugenommen hat.


Fußnoten:

[1] https://www.klassegegenklasse.org/aufklaerung-aller-todesfaelle-ende-der-straffreiheit-bei-der-deutschen-polizei/?fbclid=IwAR2CCbqK7KmckyQxXpIXGXpXM9TOzQloYqQhjOdTfMzp5mcrDwGCO9hBQsg

[2] https://deathincustody.noblogs.org/recherche/

[3] https://www.klassegegenklasse.org/sozialistische-gesundheitsarbeiterinnen-fordern-polizei-raus-aus-unseren-gewerkschaften-und-krankenhaeusern/?fbclid=IwAR2d267VeatsvnMdeg54htv6RFCSg_cZroOQVFM204VhlJpsmVki9_ud5bc

[4] https://www.facebook.com/KlasseGegenKlasse/posts/10157103795626771?__tn__=K-R

[5] https://www.jungewelt.de/artikel/380210.digitaler-feldzug.html
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KRIEG/1792: Erdogan - gegen Kurden und Jesiden in der Offensive ... (SB)




Die türkischen Bombardements im Nachbarland Irak sind ein Akt
der Aggression und völkerrechtswidrig. Erdogans Angriffe auf
Überlebende des IS-Terrors in jesidischen Dörfern der Sindschar-Region
und das kurdische Flüchtlingslager Machmur, in dem rund 12.000
Menschen unter dem Schutz des UNHCR leben, sind auch ein direkter
Angriff auf die Vereinten Nationen. Die Bundesregierung muss das
ebenso rechtswidrige wie rücksichtslose Vorgehen der türkischen Armee
in aller Schärfe verurteilen und erneute Massenvertreibungen durch
Erdogans Truppen wie im Norden Syriens verhindern helfen.

Sevim Dagdelen (Außenpolitikerin Der Linken im Bundestag) [1]

Die türkische Luftwaffe hat im Zuge ihrer "Operation Adlerklaue"
massive Angriffe im Nordirak geflogen. Bombardiert wurden
Rückzugsgebiete der Arbeiterpartei Kurdistans (PKK) im Kandilgebirge,
aber auch das kurdische Flüchtlingslager Machmur und Wohngebiete der
Jesiden in Sindschar. Daß der Luftschlag im Nachbarland keineswegs im
Geheimen durchgeführt, sondern in aller Offenheit inszeniert wurde,
läßt auf die Vorbereitung einer großangelegten Bodenoffensive
schließen. Damit weitet das Erdogan-Regime den Vernichtungs- und
Vertreibungskrieg gegen die kurdische Bewegung über den Südosten der
Türkei und Nordsyrien hinaus auch auf den Irak aus. Nach dem Willen
des Machthabers in Ankara und der AKP/MHP-Regierung soll der kurdische
Widerstand und Gesellschaftsentwurf durch militärische Angriffe, eine
ethnische Säuberung in den Siedlungsgebieten wie auch die Zerstörung
der sozialen und kulturellen Zusammenhänge vernichtet werden.

Der genozidale Haß Recep Tayyip Erdogans erklärt sich im Kern aus
seiner unversöhnlichen Feindschaft gegenüber dem emanzipatorischen
kurdischen Entwurf ohne Staat, mit Basisdemokratie und Rätestruktur,
einer Befreiung der Frauen auf allen Ebenen und der Aufnahme von
Menschen jeglicher Herkunft, die sich dem Aufbau dieser Gesellschaft
anschließen. Für den im islamistischen Patriarchat verwurzelten und
dem türkischen Nationalismus huldigenden zutiefst reaktionären
Despoten sind dies rote Tücher, die er zerfetzen will. Als mit allen
Wassern gewaschener Machtpolitiker kann er diese Freiheitsbewegung
nicht dulden, da ihre bloße Existenz unvereinbar mit der von ihm
angestrebten Allgewalt ist und diese in Frage stellt.

Da die PKK seit 40 Jahren als Guerilla den bewaffneten Kampf gegen die
Repression türkischer Regierungspolitik führt, die alle
Autonomiebestrebungen mit harter Hand unterdrückt, steht die
Zerstörung ihrer Rückzugsgebiete im Nordirak seit langem auf der
militärischen Agenda Ankaras. Die Einkreisung wurde mit wiederholten
Luftangriffen und türkischer Truppenpräsenz auch auf irakischem
Staatsgebiet vorangetrieben, so daß man mit Fug und Recht von einem
geplanten Genozid, Aggressionskrieg und völkerrechtswidrigen Angriff
sprechen kann, der die Souveränität des Irak mit Füßen tritt. Indessen
handelt es sich dabei um Kategorien, deren Anerkennung und Wirksamkeit
rasant schwindet, da ihnen die Macht zur Durchsetzung entzogen wird.
Erdogan erklärt all seine mutmaßlichen und tatsächlichen Gegner
kurzerhand zu Terroristen, die er gnadenlos verfolge. Ausländischen
Kritikern hält er entgegen, daß jeder Staat seine Terroristen habe,
die er ausschalten müsse.

Indem er sich des allseits etablierten Terrorbegriffs bedient, beruft
er sich auf eine Staatsräson, die sich im Prinzip mit der aller
anderen Staaten deckt. Emanzipatorischer und noch dazu bewaffneter
Widerstand wird überall als staatsfeindlich verfolgt, weshalb sich
Erdogan sicher sein kann, daß seine Drangsalierung der kurdischen
Bewegung auch von anderen Regierungen gebilligt und in ihrem Ziel
geteilt wird, selbst wenn dabei auf der Oberfläche bisweilen gewisse
Unwuchten auftreten sollten. So wird die PKK auch in Deutschland unter
dem Feindstrafrecht als Terrororganisation eingestuft und verfolgt,
obgleich sie hierzulande schon vor Jahrzehnten jegliche militanten
Aktivitäten eingestellt hat. In deutschen Gefängnissen sitzen diverse
politische Gefangene der kurdischen und türkischen radikalen Linken
teils sogar in Isolationshaft. Die beiderseitigen Geheimdienste
tauschen ihre Erkenntnisse über die kurdische Bewegung aus, und
deutsche Gerichte haben kein Problem damit, Aussagen zu verwerten, die
in der Türkei durch Folter erzwungen oder von offenkundig fabrizierten
Kronzeugen geliefert worden sind. Zudem ist bekannt, daß der
einflußreiche türkische Geheimdienst MIT in der Bundesrepublik in
erheblichem Maße spioniert und über die kurdische Gemeinde hinaus auch
Menschen ins Visier nimmt, die mit ihr sympathisieren.

Mit seinen Übergriffen in die Nachbarländer verfolgt Erdogan zudem
neoosmanische Expansionspläne, auf deren Landkarte die Türkei weit
über ihr gegenwärtiges Staatsgebiet nach Syrien, in den Irak, auf dem
Balkan, in der Ägäis und insbesondere im Mittelmeer hinausreicht. Wie
die umgehende Türkisierung in den besetzten Gebieten Nordsyriens
belegt, handelt es sich nicht um befristete Vorstöße auf fremdes
Territorium, sondern eine dauerhafte Okkupation. Ankara strebt dabei
vor allem im östlichen Mittelmeer nicht zuletzt den Zugriff auf
Bodenschätze wie Erdöl und Erdgas an, da die türkische
Energieversorgung in hohem Maße von Importen abhängt.

Innenpolitisch steht Erdogan angesichts der Wirtschaftskrise und
längst nicht bewältigten Coronapandemie massiv unter Druck und will
einen erneuten Zusammenschluß der Opposition verhindern. Der Krieg
gegen die kurdische Bewegung ist eine Trumpfkarte, die er immer wieder
zieht, um die kemalistische CHP von der prokurdischen HDP zu spalten.
Die Staatsräson, wonach es in diesem Land nur eine Identität, Sprache
und Flagge gebe, nämlich die türkische, gilt auch säkularen
Nationalisten im Zweifelsfall mehr als ein Zweckbündnis mit der
kurdischen Opposition zum Sturz Erdogans. Zudem übertönen dessen
Kriegstrommeln auch den aktuellen Sternmarsch auf Ankara, mit dem die
HDP gegen die Inhaftierung weiterer Abgeordneter protestiert.

Der türkische Luftangriff im Nordirak dürfte von langer Hand
vorbereitet worden sein. Laut Informationen der Zeitung Arab-Weekly
war der Leiter des türkischen Geheimdienstes MIT, Hakan Fidan,
vergangene Woche auf einem Besuch in Bagdad, um sich mit
Regierungsvertretern zu besprechen, so daß diese vermutlich vorgewarnt
waren. Das Oberkommando der irakischen Streitkräfte verurteilte zwar
formal die Verletzung der Souveränität des Landes, doch die in der
kurdischen Autonomieregion regierende Demokratische Partei Kurdistans
(KDP), die mit Ankara kollaboriert, schwieg zu den Angriffen. Der
Präsident der Autonomen Region Kurdistan, Nechirvan Barzani, hatte
nach einem türkischen Luftangriff im April die Präsenz der PKK im
Nordirak als illegitim bezeichnet. [2]

Um Mitternacht starteten etwa 20 F-16-Kampfflugzeuge vom
Militärflughafen Diyarbakir. Die türkische Nachrichtenagentur Anadolou
Agency präsentierte zu den Angriffen einen anderthalbminütigen
Waffenwerbungs-Clip, unterlegt mit martialisch-stampfender
Trommelmusik. Die Auflistung der eingesetzten Waffen, von denen der
türkische Sender TRT-World berichtete, suggeriert Präzision:
Kampfflugzeuge, Drohnen, unterstützt von Satelliten und
Tankflugzeugen. Als Ziele wurden die Kandilberge, Sindschar, Karacak,
Zap, Avasin-Basyan und Hakurk genannt, wobei nach Angaben des
Verteidigungsministerium 81 Ziele zerstört worden sind, darunter
"Unterkünfte und Schutzräume der Terroristen" in Höhlen. Die Flugzeuge
seien sicher zu ihren Stützpunkten zurückgekehrt.

Laut der von den meisten deutschen Medien übernommenen türkischen
Version habe die Armee der PKK-Präsenz im Nordirak einen schweren
Schlag versetzt und gleichzeitig alles Mögliche getan, damit der
Schaden für die Zivilbevölkerung im Nachbarland so gering wie möglich
sei. Die mediale Inszenierung wurde von Berichten samt Bildern
gekrönt, wonach der Einsatz unter der persönlichen Leitung des
Verteidigungsministers Hulusi Akar erfolgt sei. Generalstabschef
General Yasar Güler, der Befehlshaber der Landstreitkräfte General
Umit Dündar, der Befehlshaber der Luftstreitkräfte General Hasan
Küçükakyüz und der Marinebefehlshaber Admiral Adnan Özbal hätten die
Operation im Befehlszentrum verfolgt. [3]

Demgegenüber zeichnen kurdische und jesidische Quellen ein ganz
anderes Bild der türkischen Luftangriffe. Das kurdische Medium ANF
berichtet von Angriffen auf das Flüchtlingslager Maxmur (Machmur), die
Medya-Verteidigungsgebiete und die jesidische Region Sengal
(Schengal). Die Rede ist von Angriffen "gegen Krankenhäuser und
Flüchtlingscamps, offenbar unter Billigung internationaler Kräfte".
Das etwa 60 Kilometer südwestlich von Erbil gelegene Camp Mexmur wurde
1998 gegründet und beherbergt rund 12.000 Menschen, die in den 1990er
Jahren aufgrund der Repression des türkischen Staates gezwungen waren,
ihre Dörfer in Nordkurdistan (Türkei) zu verlassen. Das Camp steht
offiziell unter dem Schutz und der Kontrolle des UNHCR. Allerdings
sind die Bewohnerinnen von Mexmur seit dem 17. Juli 2019 auf Druck der
Türkei einem Embargo durch die Sicherheitskräfte der südkurdischen
Regierungspartei KDP ausgesetzt.

Das Camp Mexmur ist nicht zum ersten Mal Angriffsziel der Türkei. Am
15. April starben drei Zivilistinnen bei einem türkischen
Drohnenangriff. Wer hinter einem Luftangriff vor etwa fünf Wochen
steckt, ist noch immer unklar. Im Juli 2019 wurden zwei Campbewohner
bei einem türkischen Bombardement verletzt. Im Dezember 2018 starben
vier Mitglieder der Selbstverteidigungseinheiten bei einem Luftschlag
auf einen Wachposten zur Abwehr von IS-Angriffen. [4]

Laut Nadia Murad, einer Jesidin, die 2018 durch die Verleihung des
Friedensnobelpreises der internationalen Öffentlichkeit bekannt wurde,
haben türkische Kampfflugzeuge mehrere Orte im Sindschar angegriffen.
Der Mount Sinjar sei nun eine Kriegszone, schreibt sie und appelliert
an die Internationale Gemeinschaft, Sicherheitsfragen in dieser Region
zu lösen. Die Bombardierung fand zu einem Zeitpunkt statt, an dem die
jesidische Gemeinde die Rückkehr von 200 Jesiden aus Flüchtlingslagern
feierte. Vertreter der Jesiden werten dies als Teil eines türkischen
Plans, die Rückkehr von Flüchtlingen zu erschweren, wie aus einem
Bericht der Kurdistan News hervorgeht. Die nächtlichen Luftangriffe
bezeugten, daß die Türkei "kein Interesse am Frieden in der Region"
habe. Sie soll Kriegszone bleiben, wird der Chefredakteur von
Ezidi-Press zitiert. Zivile Sicherheitsfragen fechten den türkischen
Botschafter im Irak, Fatih Yildiz, offensichtlich nicht an, denn er
twitterte, daß die PKK nun zerstört werden müsse. [5]

Regierungskritische Stimmen in der Türkei stellen die Offensive auch
in den innenpolitischen Zusammenhang eines Protestmarsches, zu dem die
HDP aufgerufen hat. Er führt von Edirne im Nordwesten und Hakkari im
Südosten des Landes in Richtung Ankara. An den Ausgangspunkten, aber
auch entlang der Strecke behindert ein Großaufgebot der Polizei die
Demonstrierenden, teils haben Lokalbehörden Zugangssperren erlassen.
In Silivri, einem Vorort Istanbuls, löste die Polizei eine
HDP-Kundgebung mit Tränengas und Gummigeschossen auf, mehrere Personen
wurden festgenommen. Mit ihrer Aktion will die linke Oppositionspartei
gegen die Aufhebung der parlamentarischen Immunität von zweien ihrer
Abgeordneten Anfang Juni sowie den allgemein steigenden Druck auf die
HDP protestieren. Von den 65 HDP-Bürgermeistern, die nach den
Kommunalwahlen 2019 ihr Amt antraten, wurden seither mehr als 50 von
der Regierung abgesetzt und gegen Zwangsverwalter ausgetauscht.

Die kurdische Frage erweist sich oftmals als effizientes Mittel, um
einen Keil ins Lager der Regierungsgegner zu treiben. Dessen Erfolg
bei den Kommunalwahlen vor einem Jahr wäre ohne die kurdischen Stimmen
nicht möglich gewesen. Doch bei der Militäroffensive in Nordostsyrien
gegen die Volks- und Frauenverteidigungseinheiten (YPG/YPJ) im Herbst
2019 unterstützten die CHP und die nationalistisch-säkulare IYI-Partei
den Angriffskrieg im Parlament. Auch bei nationalen Urnengängen hat
die Opposition ohne Unterstützung der HDP keine Aussicht auf eine
Mehrheit. Obwohl erst 2023 Neuwahlen anstehen, sprachen sich die
beiden größten Oppositionsparteien, CHP und HDP, vergangene Woche für
die Bildung einer "Plattform aller demokratischen Kräfte" aus.

Auch international macht Ankara den Kampf gegen die PKK verstärkt zum
Thema. Wie die EU und Deutschland führen auch die USA die PKK auf
ihrer Terrorliste, doch ist die YPG/YPJ ihr wichtigster Partner im
Kampf gegen den IS in Syrien, was von der Türkei immer wieder heftig
kritisiert wird. Nachdem Donald Trump nun der "Antifa" eine Mitschuld
an Ausschreitungen bei den Demonstrationen gegen rassistische
Polizeigewalt in den USA gegeben hatte, steuerten türkische
Regierungsvertreter die Erklärung bei, daß sich auch unter den
Freiwilligen der YPG Antifa-Anhänger befänden. Durch Unterstützung der
YPG, so die absurde Darstellung Ankaras, stärke Washington dieselben
Kräfte, die nun in amerikanischen Städten randalierten. [6]

Zudem droht die Türkei, einen neuen Angriffsplan der NATO gegen
Rußland für Osteuropa auf den letzten Metern scheitern zu lassen.
Diese Blockade ist brisant, weil die Planungen (Graduated response
plans) ein Schlüsselement der Maßnahmen sind und beispielsweise
detailliert vorgeben, wie Alliierte im Krisen- oder Angriffsfall
unterstützt werden sollen. Ankara will der Arbeit mit den geheimen
Dokumenten erst dann zustimmen, wenn die Bündnispartner der Türkei im
Gegenzug eine stärkere Unterstützung ihrer Interessen zusichern. So
sollen die kurdischen PYD und YPG als "Terrororganisationen"
eingestuft werden, was etliche Bündnispartner ablehnen. [7]

Wie eingangs zitiert, verurteilt die Linkspartei die Angriffe der
türkischen Armee auf zivile Ziele im Nordirak. Die Bundesregierung
müsse die Aggression des NATO-Partners Türkei verurteilen und dürfe
Ankara nicht länger durch Wirtschaftshilfen und Waffenlieferungen
unterstützen. Wie die innenpolitische Sprecherin der Linken, Ulla
Jelpke, erklärte, sei es auch in Deutschland notwendig, auf die Straße
zu gehen und lautstark gegen den türkischen Angriffskrieg und die
Komplizenschaft der Bundesregierung mit den Kriegstreibern in Ankara
zu protestieren:

Das Flüchtlingslager Mexmur und die jesidischen Siedlungsgebiete in
 Sengal waren Hauptangriffsziele der von der Türkei immer wieder
 unterstützten Terrororganisation IS. Dass nun die Türkei diese
 Ziele ebenfalls bombardiert, macht die türkische Armee de facto zur
 Luftwaffe des IS. Einem solchen Regime muss jede Unterstützung
 entzogen werden. Aber auch die erneuten Angriffe auf die kurdischen
 Freiheitskämpfer sind scharf zu verurteilen. Der türkische Staat
 kann den kurdischen Freiheitskampf militärisch nicht besiegen - das
 haben die letzten 40 Jahre deutlich gezeigt. Stattdessen müssen
 Friedensverhandlungen stattfinden und eine politische Lösung
 gefunden werden, sonst wird sich dieser Krieg noch Jahrzehnte
 hinziehen und weiteres unsägliches Leid verursachen. [8]




Fußnoten:

[1] www.sevimdagdelen.de/tuerkische-angriffe-auf-fluechtlingsdoerfer-im-norden-des-irak-verurteilen/

[2] www.jungewelt.de/artikel/380285.türkei-und-irak-krieg-gegen--* kurden.html

[3] de.sputniknews.com/panorama/20200615327377064-tuerkische-luftwaffe-vernichtet-ueber-80-pkk-ziele-im-nordirak/

[4] anfdeutsch.com/aktuelles/tuerkei-startet-luftoffensive-auf-suedkurdistan-19782

[5] www.heise.de/tp/features/Tuerkische-Luftangriffe-auf-Ziele-im-Nordirak-4784480.html

[6] www.nzz.ch/international/kurdenkonflikt-tuerkei-startet-offensive-gegen-pkk-im-nordirak-ld.1561292

[7] www.t-online.de/nachrichten/ausland/internationale-politik/id_88059838/tuerkei-blockiert-nato-geheimplan-fuer-osteuropa.html

[8] anfdeutsch.com/aktuelles/jelpke-tuerkei-ist-de-facto-die-luftwaffe-des-is-19794
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NAHOST/1722: Iran - US-Kindergartendiplomatie ... (SB)


Iran - US-Kindergartendiplomatie ...



Unbeirrt setzt die Regierung von US-Präsident Donald Trump ihre
Politik des "maximalen Drucks" gegenüber dem Iran fort in der
Hoffnung, einen Sturz des den neokonservativen Kriegstreibern
verhaßten "Mullah-Regimes" in Teheran irgendwann doch noch
herbeiführen zu können. Trotz schwerer Wirtschaftssanktionen der USA
und den Folgen der Corona-Krise, die im Iran besonders stark gewütet
hat, gibt sich die Islamische Republik weiterhin standhaft. Vor zwei
Wochen haben mehrere Tanker mit iranischem Öl einer Flotte der
amerikanischen Kriegsmarine in der Karibik getrotzt und Venezuela,
dessen Regierung in Caracas ebenfalls auf der Feindesliste Washingtons
steht und das deshalb auch unter den ökonomischen Strafmaßnahmen
der USA stark leidet, erreicht, was dort für kurzfristige Entspannung
bei der Energieversorgung sorgte. In Reaktion auf die Blamage für die
USA "im eigenen Hinterhof" hat das Finanzministerium in Washington
damit begonnen, die an der maritimen Handelsbrücke zwischen dem Iran
und Venezuela beteiligten Schiffe auf eine Sanktionsliste zu setzen,
um deren Eigentümer, irgendwelche Reedereien mit Sitz in Panama oder
Liberia, von der Zusammenarbeit mit Teheran und Caracas endgültig
abzubringen.

Ungeachtet dessen ist es in den letzten Tagen zwischen dem Iran und
den USA zu einem Gefangenenaustausch gekommen. Am 2. Juni haben die
US-Einwanderungsbehörden den iranischen Ingenieur Sirous Asgari, den
sie seit Monaten unter fadenscheinigen Gründen festgehalten hatten,
ausreisen lassen. Dafür durfte am 4. Juni der ehemalige
US-Marineangehörige Michael White, der seit zwei Jahren im Iran unter
anderem wegen Beleidigung des religiösen Oberhaupts Ajatollah Ali
Khamenei hinter Gitter saß, die Heimreise antreten. Vermittelt wurde
die humanitäre Aktion durch die Schweiz, welche die USA im Iran
diplomatisch vertritt, und Bill Richardson, der einst in der Regierung
Bill Clintons als Energieminister und UN-Botschafter gearbeitet hat.

Nach der Freilassung von Michael White konnte Donald Trump es nicht
lassen, die Iraner per Twitter zu provozieren. In einem Tweet pries
der windige New Yorker Immobilienhai am 4. Juni den
Gefangenenaustausch als Modell einer gelungenen Kooperation und riet
der Führung in Teheran dazu, mit ihm so schnell wie möglich einen 
"Deal" abzuschließen. Die Iraner könnten in den kommenden Monaten 
vielleicht noch bessere Bedingungen aushandeln als nach seinem Sieg 
bei der Präsidentenwahl im November gegen den Demokraten Joe Biden, so 
der Republikaner Trump.

Für die nicht sonderlich ernst gemeinte Botschaft aus dem Weißen Haus
hatte die Führung in Teheran nur Hohn übrig. Außenminister Mohammad
Javad Zarif erinnerte am 5. Juni per Twitter daran, daß der Iran
bereits 2015 mit der Administration Barack Obamas in Form des Joint 
Comprehensive Plan of Action (JCPOA) ein für beide Seiten 
zufriedenstellendes Arrangement erzielt hätte, das Trump jedoch 2018 
auf Drängen einiger inzwischen "gefeuerter" Berater - gemeint war vor 
allem John Bolton, damals Nationaler Sicherheitsberater und ein 
notorischer Kriegstreiber - aufgekündigt habe. Den USA stünde es jeder 
Zeit frei, dem JCPOA, dem die anderen beteiligten Staaten - China, 
Deutschland, Frankreich, Großbritannien, der Iran und Rußland - 
weiterhin angehörten, wieder beizutreten, so Zarif. Unverblümt offen 
hat Hesameddin Ashena, Chefberater des iranischen Präsidenten Hassan 
Rohani, Trump mit einem eigenen Tweet verspottet: "Sie steuern auf 
eine Niederlage am 3. November zu und wir wissen das. Also werden Sie 
uns viel mehr anbieten müssen, als es Obama tat!"

Trotz der demonstrativen Abkehr vom JCPOA, den Trump stets als
"schlechtesten Deal aller Zeiten" kritisiert hatte, beruft sich
aktuell die US-Regierung auf jenes Abkommen, um eine im Oktober
anstehende Lockerung der UN-Sanktionen für den Iran, was den
Import und Export von konventionellen Waffen betrifft, zu verhindern.
Sollte die Lockerung nicht, wie von den USA verlangt, in den kommenden
Monaten vom UN-Sicherheitsrat blockiert werden, wird die
Trump-Regierung die Washington im JCPOA zustehende Möglichkeit der
Verhängung aller diplomatischen und wirtschaftlichen Sanktionen gegen
den Iran aktivieren. So lautete die letzte Stellungnahme des
Washingtoner State Department unter der Leitung von Mike Pompeo vor
einigen Wochen. Gegen das Ansinnen der USA, sich auf ihre "Rechte"
nach einem Vertrag zu berufen, den sie selbst längst aufgekündigt
haben, laufen Rußland und China Sturm. In einem auf den 27. Mai
datierten, gemeinsam Brief an UN-Generalsekretär António Guterres
haben die russischen und chinesischen Außenminister Sergei Lawrow und
Wang Yi die Drohung der USA, den sogenannten "sanctions snapback" zu
aktivieren, um den Iran zu schaden, als "lächerlich und
unverantwortlich" bezeichnet. "Das ist absolut inakzeptabel und 
erinnert fatal an das berühmte englischen Sprichwort: den Kuchen essen 
und trotzdem bewahren wollen", so Lawrow und Yi.

16. Juni 2020
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GENDER/073: Statement - Ein Meilenstein für die Gleichberechtigung von LSBTIQ* (idw)


Frankfurt University of Applied Sciences - 15.06.2020

Statement: Ein Meilenstein für die Gleichberechtigung von LSBTIQ*

Prof. Dr. Stefan Timmermanns von der Frankfurt UAS nimmt Stellung zu dem
Verbot der umstrittenen Konversionsbehandlungen in Deutschland



Die Bundesregierung hat im Juni 2020 sogenannte Konversionstherapien bei
Minderjährigen verboten. Diese stark umstrittene Methode soll angeblich
Personen mit LSBTIQ*-Hintergrund, also schwule, lesbische und bisexuelle
Menschen von ihrer Homosexualität "heilen" oder transidente Personen von
ihrem Wunsch nach geschlechtsangleichenden Maßnahmen abbringen. Ebenso
gilt das Verbot bei Betroffenen, die zwar volljährig sind, jedoch durch
Zwang, Drohung oder Täuschung zu einer "Umpolung" ihrer sexuellen
Orientierung bewegt oder von Transitionsschritten, der Annäherung an ihr
empfundenes Geschlecht, abgehalten werden. Werbung für diese
Behandlungsform wird zudem mit einer Geldstrafe geahndet.

Bundesgesundheitsminister Jens Spahn hatte zuvor eine Fachkommission
berufen, die Vorschläge für ein wirksames rechtliches Verbot dieser
Therapie erarbeiten sollte. Unter den beratenden Fachleuten war auch Prof.
Dr. Stefan Timmermanns, Professor für Sexualpädagogik und Diversität in
der Sozialen Arbeit an der Frankfurt University of Applied Sciences
(Frankfurt UAS). Der Sexualpädagoge begrüßt die Entscheidung der
Bundesregierung, mahnt jedoch, dass auch junge Erwachsene von diesen
"Behandlungsmethoden" betroffen sein können und hätte sich daher für das
Gesetz eine höhere Altersgrenze gewünscht.

"Bis heute wird Homosexualität in vielen Teilen der Gesellschaft nicht als
selbstverständlich betrachtet. Deutschland ist nach Malta erst das zweite
Land, in dem ein Verbot der sogenannten Konversionsbehandlung gilt - die
neue Gesetzgebung ist ein bedeutender Schritt für Personen, die aufgrund
ihrer sexuellen Orientierung oder geschlechtlichen Identität ausgegrenzt
und diskriminiert werden. Mit ihrer Entscheidung setzt die Bundesregierung
einen Meilenstein für die Gleichberechtigung von lesbischen, schwulen,
bisexuellen und transidenten Menschen", betont Timmermanns.

Durch sogenannte Konversionsbehandlungen werde in vielen Fällen ein
physischer und psychischer Druck auf die Betroffenen ausgeübt, der im
schlimmsten Fall zu Depressionen oder gar zu einem Suizid führen könne.
"Es wäre darum wichtig gewesen, den vollständigen Schutz über das 18.
Lebensjahr bis mindestens zum 27. auszudehnen - nicht wenige homo-, bi-
und transsexuelle Personen haben erst in dieser Zeit ihr Coming-out und
sind besonders vulnerabel und unsicher in ihrer sexuellen Orientierung
bzw. geschlechtlichen Identität", erklärt Timmermanns.

Des Weiteren hätten Eltern sehr viel Einfluss auf ihre minderjährigen
Kinder und könnten auch nach der Einführung des neuen Gesetzes
strafrechtlich nur schwer verfolgt werden. "Eltern können immer noch einen
mehr oder minder subtilen Druck ausüben. Es wird in der Praxis sehr
schwierig werden, ihnen eine 'gröbliche Verletzung' ihrer Fürsorgepflicht
nachzuweisen, falls diese ihre Kinder zu einer solchen Behandlung
zwingen", mahnt Timmermanns. Verstöße gegen das Verbot von
Konversionsbehandlungen werden fortan mit einer Freiheitsstrafe von bis zu
einem Jahr bestraft. Verstöße gegen das Verbot der Werbung, des Anbietens
und Vermittelns werden mit einem Bußgeld von bis zu 30.000 Euro geahndet.


Zur Person:

Prof. Dr. Stefan Timmermanns ist seit 2013 an der Frankfurt UAS tätig.
Unter anderem wirkte er an der Studie "Wie leben lesbische, schwule,
bisexuelle und trans* Jugendliche in Hessen?" mit, die Teil der Umsetzung
des Hessischen Aktionsplans für Akzeptanz und Vielfalt ist und aus
Landesmitteln finanziert wurde. Details der Erhebung sind unter
http://bit.ly/LSBTQ-Jugendliche nachzulesen. Zudem arbeitet er aktuell
gemeinsam mit Kolleginnen und Kollegen an der Auswertung der Studie "Wie
geht's euch?" zu psychosozialer Gesundheit, Wohlbefinden und
Diskriminierung von LSBTIQ* in Deutschland, an der 8756 Personen
teilgenommen haben. Die Ergebnisse dieser vom Hessischen Ministerium für
Wissenschaft und Kunst geförderten Untersuchung werden voraussichtlich im
Frühjahr 2021 veröffentlicht.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution295

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Frankfurt University of Applied Sciences, 15.06.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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GEWERKSCHAFT/1986: Gespräche mit kommunalen Arbeitgebern ohne Ergebnis beendet (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
16. Juni 2020

Gespräche mit kommunalen Arbeitgebern ohne Ergebnis beendet



Berlin - Die Gespräche mit der Vereinigung der kommunalen
Arbeitgeberverbände (VKA) sind am Dienstagnachmittag (16. Juni 2020) ohne
Ergebnis beendet worden. Ziel von ver.di war es, hinsichtlich der
zeitlichen Anlage der Tarifrunde auf die Corona-Krise zu reagieren. Die VKA
war jedoch zu keiner Verständigung bereit. Damit wird die Durchführung
einer regulären Verhandlungsrunde zum Tarifvertrag des öffentlichen
Dienstes (TVÖD) ab September 2020 wahrscheinlicher.

"Die kommunalen Arbeitgeber streben offensichtlich eine
konfliktorientierte Tarifrunde im Herbst an. Applaus war gestern -
jetzt scheint Undankbarkeit angesagt zu sein. Damit wissen wir, woran
wir miteinander sind. ver.di wird sich in den kommenden Wochen
entsprechend auf die Tarifrunde vorbereiten", sagte der
ver.di-Vorsitzende Frank Werneke im Anschluss an die Gespräche.

Am Donnerstag berät die Bundestarifkommission der Vereinten
Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di), in der auch die Gewerkschaft
der Polizei (GdP), die Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft (GEW)
sowie die IG BAU vertreten sind, über das weitere Vorgehen und einen
Zeitplan. Die Tarifrunden für den öffentlichen Dienst verhandeln
ver.di und die beteiligten DGB-Gewerkschaften gemeinsam mit der dbb
tarifunion. Vom TVÖD werden etwa 2,3 Millionen Beschäftigte im
öffentlichen Dienst der Kommunen und weiterer Bereiche erfasst.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 16.06.2020

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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MELDUNG/918: Die wirtschaftliche Lage in Deutschland im Juni 2020 (BMWi)


Bundesministerium für Wirtschaft und Energie - Berlin, 15. Juni 2020

Die wirtschaftliche Lage in Deutschland im Juni 2020




	Die Auswirkungen der Corona-Pandemie haben die deutsche Wirtschaft in eine tiefe Rezession geführt. Mit dem Shutdown im März und April wurde auch die Wirtschaftsleistung drastisch eingeschränkt. Mit der Lockerung der Kontaktbeschränkungen nimmt die wirtschaftliche Aktivität ab Mai wieder zu. Die wirtschaftliche Erholungsphase wird aber Zeit benötigen, weil die epidemiologischen Risiken fortbestehen und Bürger und Wirtschaft ihr Verhalten darauf abstellen. Die auch im internationalen Vergleich umfangreichen Maßnahmen der Bundesregierung unterstützen den Erholungsprozess der Wirtschaft.

	Die Folgen des Shutdown schlagen sich nun vollumfänglich in den April-Ergebnissen der Auftragseingänge und der Produktion in der Industrie nieder. Nach den kräftigen Rückgängen im März waren im April noch stärkere Einbrüche zu verzeichnen. Auch die Konsumausgaben gingen im April zurück. Die Frühindikatoren deuten allerdings eine Belebung ab Mai an.

	Der Konjunktureinbruch und die pandemiebedingten Einschränkungen treffen den Arbeitsmarkt massiv. Die Erwerbstätigkeit nimmt stark ab. Die Arbeitslosigkeit stieg den zweiten Monat in Folge deutlich, wenn auch nicht so stark wie im Vormonat. Dabei werden durch umfangreiche Nutzung von Kurzarbeit Entlassungen vermieden.



Allgemeine Lage: konjunktureller Tiefpunkt im April, dann allmähliche
Erholung

Die deutsche Wirtschaft befindet sich in einer tiefen Rezession. Ihr
Tiefpunkt wurde mit den harten Shutdown-Maßnahmen im April erreicht.
Ab Mai setzt mit der schrittweisen Lockerung der Corona-bedingten
Einschränkungen die wirtschaftliche Erholung ein. Diese wird im Mai
und Juni angesichts des tiefen Produktionseinschnitts und teilweise
sogar Produktionsstillstands im April zunächst sogar relativ deutlich
ausfallen. Dennoch wird die gesamtwirtschaftliche Leistung im
Durchschnitt des zweiten Quartals noch einmal sehr viel stärker
zurückgehen als dies bereits mit -2,2 % im ersten Quartal erfolgte.[1]
Der weitere Erholungsprozess im zweiten Halbjahr und auch danach wird
schleppend erfolgen und sich länger hinziehen. Die
außenwirtschaftlichen Impulse werden noch über längere Zeit niedrig
bleiben und die Verhaltensänderungen von Bürgern und Wirtschaft
angesichts des Risikos eines Wiederaufflammens der Epidemie
fortbestehen. Auch wenn aussagekräftige amtliche Konjunkturindikatoren
erst für den Berichtsmonat April vorliegen, sprechen nicht nur die
Lockerung des Shutdown, sondern auch konventionelle und weniger
konventionelle Frühindikatoren dafür, dass der konjunkturelle
Tiefpunkt hinter uns liegt. So haben sich z. B. das ifo Geschäftsklima
und der Markit Einkaufsmanagerindex im Mai etwas erholt und
hochfrequente Daten wie die Bewegungsdaten von Google oder der
LKW-Fahrleistungsindex zeigen eine deutlich vermehrte wirtschaftliche
Aktivität an.

Weltwirtschaft: Globales BIP bricht im ersten Quartal ein

In den Daten für das erste Quartal 2020 wird allmählich das Ausmaß der
weltweiten Rezession deutlich, die durch die Corona-Pandemie ausgelöst
wurde. So ging die globale Wirtschaftsleistung im Vergleich zum
Vorquartal preisbereinigt und in US-Dollar um 2,9 % zurück. Während
der Hochphase der Finanzkrise Anfang 2009 hatte der Rückgang des
globalen BIP lediglich 1,9 % betragen. Für den Einbruch im ersten
Quartal 2020 sind vor allem die chinesischen
Produktionsunterbrechungen ab Jahresbeginn 2020 verantwortlich. Die
globale Ausbreitung der Pandemie und die in weiten Teilen der Welt
ergriffenen Shutdown-Maßnahmen sind in diesen Daten noch nicht
abgebildet. Auch der globale Warenhandel, der sich im ersten
Vierteljahr um 2,5 % gegenüber dem Vorquartal verringerte, dürfte im
Folgequartal noch einmal deutlich stärker abfallen. Erste
Stimmungsindikatoren senden indes vor dem Hintergrund der Lockerung
der Shutdown-Maßnahmen im internationalen Rahmen zaghaft positivere
Signale: Der zusammengesetzte Einkaufsmanagerindex von
J. P. Morgan / IHS Markit erholte sich im Mai - ausgehend von seinem
historischen Tiefstand im April von 26,2 Punkten - auf 36,3 Punkte.
Dieser Wert liegt allerdings weiterhin weit unterhalb der
Wachstumsschwelle von 50 Punkten sowie des Vorkrisenniveaus.

Die OECD geht im Basisszenario ihrer Juni-Projektion davon aus, dass
die globale Wirtschaftsleistung im Jahr 2020 um preis- und
kaufkraftbereinigte 6,0 % schrumpfen wird. Zu Zeiten der weltweiten
Finanzkrise belief sich das Minus auf lediglich 0,1 %. Damit ist die
OECD deutlich pessimistischer als der IWF, der in seiner Projektion
vom April noch von einer Kontraktion der Weltwirtschaft um 3,0 %
ausging. Der Unterschied besteht vor allem in deutlich ungünstigeren
Annahmen für den weiteren Verlauf in den Schwellenländern. Für das
Jahr 2021 erwarten beide Institutionen eine deutliche Belebung der
globalen Wirtschaftsleistung (OECD: +5,2 %; IWF: +5,8 %). Ihr
Vorkrisenniveau wird die Weltwirtschaft im Basisszenario der OECD erst
zum Ende des Jahres 2021 wieder erreichen.

Die Indikatorenlage zum deutschen Außenhandel ist gemischt. Während
die Auftragseingänge aus dem Ausland im April saisonbereinigt um
beispiellose 28,1 % gegenüber dem Vormonat zurückgingen, fielen die
ifo Exporterwartungen für das Verarbeitende Gewerbe im Mai per Saldo
weniger pessimistisch aus als im April. Immerhin gehen aktuell knapp
14 % der Unternehmen von einer Verbesserung in den nächsten drei
Monaten aus. Angesichts des historischen Absturzes im April ist für
den deutschen Außenhandel ab Mai mit einer Belebung zu rechnen.
Dennoch ist von einem deutlichen Rückgang der deutschen Exporte sowie
Importe im Jahresdurchschnitt 2020 auszugehen.

Exporte und Importe verzeichnen historische Rückgänge

Im April sind die Ausfuhren von Waren und Dienstleistungen
saisonbereinigt und in jeweiligen Preisen mit einem Rückgang von
23,6 % gegenüber März noch stärker eingebrochen als im Vormonat
(-10,9 %). Im Zweimonatsvergleich März/April ergab sich eine
historische Abnahme von 21,2 %. Davon waren die Ausfuhren in den
Euroraum und die übrige EU stärker betroffen als die in Länder
außerhalb der EU. Es wurden vor allem weniger Kraftwagen, sonstige
Fahrzeuge, Maschinen und elektronische Geräte ausgeführt.

Auch die Einfuhren von Waren und Dienstleistungen gingen im April
saisonbereinigt und nominal gegenüber dem Vormonat mit -17,7 %
deutlicher zurück als zuvor im März (-6,6 %). Im Zweimonatsvergleich
sanken die Importe um beispiellose 15,3 %. Hierzu trugen allerdings
auch die niedrigeren Einfuhrpreise bei.

Industrieproduktion fällt im April auf 23-jährigen Tiefstand

Die April-Ergebnisse für die Industrieproduktion in Deutschland
spiegeln die wirtschaftlichen Auswirkungen des Shutdown wider. Der
Ausstoß der Industrie wurde saisonbereinigt um historische 22,1 %
gegenüber dem Vormonat heruntergefahren. Der entsprechende Indexwert
von 70,0 Punkten (2015=100) markiert das niedrigste Niveau seit Januar
1997. Die Kfz-Produktion wurde mit 15,1 Indexpunkten quasi
eingestellt. Derweil wurde die Bauproduktion im April um 4,1 %
gedrosselt. Im Zweimonatsvergleich März/April, der den gesamten
Zeitraum des harten Shutdown abdeckt, wurde die Industrieproduktion um
20,6 % gesenkt. Dabei ging die Erzeugung der Kfz-Branche und des
Maschinenbaus besonders stark zurück (-57,5 % bzw. -18,8 %). Etwa zwei
Drittel des Rückgangs der Industrieproduktion im März/April ist auf
den Einbruch in diesen beiden Branchen zurückzuführen. Im Baugewerbe
nahm die Produktion im Zweimonatsvergleich dagegen nur leicht um 1,2 %
ab.

Die Auftragseingänge sind im Verarbeitenden Gewerbe im April um 25,8 %
weggebrochen, was sowohl auf die Inlands- als auch Auslandsnachfrage
zurückzuführen ist. Im Zweimonatsvergleich ergab sich eine Abnahme um
26,3 %. Angesichts dieser Tiefstände, der schrittweisen Lockerung der
Shutdown-Maßnahmen und des allmählichen Wiederanlaufens der
Kfz-Produktion ist mit einer spürbaren Belebung der
Industrieproduktion im Mai zu rechnen. Darauf deuten auch erste
Frühindikatoren hin. Das ifo Geschäftsklima für das Verarbeitende
Gewerbe hellte sich ausgehend von seinem Negativrekordniveau von -44,5
auf -36,4 Saldopunkte auf, verbleibt aber im unterkühlten Bereich. Der
Industrie-Teilindex des Einkaufsmanagerindex von IHS Markit / BME
verbesserte sich ebenfalls, wenn auch weniger deutlich. Derweil erhöht
sich der Lkw-Fahrleistungsindex seit Mitte April tendenziell wieder
und liegt in seinem sieben-Tage-Durchschnitt Ende Mai nur noch ca. 5 %
unter seinem Vorjahresniveau.

Der zuvor schwer getroffene Konsum belebt sich wieder

Im April, der durchgängig von den Corona-Eindämmungsmaßnahmen
betroffen war, ging nicht zuletzt der soziale Konsum spürbar zurück.
Insbesondere der Einzelhandel und Dienstleistungen in den Bereichen
Freizeit, Unterhaltung, Kultur, Beherbergung und Gaststätten sowie
Bildung, Erziehung und Betreuung litten unter den Shutdown-Maßnahmen.
Nach einem Rückgang um 4,0 % im März nahmen die Umsätze im
Einzelhandel ohne Kfz im April um weitere 5,3 % ab. Lichtblicke bieten
jedoch bereits verfügbare Daten für die darauffolgenden Monate: Nach
Erreichen des historischen Tiefstands im Mai erholt sich das GfK
Konsumklima für Juni bereits. Auch die Neuzulassungen von Pkw durch
private Halter waren im Zuge der Filialschließungen in den Monaten
März (-31,5 %) und April (-31,0 %) jeweils gegenüber dem Vormonat
drastisch abgestürzt. Sie stiegen im Mai aber bereits wieder relativ
spürbar an (+29,7 %). Das ifo Geschäftsklima im Einzelhandel fiel im
März und April ebenfalls tief in den negativen Bereich, erholte sich
im Mai aber fast wieder auf das Märzniveau. Die Preisentwicklung
verlief weiterhin ruhig. Die Verbraucherpreise gingen im Mai um 0,1 %
zurück, bereinigt um rückläufige Energiepreise ergab sich hingegen ein
schwacher Anstieg um 0,1 %. Die Inflationsrate fiel auf 0,6 %. Die
Kerninflationsrate (ohne Energie und Nahrungsmittel) stieg indes
leicht auf 1,3 %. Die Diskrepanz zum Verbraucherpreisindex
verdeutlicht den starken Abwärtsdruck der Energiepreise.

Arbeitsmarkt: steigende Arbeitslosigkeit trotz massiver Kurzarbeit

Im Berichtsmonat Mai verschärfte sich die Situation auf dem
Arbeitsmarkt. Die Arbeitslosigkeit stieg saisonbereinigt erneut
kräftig um 238.000 Personen und damit binnen zweier Monate um 600.000.
Nach den Ursprungszahlen (2,81 Mio. Personen) wurde der Vorjahresstand
um 577.000 Personen überschritten. Kurzarbeit vermeidet einen
stärkeren Anstieg. Die Anzeigen für konjunkturelle Kurzarbeit waren im
Mai (für 1,1 Mio. Personen) erneut hoch, aber nicht mehr so
umfangreich wie zuvor. Das Gastgewerbe, die Metall- und
Elektroindustrie sowie die Sonstigen Dienstleistungen bilden weiterhin
den Schwerpunkt. Im März, als der Shutdown begann, erhielten nach
vorläufigen Daten bereits 2,02 Mio. Personen konjunkturelles
Kurzarbeitergeld. Damit war der Höchstwert während der Wirtschafts-
und Finanzkrise 2008/2009 bereits deutlich übertroffen. Im April wird
nach vorläufigen Schätzungen der Bundesagentur für Arbeit ein Anstieg
auf rund 6 Mio. Personen erwartet. Die saisonbereinigte
Erwerbstätigkeit im Inland sank im April gegenüber dem Vormonat um
275.000 Personen. Der Rückgang war der bislang stärkste im
wiedervereinigten Deutschland. Auch die sozialversicherungspflichtige
Beschäftigung - Stand März - nimmt nun um 21.000 Personen ab,
insbesondere im Gastgewerbe, dem Verarbeitenden Gewerbe und bei der
Arbeitnehmerüberlassung. Die Frühindikatoren lassen in den nächsten
Monaten noch keine nachhaltige Erholung erwarten.

[1] In diesem Bericht werden Daten verwendet, die bis zum 15. Juni
2020 vorlagen. Soweit nicht anders vermerkt, handelt es sich um
Veränderungsraten gegenüber der jeweiligen Vorperiode auf Basis
preisbereinigter sowie kalender- und saisonbereinigter Daten.

 * 

Quelle:

BMWi-Pressemitteilung vom 15. Juni 2020

Herausgeber: Bundesministerium für Wirtschaft und Energie

Öffentlichkeitsarbeit, 11019 Berlin
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VERKEHR/1591: Mobilität in Zeiten von Corona - Auto bleibt das meistgenutzte Verkehrsmittel (idw)


Wissenschaftszentrum Berlin für Sozialforschung gGmbH - 15.06.2020

Zu Fuß holt auf - Mobilität in Zeiten von Corona: Auto bleibt das
meistgenutzte Verkehrsmittel



Die Deutschen haben während des Corona-Lockdowns das Zufußgehen
wiederentdeckt. Sie legten fast jeden dritten Weg zu Fuß zurück. Das
beliebteste Fortbewegungsmittel blieb jedoch das Auto. Mit dem Hochfahren
der Aktivitäten könnte der Pkw sogar stärker genutzt werden als vor der
Pandemie. In einer Umfrage gab rund ein Drittel der Befragten an, aus
Angst vor dem Virus statt Busse und Bahnen in der nächsten Zeit lieber das
Auto zu nehmen. Ein Forscherteam unter Leitung des Wissenschaftszentrums
Berlin für Sozialforschung (WZB) hatte von Mitte März bis Mitte Mai 2020
rund 1.000 Menschen repräsentativ zu ihrem Mobilitätsverhalten befragt.

Während des Lockdowns wurden die Wege der Menschen insgesamt weniger und
kürzer: Waren zuvor rund 85 Prozent der Menschen über 16 Jahre täglich
unterwegs, fiel diese Zahl während des Stillstands zwischenzeitlich auf
unter 60. Noch drastischer gingen Anfang April die dabei zurückgelegten
Entfernungen zurück: von knapp 40 Kilometer auf weniger als 10 Kilometer.

Bei der Wahl der Verkehrsmittel holte Zufußgehen in einem beachtlichen
Ausmaß auf (30 Prozent aller Wege statt 19 Prozent in einem normalen Mai).
Das Auto dagegen verlor: Wurden mit dem Pkw vor der Pandemie 59 Prozent
aller Wege zurückgelegt, waren es während des Shutdowns etwa 45 Prozent.
Dennoch bleibt das Auto auch in Zeiten der Corona-Pandemie das beliebteste
Verkehrsmittel der Deutschen.

Der deutschlandweite Anteil des Fahrrads blieb im Monatsschnitt für den
Mai mit 10 gegenüber 12 Prozent fast stabil. Über den Tagesverlauf zeigten
sich hier Unterschiede. Morgens, vormittags und abends waren die Radwege
leerer als sonst, in den Nachmittagsstunden wurde dagegen mehr geradelt.
Der öffentliche Verkehr büßte im untersuchten Zeitraum deutlich ein. Sein
Anteil fiel von 10 auf 6 Prozent.

"Die Ergebnisse zeigen, wie fragil die in den letzten Jahren begonnene
Verkehrswende im Sinne einer Reduktion des Autoverkehrs noch immer ist und
wie groß die Kraft der über Jahre eingeübten Routinen", sagt Andreas Knie,
Leiter der Forschungsgruppe Digitale Mobilität am WZB. Die Pandemie mache
die Verkehrsprobleme wie durch eine Lupe sichtbar: Busse und Bahnen
blieben in der Nutzung kompliziert und seien vielfach nicht wirklich
geliebt, das Fahrrad sei immer noch nicht massenverkehrstauglich und das
Auto weiterhin die bequemste aller Alternativen.

In den Großstädten dagegen scheinen sich die Alternativen zum Auto bereits
zu etablieren. "Die Pandemie könnte in den Städten die Verkehrswende
weiter voranbringen, wenn der Radverkehr mehr Unterstützung erfährt",
erklärt WZB-Forscher Weert Canzler. So registrierten die Zählstellen der
Großstädte zum Beispiel in Berlin Ende Mai schon wieder so viele
Radfahrer*innen wie im Vorjahr.

Die Corona-Krise zeige aber auch, dass viel mehr möglich sei als gedacht,
betonen die WZB-Forscher. Ein Beispiel dafür sind temporäre
Infrastrukturen wie die Pop-up-Radwege, die von einem Tag auf den anderen
entstanden sind und genug Platz zum Radeln unter Wahrung der
Abstandsregeln bieten. Am Stadtrand und in ländlichen Gebieten bleibe die
Autonutzung dagegen aller Voraussicht nach stabil.

Die Umfrage bildet den Auftakt von MOBICOR, ein vom WZB geleitetes Projekt
in Zusammenarbeit mit infas, MOTIONTAG und Nuts One, gefördert vom
Bundesministerium für Bildung und Forschung. Ziel ist es, Menschen in den
kommenden drei Jahren wiederholt zu ihrem Verkehrsverhalten zu befragen.
Zusätzlich werden die Mobilitätsmuster ausgewählter Personen mithilfe
digitaler Erhebungstechniken per App erfasst.


Originalpublikation:

Die Ergebnisse sind in einem ersten Mobilitätsreport zusammengefasst:

Zurück zur Normalität? Unsere Alltagsmobilität in der Zeit von
Ausgangsbeschränkungen, Quarantäne und wiedererlangter Routinen (PDF)

https://www.infas.de/fileadmin/user_upload/infas_Mobilitätsreport_20200610.pdf

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution191

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Wissenschaftszentrum Berlin für Sozialforschung gGmbH, 15.06.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ARBEITSRECHT/281: Corona-App - Nutzungspflicht für Arbeitnehmer*innen? (idw)


Hochschule Fresenius - 16.06.2020

Corona-App: Nutzungspflicht für Arbeitnehmer*innen?



Die Corona-Warn-App steht nun zum Download bereit. Die Installation auf
dem Smartphone ist für Bürgerinnen und Bürger freiwillig. Können aber
Unternehmen ihre Arbeitnehmer*innen zur Nutzung verpflichten und
verlangen, den Arbeitgeber bei einem Alarm zu informieren? Und müssen
Arbeitnehmer*innen dann zu Hause bleiben? Und wer zahlt in einem solchen
Fall das Gehalt? Dr. Michael Fuhlrott, Arbeitsrechtler und Professor an
der Hochschule Fresenius, erläutert die rechtlichen Vorgaben.

Die Nutzung der Corona-Warn-App soll freiwillig sein. Der
Sachverständigenrat für Verbraucherfragen (SVRV), der das
Bundesjustizministerium berät, fordert zudem die Schaffung einer
gesetzlichen Grundlage für die Warn-App. Unabhängig davon stellt sich die
Frage, ob Unternehmen von ihren Arbeitnehmern aufgrund der Pflichten aus
dem Arbeitsverhältnis eine Nutzung verlangen können.

Datenverarbeitung bedarf einer entsprechenden Grundlage

Eine Verarbeitung personenbezogener Daten, insbesondere wie vorliegend von
besonders geschützten Gesundheitsdaten (Art. 4 Nr. 15, Art. 9 DS-GVO),
bedarf nach dem Datenschutzrecht stets einer Erlaubnis (Art. 6 DS-GVO).
"Im Arbeitsrecht kann dies eine gesetzliche Regelung, eine
Betriebsvereinbarung oder auch die Zustimmung des Arbeitnehmers sein", so
Fuhlrott. Das Bundesdatenschutzgesetz, das in § 26 die
datenschutzrechtlichen Voraussetzungen im Arbeitsverhältnis konkretisiert,
erlaubt dem Arbeitgeber die Verarbeitung personenbezogener Daten soweit
dies für Zwecke des Beschäftigungsverhältnisses erforderlich ist. "Eine
Anordnung zur Nutzung für Arbeitnehmer kann hierauf aber nicht gestützt
werden. Die Installation der App ist damit auch für Arbeitnehmer*innen
freiwillig", sagt Fuhlrott. "Dies gilt auch dann, wenn der Arbeitnehmer
ein Dienst-Handy nutzt". Auch über eine Betriebsvereinbarung könne nichts
Anderes geregelt werden, da es sich hierbei um den persönlichen
Lebensbereich des Arbeitnehmers handelt, den Betriebsrat und Arbeitgeber
nicht reglementieren können.

Muss der Arbeitgeber bei Alarm der Warn-App informiert werden?

Nutzt der Arbeitnehmer allerdings die App und zeigt diese einen Alarm an,
muss er seinen Arbeitgeber hierüber informieren. "Dies verlangt die
arbeitnehmerseitige Rücksichtnahmepflicht", erklärt Fuhlrott. "Der
Arbeitgeber muss über den Verdacht einer Infektion informiert werden, um
dann seinerseits prüfen zu können, ob er den Arbeitnehmer zunächst nach
Hause schickt oder gegebenenfalls für andere Mitarbeiter*innen
Schutzmaßnahmen trifft", so Fuhlrott. "Der Arbeitgeber wird vom
Arbeitnehmer auch verlangen können, über das bestehende Infektionsrisiko
weitere Auskünfte zu erhalten, um eine Risikoeinschätzung auch unter
Einbindung des Betriebsarztes vornehmen zu können."

Bezahlt freistellen oder krankmelden?

Wird dem Arbeitnehmer ein Alarm angezeigt, ist im Übrigen aber symptomlos
und beschwerdefrei, ist er auch nicht arbeitsunfähig. Der Arbeitgeber muss
daher auch keine Lohnfortzahlung im Krankheitsfall leisten. Entschließt
sich der Arbeitgeber aber, den Arbeitnehmer nach Hause zu schicken, so ist
dieser natürlich in dieser Zeit durch den Arbeitgeber zu vergüten.
"Arbeitsrechtler sprechen in einem solchen Fall von einer bezahlten
Freistellung", sagt Fuhlrott. Einen Anspruch auf bezahlte Freistellung hat
der Arbeitnehmer allerdings nicht, auch nicht bei einem App-Alarm. "Kann
der Arbeitnehmer seine Tätigkeit im Home-Office erbringen, so können sich
die Parteien natürlich auch hierauf verständigen". Einen
Erstattungsanspruch für das Gehalt bei bezahlter Freistellung hat der
Arbeitgeber nur dann, wenn der Arbeitnehmer auch behördlich unter
Quarantäne gestellt wird. "Das Infektionsschutzgesetz sieht hierzu in
§ 56 Abs. 1 entsprechende Regelungen vor", so der Jurist.

Der Autor Prof. Dr. Michael Fuhlrott ist Fachanwalt für Arbeitsrecht und
Partner bei FHM - Fuhlrott Hiéramente & von der Meden Partnerschaft von
Rechtsanwälten mbB - sowie Professor für Arbeitsrecht an der Hochschule
Fresenius in Hamburg.


Über die Hochschule Fresenius

Die Hochschule Fresenius mit ihren Standorten in Berlin, Düsseldorf,
Frankfurt am Main, Hamburg, Idstein, Köln, München und Wiesbaden sowie dem
Studienzentrum in New York gehört mit über 14.000 Studierenden zu den
größten und renommiertesten privaten Hochschulen in Deutschland. Sie
blickt auf eine mehr als 170-jährige Tradition zurück. 1848 gründete Carl
Remigius Fresenius in Wiesbaden das "Chemische Laboratorium Fresenius",
das sich von Beginn an sowohl der Laborpraxis als auch der Ausbildung
widmete. Seit 1971 ist die Hochschule staatlich anerkannt. Sie verfügt
über ein sehr breites, vielfältiges Fächerangebot und bietet in den
Fachbereichen Chemie & Biologie, Design, Gesundheit & Soziales, onlineplus
sowie Wirtschaft & Medien Bachelor- und Masterprogramme in Vollzeit sowie
berufsbegleitende und ausbildungsbegleitende (duale) Studiengänge an. Die
Hochschule Fresenius ist vom Wissenschaftsrat institutionell akkreditiert.
Bei der Erstakkreditierung 2010 wurden insbesondere ihr "breites und
innovatives Angebot an Bachelor- und Master-Studiengängen", "ihre
Internationalität" sowie ihr "überzeugend gestalteter Praxisbezug" vom
Wissenschaftsrat gewürdigt. Im April 2016 wurde sie vom Wissenschaftsrat
für weitere fünf Jahre reakkreditiert.

Weitere Informationen unter:

http://www.hs-fresenius.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution258

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hochschule Fresenius, 16.06.2020
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MELDUNG/663: "Deutsche Gesetze gehen bei Facebook & Co ins Leere" (idw)


Hochschule für Technik, Wirtschaft und Kultur Leipzig - 15.06.2020

"Deutsche Gesetze gehen bei Facebook & Co ins Leere"

Medienrechtsprofessor Marc Liesching (HTWK Leipzig) analysiert in neuem
Buch, ob deutsche Gesetze für Soziale Netzwerke mit Europarecht vereinbar
sind



Fake News, Hass-Posts und gesetzeswidrige Inhalte in Sozialen Medien wie
Facebook, Youtube und Twitter werden zunehmend zu einem Problem. Das haben
auch die Bundesregierung und die Staatskanzleien der Länder erkannt - und
versuchen die allesamt im EU-Ausland sitzenden Internetkonzerne durch
schärfere Gesetze zu strengeren Kontrollmaßnahmen zu zwingen. Zu den
geplanten Instrumenten gehören die Erweiterung des
Netzwerkdurchsetzungsgesetzes (NetzDG) sowie der aktuell im
parlamentarischen Prozess befindliche Medienstaatsvertrag und neue
Jugendschutzbestimmungen. Doch derartige nationale Alleingänge mit dem
Anspruch internationaler Geltung widersprechen europäischen Regelungen,
analysiert der Medienrechtsprofessor Marc Liesching von der Hochschule für
Technik, Wirtschaft und Kultur Leipzig (HTWK Leipzig) in einem neuen Buch
- zumindest bei Anbietern mit Sitz in anderen EU-Staaten. Dadurch, so
Liesching, werden die neuen Regelungen gerade nicht für die großen
Sozialen Medien wie Facebook, Youtube, Instagram oder Twitter gelten.

"Ebenso wie niemand in Deutschland möchte, dass nationale Gesetze in
Ungarn, Polen, Italien oder Österreich deutsche Medienanbieter
beschränken, müssen auch die deutschen Gesetzgeber die Grenzen des
europarechtlichen Herkunftslandprinzips beachten. Sitzen Facebook, Youtube
und Twitter in anderen EU-Mitgliedstaaten wie beispielsweise Irland,
können Maßnahmen gegen solche Sozialen Netzwerke aufgrund deutscher
Gesetze allenfalls im Einzelfall und unter engen Ausnahmevoraussetzungen
erfolgen. Das berücksichtigen Regelwerke wie das
Netzwerkdurchsetzungsgesetz des Bundes und der Medienstaatsvertrag der
Länder nicht hinreichend. Die Gesetze sind insoweit unionsrechtswidrig.
Die EU-Kommission hat sich hierzu bereits kritisch geäußert und es ist
nicht unwahrscheinlich, dass spätestens die noch ausstehende Befassung des
Europäischen Gerichtshofs - wie zuletzt bei der deutschen Pkw-Maut - das
Aus für die aktuelle deutsche Mediengesetzgebung bedeuten wird", so
Liesching.

Das Buch "Das Herkunftslandprinzip der E-Commerce-Richtlinie und seine
Auswirkung auf die aktuelle Mediengesetzgebung in Deutschland" ist im Juni
im Carl Grossmann Verlag erschienen und ist als E-Book frei im Internet
abrufbar. Es handelt sich um den ersten Band der neu gestarteten
Schriftenreihe "Medienrecht und Medientheorie", die Prof. Marc Liesching
und Prof. Gabriele Hooffacker (beide HTWK Leipzig) gemeinsam herausgeben.


Originalpublikation:

Marc Liesching:

Das Herkunftslandprinzip der E-Commerce-Richtlinie und seine Auswirkung
auf die aktuelle Mediengesetzgebung in Deutschland.

Carl Grossmann Verlag 2020.

ISBN 978-3-941159-46-4 & 978-3-941159-47-1

Weitere Informationen unter:

http://www.carlgrossmann.com/?p=11994 

- Open Access Download des Buches beim Carl Grossmann Verlag

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution289

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hochschule für Technik, Wirtschaft und Kultur Leipzig, 15.06.2020
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STELLUNGNAHME/106: Volkswirt analysiert Bundesverfassungsgerichtsurteil im Streit mit europäischer Zentralbank (idw)


Westfälische Hochschule - 15.06.2020

Volkswirt analysiert Bundesverfassungsgerichtsurteil im Streit mit
europäischer Zentralbank



Prof. Dr. Ralf-Michael Marquardt, Volkswirt an der Westfälischen
Hochschule in Recklinghausen, kritisiert das Bundesverfassungsgericht, das
im Streit um den Ankauf öffentlicher Anleihen durch die Europäische
Zentralbank EZB seiner Analyse nach Unmögliches fordere. Stattdessen
fordert Marquardt, das deutsche Bundesverfassungsgericht müsse der
europäischen Zentralbank mehr Spielraum für unkonventionelle Maßnahmen
einräumen, um die Wirtschaft zu beleben und die drohende Deflation zu
verhindern.

Recklinghausen. Prof. Dr. Ralf-Michael Marquardt, Volkswirt an der
Westfälischen Hochschule in Recklinghausen, kritisiert das
Bundesverfassungsgericht, das im Streit um den Ankauf öffentlicher
Anleihen durch die Europäische Zentralbank EZB seiner Analyse nach
Unmögliches fordere. Stattdessen fordert Marquardt, das deutsche
Bundesverfassungsgericht müsse der europäischen Zentralbank mehr Spielraum
für unkonventionelle Maßnahmen einräumen, um die Wirtschaft zu beleben und
die drohende Deflation zu verhindern.

Den unkonventionellen Kampf gegen die Deflation lehnt das
Bundesverfassungsgericht in seinem, so Marquardt, "Aufsehen erregenden"
Urteil vom 5. Mai 2020 zwar nicht grundsätzlich ab, es will aber eine
spezifische Abwägungsprüfung für das EZB-Vorhaben. Marquardt: "Eine solche
Prüfung ist seriös nicht möglich, da Erfahrungswerte für die Wirkung
unkonventioneller Maßnahmen arteigen begrenzt sind. Wie soll vor allem
eine Abwägung zum Beispiel zwischen den betroffenen Sparer- und den
begünstigten Kreditnehmer-Interessen erfolgen?" Dem Urteil des
Bundesverfassungsgerichts mangelt es seiner volkswirtschaftlichen Ansicht
nach an mehreren Stellen an Sinnfälligkeit: Die vom
Bundesverfassungsgericht geforderte Unterscheidung zwischen
währungspolitischen Maßnahmen, die es der EZB zugesteht, von
wirtschaftspolitischen Maßnahmen, aus denen sich die EZB raushalten solle,
sei "bizarr", da sie in der ökonomischen Praxis nicht existiere.

Marquardt: "Das ist juristische Spiegelfechterei." Den Anforderungskatalog
des Bundesverfassungsgerichts zu erfüllen, sei praktisch nicht möglich.
Zudem werde die EZB handlungsunfähig, wenn sie zuvor beim deutschen und
allen anderen europäischen Verfassungsgerichten und beim Europäischen
Gerichtshof anfragen solle, ob es rechtliche Bedenken gebe. Außerdem
stelle sich das Bundesverfassungsgericht damit über den Vorrang des
Europäischen Gerichtshofes, der das EZB-Programm PSPP (Public Sector
Purchase Programme) in einem Vorentscheid gegenüber dem deutschen
Bundesverfassungsgericht bereits als rechtskonform eingestuft hatte.

Marquardt sieht noch weitere Nachteile aus europäischer Sicht:
"Deutschland hat die europäischen Partnerländer in der Vergangenheit immer
belehrt, dass strikte Preisniveaustabilität und Zentralbankunabhängigkeit
unverzichtbar seien. Die jetzige Relativierung verspielt ein Stück
deutscher Glaubwürdigkeit. Und: Sich selbst über den EuGH zu stellen,
könnten andere europäische Länder als Steilvorlage nutzen, sich auch in
anderen Sachverhalten selbst über den EuGH zu stellen und unerwünschte
Richtersprüche von dort nicht anzuerkennen. Indirekt verleiht das
Bundesverfassungsgericht damit deutschen Dauerklägern gegen die
europäische Währungsunion und rechtsnationalen Populisten Aufwind."


Originalpublikation:

Der Originalaufsatz von Ralf-Michael Marquardt unter dem Titel
"EZB-Verfassungsgerichtsurteil: Filigrane Rechtsauslegung versus
pragmatische Geldpolitik?" ist erschienen in der Zeitschrift
"Wirtschaftsdienst" (Zeitschrift für Wirtschaftspolitik), Jahrgang 100,
Heft 6 (Juni 2020),

https://www.wirtschaftsdienst.eu/

URL: https://www.wirtschaftsdienst.eu/inhalt/jahr/2020/heft/6/beitrag/ezb-verfassungsgerichtsurteil-filigrane-rechtsauslegung-versus-pragmatische-geldpolitik.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution287
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Westfälische Hochschule, 15.06.2020
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KIRCHE/2284: Bedford-Strohm - "Kirche bricht auf zu Neuem" (EKD)


Evangelische Kirche in Deutschland - Pressemitteilung vom 16.06.2020

Bedford-Strohm: "Kirche bricht auf zu Neuem"

EKD und midi stellen Studie zu digitalen Verkündigungsformaten vor



"Der Gottesdienst ist nach der Corona-Pandemie spürbar facettenreicher
geworden", sagte der Ratsvorsitzende der Evangelischen Kirche in
Deutschland (EKD), Landesbischof Heinrich Bedford-Strohm, während der
heutigen digitalen Pressekonferenz zum Johannistag, bei der auch die Studie
"Digitale Verkündigungsformate während der Corona-Krise" vorgestellt wurde.
"Schon jetzt sehen wir, dass die Kirche zu Neuem aufbricht", sagte
Bedford-Strohm. Es seien viele neue Formate entstanden. Interessierte
fänden nun im Internet das Angebot, das sie begeistert - vom kurzen
Andachtsimpuls bis zur anspruchsvoll gestalteten Gottesdienstfeier, denn
viele Gemeinden hätten sich angesichts der Versammlungsverbote sehr schnell
digital auf den Weg gemacht und Neues ausprobiert. Der EKD-Ratsvorsitzende
erzählte von der Vorbereitung eines Zoom-Gottesdienstes, der aus den
Zoom-Proben eines Gospelchors entstanden sei: "Besonders beeindruckt hat
mich, wie sich die Mauern unserer Kirche dadurch öffneten und sich viele
neue Menschen an der Vorbereitung beteiligten und im Gottesdienst
mitwirkten." Dadurch werde sich auch Kirche insgesamt ändern: "Sie wird
bunter und vielfältiger sein", so Bedford-Strohm.

"Natürlich ersetzen alle diese digitalen Formate nicht die persönliche
Begegnung in unseren Kirchen. Deswegen finde ich es spannend, dass es nun
viele Gottesdienste gibt, die sowohl in den Kirchen als auch im Internet
mitgefeiert werden können", so der Ratsvorsitzende. Dies deckt sich mit den
Ergebnissen der Studie, die die Evangelische Arbeitsstelle für
missionarische Kirchenentwicklung und diakonische Profilbildung (midi) im
Auftrag des Kirchenamtes der EKD durchgeführt hat. Demnach gaben 72 Prozent
aller Befragten an, dass sie die digitalen Formate nach dem Lockdown
fortführen wollen. Es ist deshalb davon auszugehen, dass künftig vermehrt
mit hybriden Formaten, bei denen sowohl eine direkte Teilnahme in einer
Kirche als auch die digitale Teilnahme möglich ist, zu rechnen sei.

Man könne von einem Digitalisierungsschub in der evangelischen Kirche
sprechen, berichtete Daniel Hörsch, der als Sozialwissenschaftlicher
Referent bei midi die Studie geleitet hat. Zudem freute er sich über die
große Beteiligung bei den Befragten: "Als repräsentative Stichprobe wurden
vier Landeskirchen ausgewählt: die Nordkirche, die Ev. Kirche in
Mitteldeutschland, die Ev. Kirche von Kurhessen-Waldeck und die Ev.
Landeskirche in Württemberg. Insgesamt 897 Rückmeldungen konnten ausgewertet
werde." Außerdem habe eine spürbare Ausdifferenzierung der digitalen
Verkündigungsformate stattgefunden, erklärt Hörsch. Insbesondere die Form
der digitalen Kurzandacht mit einem Anteil von 60 Prozent sei stark
vertreten gewesen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung 85/2020 vom 16.06.2020

Evangelische Kirche in Deutschland (EKD), Pressestelle

Herrenhäuser Straße 12, 30419 Hannover

Telefon: (0511) 2796-268/269/265/267, Fax: (0511) 2796-777

E-Mail: pressestelle@ekd.de

Internet: www.ekd.de
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INTERNATIONAL/445: Mexiko - Massive Polizeigewalt erinnert an Halconazo von 1971 (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Mexiko 

Massive Polizeigewalt erinnert an Halconazo von 1971

Von Knut Hildebrandt
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Kurz vor dem Jahrestag des berüchtigten Halconazo vom 10. Juni
1971 kam es in Guadelajara/Mexiko zu ähnlichen Angriffen auf
Demonstrierende.

(Oaxaca, 14.6.2020, npla) - Wenige Tage vor dem Jahrestag des
berüchtigten Halconazo [1] vom 10. Juni 1971 kam es in Jaliscos
Hauptstadt Guadalajara zu gewalttätigen Angriffen auf Demonstrierende.
Nachdem bekannt wurde, dass der Maurer Giovanni López [2] nach seiner
Verhaftung in Polizeigewahrsam ums Leben kam, protestierten viele, vor
allem junge Menschen, gegen den mutmaßlichen Polizeimord. Guadalajaras
Polizei ging mit äußerster Brutalität gegen die militanten Proteste
vor. Was aber noch mehr schockierte: Auf Pickups ohne Nummernschild
wurden Beamte in Zivil herangekarrt. Diese schlugen wahllos auf
Demonstrant*innen, Menschenrechtsverteidiger*innen und
Journalist*innen ein. Über dreißig Menschen wurden von ihnen
verschleppt. Einige kamen erst Tage später wieder frei. Viele der
Verschleppten berichten über menschenunwürdige Behandlung bis hin zur
Folter.


Erinnerungen an Halconazo in Mexiko-Stadt

Die Vorkommnisse rufen Erinnerungen an das Halconazo vor 49 Jahren in
Mexiko-Stadt wach. Damals griff eine als Halcones bezeichnete
paramilitärische Gruppierung eine Student*innen-Demonstration an.
Anfangs schlugen sie mit Stangen und Knüppel auf die Teilnehmer*innen
ein. Als sie von diesen zurück gedrängt wurden, eröffneten die
Halcones das Feuer. Mehr als hundert junge Menschen, vorwiegend
Student*innen, wurden getötet.


Proteste gegen Polizeigewalt auch in anderen Städten

Wie in Europa und den USA nehmen auch in Mexiko die Proteste gegen die
oftmals rassistisch motivierte Polizeigewalt zu. Nach den Vorfällen in
Jalisco und Guadalajara gehen mittlerweile auch in anderen Teilen des
Landes Menschen auf die Straße, um gegen Polizeiwillkür der zu
protestieren.


Anmerkungen:

[1] https://www.npla.de/thema/memoria-justicia/fotograf-des-massakers-an-studentinnen-von-1971-gestorben/

[2] https://www.npla.de/thema/repression-widerstand/tod-im-polizeigewahrsam-protestierende-fordern-gerechtigkeit-fuer-giovanni-lopez/
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STELLUNGNAHME/011: Nach 731 Tagen Haft - Brief des kolumbianischen Sozialaktivisten Julián Gil aus dem Gefängnis (poonal)
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Kolumbien 

Nach 731 Tagen Haft

Von Julián Gil
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Julián Gil aus dem Gefängnis: "Jeder Besuch, jeder Anruf, jeder
Brief und jeder Gruß geben mir die nötige Kraft, um mich der
Herausforderung zu stellen."

(Bogotá, 6. Juni 2020, lanzas y letras) - Brief von Julián Gil aus dem
Gefängis. Der Sozialaktivist ist Mitglied des Congreso de los Pueblos,
einem landesweiten Zusammenschluss linker emanzipatorischer
Bewegungen. 2018 wurde er unter dem Vorwurf verhaftet, der
ELN-Guerilla anzugehören. Er wartet seitdem auf seinen Prozess.

Julián, der Genosse, Julián, der Freund, Julián, der Kämpfer, Julián,
der soziale Anführer, Julián, der warmherzige Mensch, für den der
kolumbianische Staat keinen besseren Weg findet, um ihn zum Schweigen
zu bringen, als ihm seine Freiheit zu nehmen. Nach 731 Tagen Haft ist
Julián felsenfest davon überzeugt, dass die Vollzugsbeamten seinen
Willen nicht werden brechen können. Wir dokumentieren hier, in seinen
eigenen Worten, eine Geschichte von unanfechtbarer Würde.

 * 


Unser Triumph, unser Sieg ist die Hoffnung, zusammen stark
zu sein ...

Es ist mehr als zwei Jahre her, seit ich Manolo und Juan das letzte
Mal umarmt habe, seit ich mit meinem Vater zu Mittag gegessen und mit
meinen Brüdern gemeinsam gelacht habe, seit ich mit meinen Genossen
und Freunden gesprochen und sie umarmt habe. Wenige Tage vor meiner
Gefangennahme konnte ich die eindringlichen Stimmen von Bauern,
Gewerkschafts- und indigenen Führern hören, die sich gegen neoliberale
Projekte und die Zerstörung der Mutter Erde und des sozialen Gefüges
wehren und nicht zögern, sich zu organisieren und ihre Territorien zu
verteidigen. Wir hatten uns dort getroffen, wo [der
Gewerkschaftsführer] Manuel Gustavo Chacón gekämpft hatte, wo die
Frauenorganisationen ihren Kampf nie aufgeben, obwohl die Zeiten
schwierig sind, und wo die jungen Menschen nicht müde werden, von
einer anderen Welt zu träumen: Hier traf sich die Cumbre Agraria,
Campesina, Étnica y Popular [Treffen sozialer Basisorganisationen], um
über Umweltschutz, Bergbau und Energie zu diskutieren. Zur gleichen
Zeit fand in Bogotá im Viertel José Antonio Galán im Stadtteil Bosa
der selbstorganisierte Vorbereitungskurs "Vamos pa'la U Pública" ["Auf
an die öffentliche Uni"] statt, in dem sich mehrere junge Leute für
die Aufnahmeprüfung an der Uni vorbereiteten. Mein Beitrag war es,
kritische Lektüre zu unterrichten. Mit einem Megafon, das wir an ein
Motorrad gebunden hatten, fuhren wir durch die Straßen, um die jungen
Leute einzuladen, am Kurs teilzunehmen. Außerdem versuchten wir,
Mittel zu sammeln, um einen gemeinsamen Traum zu verwirklichen: ein
Sozialzentrum, das zugleich fester Sitz für den Congreso de los
Pueblos werden sollte. Wir bauten Salat, Koriander und Gartenraute im
Vorgarten an, und bis zu diesem letzten Tag aßen wir gemeinsam zu
Mittag und analysierten die tragikomischen Ereignisse des Landes.


Permanente Überwachung

Die Beschattung und Verfolgung von Mitgliedern der Basisorganisationen
hatten sich im ganzen Land verschärft. Vom Fenster unseres
Sozialzentrums sahen wir täglich Autos und Motorräder vorbeifahren,
die uns überwachten, und zivile Agenten, die die Leute beim Betreten
und Verlassen des Zentrums filmten. Doch das hat uns nicht weiter
beeindruckt. Ohne irgendeinen Verdacht teilten wir den Ort mit einigen
Obdachlosen, die ebenfalls auf uns angesetzt waren und Fotos von uns
machten, wie wir den Vorgarten bewässerten oder uns abends
unterhielten. Die Polizei stattete unseren Wohnorten Besuche ab unter
dem Vorwand, es habe Anrufe aus der Nachbarschaft wegen häuslicher
Gewalt gegeben. Wenn wir telefonierten, wussten wir, dass wir nicht
nur den Anrufer grüßen mussten, sondern auch den Geheimdienstoffizier,
der alles mithörte und dabei saß, wenn wir uns im Don Quijote oder am
Tejo-Platz von Jorge auf ein Bier trafen, und der uns durchsuchte,
unsere Papiere kontrollierte oder fragte, warum wir auf den Bus
warteten oder wie spät es war. Kurz gesagt: Die alltäglichsten
Situationen wurden zum Gegenstand einer grotesken politischen
Verfolgung.


Momentane Wut und historische Wut

In den ersten Tagen, die ich in der Zelle auf der Polizeistation von
Facatativá verbrachte, war mir das Ausmaß des Geschehens noch nicht
klar, aber ich hasste abgrundtief die Dunkelheit dieses Ortes, den
kalten Boden, auf dem ich schlafen musste, und dass uns die Polizei
wie Kriminelle behandelte. Das alles hasste ich umso mehr, wenn ich
die Stimmen meiner Schwester, meiner Mutter oder einer Genossin hörte,
die uns Essen, Nachrichten von Freunden oder ein kleines Buch
brachten, damit wir uns die Zeit vertreiben konnten. Ich versuchte,
meine Verzweiflung zu überspielen, indem ich über die fehlende
Sauberkeit scherzte - ein Besen, Seife und ein bißchen Chlor sei
eigentlich alles, was man hier drin bräuchte. Mein Humor sollte durch
die Gitterstäbe der drei Türen, die uns trennten, hindurchschlüpfen,
damit sie wüssten, dass diese schlimme Zeit irgendwann ein Ende finden
würde. An den Nachmittagen versuchte ich, meine Wut unter Kontrolle zu
bekommen, indem ich - wie jemand, der einem wilden Hund einen Knochen
zuwirft - "Erinnerung an das Feuer" von Eduardo Galeano las, das in
meiner Zelle gelandet war. Im Kapitel "Fliegen" schreibt er: "Der Baum
des Lebens weiß, dass die feurige Musik, die um ihn herum gespielt
wird, niemals aufhören wird, was auch immer geschieht. Egal, wie viele
Tote es geben wird, egal, wie viel Blut fließt, die Musik wird Männer
und Frauen tanzen lassen, während sie von der Luft geatmet und von der
Erde gepflügt und geliebt werden". Galeano besänftigte unsere
momentane Wut und verwob sie mit historischer Wut, und nach zwei
Nächten oder zwei Zeitabschnitten ohne Licht schafften wir es, uns mit
den Insassen der benachbarten Zelle zu verständigen, die aus anderen
Gründen einsaßen, aber genauso unter der Verachtung der
selbsternannten Verteidiger von Recht und Ordnung litten.


Der Wahlsieg Ivan Duques, ein Verhängnis für alle

Am ersten Sonntag ohne Sonnenschein wurde die zweiten Runde der
Präsidentschaftswahlen entschieden, und mit großer Neugier versuchten
einige der Entführer, von mir zu erfahren, was ich von der
Auseinandersetzung an der Wahlurne hielt - und ob, falls [der linke
Präsidentschaftskandidat Gustavo] Petro gewinnen sollte, die Guerilla
an die Regierung kommen würde. Mit einem Lächeln angesichts der
"Neugier" des Vollzugsbeamten dachte ich daran, dass ich vor ein paar
Tagen das erste Mal meinen Personalausweis benutzt hatte, um ihn im
Wahllokal vorzuzeigen, und das nur, weil meine Eltern mich gedrängt
hatten, einen Spaziergang durch das Viertel zu machen, in dem sie in
den ersten Jahren nach ihrer Ankunft in Bogotá gelebt hatten. Ich
antwortete dem Beamten, das Verhängnisvollste für alle im Land wäre,
wenn die Marionette mit den grau gefärbten Haaren gewinnen würde [der
2018 erst 42 Jahre alte, heutige Präsident Iván Duque, der als
Kandidat von Ex-Präsident Álvaro Uribe gilt, soll sich im
Wahlkampf die Haare gefärbt haben, um älter und erfahrener zu wirken].
Diese naheliegende Antwort warf die nächste Frage auf: Und für Sie,
wer hat in den vergangenen 20 Jahren durch die Regierung der
Paramilitärs gewonnen? Die Blicke kreuzten sich in dem Wissen, jemand
anderes vor sich zu haben und das Schweigen beendete das Gespräch.


Machtdemonstrationen haben Tradition

Um zu zeigen, wer hier die Macht über den Lichtschalter und die
Schlüssel hatte, schalteten die Beamten der Polizeistation das Licht
aus, damit wir nicht lesen konnten, und weigerten sich, die Zellentür
zu öffnen, damit wir morgens ins Bad konnten. In ihren Worten klang
der durch jahrzehntelange politische Gewalt destillierte Hass, als
führten sie das Vermächtnis der Chulavitas [rechte Todesschwadronen
der Konservativen Partei Mitte des 20. Jahrhunderts] weiter, als ob
ihnen Uniform und Gummiknüppel genügend Autorität verliehen, um
darüber zu urteilen und zu strafen, dass das Studium an einer
öffentlichen Universität oder die Teilnahme an einem sozialen Prozess
hinreichende Gründe waren, um der Mitgliedschaft in der Guerilla
beschuldigt zu werden und sich somit eines Ausdrucks von
Unzufriedenheit im Land schuldig zu machen.

Nach zehn Tagen wurden wir in das Gefängnis "El Modelo" gebracht, aber
wegen Überfüllung verhinderten einige Gefängniswärter-Gewerkschaften
die Verlegung neuer Häftlinge, so dass wir wieder nach Facatativá
zurückkehren mussten. Ich hoffte, an einer der Wände einen Brief mit
einer Sonne zu finden, die Manolo gezeichnet hatte und den ich
fahrlässigerweise zurückgelassen hatte. Doch die Worte von Hasbleidi,
unserer Beinahe-Zellengenossin, katapultieren uns in die feindliche
Realität zurück. Die Bullen hatten die Blätter eingesammelt, die wir
hatten herumliegen lassen, und dabei gesagt: Diese Guerillabastarde
glauben wohl nicht, dass sie für lange Zeit im Gefängnis einsitzen
werden, aber dort werden sie schon noch erfahren, wie die Dinge
laufen.


Schutzmaßnahmen erfordern Zusammenschluss

Als wir in die Haftanstalt "La Picota" gebracht wurden, war ich voller
Panik. Das steigerte sich noch, als wir in den Kerkern, besser bekannt
als Zellen für Neuankömmlinge, einen Tag und eine Nacht mit mehr als
sechzig Personen eingepfercht wurden. Es gab eine Pyramide von
Schaumstoffmatten, die neu die Farbe rosa haben, hier aber zu
verschiedenen Kombinationen aus braun, grün und schwarz übergingen,
und das Schlimme war, dass man darauf schlafen sollte. Die Augen all
derer, deren Blicke sich kreuzten, suchten nach möglichen Mitstreitern
oder Anzeichen größerer Gefahr. Angst und Furcht konnte man in
verschiedenen Schattierungen wahrnehmen. Nach einigen Minuten
schlossen wir uns mit vier anderen zusammen, die auch eine Decke oder
ein Buch, das sie schützen wollten, in der Hand hielten, und zogen uns
in eine Ecke der rechteckigen Zelle zurück. Zugegebenermaßen nicht der
strategisch bestgewählte Ort, denn nun lagen wir unmittelbar neben der
"Toilette", die Stunde um Stunde immer voller wurde und sogar das
Atmen irgendwann unmöglich machte. Instinktiv begannen wir,
stundenweise zu schlafen, so dass immer jemand wach lag und auf
seltsame Bewegungen achtete. Die Nacht war lang und vom Kreischen der
Ratten begleitet, die die Konservendosen auf der Suche nach den
Essensresten in den Kartons im Blick hatten, die uns beim Eingang in
die Zelle übergegeben worden waren. Viele von uns hatten nur sehr
vorsichtig davon gegessen, weil wir dem Hähnchen mit roten Blutspuren,
den schmutzigen Kartoffeln und den wenigen Reiskörnern misstrauten.


Das ganze Gefängnis gleicht einem Kerker

Am nächsten Tag, als es schon wieder dunkel wurde, wies man uns einen
Trakt zu. Etwas ängstlich und mit dem Gedanken, dass das ganze
Gefängnis einem Kerker gleicht, nahm ich die mir zugewiesene, mit
einem blauen Laken bespannte Matratze, das Geschirr und eine braune
Decke und folgte dem Wächter, der mir zeigen sollte, wie ich zu dem
Trakt gelangte. Ich ging etwa acht Stockwerke hinauf, mehr als
sechshundert Stufen, bis ich ein verschlossenes Gitter fand, von dem
aus ich das erste Mal wieder die Berge voller Lichter sehen konnte,
wie eine Krippe. Einige Zeit später erfuhr ich, dass es sich um das
Viertel Molinos handelte, in dem meine Tante Luz und meine Cousins
Diana und Jhon als Kinder gelebt hatten. Ich war manchmal bei ihnen zu
Besuch gewesen. Einige Monate zuvor hatten wir dort eine Gedenkfeier
für unseren Genossen Carlitos Pedraza [2015 von Unbekannten in Bogotá
ermordeter Sozialaktivist] abgehalten. Auf der anderen Seite sah ich
die Gefängnismauern, die aussahen wie in einem dieser Gringo-Filme,
mit Sicherheitsschlössern und Videokameras, und im Hintergrund eine
Wand, auf die die Nummern 11 und 14 gemalt waren. Nach einigen
Minuten, in denen ich nicht wusste, was ich tun sollte, erschien ein
Wachmann mit einer Gauner-Visage, die schlimmer aussah als alle
Gesichter der Eingepferchten, die die schlaflose Nacht mit mir
verbracht hatten. Als erfahrener "Einbuchter" hoffte er, seine ersten
Schmiergelder zu kassieren, um mich in einer Zelle unterzubringen, in
der ich nicht Gefahr laufen würde, meine Decke, mein Buch und das
Geschirr zu verlieren.


Die Welt bleibt nicht stehen, und man lernt jeden Tag
dazu

Die Tage vergingen, und inmitten vieler Turbulenzen begann die
Zuversicht meiner Familie, der Genoss*innen und einiger solidarischer
Gefangener, meine Sorgen zu zerstreuen, und ich begann, die neue
Situation zu verstehen, die sich mir eröffnete. Jeder Besuch, jeder
Anruf, jeder Brief und jeder Gruß gaben mir die notwendige Kraft, um
mich der Herausforderung zu stellen. Die Welt bleibt nicht stehen, und
man lernt jeden Tag dazu. Im Laufe der Monate begann ich, nun mit
einem größeren Abstand zu den Ereignissen über meine politische
Beteiligung an gesellschaftlichen Prozessen, den Verlauf meines
persönlichen Lebens und die Zukunft der Projekte, die auf
Transformation und gesellschaftlichen Wandel abzielen, nachzudenken
und die verschiedenen Entwicklungen auszuwerten. Der Wunsch, nicht
aufzugeben und weiter zu kämpfen, blieb uns erhalten. Vom
Organisationsprozess im Viertel motiviert, richteten wir drei
Bibliotheken ein: Eine im Trakt 11, wo ich die ersten zwei Monate
verbrachte, eine weitere im Trakt 12, wo ich derzeit bin, und eine in
Trakt 16, wo auch politisch Verfolgte, Studenten der Universidad
Nacional, einsitzen.


Solidarität von außen

Erschüttert von der schwierigen Situation der vielen Gefangenen, die
vom Staat und ihren Familien allein gelassen werden, starteten einige
Freund*innen aus der Pfarrgemeinde Bosa und aus dem Umfeld der
sozialen Organisationen eine Sammelaktion für Hygieneartikel. Am Ende
der Gottesdienste riefen sie zur Solidarität auf und tauschten Bücher
gegen Seife und Toilettenpapier. Unter Beibehaltung seines
Gründungsgedankens hat das Komitee der Solidarität mit den politischen
Gefangenen seine pädagogische Unterstützung und seinen Rechtsbeistand
mit einem Kurs über Grundrechte von Personen im Freiheitsentzug
verstärkt. Später wurde mit Unterstützung einiger Professoren der
Universidad Nacional und der Universidad Pedagógica, der Stiftung
Pasos und des Rechtsteams Equipo Jurídico Pueblos der Kurs für
Gefängnis- und Strafvollzugsrechte eingerichtet. Diese Erfahrungen
geben die notwendige Kraft, um der jüngsten Verschärfung der
Widersprüche zu begegnen. Denn durch die Quarantäne sind die Tage
länger geworden, und das Zählen der Zeit von einem Besuch zum nächsten
gestaltet sich anders, da jetzt, wie viele hier sagen, jeder Tag
Montag oder Sonntag ist. Wir mussten also lernen, damit umzugehen,
dass wir die Menschen, die wir lieben, nicht sehen oder umarmen
können. Was aber von dieser Situation bleiben wird, ist die Tatsache,
dass die Tragödie, die Tausende von uns weltweit erleben, ins
öffentliche Bewusstsein gerückt ist. Dass die derzeitigen Praktiken
und Institutionen einen Angriff auf die Würde und das Leben an sich
darstellen und dringend transformiert werden müssen, wird mittlerweile
von vielen Menschen wahrgenommen.


Erst im täglichen Kampf für Veränderung bekommt das Leben
einen Sinn

In den vergangenen zwei Jahren haben wir aus verschiedenen
Blickwinkeln gesehen, wie die Gewalt gegen die sozialen Bewegungen
zugenommen hat. Soziale Anführer werden inhaftiert und ermordet,
Medien übernehmen die Funktion des Strafgerichts. Innerhalb des
antidemokratischen Zyklus, den wir derzeit durchlaufen, dringen
politische Vorschläge, die für eine Veränderung im Land bzw. in der
Politik eintreten, nicht durch. So verändert uns die Zeit, und sie
lehrt uns, dass das Leben erst im täglichen Kampf einen Sinn bekommt
und dass es an uns liegt, die Welt zu verändern, nicht aufzuhören zu
träumen und das Leben zu lieben. Von all dieser Zeit kann ich mit
völliger Offenheit sagen: Ich liebe die kühnen Worte, die für den
Wandel eintreten, und die kühnen Menschen, die nicht aufhören, diese
Worte auszusprechen und dabei Entfernungen zwischen Kontinenten
überwinden, Mauern und Zäune durchbrechen und vor allem an neuen
Realitäten und Möglichkeiten schmieden. Da ist meine Mutter, die
Masken für die Gefangenen näht und der kleinen Nähmaschine Schläge
versetzt, damit sich der Faden nicht verheddert. Und mein Vater, der
mit einer Hand den Stoff der Masken zurechtschneidet. Sie werden nicht
müde, mir das Kämpfen beizubringen. Da sind die beharrlichen
Kämpferinnen Aleja, Blan, Angie, Blanquita, Laura, Joha, Cristina,
Jennifer, Gloria und viele andere, die Netzwerke der Zuneigung, des
Widerstands und der Utopie weben; die solidarischen Nachbar*innen und
lebenslangen Freund*innen, die ihr Leben der Arbeit, der Sorge um die
Familie und der Liebe zum Unmöglichen widmen und Konstellationen
möglicher neuer Welten entwerfen. Ich lerne, dass Widerstand nur
entstehen kann, wenn wir zuerst die Grundlage der Einheit weben - so
wie wir uns gegenseitig bei Kälte schützen und einander in den Tagen
der Gefangenschaft beistehen.


Für die Verteidigung der Freude und der Hoffnung

An meinem 731. Tag der physischen Distanz teile ich mit meinen Brüdern
und Schwestern, meinen Verwandten und Genoss*innen diese Zeilen über
das Erlernte und die lebenswichtigen Herausforderungen, um
weiterzumachen. Nicht aber ohne vorher zu sagen, dass wir keinen
einzigen Tag verstreichen lassen können, ohne das Schiffchen durch das
Gewebe der Hoffnungen auf Veränderung des Blocks, des Viertels, des
Dorfes, der Schule, der Universität, des Arbeitsplatzes, der Familie
zu schießen. Der Hoffnung, den Wind zu ändern, der immer neue Wellen
der Vertreibung bringt.

Immer vorwärts, für die Verteidigung der Freude und der
Hoffnung!

Wir sehen uns im Viertel, auf dem Dorf und an der Universität!

Sozialer Aktivismus ist kein Verbrechen!


Übersetzung: David Graaff
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SCHACH-SPHINX/07303: Variante für unverwüstliche Mägen (SB)


Wer zum Velimirovic-Angriff in der Sizilianischen Verteidigung greift,
muß einen unverwüstlichen Magen haben, denn in den
unternehmungslustigen Stellungen, die sich in dieser Variante beinah
zwangsläufig ergeben, muß jeder Plan hieb- und stichfest sein.
Schablonenhafte Züge oder ein Spiel mit halbem Herzen können leicht
zum Geburtshelfer der Niederlage werden. Das gilt natürlich auf beiden
Seiten des Brettes. So verhielt sich Collin in seiner Partie gegen
Zivanovic allzu zaghaft, als er mit 27.Le3-d4(?) fortsetzte. So verlor
er nach 27...e6-e5 28.Dg4-h3 Kg8-f8 29.Ld4-e3 Ta2-a8! - nicht 29...Lb7-
c6?? 30.Dh3xc8+! Dc7xc8 31.Th2-h8+ mit siegbringendem weißen Vorteil -
die Initiative aus den Händen und mußte sich nach 30.Th1-d1 Ta2-a6!
31.Dh3-f1 Ta6-c6 32.Td1-d2 Lb7-a6 33.Df1-h1 Kf8-g8 34.Kc1-b1 La6-c4
35.Sb3-c1 Dc7-a5 geschlagen geben. Standesgemäßer für die Stellung war
jedenfalls 27.e4-e5! gewesen mit komplizierten Verwicklungen.
Gleichwohl hätte der Nachziehende im heutigen Rätsel der Sphinx auch
in diesem Fall mit genauem Spiel die Oberhand behalten können,
Wanderer.
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Collin - Zivanovic

Bremen 1983


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Daß ein Taktiker wie Polugajewski nach 24.e4-e5? Le7-c5+ 25.Kg1-h1 den
Konterzug 25...Sf6-h5! übersah, geschah zum Glück bei ihm nur selten.
Wegen diverser Matt- und Materialverlustdrohungen mußte er in den
sauren Apfel beißen und den Springer mit 26.Le2xh5 nehmen, doch nur,
um sich nach 26...Df4-g3! 27.Sc3-d5 Td8xd5 28.Td1-f1 Dg3xg2+!
29.Kh1xg2 Td5-d2++ geschlagen zu geben, denn das Matt war
unvermeidlich geworden.



Erstveröffentlichung am 26. Mai 2007
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / SOZIOLOGIE





GESELLSCHAFT/360: Wann Betriebe Jugendlichen aus Migrantenfamilien eine Lehre anbieten (idw)


Soziologisches Forschungsinstitut Göttingen (SOFI) - 15.06.2020

Eine faire Chance bei der Ausbildungsplatzsuche: Wann Betriebe
Jugendlichen aus Migrantenfamilien eine Lehre anbieten



Jugendliche aus Migrantenfamilien, die nur eine Hauptschule besucht
haben, haben es bei der Lehrstellensuche besonders schwer. Dass hier die
Rekrutierungspräferenzen und praxis der Ausbildungsbetriebe eine wichtige
Rolle spielen, zeigt eine aktuelle Studie zu Ausbildungsbewerbern und
Ausbildungsbetrieben des Soziologischen Forschungsinstituts Göttingen
(SOFI) und der Universität Paderborn: Hier kommt man zu dem Ergebnis, dass
Betriebe, die sprachliches Ausdrucksvermögen besonders schätzen,
Jugendlichen aus Zuwandererfamilien eher eine Ausbildungsstelle
anbieten.

Warum dies erstaunlich ist, erläutert SOFI-Forscherin Dr. Janina Söhn zum
Projekt "Bildungsverläufe und betriebliche Gatekeepingprozesse": "Zunächst
hätte man erwarten können, dass Betriebe, denen die Ausdrucksfähigkeit
ihrer Auszubildenden zum Beispiel im Umgang mit Kundinnen und Kunden
besonders wichtig ist, eher Schulabsolventinnen und -absolventen in
Deutschland geborener Eltern einstellen. Denn in der Tat stimmten 43
Prozent der befragten Personalverantwortlichen oder Firmenchefs der
stereotypen Aussage zu, dass es bei Jugendlichen mit Migrationshintergrund
'ganz klar an der deutschen Sprache hapert'".

Entsprechende Einstellungen stehen aber in keinerlei Zusammenhang mit dem
tatsächlichen Rekrutierungsergebnis. Vielmehr scheinen gerade die
Betriebe, für die sprachliches Ausdrucksvermögen besonders wichtig ist,
auch Jugendlichen aus Zuwandererfamilien eine Chance zu geben, sich im
Bewerbungsgespräch persönlich vorzustellen. Dies zeigen die Ergebnisse
unseres Forschungsprojekts, konstatiert die Göttinger Soziologin:
"Offenbar stellen dann so viele migrantische Jugendliche ihr
Sprachvermögen unter Beweis, dass sie bei solchen Firmen, insbesondere aus
dem Dienstleistungssektor, ebenso häufig wie Mitbewerberinnen und
Mitbewerber mit einheimischen Eltern einen Ausbildungsvertrag erhalten.
Und wenn Betriebe einmal Erfahrungen mit Auszubildenden mit
Migrationshintergrund gesammelt haben, ebnet dies den Weg für
nachfolgende. Denn die wenigsten Firmen, die schon einmal solche
Jugendliche ausgebildet haben, berichten von Problemen und die
allermeisten würden auch zukünftig weitere ausbilden."

Ausgangspunkt der Studie war, dass Absolventinnen und Absolventen von
Hauptschulen auf dem Lehrstellenmarkt gegenüber höher Gebildeten im
Hintertreffen sind. Stammen sie aus einer Migrantenfamilie, verschärft
sich die Lage. Dies liegt bisheriger Forschung zufolge zum einen daran,
dass Jugendliche aus Migrantenfamilien in ihrer Schulzeit
unterdurchschnittliche Leistungen erzielen und seltener eine Mittlere
Reife oder ein Abitur erlangen. Zum anderen wählen Ausbildungsbetriebe sie
aber auch dann noch seltener aus, wenn man sie mit Gleichaltrigen ohne
Migrationshintergrund vergleicht, die die gleichen Schulabschlüsse mit
ähnlichen Zensuren haben. Qualitative Studien haben schon mehrfach auf -
mal mehr, mal weniger direkte - ethnische Diskriminierung seitens der
Ausbildungsbetriebe bei ihrer Bewerberauswahl hingewiesen. Dies wurde nun
mittels statistischer Methoden rigoroser überprüft. In dem von der
Hans-Böckler-Stiftung geförderten Forschungsprojekt wurden sowohl 446
niedersächsische Hauptschulabgängerinnen und -abgänger als auch 345
Betriebe interviewt, bei denen sie sich erfolgreich oder ohne Erfolg
beworben hatten. Beide standardisierten Umfragen lassen sich miteinander
verknüpfen und ermöglichen so, Charakteristika der Jugendlichen und
Präferenzen der Betriebe zusammen zu analysieren.

Zu den Forschungsergebnissen ist ein Beitrag von Dr. Janina Söhn in der
Zeitschrift "Empirical Research of Vocational Education and Training"
erschienen und unter diesem Link öffentlich zugänglich:

https://doi.org/10.1186/s40461-020-00090-z.

Nähere Informationen zum Projekt, das von Prof. Dr. Bettina Kohlrausch
(Universität Paderborn/WSI) und Prof. Dr. Berthold Vogel (SOFI) geleitet
wurde, finden Sie hier:

http://www.sofi.uni-goettingen.de/de/projekte/bildungsverlaeufe-und-betriebliche-gatekeepingprozesse/projektinhalt/

Weitere Informationen unter:

http://www.sofi.uni-goettingen.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1656

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Soziologisches Forschungsinstitut Göttingen (SOFI), 15.06.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 17. Juni 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / SOZIOLOGIE





GESELLSCHAFT/359: Studie - Wo viele Ausländerinnen und Ausländer leben, gibt es weniger fremdenfeindliche Straftaten (idw)


Philipps-Universität Marburg - 15.06.2020

Gemeinsame Pressemitteilung der Philipps-Universität Marburg und des
Bundeskriminalamts

Studie: Wo viele Ausländerinnen und Ausländer leben, gibt es weniger
fremdenfeindliche Straftaten



Fremdenfeindliche Straftaten sind umso seltener, je mehr Ausländerinnen
und Ausländer in einer Region leben. Das zeigen Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler der Universitäten Marburg und Osnabrück sowie des
Bundeskriminalamts in einer empirischen Studie. Das Team um den
Sozialpsychologen Professor Dr. Ulrich Wagner berichtet in der
Fachzeitschrift "Social Psychology Quarterly" über seine Ergebnisse.

Am 27.Mai 2020 legte das Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat
(BMI) die Statistik zur Politisch motivierten Kriminalität für das Jahr
2019 vor; die Hasskriminalität, zu der fremdenfeindliche Verbrechen
zählen, nahm erneut zu: um 5,8 Prozent gegenüber dem Vorjahr. "Wir haben
überprüft, inwieweit die Häufigkeit von fremdenfeindlichen Straftaten
damit zusammenhängt, wie viele Ausländerinnen und Ausländer in einer
Region leben", sagt Mitverfasser Dr. Uwe Kemmesies von der Forschungs- und
Beratungsstelle Terrorismus/Extremismus (FTE) des Bundeskriminalamts.
"Soweit wir wissen, gibt es bisher keine wissenschaftlichen
Untersuchungen, die der Verbindung zwischen dem Anteil von Ausländerinnen
und Ausländern einerseits und Auftreten von Hassverbrechen nachgehen",
ergänzt Leitautor Ulrich Wagner von der Philipps-Universität Marburg.

Als von 2015 an die Anzahl der Geflüchteten anstieg, die in die
Bundesrepublik kamen, gab es immer mehr fremdenfeindliche Übergriffe - für
das Jahr 2016 verzeichnet die Statistik im Vergleich zu 2014 mehr als
doppelt so viele Straftaten gegen Migrantinnen und Migranten sowie
ethnische Minderheiten; die Zahl der Brandanschläge gegen
Asylbewerberheime verzwölffachte sich.

Der Anstieg war aber nicht überall gleich hoch; so kamen in den östlichen
Bundesländern mehr solcher Straftaten vor als in den westlichen
Bundesländern. Fachleute haben zur Erklärung zwei Theorien aufgestellt:
Leben viele Ausländerinnen und Ausländer in einer Region, so gibt es der
Gruppenkontakt-Theorie zufolge mehr Möglichkeiten zum Kontakt mit ihnen;
die positiven Erfahrungen, die man dabei mache, führten zum Abbau
negativer Vorurteile. Die Bedrohungstheorie hingegen besagt, ein höherer
Anteil an Ausländerinnen und Ausländern wecke bei der Bevölkerungsmehrheit
ein Gefühl der Bedrohung - Bedrohung des ökonomischen Status, wichtiger
Wertvorstelllungen und Normen; das Empfinden, bedroht zu sein, rufe
Zurückweisung und diskriminierendes Verhalten hervor. "Beide
Erklärungsansätze erscheinen plausibel, sowohl auf der Basis von
Alltagsüberlegungen als auch vor dem Hintergrund wissenschaftlicher
Theorien", erklärt Wagner.

Die Forscher nutzen für die Prüfung beider Theorien Daten der Statistik
zur Politisch motivierten Kriminalität des BKA aus dem Berichtsjahr 2015.
In diesem Jahr erreichte der Zuzug von Geflüchteten seinen Höhepunkt, die
Polizei verzeichnete besonders viele einschlägige Straftaten. Sie setzten
die Zahlen zu den strukturellen Merkmalen der insgesamt 402 deutschen
Regierungsbezirke ins Verhältnis. Das Ergebnis: Je mehr Ausländerinnen und
Ausländer in einem Bezirk leben, umso geringer fällt die Anzahl
fremdenfeindlicher Straftaten aus - selbst nach Ausschluss aller möglichen
Störfaktoren.

Überraschenderweise steht die Häufigkeit von Hassverbrechen in keinem
signifikanten Zusammenhang mit dem Anteil der Geflüchteten in den
einzelnen Bezirken, wohl aber mit dem Gesamtanteil der Ausländerinnen und
Ausländer in einem Bezirk. "Eine mögliche Erklärung dafür ist, dass
Ausländerinnen und Ausländer in bestimmten Bezirken schon länger präsent
sind, was für das Verhalten zwischen den Gruppen relevanter ist als neu
hinzugekommene Geflüchtete", vermuten die Autorinnen und Autoren. Die
kurze Anwesenheit von Geflüchteten in einigen Bezirken reiche hingegen
möglicherweise nicht aus, um positive Kontakte zu ermöglichen, die das
Verhalten zwischen den verschiedenen Gruppen prägen könnten.


Professor Dr. Ulrich Wagner lehrte bis 2019 Sozialpsychologie an der
Philipps-Universität Marburg und leitete eine Forschungsgruppe der
Deutschen Forschungsgemeinschaft zu gruppenbezogener
Menschenfeindlichkeit.

Originalveröffentlichung: 
Ulrich Wagner & al.:

Prejudice and minority proportion: Contact instead of threat effects,

Social Psychology Quarterly 69 (2020), 380-390,

DOI: https://doi.org/10.1177/019027250606900406

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution376

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Philipps-Universität Marburg, 15.06.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MUSIKTHEATER/014: Neues Musicallexikon im Internet veröffentlicht (idw)


Albert-Ludwigs-Universität Freiburg im Breisgau - 15.06.2020

Neues Musicallexikon im Internet veröffentlicht

Frei zugängliche Online-Enzyklopädie zum populären Musiktheater im
deutschsprachigen Raum von 1945 bis heute



Mehr als 300 Musicals sind schon dokumentiert, viele weitere sollen
folgen: Das Zentrum für Populäre Kultur und Musik (ZPKM) der Universität
Freiburg hat die Online-Enzyklopädie www.musicallexikon.eu veröffentlicht.
Darin aufgenommen werden alle Werke des populären Musiktheaters, die im
deutschsprachigen Raum zwischen 1945 und der Gegenwart zum ersten Mal auf
die Bühne gebracht wurden. Jede weitere Selektion unterbleibt - der
Erfolg der einzelnen Produktion, ihre Bedeutung, Prominenz oder die Größe
der Spielstätte spielen dafür keine Rolle. Das neue Angebot beruht auf den
Beständen des Deutschen Musicalarchivs, das am ZPKM angesiedelt ist. Alle
Interessierten können das Lexikon kostenlos und ohne Anmeldung nutzen.

Das Musical ist seit den 1980er Jahren die erfolgreichste Gattung des
populären Musiktheaters - was die Zuschauerzahlen ebenso wie den Umsatz
und die öffentliche Resonanz betrifft. Die Gattung ist aber nicht nur als
Teil der internationalen Unterhaltungsbranche von Bedeutung, sondern hat
sich auch künstlerisch zu einer Form des Musiktheaters entwickelt, die
neben der traditionellen Oper oder der Operette ästhetisch bestehen kann
und zudem aktuelle gesellschaftliche Konflikte verhandelt. Aus diesem
Grund gibt es mittlerweile zahlreiche Musicalführer, wie der Berliner
Theaterwissenschaftler Dr. Wolfgang Jansen - der das Online-Musicallexikon
zusammen mit dem Sammler und Förderer des Deutschen Musicalarchivs Klaus
Baberg herausgibt - zu berichten weiß. Das neue Angebot wolle diese nicht
ersetzen, sondern eine bestehende Lücke schließen: "Unser Lexikon
orientiert sich nicht primär am Libretto des jeweiligen Stücks, wie es
seit den frühen Schauspiel-, Opern- und Operettenführern um 1900 üblich
ist, sondern an der performativen Praxis, die unmittelbar zu den Werken
gehört - in diesem Fall an den Ur- und Erstaufführungen." Im Online-Lexikon
werden differenzierte Angaben zu den einzelnen Werken gemacht: der
Titel der Ur- oder Erstaufführung, die Gattungsbezeichnung, die Namen der
Komponistinnen und Komponisten, Autorinnen und Autoren sowie
Übersetzerinnen und Übersetzer, gegebenenfalls die adaptierte Vorlage, das
Datum der Premiere, die Spielstätte sowie den Namen der Stadt. "Darüber
hinaus wird das Inszenierungsteam und die Premierenbesetzung genannt",
erklärt Jansen. "Unser Ziel ist außerdem, die internationale Verbreitung
eines Werks zu dokumentieren."

Das neue Online-Angebot richtet sich an alle Interessierten: von Fans und
Theaterbesucherinnen und -besuchern über Journalistinnen und Journalisten
bis hin zu Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern unterschiedlicher
Fächer. Das Musicallexikon versteht sich als work-in-progress. "Die
Herausgeber erbitten von den Leserinnen und Lesern Quellen oder
quellenfundierte Hinweise zur weiteren Vervollständigung des Lexikons",
hebt Baberg hervor. "Wir bemühen uns zudem um die Integration
zeitgenössischer Inszenierungsfotos."

Das Deutsche Musicalarchiv wurde im Jahr 2010 gegründet und steht seit
2013 unter staatlichem Denkmalschutz. Der Geschäftsführende Direktor des
ZPKM, Dr. Dr. Michael Fischer, stellt den positiven Zusammenhang zwischen
dem Musicalarchiv und der neuen Enzyklopädie heraus: "Erst durch das in
unserem Haus versammelte Quellenmaterial ist ein solches Lexikon mit
seiner Informationsfülle überhaupt denkbar." Das ZPKM freue sich, dass es
nach dem Historisch-kritischen Liederlexikon und dem Songlexikon nun ein
drittes Online-Projekt veröffentlicht: "Wir sind nicht nur dankbar, dass
unser Zentrum bei einer externen Evaluierung im letzten Jahr als exzellent
bezeichnet wurde, sondern auch dafür, dass wir nun in Zusammenarbeit mit
Wolfgang Jansen und Klaus Baberg erneut exzellente Forschungsleistungen im
Internet präsentieren können."

www.musicallexikon.eu

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution69

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Albert-Ludwigs-Universität Freiburg im Breisgau, 15.06.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 17. Juni 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





SCHAUSPIEL/1378: Wiesbaden - »Glückliche Tage«, »Warten auf Godot« & »Endspiel« von Samuel Beckett, 3. - 5.7.2020


HESSISCHES STAATSTHEATER WIESBADEN

Endzeitstimmung und Amüsement

Samuel Beckett 

»Glückliche Tage«, »Warten auf Godot« & »Endspiel«



Liebe Theaterbesucherinnen & Theaterbesucher,

mit großen Schritten nähern wir uns dem Spielzeitende und damit auch
dem Ende unserer Aufführungsserie der Beckett-Trilogie.

Nur noch bis Anfang Juli stehen die drei Produktionen »Glückliche
Tage«, »Warten auf Godot« und »Endspiel« auf dem Programm. Die
Beckett-Trilogie in der Inszenierung von Uwe Eric Laufenberg, die
Anfang Juni erfolgreich Premiere feierte, wird in Serie das letzte Mal
vom 3. bis zum 5. Juli, jeweils um 19.30 Uhr, im Großen Haus zu
erleben sein.

»Ein herzzerreißend gelungener Coup des Regisseurs Laufenberg«, lobte
Bettina Boyens am 08.06.2020 in der Frankfurter Neuen Presse.


Beratungszeiten der Theaterkasse, des Abo-Büros und des
Gruppenbüros

Die Abendkasse ist jeweils eine Stunde vor Vorstellungsbeginn
geöffnet.

Bitte beachten Sie: Während der Öffnung der Abendkasse (18.30 Uhr
bis 19.30 Uhr) sind nur Karten für die jeweilige Abendvorstellung
erhältlich.


Theaterkasse

Kasse im Großen Haus

Christian-Zais-Str. 3, 65189 Wiesbaden

Telefon: 0611.132 325

Fax: 0611.132 367

E-Mail: vorverkauf@staatstheater-wiesbaden.de

Öffnungszeiten:

Mo - Fr 10.00 - 19.30 Uhr

Sa 10.00 - 14.00 Uhr

So, Feiertag 11.00 - 13.00 Uhr

Das Abo-Büro und das Gruppenbüro sind nur telefonisch und per E-Mail
zu erreichen.


Abonnement-Büro

Theaterkolonnade

Christian-Zais-Str. 3, 65189 Wiesbaden

Telefon 0611.132 340

Fax 0611.132 367

E-Mail abonnement@staatstheater-wiesbaden.de

Öffnungszeiten:

Mo, Mi, Fr 10.00 - 18.00 Uhr

Di, Do 10.00 - 19.00 Uhr

Sa 10.00 - 14.00 Uhr


Gruppenbüro

Telefonisch unter der 0611.132 300 

Montag bis Donnerstag von 9 - 16 Uhr 

Freitag von 9 - 15 Uhr

Per E-Mail unter gruppenticket@staatstheater-wiesbaden.de

Die aktuellen Öffnungs- und Beratungszeiten erfahren Sie außerdem über
unsere Website.

Zum aktuellen Spielplan: www.staatstheater-wiesbaden.de/programm/

 * 

Quelle:

HESSISCHES STAATSTHEATER WIESBADEN

Christian-Zais-Straße 3, 65189 Wiesbaden

Tel.: +49 (0)611.132 1

Fax: 0611.132 367

Internet: www.staatstheater-wiesbaden.de
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VETERINÄR/475: Meldepflicht für Corona-Infektionen bei Haustieren (BMEL)


Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft

Pressemitteilung Nr. 96 vom 16.06.2020

Meldepflicht für Corona-Infektionen bei Haustieren

Bundesministerin Klöckner betont wichtigen Beitrag, um Erkenntnisse
über Vorkommen, Übertragung und Ausbreitung zu erlangen



Die Bundesministerin für Ernährung und Landwirtschaft, Julia Klöckner, hat
eine Verordnung auf den Weg gebracht, nach der Corona-Infektionen bei
gehaltenen Tieren meldepflichtig werden sollen. In verschiedenen Ländern
waren jeweils Einzelfälle von Hauskatzen aus Corona betroffenen Haushalten
bekannt geworden, die positiv getestet wurden. Fallberichte gibt es auch
für Tiger und Löwen aus einem Zoo in den USA.

Weltweit gibt es bislang 15 gemeldete Infektionen bei gehaltenen Tieren.
Dass die Anfälligkeit verschiedener Tierarten dabei sehr unterschiedlich
ist, zeigen Infektionsversuche des Friedrich-Loeffler-Instituts (FLI), dem
Bundesforschungsinstitut für Tiergesundheit des
Bundeslandwirtschaftsministeriums. Katzen und Frettchen sind
demnach für den Erreger empfänglich, Hunde nach derzeitigem Stand weniger.
Die bisherigen Erfahrungen, auch aus Deutschland, liefern aber keine
Hinweise darauf, dass Haustiere, einschließlich Katzen und Frettchen, das
Corona-Virus auf Menschen übertragen.

Bundesministerin Julia Klöckner: "Bei der Bekämpfung von Corona können wir
nicht auf Erfahrungen und Expertenwissen zurückgreifen - den Umgang damit
lernen wir in Echtzeit. Mehr Wissen schützt uns. Umso wichtiger also, die
Forschung in vielen Lebensbereichen voranzutreiben, um Erkenntnisse zu
gewinnen. Das machen wir mit der Meldepflicht: Sie ist - auch international
- von großer Bedeutung für die Wissenschaft, um Informationen zu
Übertragung, Vorkommen und Ausbreitung von Corona zu erhalten. Für die
Prävention und eine frühzeitige Bekämpfung des Virus ist das
unerlässliche Voraussetzung. Unser Friedrich-Loeffler-Institut bietet
hierfür beste Bedingungen. Es ist weit über die Grenzen Deutschlands
anerkannt für seine Spitzenforschung.

Klar betonen möchte ich aber: Es besteht für Haustierhalter keine Pflicht,
ihre Tiere testen zu lassen! Das ist nur sinnvoll, wenn das Tier klinische
Symptome zeigt."

Prof. Dr. Dr. h.c. Thomas C. Mettenleiter, Präsident des FLI: "SARS -CoV-2
ist ein zoonotischer Erreger und so ist es wichtig, auch die Rolle von
Tieren bei der Epidemiologie der Infektion zu untersuchen und besser zu
verstehen. Hierzu hilft die Meldepflicht."

Ziel der neuen Meldepflicht:


	Antworten auf weitergehende und noch ungeklärte Fragen über Vorkommen und Ausbreitung von Corona-Infektionen bei Haustieren liefern.

	Einen Überblick über das Infektionsgeschehen bei Tieren in Deutschland vermitteln und so zu neuen epidemiologischen Erkenntnissen beitragen.

	Dazu beitragen, zukünftig Risiken in Bezug auf die Gesundheit von Tier und Mensch frühzeitig zu erkennen und geeignete Bekämpfungsmaßnahmen anzuwenden.

	Außerdem ist es dem Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft möglich, dann die Weltorganisation für Tiergesundheit (OIE) und die EU-Kommission über bestätigte Fälle von Corona-Infektionen bei gehaltenen Tieren in Deutschland zu informieren.




Hintergrund:

Meldung und Meldeweg

Die Maßnahmen bei einem positiven Untersuchungsergebnis sollten mit dem
behandelnden Tierarzt und der Veterinärbehörde bzw. dem Gesundheitsamt vor
Ort abgestimmt werden.

Eine Meldung umfasst:


	Das Datum der Feststellung,

	die betroffene Tierart,

	den betroffenen Bestand,

	den betroffenen Kreis oder die kreisfreie Stadt



Meldeweg:


	Der Tierarzt oder das Labor melden an die zuständige Behörde.

	Diese melden wöchentlich an das Bundeslandwirtschaftsministerium - unter Verwendung des EDV-Programms "TierSeuchenNachrichten-System".

	Das "TierSeuchenNachrichten-System" wurde am Institut für Epidemiologie des Friedrich-Loeffler-Instituts entwickelt und wird dort betrieben.

	Sie wird auch bei der Seuchenbekämpfung und zur wissenschaftlichen Datenauswertung genutzt.

	Nutzer sind die Veterinärbehörden auf allen Ebenen einschließlich des FLI und unseres Ministeriums.




Weitere Informationen zum neuen Coronavirus, insbesondere zu
Haustieren, stehen auf der Internetseite des Friedrich-Loeffler-Institus
zur Verfügung:

www.fli.de/de/aktuelles/tierseuchengeschehen/coronavirus/

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 96 vom 16.06.2020

Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft

Dienstsitz Bonn:

Besucheranschrift: Rochusstraße 1, 53123 Bonn

Postanschrift: Postfach 14 02 70, 53107 Bonn

Dienstsitz Berlin:

Besucheranschrift: Wilhelmstraße 54, 10117 Berlin
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BILDUNG/068: Mehr Fachkräfte für mehr Artenvielfalt (BMU)


Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit:


Gemeinsame Pressemitteilung mit dem Bundesamt für Naturschutz -
Berlin/Bonn, 15. Juni 2020

Naturschutz

Mehr Fachkräfte für mehr Artenvielfalt

Neues Projekt "KennArt" bildet Expertinnen und Experten für die
Artenvielfalt aus



Mai- oder Junikäfer? Großer oder Kleiner Fuchs? Nicht nur die
biologische Vielfalt schwindet, auch die Zahl derjenigen, die
Artengenau bestimmen können, nimmt seit Jahren ab. Das ist
problematisch - auch für wichtige Naturschutzaufgaben. Das neue
Projekt "KennArt - Eine bundesweite Initiative zur Ausbildung von
Artenkenner*innen" im Bundesprogramm Biologische Vielfalt soll dazu
beitragen, dass zukünftig wieder mehr Fachleute in Sachen
Artenkenntnis für den Naturschutz unterwegs sind. Das gemeinsame
Projekt der Naturschutzstation Münsterland und der Westfälischen
Wilhelms-Universität wird vom Bundesamt für Naturschutz mit Mitteln
des Ministeriums für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit mit
insgesamt 2,3 Millionen Euro gefördert.

Bundesumweltministerin Svenja Schulze: "Bundesweit gibt es zu wenige
Menschen, die sich mit der genauen Bestimmung und Ökologie von Tieren
und Pflanzen auskennen und diese klassifizieren können. Genau diese
Menschen brauchen wir aber, um gezielt Maßnahmen zum Erhalt der
biologischen Vielfalt und gegen das Insektensterben entwickeln,
umsetzen und bewerten zu können. Mit dem Projekt KennArt wollen wir
deshalb die dringend benötigten neuen Fachkräfte für die Artenvielfalt
ausbilde."

BfN-Präsidentin Prof. Dr. Beate Jessel: "Der Fokus der Ausbildung wird
auf den artenreichen Artengruppen der Käfer und Hautflügler liegen, zu
denen auch die Bienen gehören. Aber auch Libellen, Moose und Gräser
werden Bestandteil der Schulungsangebote sein. Zum Einsatz kommen
dabei zeitgemäße Formate wie Blended Learning - die Kombination von
digitalen Lernmodulen und Präsenzschulungen. Ausbildungsangebote wie
sie in diesem Projekt entwickelt werden, sind extrem wichtig. Denn,
nur wenn im haupt- und ehrenamtlichen Naturschutz ausreichendes Wissen
vorhanden ist, können wir wichtige Naturschutzaufgaben bewältigen und
dem Artenrückgang entgegenwirken."

Die Roten Listen, die das Bundesamt für Naturschutz veröffentlicht,
und auch die Ergebnisse der Krefelder Insektenforscherinnen und
Insektenforscher zeigen, dass bereits seit längerer Zeit sowohl die
Vielfalt als auch die Häufigkeit der Insekten deutlich abnehmen: Um
die Gründe für den Rückgang wissenschaftlich noch detaillierter zu
untersuchen und Maßnahmen zum Schutz und zur Förderung von Insekten
wirkungsvoll entwickeln zu können, werden deutlich mehr
Artenspezialistinnen und -spezialisten benötigt.

Im Projekt KennArt soll daher ein Schulungssystem entwickelt werden,
das Einrichtungen im gesamten Bundesgebiet nutzen können. Dafür ist
ein mehrstufiges System mit Grund-, Aufbau- und Expertenkursen für die
verschiedenen Organismengruppen vorgesehen. In Abstimmung mit
Behörden, Universitäten und weiteren Institutionen werden für den
Naturschutz relevante Lehrinhalte vorab entwickelt und erprobt. Die
Lehrgänge sollen in Form von mehrtägigen Präsenzschulungen angeboten
und durch E-Learning-Module auf einer Online-Plattform ergänzt werden.
Für einen hohen Praxisbezug sind zudem Exkursionen in verschiedene
Regionen geplant.

Das Bundesprogramm Biologische Vielfalt

Die Umsetzung der Nationalen Strategie zur biologischen Vielfalt (NBS)
wird seit 2011 durch das Bundesprogramm Biologische Vielfalt
unterstützt. Gefördert werden Vorhaben, denen im Rahmen der NBS eine
gesamtstaatlich repräsentative Bedeutung zukommt oder die diese
Strategie in besonders beispielhafter Weise umsetzen. Die geförderten
Maßnahmen tragen dazu bei, den Rückgang der biologischen Vielfalt in
Deutschland zu stoppen und mittel- bis langfristig in einen positiven
Trend umzukehren. Sie dienen dem Schutz und der nachhaltigen Nutzung
sowie der Entwicklung der biologischen Vielfalt und gehen über die
rechtlich geforderten Standards hinaus. Akzeptanzbildende Maßnahmen
der Information und Kommunikation tragen dazu bei, das
gesellschaftliche Bewusstsein für die biologische Vielfalt zu stärken.




Weitere Informationen zum Bundesprogramm:

https://biologischevielfalt.bfn.de/bundesprogramm

Kontaktdaten sowie Projekt-Steckbrief unter:

https://biologischevielfalt.bfn.de/bundesprogramm/projekte/projektbeschreibungen/kennart.html
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ATOM/369: Isotopenmessungen an Luftfiltern belegen zivilen Hintergrund eines nicht-deklarierten nuklearen Unfalls (idw)


Leibniz Universität Hannover - 09.06.2020

Isotopenmessungen an Luftfiltern belegen zivilen Hintergrund eines
nicht-deklarierten nuklearen Unfalls

Studie der Leibniz Universität Hannover und der Westfälischen
Wilhelms-Universität untersucht radioaktive Wolke



Eine mysteriöse Wolke aus radioaktivem Ruthenium-106, die 2017 über
Europa zog, beschäftigt noch immer die Strahlenschutzeinrichtungen
Europas. Kein Land hat sich bisher als Verursacher bekannt. In einer
aktuellen Studie der Leibniz Universität Hannover und der
Westfälischen Wilhelms-Universität Münster, die soeben in Nature
Communications erschien, konnte gezeigt werden: die Wolke stammte aus
zivilen nuklearen Tätigkeiten und hatte keinen militärischen
Hintergrund.




[image: 5 verschmutzte Filter - Foto: © Dorian Zok/LUH]

Filterübersicht

Foto: © Dorian Zok/LUH



Im Herbst des Jahres 2017 zog eine radioaktive Wolke von radioaktivem
Ruthenium-106 über Europa. Die Konzentrationen waren zwar nicht
gesundheitsschädigend, aber immerhin rund 100-mal höher als jene in
der Wolke, die nach Fukushima über Europa zog. Da bislang keine
Regierung die Verantwortung übernommen hat, konnte auch ein
militärischer Hintergrund nicht gänzlich ausgeschlossen werden.

Eine Unterscheidung von zivilen oder militärischen Quellen ist allein
mit Radioaktivitätsmessungen nicht möglich. In enger Kooperation
zwischen der Leibniz Universität Hannover (Institut für Radioökologie
und Strahlenschutz) und der Westfälischen Wilhelms-Universität Münster
(Institut für Planetologie) gelang es erstmals, die zusammen mit dem
radioaktiven Ruthenium freigesetzten stabilen Ruthenium-Isotope in
Luftfiltern zu quantifizieren und in die Gesamtbetrachtung
einzubinden.

Für den Erfolg der Studie war es nötig, das gewohnte fachliche Umfeld
zu verlassen: "Normalerweise messen wir Ruthenium-Isotope, um die
Entstehungsgeschichte der Erde zu erforschen", sagt Prof. Dr. Thorsten
Kleine von der Westfälischen Wilhelms-Universität Münster und zeigt
auf, dass die für die Planetologie entwickelten Methoden auch dieses
ungelöste Rätsel aufklären konnten. Die besondere Herausforderung lag
darin, dass die Mengen an Ruthenium aus "nuklearem Hintergrund" in
winzigsten Mengen und zudem verdünnt mit natürlich vorkommendem
stabilem Ruthenium vorlagen.

Durch exakte chemische Abtrennung der Rutheniumfraktion aus den
Luftfiltern und anschließenden massenspektrometrischen
Hochpräzisionsmessungen gelang es, den Anteil an stabilem Ruthenium
aus der nuklearen Quelle fassbar zu machen. Die Verhältnisse der
einzelnen Ruthenium-Isotope entsprechen dem Fingerabdruck einer
zivilen Quelle, konkret der Signatur von abgebranntem Kernbrennstoff
aus einem AKW. Ein schlüssiges Szenario für die Geschehnisse des
Herbstes 2017 wäre demnach die Freisetzung von Ruthenium aus einer
Wiederaufbereitungsanlage für Kernbrennstoff. Ein militärischer
Hintergrund (Produktion von waffenfähigem Plutonium) kann hingegen
ausgeschlossen werden.

Die hohe Präzision der Messungen ermöglicht sogar noch weitere
Schlussfolgerungen. Professor Georg Steinhauser von der Leibniz
Universität Hannover präzisiert: "Der im Luftfilter gefundene
Isotopen-Fingerabdruck zeigt keine Ähnlichkeit mit dem Kernbrennstoff
von gängigen westlichen Druck- oder Siedewasserreaktoren, ist jedoch
konsistent mit der Isotopensignatur bestimmter russischer
Druckwasserreaktoren des Typs WWER, von denen weltweit rund 20 in
Betrieb sind."

Studie T. Hopp, D. Zok, T. Kleine, G. Steinhauser. Non-natural
ruthenium isotope ratios of the undeclared 2017 atmospheric release
consistent with civilian nuclear activities. Nature Communications,
DOI: 10.1038/s41467-020-16316-3

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news749121

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution128

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Leibniz Universität Hannover - 09.06.2020

WWW: http://idw-online.de
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PROJEKT/011: Waldbrandflächen als Lernorte für Forschung und Gesellschaft (idw)


Hochschule für nachhaltige Entwicklung Eberswalde - 08.06.2020

Waldbrandflächen als Lernorte für Forschung und Gesellschaft



Wälder sind in vielfacher Weise Opfer des Klimawandels. Hitze,
Trockenheit, Stürme und Brände haben die Wälder in Brandenburg in den
letzten drei Jahren extrem belastet und gezeichnet. Mit dem
Forschungsprojekt PYROPHOB der Hochschule für nachhaltige Entwicklung
Eberswalde (HNEE) und sieben weiteren Partnern soll die Entwicklung
verbrannter Waldflächen bei Jüterbog und Treuenbrietzen untersucht
werden, um Lösungen für die Walderholung und Waldbrandvermeidung zu
entwickeln. Die Flächen werden zu Lernorten für Waldökologie,
Forstwirtschaft und Gesellschaft.








QQQ.jpg

http://idw-online.de/de/image336857

Waldbrandfläche in Jüterbog

Foto: © Pierre Ibisch

Verkohlte Bäume, verkohlter Waldboden und ein junger Baum - Foto: © Pierre Ibisch

Vor ungefähr einem Jahr gab es den größten Waldbrand der letzten
Jahrzehnte in Brandenburg. 744 Hektar Wald gingen bei Jüterbog in
Flammen auf. 400 Hektar brannten 2018 in Treuenbrietzen. Auch in
Zukunft wird es in Hitze- und Dürreperioden zu Bränden kommen. "Es
besteht jedoch die Chance, aus den vergangenen Ereignissen und
ergriffenen Maßnahmen systematisch zu lernen, um zukünftig die Risiken
zu reduzieren und die Erholungsfähigkeit von Waldökosystemen zu
stärken. Die Aufgabe, die Waldbewirtschaftung an den Klimawandel
anzupassen, ist eine der zentralen Herausforderungen der Landnutzung",
sagt Prof. Dr. Pierre Ibisch, HNEE-Projektleiter. Mit dem Projekt
PYROPHOB (der Begriff bedeutet 'feuerabweisend') habe man nun die
Möglichkeit, aus Waldbrandkatastrophen zu lernen. Auf den Flächen
sollen Daten zum Wasserhaushalt, Boden, Mikroklima, und zur
Entwicklung von Pilzen, Pflanzen und Tieren erhoben werden. "In Zeiten
des Klimawandels könnte von entscheidender Bedeutung sein, welche
Strukturen auf den Flächen Schatten und Kühlung spenden sowie Wasser
zurückhalten, damit neue Bäume aufwachsen können - und zwar möglichst
solche, die nicht so leicht brennen", sagt Jeanette Blumröder, 
HNEE-Projektkoordinatorin. Zu den Projektpartnern zählen die
Brandenburgische Technische Universität Cottbus - Senftenberg (BTU),
das Landeskompetenzzentrum Forst Eberswalde (LFE), die Naturwald
Akademie, das Senckenberg Deutsche Entomologische Institut, die
Stiftung Naturlandschaften Brandenburg, das Thünen-Institut für
Forstgenetik und die Universität Potsdam.

Die Flächen

Das Untersuchungsgebiet umfasst vor allem kieferndominierte Wälder
bzw. Kiefernreinbestände auf trockenen und nährstoffarmen Standorten
im südlichen Brandenburg (bei Treuenbrietzen und Jüterbog). "Die
Waldbrandflächen waren unterschiedlich starken Feuerintensitäten
ausgesetzt und haben in verschiedenen Jahren (2017, 2018, 2019)
gebrannt. Sie zeichnen sich durch unterschiedliche
Ausgangsbedingungen, wie Baumalter und Vegetation bzw. Baumbestockung
und teilweise auch abiotische und biotische Standortfaktoren aus",
berichtet Pierre Ibisch. Auf den Flächen in Treuenbrietzen wurden
bereits erste forstliche Maßnahmen umgesetzt, darunter die
vollständige und teilweise Räumung von verkohltem Restholz, das
Pflügen von Böden oder auch die Bepflanzung mit verschiedenen
Baumarten. Bedeutsam ist der Vergleich mit Flächen, auf denen nicht
eingegriffen wurde und wo sich spontan neue Bäume eingestellt haben.
Die Flächen der Stiftung Naturlandschaften Brandenburg, unter anderem
auf dem ehemaligen Truppenübungsplatz Jüterbog, sind der
Wildnisentwicklung im Sinne des Prozessschutzes gewidmet. Hier finden
auf über 75 Prozent der Fläche bereits keine menschlichen Eingriffe
mehr statt, so dass die Natur sich frei entwickeln kann. Insgesamt hat
es hier im letzten Jahr auf über 1000 Hektar gebrannt. "Das Projekt
PYROPHOB bietet nun die einmalige Gelegenheit, zu beobachten, wie sich
Waldbrandflächen in einem Wildnisgebiet ohne menschliche Einflussnahme
entwickeln, welche Arten sich durch natürliche Sukzession hier kurz-
und langfristig einstellen und auch wechselnde Klimabedingungen
überdauern können", sagt Dr. Andreas Meißner, Geschäftsführer der
Stiftung.

Freilandlabore auch für die Öffentlichkeit

Das Projekt PYROPHOB wird nicht allein die Forschung voranbringen.
Auch Bürger*innen, Schüler*innen, Expert*innen, Praktiker*innen und
Entscheidungsträger*innen sind angesprochen, sich mit den Gebieten und
ihrer Brandgeschichte sowie deren ökosystemarer Entwicklung
auseinanderzusetzen. Geplant ist es, verschiedene Veranstaltungen vor
Ort zu organisieren, eine Fachtagung auszurichten und eine Webseite
zum Projekt aufzusetzen, auf der gebündelt alle Informationen rund um
PYROPHOB veröffentlicht werden. Darüber hinaus profitieren auch die
Studierenden der drei beteiligten brandenburgischen Hochschulen von
den gewonnenen Erkenntnissen. Sie werden in Studiengängen wie z.B.
Forstwirtschaft an der HNEE, Landnutzung und Wasserbewirtschaftung an
der BTU oder Ecology, Evolution and Conservation an der Universität
Potsdam auf den Flächen erleben können, wie sich Waldbrandflächen
entwickeln und welche Strategien wirksam sind.

Eckdaten zum Projekt

Projektname: 
Verbundprojekt Strategien zur Entwicklung von pyrophoben
und klimawandelresilienten Wäldern auf Waldbrandflächen (PYROPHOB)


Projektkoordinator: 
Hochschule für nachhaltige Entwicklung Eberswalde / Centre for Econics
and Ecosystem Management

Förderung: 
Gefördert vom Bundesministerium für Ernährung und
Landwirtschaft (BMEL), der Fachagentur Nachwachsende Rohstoffe (FNR)
und
vom Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit
(BMU)

Projektdauer: 
5 Jahre

Das Projekt ist den Förderschwerpunkten 1 "Anpassung der Wälder an den
Klimawandel" und 2 "Sicherung der Kohlenstoffspeicherung und Erhöhung
der CO2-Bindung von Wäldern" zuzuordnen und bezieht sich auf die
Förderrichtlinie Waldklimafonds und im speziellen den Förderaufruf
"Waldbrände - Herausforderungen bei der Vermeidung und Bewältigung
angehen".

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news749019

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution419

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hochschule für nachhaltige Entwicklung Eberswalde - 08.06.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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STADT/530: Studie zu Biodiversität in Grünanlagen - Natur ja, aber kein Wildwuchs (idw)


Universität Stuttgart - 10.06.2020

Studie zu Biodiversität in Grünanlagen: Natur ja, aber kein
Wildwuchs 



Grünflächen in unseren Städten werden zunehmend als Wiesen
belassen, um die Artenvielfalt zu fördern. Doch immer wieder bemängeln
die Anwohner, naturnahes Stadtgrün wirke "unordentlich", begrenze
Freizeitaktivitäten oder sie befürchten Zecken beziehungsweise
Allergien. Ein Forschungsteam um Prof. Leonie Fischer von der
Universität Stuttgart, Dr. Lena Neuenkamp von der Universität Bern und
Dr. Valentin Klaus von der ETH Zürich untersuchte jetzt in einer
europaweiten Studie, was die Akzeptanz biodiversitäts-freundlicher
Pflegemaßnahmen erhöht.




[image: Ein Weg, eine Rasenfläche, dahinter Bäume - Foto: © Valentin Klaus]

Naturnahe Elemente im Stadtgrün finden die höchste Akzeptanz, wenn sie
mit klassischen Elementen wie Mähstreifen kombiniert werden. 

Foto: © Valentin Klaus



Die weltweit zunehmende Urbanisierung einerseits und das Artensterben
auf der anderen Seite erfordern es, die biologische Vielfalt verstärkt
auch in Städten zu fördern. Daher werden Parks, Gärten, Spielplätze
oder Friedhöfe heute oft so gestaltet, dass sie eine Alternative zu
den schwindenden natürlichen Lebensräumen für Wildtiere und -pflanzen
bieten. Lokale Ansätze, die die Natur in der Stadt unterstützen,
müssen allerdings so geplant und gemanagt werden, dass die Menschen in
der Stadt sie verstehen und akzeptieren.

Um herauszufinden, wie die Bevölkerung über die naturnahe Pflege
öffentlicher Grünflächen denkt und wie "Natur in der Stadt"
funktionieren kann, befragte die Forschungsgruppe mehr als 2.000
Studienteilnehmer*innen in 19 europäischen Städten. Dabei stellten die
Wissenschaftler*innen häufig gemähte Rasenflächen, die meist nur sehr
wenigen Tier- und Pflanzenarten Lebensraum bieten, hochwachsenden
naturnahen Wiesenflächen gegenüber. Letztere beherbergen zwar eine
deutlich höhere Artenvielfalt und ermöglichen daher spannende
Naturbeobachtungen, scheiden aber für Freizeitaktivitäten wie zum
Beispiel Ballspielen oder Sonnenbaden aus und wirken insbesondere bei
zunehmender Trockenheit eher ungepflegt.

"Europaweit befürwortet der Großteil der städtischen Bevölkerung eine
Förderung der städtischen Artenvielfalt, und zwar insbesondere dann,
wenn dies im Rahmen eines allgemein 'aufgeräumten' und ordentlichen
Erscheinungsbildes des öffentlichen Grüns passiert", fasst Prof.
Leonie Fischer vom Institut für Landschaftsplanung und Ökologie der
Universität Stuttgart die Ergebnisse der Studie zusammen. "Sobald
Grünflächen ungepflegt und trocken aussehen, geht die Zustimmung
zurück." Insbesondere jüngere Menschen und diejenigen, die Grünflächen
für eine Vielzahl unterschiedlicher Aktivitäten nutzen, sprachen sich
für eine biodiversitätsfreundliche Pflege der Flächen aus.

Naturnahe und klassische Elemente kombinieren

Die Studie ermutigt Städteplaner*innen in und außerhalb Europas, sich
aktiv für die Förderung der städtischen Artenvielfalt einzusetzen. "Um
ein gepflegtes Erscheinungsbild zu erreichen, sollten dabei sowohl
naturnahe, als auch klassische Elemente des städtischen Grüns
kombiniert werden, wie etwa rasenähnliche Mähstreifen an den Rändern
von hochwachsenden Wiesen", erläutert Fischer. Parallel dazu seien
Maßnahmen der Umweltbildung und -information entscheidend, um
kritische Menschen in der Stadt anzusprechen und über die positiven
Auswirkungen naturnaher Grünflächenpflege auf die Biodiversität
aufzuklären. "Unter Berücksichtigung dieser Voraussetzungen scheinen
die Türen für die Förderung der Biodiversität auf öffentlichen
Grünflächen weit offen zu stehen." Profitieren können davon die
Biodiversität, aber auch Bürgerinnen und Bürger.



Originalpublikation:

Leonie K. Fischer, Lena Neuenkamp et al.: Public attitudes towards
biodiversity-friendly greenspace management in Europe, in Conservation
Letters, Mai 2020

https://conbio.onlinelibrary.wiley.com/doi/full/10.1111/conl.12718

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news749156

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution80
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Stuttgart - 10.06.2020
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VERKEHR/1202: Corona-Pandemie verändert Mobilitätsverhalten - jetzt verlässliche Angebote machen (BMBF)


BMBF / Bundesministerium für Bildung und Forschung - 15. Juni 2020

Karliczek: Corona-Pandemie verändert Mobilitätsverhalten - jetzt
verlässliche Verkehrsangebote machen

Neue Studie MOBICOR zur Mobilität während des Lockdowns zeigt erste
Ergebnisse



Deutschland steuert nach der Corona-Pandemie auf noch schwierigere
Verkehrsverhältnisse zu. Wissenschaftler sehen in einer
repräsentativen Studie für das Bundesministerium für Bildung und
Forschung (BMBF) für die nächsten Monate einen deutlichen Anstieg der
Fahrten mit dem Auto, sollte der öffentliche Verkehr das in ihn
gesetzte Vertrauen nicht zurückgewinnen.

Forscher des Wissenschaftszentrums Berlin, das die Studie zur
Mobilität in Zeiten der Corona-Pandemie leitet, haben aber auch eine
breite Bereitschaft festgestellt, Wege nach Möglichkeit mit dem Rad
oder zu Fuß zurückzulegen, wenn die Voraussetzungen dafür stimmen.

Bundesforschungsministerin Anja Karliczek sagt hierzu: "Die
Bereitschaft der Menschen, im wahrsten Sinne des Wortes neue Wege in
der Mobilität zu gehen, ist erfreulich. Wir müssen die Menschen mit
attraktiven Angeboten begeistern, diese Bereitschaft auch in die Tat
umzusetzen. Attraktiv bedeutet: sicher, sauber und verlässlich.
Kurzfristig muss über Maßnahmen für den Gesundheitsschutz versucht
werden, das Vertrauen in den ÖPNV wieder zu verbessern. Ansonsten
könnten die Belastungen durch Lärm und Abgase wieder steigen.

Mein Haus ist in der Mobilitätsforschung schon lange aktiv. Aktuell
erproben wir in 49 Modellstädten neue Wege für eine nachhaltige
Mobilität. Dies ist wichtig, um die Klimaschutzziele zu erreichen.
Hier kommt dem Verkehrsbereich eine Schlüsselrolle zu. Dafür müssen im
Verkehrsbereich auch neue Strategien entworfen worden."

Hintergrund:

Die MOBICOR-Studie befasst sich mit den Nachhaltigkeits-Auswirkungen
des durch die Corona-Pandemie verursachten Mobilitätsverhaltens. In
dieser Studie wird über einen dreijährigen Zeitraum ein Vergleich zur
Situation vor, während und nach der Corona-Pandemie erfasst. Ein
Hauptfokus liegt darauf, was dies für die Nachhaltigkeit der Mobilität
bedeutet, welche mittel- bzw. langfristigen Verhaltensänderungen durch
die Krise angestoßen, bekräftigt, verstetigt werden beziehungsweise wo
es nach der Krise gegebenenfalls Rebound-Effekte gibt.

Das Projekt erhebt quantitative Verkehrsdaten und führt repräsentative
Befragungen der deutschen Bevölkerung durch. Daraus werden
Empfehlungen zur Unterstützung der Mobilitätswende abgeleitet. Das
Wissenschaftszentrum Berlin für Sozialforschung (WZB) leitet das
Projekt und wird unterstützt von infas (Federführung bei der
quantitativen Erhebung), Nuts One (Unterstützung bei den qualitativen
Interviews) und Motiontag (App-Erhebung).

Das Forscherteam hat bisher rund 1.000 Menschen im etablierten
Erhebungsformat der "Mobilität in Deutschland" (MID)-Untersuchung
befragt und konnte auf diese Weise valide einen Vorher-Nachher
Vergleich anstellen. Ergänzend wurden die Mobilitätsmuster einiger
Personen mittels digitaler Erhebungstechniken per App zusätzlich
erfasst. Die Erhebung ist als Längsschnitt für mindestens drei Jahre
geplant und wird durch Stichprobenaufstockungen noch erweitert. Das
Projekt wird im Rahmen der systemischen Mobilitätsforschung des BMBF
gefördert.

Die ersten Zwischenergebnisse der Untersuchungen zeigen, dass
Deutschland während des Lockdowns weitgehend stillstand: Weniger
Menschen waren unterwegs (85% auf 60%), die im Tagesschnitt deutlich
kürzere Entfernungen zurücklegten (40 km auf 10 km). Das Zufußgehen
dominierte das Verkehrsgeschehen bei den Erwachsenen in einem
historischen Ausmaß (19% auf 30% Anteil aller Wege). Das Auto geht so
anteilig von 59% aller Wege in einem Durchschnittsmai vor der
Pandemie auf etwa 55% zurück, bleibt aber dennoch das beliebteste
Verkehrsmittel. Der öffentliche Verkehr fällt deutlich von 10% auf
6%. Rund ein Drittel der Befragten gab an, in der nächsten Zeit Bus
und Bahn meiden zu wollen. Grund dafür ist die Angst, sich mit dem
Corona-Virus anstecken zu können. Der deutschlandweite Anteil des
Fahrrades bleibt im Monatsschnitt für den Mai mit 10% gegenüber 12%
etwa stabil. Es zeigt sich aber, dass trotz des generellen
Verkehrsrückgangs die absoluten Fahrradstunden in den
Nachmittagsstunden angestiegen sind.

Die nächsten Ergebnisse der auf drei Jahre angelegten Studie
erscheinen im Juli.

Zur Studie, für deren weiteren Verlauf noch bis zu 50.000 Probanden
gesucht werden, steht ab sofort eine eigene App für das Smartphone zur
Verfügung. Diese zeichnet das Mobilitätsverhalten der Teilnehmenden
auf. Die Daten dienen der Vertiefung der Ergebnisse, so dass auch
soziodemographische und regionale Differenzierungen möglich werden.
Die App "mobico" ist frei zugänglich und kann auch unabhängig von der
Teilnahme an den Befragungen genutzt werden. Weitere Informationen zur
App und zur Beteiligungsmöglichkeit finden sich unter 

www.infas.de/mobico.

www.twitter.com/bmbf_bund

www.facebook.com/bmbf.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung 77/2020 vom 15.06.2020

BMBF - Bundesministerium für Bildung und Forschung

Referat Presse; Soziale Medien; Internet

Kapelle-Ufer 1, 10117 Berlin

Telefon: 030/18 57-50 50, Fax: 030/18 57-55 51

E-Mail: presse@bmbf.bund.de

Internet: www.bmbf.de
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MEER/376: Plastik in der Tiefsee - Nach einem Vierteljahrhundert noch wie neu (idw)


GEOMAR Helmholtz-Zentrum für Ozeanforschung Kiel - 11.06.2020

Plastik in der Tiefsee: Nach einem Vierteljahrhundert noch wie
neu



Auch in den abgelegensten Regionen der Ozeane lassen sich mittlerweile
Plastikteile nachweisen. Doch wie lange sie dort schon liegen, ist
meist nicht feststellbar. Das macht auch Abschätzungen zum möglichen
Abbau schwierig. Ein Team unter Leitung des GEOMAR Helmholtz-Zentrums
für Ozeanforschung Kiel hat jetzt erstmals Kunststoffteile untersucht,
die nachweislich 20 Jahre und länger in der Tiefsee verbracht haben.
Wie die Forscherinnen und Forscher heute im Online-Fachjournal
Scientific Reports veröffentlichen, konnten sie keine Spuren von
Fragmentierung oder gar Abbau feststellen.




[image: Foto: © ROV-Team/GEOMAR]

Quarkpackung neben Manganknollen in mehr als 4000 Metern Wassertiefe
im sogenannten DISCOL-Gebiet (Südostpazifik). 

Foto: © ROV-Team/GEOMAR



Kunststoffe sind haltbar. Das ist ihr großer Vorteil. Doch wenn sie
unkontrolliert in die Umwelt gelangen, wird dieser Vorteil zum
Nachteil. Ein natürlicher Abbau, wie bei organischen Stoffen, findet
nach heutigen Erkenntnissen nicht statt. Wie lange einzelne Produkte
wirklich in der Umwelt verbleiben, kann nur geschätzt werden. Es
fehlen entsprechende Langzeitversuche.

Besonders schwierig ist dies in der Tiefsee. Sie ist selbst nur wenig
erforscht. Plastikteile, die zufällig mit Hilfe von Tiefseerobotern
oder Tauchbooten gefunden werden, sind kaum datierbar. Forscherinnen
und Forscher des GEOMAR Helmholtz-Zentrums für Ozeanforschung Kiel,
des Max-Planck-Instituts für Marine Mikrobiologie in Bremen sowie der
Christian-Albrechts-Universität zu Kiel konnten während einer
Expedition mit dem deutschen Forschungsschiff SONNE im Jahr 2015
allerdings mehrere Müllteile vom mehr als 4000 Meter tiefen Boden des
Ostpazifiks bergen, deren Alter sich mit etwas Detektivarbeit recht
genau feststellen ließ. Sie boten erstmals die Gelegenheit für eine
Langzeitanalyse von Plastikabbau in der Tiefsee. Die Studie ist heute
im internationalen Fachjournal Scientific Reports erschienen.

Eigentlich war das Team 2015 für ein anderes Langzeitexperiment im
sogenannten DISCOL-Gebiet 440 Seemeilen (815 km) vor der Küste Perus
im Einsatz. Dort hatten deutsche Wissenschaftler 1989 ein Stück
Meeresboden umgepflügt, um die Auswirkungen eines potenziellen Abbaus
von Manganknollen verstehen zu können. 1992, 1996 und eben 2015
besuchten sie die Stelle erneut, um die Regeneration des
Tiefseeökosystems zu untersuchen.

Quasi nebenbei barg der ferngesteuerte Tiefseeroboter ROV KIEL 6000 im
Jahr 2015 auch einige Müllteile vom Meeresboden. Darunter war eine
Plastiktüte mit einer Cola-Dose, die zu einer Sonderedition anlässlich
des Davis-Cups 1988 gehörte. "Die Dose aus Aluminium alleine wäre in
der Tiefsee längst korrodiert. Aber sie war so dicht im Inneren der
Plastikmülltüte eingewickelt, dass sie sich erhalten hat. Das zeigt
auch, dass die Mülltüte das gleiche Alter haben muss", sagt Dr.
Matthias Haeckel vom GEOMAR, damals Projektleiter an Bord und jetzt
Co-Autor der Studie.

Bei einem zweiten geborgenen Objekt handelte es sich um eine
Quark-Packung eines deutschen Herstellers. Die aufgedruckte Adresse
zeigt eine fünfstellige Postleitzahl. Die wurden in Deutschland erst
1990 eingeführt. Der Hersteller wurde aber schon 1999 von einer
Konkurrenzfirma aufgekauft, womit der Markenname verschwand.

"Da das DISCOL-Gebiet nicht in der Nähe wichtiger Schifffahrtsrouten
liegt, ließen sich die Plastiktüte und die Quarkverpackung den ersten
DISCOL-Expeditionen 1989 und 1992 oder 1996 zuordnen", sagt Dr.
Haeckel. Immerhin bot sich so die extrem seltene Gelegenheit,
datierbare Kunststoffteile aus der Tiefsee zuhause in Laboren genau zu
untersuchen. "Dabei zeigte sich, dass weder die Tüte noch die
Quarkpackung Zeichen von Fragmentierung oder sogar Abbau in ihre
Bestandteile aufwiesen", sagt der Biochemiker Dr. Stefan Krause vom
GEOMAR, Hauptautor der aktuellen Studie. Er leitete die Analysen an
Land.

Für die Wissenschaft war auch interessant, dass sich auf den
Kunststoffen eine andere Mikroorganismengemeinschaft angesiedelt hatte
als in dem Tiefseeboden drumherum vorherrscht. "Die Mikroben kommen
alle im Tiefseeboden vor. Aber offenbar könnten größere Ansammlungen
von Kunststoff lokal für eine Verschiebung im Verhältnis der
vorherrschenden Arten sorgen", sagt Dr. Krause.

Insgesamt bietet die Studie erstmals einen wissenschaftlich fundierten
Anhaltspunkt über das Schicksal von Plastik auf dem Tiefseeboden. "Das
ist auch eine wichtige Grundlage für unser aktuelles Projekt HOTMIC,
in dem wir den Weg des Plastikmülls von den Kontinenten bis in die
großen ozeanischen Wirbel und weiter auf den Tiefseeboden als finale
Senke verfolgen wollen", sagt Dr. Haeckel.

Gleichzeitig sind die Funde für ihn ein gutes Argument, die Einhaltung
von Vorschriften bezüglich von Müll an Bord noch genauer zu beachten.
"Zum Glück hat sich die Mentalität seit den 1990er Jahren deutlich
gewandelt. Sowohl die Crews der Schiffe als auch die eingeschifften
Forschungsteams achten sehr genau darauf, dass kein Müll mehr über
Bord geht", sagt Dr. Haeckel.


Originalpublikation:

Krause, S., M. Molari, E.V. Gorb, S.N. Gorb, E. Kossel, M. Haeckel
(2020): Persistence of plastic debris and its colonization by
bacterial communities after two decades on the abyssal seafloor.
Scientific Reports,

www.nature.com/articles/s41598-020-66361-7

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.geomar.de

Das GEOMAR Helmholtz-Zentrum für Ozeanforschung Kiel

https://www.oceanblogs.org/hotmic/

Der HOTMIC Blog

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news749238

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution818

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

GEOMAR Helmholtz-Zentrum für Ozeanforschung Kiel - 11.06.2020
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MASSNAHMEN/083: Bundesumweltministerium sucht innovative Lösungen zur Anpassung an den Klimawandel (BMU)


Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit -
Berlin, 15. Juni 2020

Klimawandel

Bundesumweltministerium sucht innovative Lösungen zur Anpassung an
den Klimawandel



Mit dem Programm "Maßnahmen zur Anpassung an den Klimawandel" will das
Bundesumweltministerium (BMU) die Anpassungskompetenz in Deutschland
stärken. Gesucht werden Vorhaben mit innovativen Ideen für die
Anpassung an klimatische Veränderungen in Deutschland, wie zum
Beispiel Hitze oder Starkregen. Die Vorhaben sollen außerdem möglichst
viele gesellschaftliche Bereiche einbinden und regionale Kooperationen
vertiefen. Mit einer Förderung von bis zu 300.000 Euro unterstützt das
Programm Unternehmen, Kommunen oder auch Bildungseinrichtungen und
Verbände.

Die heißen, trockenen Sommer der letzten beiden Jahre 2018 und 2019
sowie die Starkregenereignisse von 2016 und 2017 haben den Klimawandel
und seine Folgen stärker ins öffentliche Bewusstsein gerückt. Schon
heute verursacht der Klimawandel millionenschwere Schäden in
Deutschland: Im Jahr 2018 erfasste die Versicherungswirtschaft 2,6
Milliarden Euro an versicherten Schäden an Häusern, Gewerbe- und
Industriebetrieben durch Stürme, Hagel und Starkregen. Bund und Länder
zahlten im gleichen Jahr Dürrehilfen in Höhe von 340 Millionen Euro.

Bundesumweltministerin Svenja Schulze: "Die Folgen des Klimawandels
treten auch in Deutschland immer deutlicher zu Tage - mit enormen
Auswirkungen auf Umwelt, Gesellschaft und Gesundheit. Dem können wir
nur mit vorsorglichem Klimaschutz und wirkungsvoller Anpassung an den
Klimawandel begegnen. Beides ist eine Chance für eine bessere,
lebenswertere Zukunft. Das gilt für die Infrastruktur genauso wie für
Wohngebiete oder die Landwirtschaft. Mit unserem Förderprogramm werden
Unternehmen, Kommunen, Bildungseinrichtungen und andere lokale Akteure
bei der Anpassung an den Klimwandel unterstützt."

Das Programm fördert Vorhaben in drei Schwerpunktbereichen:
Anpassungskonzepte für Unternehmen sowie die Entwicklung von
Bildungsmodulen zu Klimawandel und -anpassung. Hier kann jeweils ein
Zuschuss von bis zu 100.000 Euro beziehungsweise bis zu 200.000 Euro
gewährt werden. Darüber hinaus werden kommunale Leuchtturmprojekte,
die regionale Zusammenarbeit aufbauen, mit bis zu 300.000 Euro
gefördert. Das Förderprogramm setzt auf Ergebnisse mit hoher
Übertragbarkeit auf ähnlich betroffene Regionen und Akteure.

Mit der Umsetzung des Förderprogramms hat das BMU die
Zukunft-Umwelt-Gesellschaft (ZUG) beauftragt. Projektskizzen können
vom 1. August 2020 bis zum 31. Oktober 2020 bei der ZUG über
easy-Online eingereicht werden (siehe ZUG-Website). Bei
vielversprechenden Skizzen folgt in der zweiten Phase des
Auswahlverfahrens die Vorlage eines formellen Förderantrags.

Das Förderprogramm ist Teil der "Deutschen Anpassungsstrategie an den
Klimawandel" (DAS). Mit der DAS sollen Auswirkungen des Klimawandels
in den Planungs- und Entscheidungsprozessen öffentlicher und
gesellschaftlicher Akteure stärker berücksichtigt werden -
insbesondere auf kommunaler und lokaler Ebene. Vergangene Förderrunden
unterstützten beispielsweise Projekte zu Hochwassernetzen und zum
Starkregenrisikomanagement, zur Abmilderung urbaner Hitze-Hotspots, zu
strategischer Freiraumentwicklung in Städten oder zu Kooperationen in
Weinbau-Landschaften. Ebenso wurden Bildungsmodule in der
Landwirtschaft, im Katastrophen- oder im Gesundheitsschutz gefördert.

 * 

Quelle:

Pressedienst Nr. 092/20, 15.06.2020
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TOURISMUS/097: Fahrtziel Natur (Naturschutz heute)


NATURSCHUTZ heute - Sommer 2020

Mitgliedermagazin des Naturschutzbundes (NABU) e.V.

BAHN-URLAUB

"Fahrtziel Natur"

von Nicole Flöper



Nachhaltig und klimaschonend reisen: Wer Deutschland ohne Pkw bereisen
will, hat mit den 23 zielen von "Fahrtziel Natur" die chance,
Nationalparke und Biosphärenreservate noch einmal neu zu entdecken. so
kommt jede*r zu den schönsten Ecken unseres Landes.


Wer in diesem Jahr eine Auslandsreise geplant hat, muss sie
aufgrund der Corona-Pandemie vermutlich absagen oder verschieben. Dass
es sich auch lohnt, in Deutschland Urlaub zu machen, zeigen die 23
Gebiete, die sich in der Kooperation Fahrtziel Natur engagieren. Zur
Grasbergfrau in den Kellerwald in Hessen oder mit einem Naturwächter
im Biosphärenreservat Flusslandschaft Elbe unterwegs - am Bahnhof
einsteigen und am Zielort Natur aussteigen, das ist die Devise von
Fahrtziel Natur, einer Kooperation der drei Umweltverbände BUND, NABU
und VCD mit der Deutschen Bahn.

Seit 2001 engagieren sie sich in der Kooperation Fahrtziel Natur mit
der Absicht, den touristischen Verkehr in sensiblen Naturräumen vom
privaten Pkw auf öffentliche Verkehrsmittel zu verlagern. Damit werden
CO2-Emissionen eingespart und ein Beitrag zum Klimaschutz und zum
Erhalt der biologischen Vielfalt geleistet. Und durch die Menschen und
Geschichten vor Ort lernen die Besucher*innen ihre Heimat noch mal
ganz anders wertzuschätzen.

Ausbau des ÖPNV durch Engagement der Menschen vor Ort

Nach 19 Jahren hat sich die Kooperation etabliert und wurde mehrfach
als Beitrag zur UN-Dekade für Biologische Vielfalt ausgezeichnet.
"Viel zu selten wird in der öffentlichen Wahrnehmung hervorgehoben,
dass vor Ort Trägerkreise sehr gut zusammenarbeiten und Menschen seit
Jahren darum kämpfen, in ihrer Region den Ausbau der öffentlichen
Verkehrsmittel voranzutreiben, aber auch für den Tourismus zu
verbessern. Daher zeichnen wir seit 2009 Fahrtziel-Natur-Gebiete aus,
die sich besonders engagiert haben, um nachhaltigen Tourismus und
umweltfreundliche Mobilität voranzutreiben", sagt Kathrin Bürglen,
Projektleiterin von Fahrtziel Natur. Dieses Jahr sind der Naturpark
Ammergauer Alpen, der Nationalpark Harz und das Biosphärenreservat
Flusslandschaft Elbe nominiert.

Angefangen hat die Kooperation mit sechs Reisezielen: drei
Nationalparke, ein Naturpark und zwei Biosphärenreservate. 2018 kam
zuletzt der Nationalpark Kellerwald-Edersee dazu. Neben den Zielen in
Deutschland sind auch Gebiete aus der Schweiz und Österreich mit
dabei: der Schweizerische Nationalpark und der Nationalpark Hohe
Tauern (Kärnten). Die Idee kam sogar in der Schweiz so gut an, dass
das Projekt und die Marke dorthin übertragen wurden.

Reisereportagen laden zum Schmökern ein 

"Es ist nicht so leicht, aufgenommen zu werden, denn die Kriterien
sehen eine sehr gute Bahnanbindung und Mobilität vor Ort für Touristen
vor und seit 2017 auch die kostenlose Mobilität auf Gästekarte", so
Bürglen. "Wenn es einen Parkplatz gibt, aber keine Bushaltestelle bei
einem Wanderstartpunkt, dann ist das aus der Sicht der Gäste schon mal
nicht optimal, und eine nachhaltige Mobilität ist nicht möglich. Das
wird daher vorher genau von den Trägergruppen vor Ort evaluiert, und
es müssen entsprechende Ziele erreicht werden."

Sich einlesen und stöbern kann man auch im neuen Buch "Nah dran. 22
Menschen. 22 Reisereportagen" von Fotograf Paul Meixner und Autor
Bernd Pieper. Darin werden Menschen vorgestellt, die sich in den
Fahrtziel Natur-Gebieten besonders engagieren. "Mir hat vor allem
imponiert, dass die Protagonist*innen so für ihre Themen und ihre
Naturschutzgebiete brennen", erzählt Bernd Pieper, der neun Jahre für
den NABU gearbeitet hat. "Ein solcher Job, der zudem hauptsächlich
draußen stattfindet, scheint wohl jung und fit zu halten. Selbst bei
den 60+-Gesprächspartner*innen hatte ich das Gefühl, ich unterhalte
mich mit Jugendlichen."

Traum erfüllt 

Am Beispiel von Michael Reinboth zeigt sich, wie sehr der Einsatz von
Menschen vor Ort dazu beiträgt, den öffentlichen Nahverkehr zu
stärken. Für ihn ist mit der Einführung des Harzer Urlaubs-Tickets
HATIX im Westharz ein lang gehegter Wunsch in Erfüllung gegangen. So
hatten viele Kommunalpolitiker sich nicht sonderlich für den ÖPNV
interessiert und lieber Vorurteile gepflegt: "'Wer fährt denn damit?
Man kommt doch nirgendwo hin' - wie oft habe ich das gehört", wird der
67-Jährige im Buch zitiert.

Mittlerweile bieten 13 Fahrtziel NaturGebiete eine kostenlose
Mobilität mit der Gästekarte an: Dabei erhalten Urlauber automatisch
bei der Ankunft in ausgewählten Hotels und Pensionen vom Gastgeber
eine Kur- oder Gästekarte, die gleichzeitig für die gesamte
Aufenthaltsdauer als Fahrschein für den ÖPNV gilt, ganz ohne
Extrakosten.

Pieper, der sich sehr gut in Deutschland auskennt, wenn es ums Reisen
geht, hat noch mal andere Facetten der Regionen kennengelernt. Die
Größe der Gebiete würden für ein ganzes Leben reichen. Seine
persönlichen Favoriten sind die malerischen Ammergauer Alpen, das
Biosphärenreservat Südost-Rügen und das nicht so bekannte
Biosphärenreservat Bliesgau.


Info

Regelmäßig finden Fachtagungen zum thema Nachhaltige Reisemobilität
statt. Eine Dokumentation aus dem Jahr 2018, die sich damit
beschäftigt, warum nachhaltige Mobilitätsangebote im Tourismus
bundesweit immer noch ein Nischendasein fristen, gibt es zum Download
www.NABU.de/Reisemobilitaet.


Buchtipp

Bernd Pieper mit Fotografien von Paul Meixner:

Fahrtziel Natur. 22 Menschen. 22 Reisereportagen.

- 240 Seiten. 19,95 Euro. J.P. Bachem Editionen 2020.

ISBN 978-3-7616-3417-2.

 * 
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KLIMA/760: Erderwärmung - unerwartet schnell ... (SB)




Im nächsten Jahr soll der sechste Bericht des Weltklimarats
veröffentlicht werden, und es zeichnet sich ab, daß die Erderwärmung
schneller abläuft, als im letzten Bericht aus dem Jahr 2014
angenommen worden war. Damit setzt sich der Trend fort, daß das, was
zuvor als "weitestgehendes Szenarium" ausgewiesen worden war, nach
wenigen Jahren zum neuen Mittelwert der Berechnungen wird. Die
bislang beschlossenen politischen Maßnahmen zur Verringerung des
globalen Temperaturanstiegs bewegen sich jedoch auf dem
klimawissenschaftlichen Erkenntnisstand von vor zwanzig Jahren.

Ein Viertel der Klimamodelle von über 20 Institutionen, die dem
sechsten Sachstandsberichts des Weltklimarats zuarbeiten, haben als
Ergebnis ihrer Berechnungen ausgeworfen, daß die sogenannte
Klimasensitivität nicht bei drei, sondern bei fünf Grad Celsius
liegt, berichtet der "Guardian". [1]

Mit "Klimasensitivität" wird angegeben, wie stark sich die Erde im
globalen Durchschnitt erwärmt, wenn sich die Menge an atmosphärischem
Kohlenstoffdioxid gegenüber dem Wert der vorindustriellen Zeit, der
bei 280 ppm (parts per million) lag, verdoppelt. Anders gefragt, wie
sensibel reagiert das Klima auf Treibhausgase?

Eine scheinbar einfache Frage, an der sich aber die
leistungsstärksten Computer der Welt abarbeiten. Denn zur
Beantwortung dieser Frage werden riesige Datenmengen aus zahlreichen
wissenschaftlichen Einzeluntersuchungen zusammengezogen und
miteinander verrechnet. Es kommen laufend neue Daten hinzu, was die
Qualität der "Modelle" - so werden die Klimasimulationen genannt -
verbessert.

Wenn für ein bestimmtes Natursystem keine Daten vorliegen, wird ein
möglicher Effekt auf das Klima nicht berücksichtigt. Beispielsweise
wußte man früher noch wenig über das Verhalten der antarktischen
Gletscher. Erst im 2014 erschienenen fünften Sachstandsbericht des
Weltklimarats - auf englisch: 5th Assessment Report of the
Intergovernmental Panel on Climate Change (IPCC) - wurde der
Gletscherschwund der Antarktis berücksichtigt. Daraufhin warfen die
meisten Modelle höhere Werte für den wahrscheinlichen
Meeresspiegelanstieg aus.

Beim nächsten Bericht des Weltklimarats wird versucht, eine weitere
Lücke, die bis heute nicht ausreichend mit Daten gefüllt werden
konnte, zu schließen: der Einfluß der Wolken auf die globale
Durchschnittstemperatur. Je nach Beschaffenheit können Wolken zur
Erwärmung beitragen oder dieser entgegenwirken, abhängig von Faktoren
wie Temperatur, Feuchtigkeit, Wetterlage, Dichte, Höhe.
Beispielsweise können Wolken, die an ihrer Oberseite hell sind, das
einfallende Sonnenlicht reflektieren, so daß es gar nicht erst die
Erdoberfläche erreicht. In dem Fall "kühlen" die Wolken. Wohingegen
abgeschattete Wolken das Sonnenlicht absorbieren und die Erde somit
aufheizen.

Aus diesem Grund wurde lange Zeit angenommen, daß sich ein "positiver
Feedback" und ein "negativer Feedback" der Wolkenbildung ausgleichen.
Dem "Guardian" zufolge wurde jedoch in den letzten rund eineinhalb
Jahren eine überwältigende Mehrheit von Studien publiziert, die von
einem positiven Feedback ausgehen. Das heißt, die Wolken verstärken
den Treibhauseffekt.

Zurück zur Klimasensitivität. Der Wert hat sich kaum geändert. Bei
einem atmosphärischen CO₂-Gehalt von 560 ppm, dem Doppelten
des vorindustriellen Niveaus, beträgt die globale
Durchschnittstemperatur demnach rund 3 Grad C. Auch die
paläoklimatischen Berechnungen, die unter anderem aus Eisbohrkernen,
Baumringen, Seesedimenten und Tropfsteinhöhlen hergeleitet werden -
man spricht auch von "Proxydaten", die aus den "Klimaarchiven"
gewonnen werden, lassen auf eine Klimasensitivität von 3 Grad C
schließen.

Nun gibt es jedoch keinen Grund anzunehmen, daß sich die
Klimaverhältnisse im Laufe der Erdgeschichte nicht fundamental
wandeln können. Die Klimasensitivität ist keine Naturkonstante,
sondern ein Erfahrungswert. Der kann sich ändern. Beispielsweise muß
nicht immer alles in Zyklen ablaufen, so daß heutige Prozesse
unabweislich aus vergangenen herzuleiten wären. Solche Zyklen
entspringen womöglich dem Wunsch, dem im wesentlichen unverstandenen
Geschehen eine Ordnung zuzuweisen. Nun ja, vermutlich hat auch jede
Fliege ihre Ordnung, und doch wird sie unter dem nächsten Kuhfladen,
der "vom Himmel" fällt, begraben.

Anscheinend hat der Mars einen riesigen Kuhfladen abbekommen. Nimmt
man unseren Nachbarplaneten als Analogie, so fällt nämlich auf, daß
der er einstmals über große Wassermengen verfügt haben muß. Von denen
sind heute nur noch deren Erosionsfolgen an den Geländeformationen
herzuleiten. Daran wird deutlich, daß sich innerhalb des
Sonnensystems das planetare Klima keineswegs immer in Zyklen
abspielt. Oder, sollte der gewaltige Wasserverlust des Mars Teil
eines noch unbekannten, äonenalten Zyklus sein, die
Lebensverhältnisse zwischenzeitlich ziemlich den Bach runtergehen
können ...

Die Klimasensitivität galt bislang als feste Größe. Deshalb fällt die
Reaktion seitens der Forschung auf erste Hinweise, daß das Feste
haltlos sein könnte, durchaus alarmierend aus. Das Ergebnis sei von
tiefer Besorgnis, zitiert der "Guardian" den Klimawissenschaftler
Johan Rockström, der das Potsdam Institut für Klimafolgenforschung
leitet. "Klimasensitivität ist der heilige Gral der Klimaforschung.
Es ist der wichtigste Indikator für das Klimarisiko. Seit vierzig
Jahren liegt sie bei ungefähr drei Grad Celsius. Nun erleben wir
plötzlich, daß die umfangreichsten Klimamodelle auf den besten
Supercomputern zeigen, daß sich die Dinge schlimmer entwickeln als
gedacht."

Was bedeutet es, sollten sich die Berechnungen bewahrheiten? Es wäre
zu spät, die globale Erwärmung so auszubremsen, daß sie bei 1,5 Grad
C gegenüber dem vorindustriellen Niveau gehalten wird.

Vor knapp fünf Jahren hatte die internationale Staatengemeinschaft
auf der Klimaschutzkonferenz von Paris vereinbart, Bedrohungen in
Folge der globalen Erwärmung abzuwenden, "indem unter anderem der
Anstieg der durchschnittlichen Erdtemperatur deutlich unter 2 °C über
dem vorindustriellen Niveau gehalten wird und Anstrengungen
unternommen werden, um den Temperaturanstieg auf 1,5 °C über dem
vorindustriellen Niveau zu begrenzen, da erkannt wurde, dass dies die
Risiken und Auswirkungen der Klimaänderungen erheblich verringern
würde." (Übereinkommen von Paris, Amtsblatt der Europäischen Union, L
282/4, 19.10.2016) [2]

Obschon die Summe der Zusagen der am Übereinkommen von Paris
beteiligten Staaten (die USA unter Präsident Trump sind aus diesem
Prozeß ausgeschert) mit 3,2 Grad C noch weit selbst von dem weniger
ehrgeizigen Ziel des Abkommens entfernt sind, kam das IPCC im Jahr
2018 in dem "Sonderbericht 1.5" zu dem Schluß, daß die
1,5-Grad-Schwelle noch erreichbar ist. [3]

Um die globale Erwärmung auf 1,5 Grad C zu begrenzen, muß aber bis
2050 Kohlenstoffneutralität erreicht sein. Es dürfen keine
zusätzlichen Treibhausgase emittiert werden, weder durch CO₂
als Folge der Verbrennung fossiler Energieträger (Kohle, Erdöl,
Erdgas) noch durch sogenannte CO₂-Äquivalente wie Methan, Ozon
oder Lachgas, die beispielsweise durch auftauenden Permafrost,
kunstdüngerbasierte Landwirtschaft, Müllkippen,
Erdgasinfrastruktureinrichtungen oder sauerstoffarme Zonen der Meere
freigesetzt werden.

Zur Einhaltung der 2-Grad-Schwelle müßte bis zum Jahre 2075
Kohlenstoffneutralität erreicht sein. Heute liegt die globale
Durchschnittstemperatur bereits 1,0 Grad C über dem vorindustriellen
Niveau. Die 1,5-Grad-Schwelle würde zwischen 2030 und 2052 erreicht,
lautete noch vor zwei Jahren die vorherrschende Meinung. [4]

Sollte aber die Klimasensitivität von 3 auf 5 Grad C steigen, wie
(bislang) nur der kleinere Teil der Klimamodelle als Ergebnis
ausgeworfen hat, würden sich die Fristen sehr stark verkürzen, oder,
wie Rockström hinsichtlich der 1,5-Grad-Schwelle feststellt, faktisch
nicht mehr einzuhalten sein. Sollte der höhere Wert auch von anderen
Modellen bestätigt werden, wäre seiner Einschätzung nach nur noch die
2-Grad-Schwelle erreichbar.

Aus den oben erwähnten Proxydaten geht hervor, daß auf der Erde, als
ihre Atmosphäre das letzte Mal einen so hohen CO₂-Gehalt hatte
wie im Mai 2020 - nämlich 417 ppm - der Meeresspiegel 15 bis 24 Meter
höher war als heute; zugleich war das Klima durchschnittlich zwei bis
drei Grad wärmer. [5]

Sollte es notwendig werden, die Klimasensitivität auf fünf Grad C zu
justieren, wären die dann ebenfalls neu zu berechnenden Folgen für
die Menschen und ihre Mitwelt auch deshalb brisant, weil der
Kohlenstoffdioxidanteil in der Atmosphäre nicht einfach "nur" linear
ansteigt, sondern exponentiell. In den 1960er Jahren betrug die
jährliche CO₂-Zunahme 0,8 ppm, in den 1990ern 1,5 ppm, in den
Nuller Jahren 2,0 ppm und im zurückliegenden Jahrzehnt 2,4 ppm.

Die Menschen in Deutschland können sich natürlich jetzt alle ganz
schnell Elektroautos kaufen, weil die Bundesregierung ihnen dafür
6.000 Euro gibt, aber mit Klimaschutz hat das nichts zu tun. Erstens
ermöglichen sie damit den Autokonzernen, weiterhin die tonnenschweren
SUVs zu verkaufen, zweitens ist die Herstellung eines Elektroautos
energieaufwendiger und amortisiert sich energetisch erst nach Jahren.
Noch unsinniger ist die beschlossene Förderung von Hybridfahrzeugen.
Die müssen ständig zwei Motoren mit sich schleppen, sowohl den
Elektromotor samt Batterien als auch den Verbrennungsmotor. Mit
Elektroautos wie den Tesla kann man vielleicht der Konkurrenz im
Straßenverkehr davonfahren, weil sie irrsinnig schnell beschleunigen,
aber der Erderwärmung entkommt Mensch damit nicht.


Fußnoten:

[1] https://www.theguardian.com/environment/2020/jun/13/climate-worst-case-scenarios-clouds-scientists-global-heating

[2] https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=OJ:L:2016:282:FULL&from=EL

[3] https://www.de-ipcc.de/256.php

[4] http://schattenblick.de/infopool/umwelt/report/umrb0146.html

[5] https://www.washingtonpost.com/weather/2020/06/04/carbon-dioxide-record-2020/

16. Juni 2020






Copyright 2020 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis




OEBPS/Images/bfam1075_berlin0606-f-720x510.jpg





OEBPS/Images/m3al2612_msf319139.jpg





OEBPS/Images/newsimage337081.jpg





OEBPS/Images/m8en1551newsimage337045.jpg





OEBPS/Images/julian.jpg
ILIBER PARA JULIAN ClLl

#SerLiderSocialNoEsUnDelito





OEBPS/Images/placa_10_de_junio_de_1971_-_metro_normal.jpg
£l 10 de junio de 1971 €1 esta zona
facron violentamente agredidos
los estudianted que se manifestaban
porIa Tibertad y los dexechos ciudadanos.

En este XXX Aniversario,
el Gobierno electo de la Ciudad de México
recuerda alas victimas de este episodio
de la larga lucha por la democracia
de los habitantes de osta_ciudad.

10 de junio de’ 2001






OEBPS/Images/sb-logo.png





OEBPS/Images/editorial_sb-zeitung.jpg





OEBPS/Images/newsimage336941.jpg





OEBPS/Images/wett9017_(c)_2020_by_schattenblick.jpg





OEBPS/Images/cover.jpg
Berihi... Inviews . K e

gsn . Txteiige . Dokumente

Schatt

MA-Verlsg Elekironsche Zeitung Schattenbick Mioch 17 Jni 202

EUROPOOL / REDAKTION

Bresi
London steuert zuschends cin
Vercinbarungscheiters
8B Keine Reginy g o i
i sl -
die des Vereinigten
pe Premierminister
Bori Johson und se Rabinet
aus markiadikalen Tories haben
« Inkompeten an den Tag
50 e o Qe i

EUROFOOL / POLITIK

OVID-19 n Ialien -
Cberraschnag. Shrec.
P et

B, Wi andre llenisehe
Medien avch hilt s hewt dic

Nachechienagentur ANSA mit
Berichten her dic Togung dr so-
genamnten Generalstinde, uf der

e von Minsterprisident
cne Tnanspruch.
nabme der EUKredie. (. 51

POLITIK/ REDAKTION

Iran -
US-Kindergartendiplomaie .

Kegstriber verhabten-.. (5. 6

Internationale Presseagentur Pressenza - Biro Berlin
Black Lives Matter -
Zehntausende gegen Rassismus und Polizeigewalt

von Peter Viaten, Arbeisheis Internationalisous
1G Metall Bertn 1], 13. Juni 2020

Zehntausende protestieren am  Bild: © Peter Vattn
amstag . Juni n Beln gcgen
Rasomus nd

aber

sind gonz

nd
i ey 0
en jede An deologie “der Vor. vor allem auch i Statsappa-
errschft weier Mann at. U

A, sondemn
Es sind alle Altersgroppen, alle  weloweit, in Europa und bei
Gesl alle Hautfarben s,






OEBPS/Images/sph07303-1.jpg





OEBPS/Images/newsimage336915.jpg





OEBPS/Images/newsimage336999.jpg
TR S .
B 5 &
N





OEBPS/Images/newsimage337080.jpg





OEBPS/Images/bfam1075_berlin0606-c.jpg





